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112. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 12. September 2019

Beginn: 9.00 Uhr

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte 

nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet.

Vor Eintritt in die Tagesordnung gratuliere ich nach-
träglich den Kollegen Dr. Jürgen Martens und Profes-
sor Dr. Harald Weyel zu ihrem 60. Geburtstag, den Kol-
legen Dr. Klaus-Peter Schulze, Jürgen Trittin, Max 
Straubinger und Norbert Brackmann zu ihrem 65. Ge-
burtstag

(Beifall)

– Moment, da kommen noch mehr –, den Kollegen 
Karsten Möring und Volker Kauder zu ihrem 70. Ge-
burtstag und dem Kollegen Martin Patzelt, der seinen 
72. Geburtstag gefeiert hat. Im Namen des ganzen Hauses 
gratuliere ich allen Geburtstagsjubilaren und wünsche 
ihnen alles Gute für das neue Lebensjahr.

(Beifall)

Für die ausgeschiedenen Kolleginnen Marlene Mort-
ler, Dr. Katarina Barley, Dr. Ursula von der Leyen und 
Nicola Beer sind die Kolleginnen Dr. Astrid 
Freudenstein, Isabel Mackensen und Ingrid Pahlmann 
sowie der Kollege Peter Heidt als Mitglieder des Deut-
schen Bundestages nachgerückt. Ich begrüße die neuen 
Kolleginnen und Kollegen im Namen des ganzen Hauses 
herzlich und wünsche eine gute Zusammenarbeit.

(Beifall)

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbundene 
Tagesordnung um die in der Zusatzpunkteliste aufge-
führten Punkte zu erweitern, die alle ohne Debatte auf-
gerufen werden sollen:

ZP 1 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 2)

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Cem Özdemir, Matthias Gastel, Sven- 
Christian Kindler, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes

Drucksache 19/12089

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Haushaltsausschuss

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Filiz Polat, Dr. Konstantin von Notz, Luise 
Amtsberg, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Wiedergutmachung im Staatsangehörig-
keitsrecht

Drucksache 19/12200

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Reform der Hebammenausbildung und 
zur Änderung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch (Hebammenreformgesetz – 
HebRefG)

Drucksache 19/12557

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Dirk Spaniel, Matthias Büttner, Leif-Erik 
Holm, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Nachhaltigkeit im Güterkraftverkehr stei-
gern, Energieverbrauch und die Anzahl 
der Lkw-Fahrten vermindern, Straßen 
und Brücken schonen

Drucksache 19/13097
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Protschka, Peter Felser, Franziska 
Gminder, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Landwirtschaftliche Direktvermarktung 
stärken

Drucksache 19/13096

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Julia Verlinden, Oliver Krischer, 
Christian Kühn (Tübingen), weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Ölheizungen ersetzen, Subventionen für 
fossile Heizungen streichen

Drucksache 19/13069

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Daniela Wagner, Christian Kühn (Tübingen), 
Britta Haßelmann, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Stadtentwicklung mit nachhaltiger Städ-
tebauförderung zukunftsfest ausrichten

Drucksache 19/13071

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommu-
nen (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Ausschuss Digitale Agenda

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Renate Künast, Friedrich Ostendorff, Harald 
Ebner, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Die Wünsche der Verbraucherinnen und 
Verbraucher, Bauern und Bäuerinnen 
ernst nehmen – Verpflichtendes Tierhal-
tungs- und Herkunftskennzeichen einfüh-
ren

Drucksache 19/13070

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christoph Meyer, Daniela Kluckert, Bernd 
Reuther, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP

Tegel offen halten – Für Berlin und für 
Deutschland

Drucksache 19/13101

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Haushaltsausschuss

ZP 2 Weitere Abschließende Beratungen ohne Aus-
sprache

(Ergänzung zu TOP 3)

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Achten Gesetzes zur Änderung des Hoch-
schulrahmengesetzes

Drucksache 19/10521

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Bildung, Forschung und Tech-
nikfolgenabschätzung (18. Ausschuss)

Drucksache 19/13093

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung 
(18. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Jens 
Brandenburg (Rhein-Neckar), Katja 
Suding, Mario Brandenburg (Südpfalz), 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der FDP

Ein modernes Kapazitätsrecht für eine 
zukunftsfähige Hochschullehre

– zu dem Antrag der Abgeordneten Nicole 
Gohlke, Dr. Petra Sitte, Simone 
Barrientos, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion DIE LINKE

Hochschulzulassung öffnen und gerecht 
gestalten

Drucksachen 19/10620, 19/10623, 
19/13093

Der ohne Debatte vorgesehene Tagesordnungspunkt 2 f 
soll abgesetzt werden.

Schließlich mache ich noch auf nachträgliche Aus-
schussüberweisungen im Anhang zur Zusatzpunkteliste 
aufmerksam:

Der am 27. Juni 2019 (107. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Kultur und Medien (22. Ausschuss) zur Mit-
beratung überwiesen werden:

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Reform des Grundsteuer- und 
Bewertungsrechts

(Grundsteuer-Reformgesetz – GrStRefG)

Drucksache 19/11085
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Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss

Der am 6. Juni 2019 (104. Sitzung) überwiesene nach-
folgende Antrag soll zusätzlich dem Ausschuss für Kultur 
und Medien (22. Ausschuss) zur Mitberatung überwiesen 
werden:

Beratung des von den Abgeordneten Frank Sitta, 
Manuel Höferlin, Grigorios Aggelidis, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion der FDP einge-
brachten Antrags

Lückenschluss-Auktion – Frequenzvergabe 
neu denken

Drucksache 19/10618

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss Digitale Agenda

Der am 27. Juni 2019 (107. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss) zur Mit-
beratung überwiesen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Moder-
nisierung und Stärkung der beruflichen Bil-
dung

Drucksache 19/10815

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Sind Sie mit all dem einverstanden? – Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Auf der Ehrentribüne hat die Präsidentin der Natio-
nalversammlung der Republik Madagaskar, Ihre Ex-
zellenz Frau Christine Razanamahasoa, mit ihrer De-
legation Platz genommen. Im Namen aller Kolleginnen 
und Kollegen des Bundestages begrüße ich Sie sehr herz-
lich und wünsche Ihnen für Ihren Aufenthalt bei uns so-
wie für Ihr parlamentarisches Wirken alles Gute.

(Beifall)
Wir haben uns gestern schon intensiv über die Zusam-
menarbeit und die gegenseitigen Erfahrungen unterhal-
ten.

Jetzt, liebe Kolleginnen und Kollegen, setzen wir die 
Haushaltsberatungen – Tagesordnungspunkt 1 a und b – 
fort:

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 2020 (Haushaltsge-
setz 2020)

Drucksache 19/11800

Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung

Finanzplan des Bundes 2019 bis 2023

Drucksache 19/11801

Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss

Wir haben am Dienstag für die heutige Aussprache eine 
Debattendauer von insgesamt siebeneinhalb Stunden be-
schlossen.

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums des Innern, für Bau und Heimat, Einzel-
plan 06.

Das Wort hat der Bundesminister Horst Seehofer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Horst Seehofer, Bundesminister des Innern, für Bau 
und Heimat:

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Haushaltsentwurf des Bundesinnenministe-
riums weist wieder Rekordzahlen auf, sein Volumen 
steigt um 720 Millionen Euro auf rund 15,3 Milliarden 
Euro. In ihm spiegeln sich fünf wichtige Kernbereiche für 
unser Land wider. Mit diesen fünf Kernbereichen möchte 
ich mich in aller Kürze beschäftigen.

Das erste Kernthema ist die Stärkung der inneren Si-
cherheit. Deutschland, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
gehört zu den sichersten Ländern der Welt. Mit der Politik 
der letzten Jahre haben wir dazu beigetragen, Deutsch-
land noch ein Stück sicherer zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, natürlich!)

Die Gründe liegen vor allem im Personalaufwuchs, in der 
Ausweitung der Befugnisse für unsere Sicherheitsbehör-
den, aber auch in der sächlichen Ausstattung. Das drückt 
sich aus in Folgen, die unbestreitbar sind, nämlich in der 
objektiven Kriminalstatistik. Wir haben bei der Zahl der 
Straftaten den niedrigsten Wert seit Anfang dieses Jahr-
hunderts, und wir haben die höchste Aufklärungsquote 
seit dem Jahre 2005. Nie war die Aufklärungsquote von 
Straftaten in unserem Lande höher als jetzt, und dafür 
möchte ich unseren Sicherheitsbehörden herzlichen Dank 
sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Es gibt zwischendurch leider immer wieder im Einzel-
fall schreckliche Verbrechen

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Tausende!)
wie zuletzt auf dem Bahnhof in Frankfurt. Wir werten all 
diese Verbrechen aus und versuchen, wo immer es geht, 
noch weitere Verbesserungen in der Prävention zu täti-
gen.
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(Dr. Alice Weidel [AfD]: Natürlich! Bei offe-
nen Grenzen!)

Deshalb fand gestern auch ein Spitzengespräch mit dem 
Verkehrsminister und der Deutschen Bundesbahn statt,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Kontrollieren Sie 
mal lieber die Grenzen!)

und wir werden heute die Ergebnisse im Einzelnen ver-
öffentlichen.

Ich möchte heute eine Gefährdungslage ansprechen, 
die für die Haushaltsberatungen von höchster Bedeutung 
ist. Wir hatten jetzt ein umfangreiches Gespräch mit un-
seren Sicherheitsbehörden, und ich muss dem Parlament 
mitteilen, dass sich neben der Gefährdung durch den is-
lamistischen Terrorismus, die trotz dieser guten allgemei-
nen Kriminalstatistik nach wie vor hoch ist, ein zweiter 
Bereich herausgebildet hat,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Rechts, nicht wahr?)
den wir jetzt auch einstufen in die Gefährdungslage 
„Hoch“. Das ist die Gefährdung durch den Rechtsextre-
mismus und Rechtsterrorismus.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Siehste! Das haben 
wir doch gewusst! Ganz gefährlich!)

Auch dort ist höchste Sorgfalt, höchste Aufmerksam-
keit geboten. Wir statten deshalb das Bundeskriminalamt 
und das Bundesamt für Verfassungsschutz mit neuen Ein-
heiten aus, die sich speziell auf diesen Komplex konzent-
rieren.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, ja!)
Ich bitte jetzt schon darum, uns im Rahmen der Haus-

haltsberatungen auch die dafür notwendige Mittelausstat-
tung, insbesondere die Planstellen, zur Verfügung zu stel-
len. Das sind nicht 10 Planstellen, es sind auch nicht 30, 
sondern da geht es in die Hunderte. Diese sind notwendig, 
wenn wir eine wirksame Abwehr der Gefahr durch den 
Rechtsextremismus und den Rechtsterrorismus in unse-
rem Lande haben wollen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Jawoll!)
Darum bitte ich Sie.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Was ist mit dem 
Linksextremismus?)

Der zweite Kernbereich ist die Steuerung der Migra-
tion. Wir haben jetzt im zweiten Jahr in Folge einen deut-
lichen Rückgang der Zahl der Asylanträge; das gilt auch 
für dieses Jahr. Wir liegen mit hoher Wahrscheinlichkeit – 
mit höchster Wahrscheinlichkeit – auch Ende des Jahres 
weit unter dem Korridor, den wir in der Koalition verein-
bart haben, nämlich 180 000 bis 200 000. Wir haben die 
Dauer der Asylverfahren deutlich beschleunigt. In den 
AnKER-Zentren liegt sie mittlerweile bei unter zwei Mo-
naten. Das ist ein hervorragender Wert für die Bearbei-
tung so schwieriger Sachverhalte. Da möchte ich auch 
dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge danken. 
Sie wissen, dass das über weite Strecken meiner Amtszeit 
eine Behörde war, die immer in der Diskussion stand. 
Aber sie ist konsolidiert und liefert hervorragende Arbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Was steht hier an? Wir brauchen dringend, wenn jetzt 
die neue Kommission im Amt ist, eine gemeinsame eu-
ropäische Asylpolitik. Der Migrationsdruck von allen 
Seiten ist nach wie vor hoch. Ich bin der Kanzlerin dank-
bar, dass sie gestern mit dem türkischen Präsidenten tele-
foniert hat

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Das bringt ja auch 
total viel!)

wegen der Situation in der Türkei und Griechenland. Wir 
haben vom Süden her, aus Afrika, nach wie vor einen 
beachtlichen Migrationsdruck. Deshalb ist es wichtig – 
das können nur die Europäer gemeinsam lösen –, dass wir 
dieses gemeinsame europäische Asylsystem bekommen.

Auf nationaler Ebene haben wir ein beachtliches Mi-
grationspaket mit acht Einzelgesetzen verabschiedet, das 
den Ländern jetzt viele Möglichkeiten gibt, die Migration 
zu steuern, zu ordnen und Personen, die keinen Schutz-
status haben, in ihre Herkunftsländer zurückzuführen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Das funktioniert ja 
jetzt schon wunderbar!)

Wir unterstützen die Länder sehr stark durch die Bundes-
polizei, durch die Passersatzbeschaffung und durch direk-
te Kontakte mit den Rückführungsländern.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Durch Telefonate! 
Einfach mal telefonieren, jawoll!)

Aber ich möchte hier heute auch an die Länder appellie-
ren: Sie sind zuständig für die Rückführung, und sie müs-
sen die rechtlichen Möglichkeiten auch nutzen, die der 
Deutsche Bundestag ihnen jetzt einräumt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Super!)

Ein besonderes, ein ganz schwieriges Thema ist die 
Seenotrettung. Ich denke, wir müssen nicht darüber dis-
kutieren, dass wir Menschen vor dem Ertrinken retten, 
aber wir wollen ein Regelverfahren, das diese erbärmli-
chen Zustände der letzten Monate vermeidet.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Der letzten Monate? Jahre!)

Ich habe gestern mit der neuen italienischen Innenminis-
terin gesprochen. Sie wird nächste Woche nach Berlin 
kommen, damit wir dieses Thema weiter vorbereiten. 
Die Schwierigkeit liegt darin, auf der einen Seite Men-
schen vor dem Ertrinken zu retten und auf der anderen 
Seite kein Anreizsystem für die Schleuserbanden zu etab-
lieren, die sich dann möglicherweise ermutigt fühlen, 
noch mehr Boote auf das Meer zu setzen. Diesen 
schwierigen Sachverhalt müssen wir lösen. Ich möchte, 
dass wir mit einigen Staaten, insbesondere mit Frank-
reich, Italien und Malta, diese Thematik lösen. Es wird 
am 23. September auf Malta eine Konferenz unter der 
Präsidentschaft Finnlands mit den Franzosen, mit uns, 
mit den Italienern und mit den Maltesern stattfinden, 
um einen Vorschlag für den EU-Rat zu erarbeiten; denn 
es ist ein ganz wichtiges Thema: Ordnung einerseits und 
Humanität andererseits.
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Der dritte Kernbereich unseres Ministeriums ist die 
Cybersicherheit und die digitale Gesellschaft. Wir haben 
einen hohen Standard in der Cyberabwehr. Es gibt täglich 
Cyberangriffe auf verschiedene Institutionen, die wir alle 
miteinander beherrschen. Wir bauen gerade das Nationale 
Cyber-Abwehrzentrum aus. Auch dort gibt es personelle 
Erfordernisse. Das läuft sehr gut. Wir werden in Kürze 
das Parlament mit einem IT-Sicherheitsgesetz 2.0 belie-
fern. Die Dynamik und die Geschwindigkeit in diesem 
Bereich sind unheimlich groß, sodass man hier immer 
wieder nachsteuern muss, auch bei den rechtlichen 
Grundlagen, um jener Herr zu werden, die das Internet 
für ihre rechtswidrigen Zwecke nutzen. Übrigens wollen 
wir auch die Hassparolen verstärkt angehen.

Gemeinsam mit den Ländern wird der Bund die digi-
tale Gesellschaft in der öffentlichen Verwaltung organi-
sieren. Wir werden bis 2022, wie im Kabinett beschlossen 
und der Öffentlichkeit versprochen, ein Bürgerportal 
schaffen – Bund und Länder gemeinsam –, bei dem 
575 Verwaltungsdienstleistungen digitalisiert und der Be-
völkerung angeboten werden. Viele Behördenwege wer-
den sich dann als überflüssig herausstellen. Ich glaube, 
das ist eine echte Dienstleistung für unsere Bürgerinnen 
und Bürger.

Der vierte Kernbereich unseres Hauses heißt Bauen 
und Wohnen. Wir haben als Bundesregierung mit Unter-
stützung eines Wohngipfels, bei dem die Länder und 
Kommunen mitgewirkt haben, ein Wohnungsbaupro-
gramm aufgelegt, wie es das in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland noch nie gab. Ich nenne nur die 
Stichworte, die Sie alle kennen: Baukindergeld, bisher 
120 000 Anträge, das heißt etwa 400 000 betroffene Per-
sonen. Wir haben den sozialen Wohnungsbau für die Jah-
re 2020 und 2021 durch eine Grundgesetzänderung er-
möglicht. Das muss man den Ländern immer wieder 
sagen. Hier plagt mich die Sorge, dass die Länder mög-
licherweise – jedenfalls manche – diese Gelder nicht für 
den sozialen Wohnungsbau einsetzen

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Ja!)
und selbst viel zu schwach in den sozialen Wohnungsbau 
einsteigen. Das gilt nicht für alle Länder, aber durchaus 
für eine beachtliche Zahl. Deshalb auch hier der Appell an 
die Länder: Wir brauchen zusätzliche Wohnungen, wir 
brauchen diese Wohnungen für die sozial Bedürftigen. 
Das kann nur gelingen, wenn Kommunen, Länder und 
Bund zusammenwirken. Der Bund hat deshalb das 
Grundgesetz geändert. Der Bund hat deshalb für das Jahr 
2020 1 Milliarde Euro zusätzlich zur Verfügung gestellt. 
Das zeigt, dass wir die Wohnungsbauproblematik sehr 
ernst nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir setzen die Städtebauförderung auf Rekordniveau 

fort. Wir haben eine Wohngeldnovelle verabschiedet, die 
am 1. Januar in Kraft treten wird und durch die sich die 
Zahl der Wohngeldempfänger deutlich erhöhen wird. Wir 
haben eine steuerliche Sonderabschreibung für den Woh-
nungsbau geschaffen, um ein bezahlbares Mietsegment 
zu schaffen. Wir arbeiten sehr stark daran – das ist die 
Kompetenz des Finanzministers –, dass wir für die Be-
diensteten des Bundes Wohnungen bauen, insbesondere 

für Polizei- und Zollbeamte. Wir werden in diesem Jahr 
noch eine Novelle zum Baugesetzbuch vorlegen, nach-
dem eine Kommission aus Bund, Ländern und Vertretern 
der Wohnungswirtschaft ein Jahr lang getagt hat. Das 
Baugesetzbuch soll dahin gehend geändert werden, dass 
billiger gebaut werden kann und Baugenehmigungen 
schneller erteilt werden. Das ist etwas, was die Bürger-
schaft von uns erwartet.

Zu diesem Komplex darf ich insgesamt sagen: Die 
Bauwirtschaft läuft auf Hochtouren. Oft wird gesagt: Ja, 
gut, das liegt daran, dass die Preise angezogen haben. 
Aber ich kann dem Parlament sagen: Die Kapazitäten in 
der Bauwirtschaft sind ausgeweitet, die Zahl der Beschäf-
tigten ist jüngst um 3 Prozent gesteigert worden. Das 
heißt, die Bauwirtschaft hat Vertrauen in die Verlässlich-
keit unserer Maßnahmen und erhöht die Kapazitäten, die 
Zahl der Arbeitsplätze. Ich darf in diesem Zusammen-
hang vor dem Hintergrund mancher Diskussionen für 
uns sagen, dass die Wohnrauminvestitionen noch immer 
der beste Mieterschutz sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Nichts ersetzt den Mieterschutz so stark wie Bauen.

Noch ein Wort zum Klima in diesem Zusammenhang: 
Die Gebäudesanierung kann und wird einen großen Bei-
trag zum Klimaschutz leisten. Ich werde dem Klimaka-
binett Maßnahmen zur energetischen Gebäudesanierung 
vorschlagen, weil hier mit relativ überschaubaren Mitteln 
die höchste Effizienz zu erzielen ist. Das ist ein gutes 
Beispiel dafür, wie man Klimaschutz einerseits und wirt-
schaftliche Investitionen andererseits gut miteinander 
verbinden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Letztes Kernthema meines Hauses ist die Heimat- und 
Strukturpolitik. Lange wurde immer wieder die Frage ge-
stellt: Was tun die da eigentlich?

(Lachen bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Konstantin von 
Notz: Die Frage bleibt! – Manuel Höferlin 
[FDP]: Erklären Sie es uns!)

– Ich kann die Frage wunderbar beantworten. Herr von 
Notz, Sie haben wahrscheinlich nicht die Zeit, alles zu 
lesen, was erarbeitet wurde.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir haben alles gelesen!)

Ich bin ganz sicher, dass Sie es noch nicht gelesen haben.

Das Thema hat zwei Eckpfeiler, nämlich den Zusam-
menhalt der Gesellschaft einerseits und die stärkere För-
derung der strukturschwachen Regionen andererseits. Es 
gibt viele Regionen, die für ihre Strukturschwäche gar 
nichts können,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Null Euro eingestellt!)

weil sie einem scharfen Strukturwandel unterlegen sind.
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(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Super! Aber das muss man im 
Haushalt hinterlegen!)

Aus Zeitgründen nenne ich stakkatoartig ein paar Zah-
len zum Sport: 245 Millionen Euro im Haushalt, ich habe 
begonnen mit 165 Millionen Euro. Das heißt, wir nehmen 
die Integrationsaufgabe wichtig, die der Sport in unserer 
Gesellschaft erfüllt. Wir fördern auch den Spitzensport. 
Ich kann sagen: Der Spitzensport hat eine wunderbare 
Vorbildfunktion für den Breitensport.

Deshalb ist das eine gute Anlage.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach, das war es schon mit der Struktur-
politik? – Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Und jetzt das Wetter!)

Wir haben gestern von der Kanzlerin gehört, dass eine 
Stiftung Ehrenamt errichtet wird. Das ist ein starkes Sig-
nal gegenüber den Menschen, die sich im Ehrenamt enga-
gieren. Das sind Millionen in Deutschland.

Ich habe eine sehr erfolgreiche Islamkonferenz durch-
geführt,

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eine Islamkonferenz haben Sie auch ge-
macht! – Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Islamkonferenz mit Blutwurst!)

um die Debatte in diesem Bereich im Sinne des Zusam-
menhalts unserer Gesellschaft zu versachlichen.

Wir betreiben eine sehr aktive Strukturpolitik. Ich will 
Ihnen jetzt nicht alle Behörden, Institutionen und Einrich-
tungen aufzählen, die wir mittlerweile in die Fläche ver-
lagert haben. Lassen Sie mich als Beispiel aus meinem 
Bereich das Bundesamt für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik mit Sitz in Bonn nennen. Wir haben zudem 
eine neue Stelle in Freital im Freistaat Sachsen mit 
200 Beschäftigten eingerichtet. Das sind ganz aktive Zei-
chen, dass die öffentliche Hand mit gutem Beispiel voran-
geht, wenn es darum geht, Arbeitsplätze in diese Regio-
nen zu bringen.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ein Armutszeugnis!)

Ich danke meinen Mitarbeitern im Hause und den 
80 000 Mitarbeitern in 20 nachgeordneten Behörden, 
die eine wirklich gute Arbeit machen. Ich danke insbe-
sondere den Haushältern – den Abgeordneten Gerster und 
Gröhler, den Kollegen Rehberg und Kahrs – und allen 
Berichterstattern der Oppositionsfraktionen, die uns in 
den nächsten Wochen wahrscheinlich wieder sehr barm-
herzig behandeln werden. Meine Erfahrung bisher war, 
dass wir uns bei der Gestaltung des Haushaltes in der 
Schlussberatung auf sehr vernünftige Kompromisse ver-
ständigt haben.

Ich darf Ihnen sagen: Ich bin jetzt fast auf den Tag 
genau eineinhalb Jahre Bundesinnenminister, und es 
macht große Freude, dafür zu arbeiten, dass unser Land 
noch ein Stück sicherer und lebenswerter wird.

Ich danke.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Dr. Gottfried 

Curio, AfD.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Die Vorhaben des Innenministers, setzen sie die rich-
tigen Akzente zur Lösung der Migrationsprobleme, zur 
Bewahrung der inneren Sicherheit? Nehmen sie über-
haupt die Quellen dieser Probleme in den Blick? Oder 
bleibt es bei Symptomdoktorei, weil man an die Ursachen 
nicht ranwill? Wir haben nach wie vor massenhaft illegale 
Migration aus Afrika und islamischen Ländern: Perso-
nen, archaisch sozialisiert, statistisch überproportional 
kriminell, meist ohne Ausbildung. Und dennoch werden 
sie bedenkenlos jährlich in Hunderttausenderstärke ins 
Land gelassen, eine erhebliche Belastung unserer Sozial-
systeme, unserer Haushalte und eine permanente Gefähr-
dung unserer Bürger.

(Beifall bei der AfD)

Syrer, Afghanen, Iraker, sie haben beim illegalen 
Grenzübertritt aus der Türkei keine Schutzgründe. Eben-
so sind die Mittelmeermigranten keine Flüchtlinge, son-
dern illegale Wirtschaftsmigranten, die aus Innerafrika 
über sichere Länder gezielt nach Libyen reisen und sich 
vor der Küste abholen lassen, keine Notleidenden – sie 
zahlen hohe Schlepperkosten. Die wirklich Hilfsbedürf-
tigen tauchen dort nie auf. Hundertmal effektiver wäre 
Hilfe vor Ort.

(Beifall bei der AfD)

Erst der europäische Aufnahmeanreiz erzeugt da Mig-
ration und erheblichste Kosten hierzulande. Diese Anstif-
tung zur Migration ist humanitär wie finanziell der fal-
sche Weg, zeigt aber, worum es geht: Sie alle haben bei 
der Afrika-Entschließung der EU vom 26. März 2019 
legalen Zugang nach Europa für jeden migrationswilligen 
Afrikaner gefordert. Dabei wird dort alle zehn Tage 1 Mil-
lion Menschen geboren, und Hunderte Millionen sitzen 
auf gepackten Koffern. Was wir brauchen, ist Rückfüh-
rung. Hunderttausende Syrer sind aus der Türkei schon 
zurückgekehrt. Der Krieg ist aus.

(Beifall bei der AfD)

Aber Schlepperpäpstin Rackete will ja jetzt auch Klima-
flüchtlinge abholen. „Klimaflüchtlinge“, was ist denn 
das? Ich dachte, wir haben hierzulande so schlechtes Kli-
ma, dass reihenweise Städte den Klimanotstand ausrufen 
möchten. Was wollen die dann hier?

(Beifall bei der AfD – Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Unglaublich!)

Solche Massenimmigration löst hiesige Probleme 
nicht, sondern verschärft sie:

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schämen Sie sich!)
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steigende Kriminalität, Gewalt gegen Frauen, schleich-
ende Islamisierung, Besetzung des öffentlichen Raumes 
durch Männergruppen von erheblicher Aggressivität.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unerträglicher Populismus!)

Wir brauchen nicht Städte, die sich zu sicheren Häfen 
ausrufen, sondern sichere Bahnhöfe, sichere Schulen, si-
chere Freibäder und Parks.

(Beifall bei der AfD)

Die absehbare demografische Entwicklung wird eine 
Integration verunmöglichen – nur eine deutliche Mehr-
heitsbevölkerung kann eine entsprechend niedrige Zahl 
von Migranten integrieren –, und ein Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz ohne Vorrangprüfung nimmt unseren eige-
nen Leuten Arbeitschancen.

(Ulli Nissen [SPD]: Sie reden einen solchen 
Schwachsinn!)

Und dann sollen auch noch Abgelehnte bleiben dürfen – 
Ausbildungsduldung –, als Lohn der Lüge. Dabei ist ein 
Großteil der Migranten hierzulande gar nicht einsetzbar. 
Sie müssen hier bis an ihr Lebensende von uns alimentiert 
werden. Jeder Zweite landet schon in Hartz IV. Diese 
Migranten werden Deutschland nicht retten, sondern rui-
nieren.

(Beifall bei der AfD)

Spezifische Zuwanderungskriminalität wird medial 
gerne verdunkelt: nur Einzelfall, nur Beziehungstat. Ge-
rade Beziehungstaten sind in der islamischen Welt oft 
religiös motiviert. Verachtung von Frauen ist Lehrstoff 
des Islam.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unverschämt!)

Und Einzelfälle gab es 2018: 300 000 Zuwandererstrafta-
ten, täglich 800. Einzelfälle! Man denke: Bei geschützten 
Grenzen wären 2014 bis 2018 800 000 zusätzliche Straf-
taten verhindert worden, mit Dunkelziffer etliche Millio-
nen. Ein zu hoher Preis, damit Frau Merkel ihr freund-
liches Gesicht zeigen kann.

(Beifall bei der AfD)

Mit dem Bruch von Dublin III und dem andauernden 
Selbsteintritt ist diese Regierung schuld an den ausufern-
den Kosten, mitschuldig an importierten Verbrechen. 
Maaßen musste gehen, weil die Regierung die Legende 
vom rechten Mob brauchte, um vom eigenen Versagen 
abzulenken – in Chemnitz und am Breitscheidplatz.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Maaßen musste gehen, weil er versagt 
hat! Kapiert das doch mal!)

Die Maßnahmen dieses Ressorts lösen Probleme nicht, 
sondern schaffen welche. Deshalb: Schluss mit schwarzer 
Anbiederung an grüne Ideologie, stattdessen blaue Ver-
nunft

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Braun!)

und Politik für die Leute im Lande. Zeit zur Rückkehr zu 
Verantwortung und Rationalität. Jeder EU-Staat haftet 
wieder selbst für seine Schulden. Die Syrer gehen nach 
Hause und bauen ihr Land wieder auf. Und Greta geht 
mal wieder zur Schule.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Alice Weidel [AfD]: 
Bravo!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt hat das Wort der Kollege Burkhard Lischka, SPD.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Stefan 
Ruppert [FDP])

Burkhard Lischka (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Curio, 

eigentlich wollte ich auf Ihre Rede nicht eingehen,

(Lachen bei der AfD)
aber weil das heute meine letzte Rede ist, seien mir doch 
noch zwei Bemerkungen gestattet:

Erste Bemerkung. Ich habe mich bei Ihrer Rede wirk-
lich ernsthaft gefragt, ob das nicht exakt dieselbe Rede 
wie vor einem Jahr gewesen ist.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Habe ich mich auch gefragt!)

Die Platte hat inzwischen aber einen Sprung, Herr Curio.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ziemlich ähnlich!)

Zweite Bemerkung. Frau Weidel, Ihre Fraktionsvorsit-
zende, hat hier gestern an der gleichen Stelle gesagt, wir 
seien mittendrin in der Krise. Wenn ich Sie hier reden 
höre, muss ich sagen: Sie hat recht. Die Mutter aller Kri-
sen sitzt hier rechts von mir.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Jürgen Braun [AfD]: Sie haben 
offenbar nur das AfD-Problem! Sonst geht es 
Ihnen gut! – Gegenruf der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein, Sie haben ein Problem! Mit ihren ganzen 
Rechten! Kalbitz und Konsorten!)

Jetzt kommen wir mal ganz einfach wieder zur Innen-
politik. Was macht eigentlich eine gute Innenpolitik aus? 
Eine gute Innenpolitik setzt auf einen starken Staat, auf 
einen Staat, der präsent ist, der Regeln durchsetzt, der 
konsequent auftritt und der seine Bürgerinnen und Bürger 
schützt. Wenn ich mal ganz ehrlich bin: Hätte ich das – 
starker Staat – vor acht, neun oder zehn Jahren hier an 
gleicher Stelle bei einer Haushaltsdebatte gesagt, dann 
hätten hier manche mit den Augen gerollt, und Einzelne 
hätten gesagt: Was? Starker Staat? Brauchen wir nicht. – 
Das war die Zeit, als gerade auch im Sicherheitsbereich 
viele Dinge privatisiert wurden, weil der Markt das ja 
alles besser machen kann. Das waren die Marktgläubigen. 
Auf der anderen Seite des politischen Spektrums gab es 
immer welche, die sagten: Nein, starke Polizeibehörden 
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sind generell verdächtig. – Sie haben immer wieder ver-
sucht, hier den Eindruck zu erwecken, als ginge es vor 
allen Dingen darum, die Bürgerinnen und Bürger ständig 
vor der Polizei und nicht vor Verbrechern zu schützen.

Die Folgen dieser Politikansätze haben unsere Polizei-
behörden vor vielen Jahren wirklich zu spüren bekom-
men. Ich kann mich noch gut daran erinnern, dass wir, als 
ich 2009 als neuer Bundestagsabgeordneter in den 
Bundestag gekommen bin, Haushaltsdebatten hatten, in 
denen es verantwortliche Innenminister hingenommen 
haben, wenn Polizisten in Großeinsätzen ihre durchge-
schwitzten Schutzwesten tauschen bzw. weitergeben 
mussten, weil nicht genügend da waren. Es gab Einsatz-
fahrzeuge, die 25 Jahre und mehr auf dem Buckel hatten, 
und in manchen Polizeirevieren standen noch Commodo-
re-Computer der ersten Generation. Ich muss sagen: Das 
waren wirklich Zeiten zum Fremdschämen.

Wenn ich mir den heutigen Haushaltsentwurf – und die 
der letzten zwei, drei Jahre – anschaue, dann muss ich 
wirklich sagen: Gut, dass diese Tage der Vergangenheit 
angehören. Die Innenpolitik ist bei den Koalitionsfraktio-
nen, bei SPD, CDU und CSU, in den letzten Jahren in 
guten Händen gewesen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir haben Tausende neue Stellen bei der Polizei, beim 
Bundeskriminalamt und beim Verfassungsschutz ge-
schaffen und Milliardeninvestitionen in die Sicherheits- 
und IT-Technik, in Schutzausstattungen und in Einsatz-
fahrzeuge vorgenommen. Man kann von dieser Großen 
Koalition wirklich halten, was man will, aber ich glaube, 
das, was wir gerade im Bereich der inneren Sicherheit auf 
den Weg gebracht haben, kann sich wirklich sehen lassen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
glaube ich auch!)

Das ist durchaus erfolgreich gewesen.

Ich will mal ein prominentes Beispiel herausgreifen: 
Vor vier Jahren haben wir uns auch hier in der Haushalts-
debatte die Köpfe über ein Problem heißgeredet, von dem 
sehr viele Menschen betroffen waren. Es gab vor vier 
Jahren nämlich 167 000 Wohnungseinbrüche. Dann ka-
men die neuen Stellen bei der Polizei, dann gab es spe-
zielle Ermittlungsgruppen, dann gab es eine moderne IT- 
Technik, dann gab es eine bessere europäische Zusam-
menarbeit, dann gab es millionenschwere Förderpro-
gramme für den Einbruchschutz.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Warum denn so 
spät? Warum nicht eher?)

Die Folge ist: Im vergangenen Jahr gab es statt 167 000 
Wohnungseinbrüchen 97 000. Das war die niedrigste 
Zahl seit 1997, also seit über 20 Jahren. Insofern: Das, 
was wir in den letzten Jahren angepackt haben, wirkt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das macht uns als Koalitionsfraktionen nicht selbstzu-
frieden – wir lehnen uns da auch nicht zurück –, das sollte 
eben ein Ansporn für uns sein, auf diesem Weg konse-

quent weiterzumachen; denn es gibt tatsächlich ein groß-
es Problem, das es zu beackern gilt: Auf der einen Seite – 
Herr Minister Seehofer hat darauf hingewiesen – haben 
wir zwar die niedrigste Kriminalitätsbelastung seit 1992, 
also so wenige Straftaten wie schon seit fast 30 Jahren 
nicht mehr, auf der anderen Seite fühlen sich aber über 
21 Prozent unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger in ihrer 
Stadt und in ihrem Wohnumfeld nicht sicher, und sie 
machen sich Sorgen um die innere Sicherheit in unserem 
Land.

Wie passt das zusammen? Darauf gibt es sicherlich 
viele Antworten. Aber ich glaube, einzelne Antworten 
sind vielleicht auch gar nicht so schwierig. Natürlich ha-
ben in den letzten Jahren beispielsweise die Menschen 
mitgekriegt, dass es da einen IS-Kämpfer gab, Anis Amri. 
Der war auf dem Radar unserer Sicherheits- und Polizei-
behörden, der war als Gefährder eingestuft. Und dann 
verschwand er vom Radar und hat vor knapp drei Jahren 
diesen schrecklichen Anschlag auf dem Weihnachtsmarkt 
hier in Berlin begangen.

Natürlich kennen viele Mitbürgerinnen und Mitbürger 
gerade in den Großstädten mindestens einen Platz, eine 
Straße, wo man in den Abendstunden besser nicht hin-
gehen sollte. Das wissen auch alle in diesen Städten.

Es gibt Wirtschaftskriminelle, ja, da hat man das Ge-
fühl: Wenn die erwischt werden, die kümmern sich nicht 
groß drum; die bezahlen die Geldbußen, die Ordnungs-
gelder aus der Portokasse. Es ist übrigens gut, wenn das 
durch die Bundesjustizministerin geändert wird.

(Beifall bei der SPD)
Das sind die Baustellen, an denen wir arbeiten müssen. 

Ich bin mir sicher: Erst wenn die übergroße Mehrheit in 
unserem Land wieder das absolute Vertrauen in unseren 
Rechtsstaat hat, dass dieser Staat seine Regeln, die ja 
unsere Regeln sind, gegenüber allen durchsetzen kann, 
dann wird auch dieses Misstrauen in die innere Sicherheit 
schwinden, dass nämlich dieser Staat gegen Steuerkrimi-
nelle genauso vorgeht wie gegen den arabischen Fami-
lienclan, gegen den Neonazi, der andere Menschen im 
Internet mit dem Tod bedroht, genauso wie gegen den 
marokkanischen Drogendealer. Es darf eben keine rechts-
freien Räume geben,

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Sie regieren doch!)

weder im Internet noch an der Börse, nicht am Haupt-
bahnhof und auch nicht in Wirtschaftsunternehmen.

Ich finde, da haben wir uns als Regierungsfraktionen in 
den letzten Jahren wirklich auf einen guten Weg gemacht, 
während andere bis heute – die Rede von Herrn Curio 
eben war das beste Beispiel dafür – nur Ängste schüren, 
aber keine konkreten Vorschläge machen, um einfach ihr 
politisches Süppchen weiterzukochen. Wir haben in den 
letzten Jahren einfach unsere Arbeit gemacht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Lachen 
bei Abgeordneten der AfD – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Das sehen die Bürger anders! 
Ihr habt so gut wie nichts gemacht!)
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Ich fand bei dieser Regierungskoalition vor allen Dingen 
gut, dass wir da, wo es Fehler gab, diese offen benannt 
haben. Wir haben uns aber Stück für Stück daran ge-
macht, diese Dinge wieder zu beheben und zu verbessern.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das sehen die 
Bürger anders!)

Da das, wie gesagt, meine letzte Rede heute im Deut-
schen Bundestag ist, möchte ich mich recht herzlich 
bedanken, natürlich zunächst einmal bei allen Innenpoli-
tikern, unabhängig davon, ob sie nun einer Regierungs-
fraktion oder einer Oppositionsfraktion angehören. Ich 
habe es weitestgehend so wahrgenommen, dass wir uns 
immer bemüht haben, sachlich um den besten Weg zu 
ringen –

(Jürgen Braun [AfD]: Sind Sie jetzt SPD-Vor-
sitzender?)

im Sinne der inneren Sicherheit unserer Bürgerinnen und 
Bürger. Man sehe es mir nach, dass mein besonderer 
Dank natürlich an die Kolleginnen und Kollegen der Re-
gierungsfraktionen geht.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
sehe ich nach!)

Wir haben in den letzten Jahren, glaube ich, sehr viel 
getan. Ich kann mich erinnern: Vor allen Dingen in der 
letzten Legislaturperiode – Armin Schuster nickt schon – 
haben wir fast im Wochentakt Sicherheits- und Asylpa-
kete geschnürt. Es war mir persönlich jedenfalls eine 
Freude, mit euch zusammenzuarbeiten.

Wenn ich noch einen kleinen Ratschlag geben kann, 
auch nach manchen Sommerdebatten, die wir hatten – 
daran sollte man vielleicht immer wieder denken –: We-
niger lamentieren, sondern ganz einfach seine Arbeit ma-
chen. Denn wie heißt es so schön: Hinten kackt die Ente.

(Heiterkeit)
In diesem Sinne euch alles Gute!

Danke. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Kollege Lischka, da Sie gesagt haben, dies sei 

Ihre vermutlich letzte Rede in diesem Bundestag – das 
weiß man nie so ganz genau –, möchte ich die Gelegen-
heit nutzen, Ihnen für Ihre zehnjährige Arbeit in diesem 
Hohen Haus zu danken und Ihnen für Ihren neuen Le-
bensabschnitt im Namen des ganzen Hauses alles Gute zu 
wünschen.

(Beifall)
Jetzt hat das Wort der Kollege Dr. Stefan Ruppert, FDP.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Stefan Ruppert (FDP):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Auch mir ist es ein Bedürfnis, dem Kollegen Lischka 
für die Mitarbeit hier zu danken. Wenn man ihm zuhört, 

hört man nicht immer die eigene Sichtweise. Aber man 
hört immer klug vorgetragene, sachliche, ruhige Argu-
mente. Solche Debatten tun dem Hause gut. Wir werden 
Ihre Person sicherlich vermissen. Vielen Dank für Ihre 
Arbeit!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Neulich fragte mich eine Lokaljournalistin, die sich mit 
der Innenpolitik in Deutschland vielleicht nicht nachhal-
tig befasst hatte, wie ich eigentlich den Nachfolger von 
Horst Seehofer fände. Ich war etwas verunsichert, weil 
ich nicht mitbekommen hatte, dass sich da was geändert 
hatte. Es hatte sich ja auch nichts geändert. Aber ich bin 
ins Nachdenken gekommen und habe gesagt: Es ist ein 
wenig wie mit der Altersteilzeit. Am Anfang war der 
Mann hyperaktiv, jeden Tag in der Lage, eine Koalition 
an den Rand des Abgrundes zu bringen,

(Heiterkeit bei der FDP)
energiegeladen und sozusagen hochenergetisch. Man-
chen war das sicherlich zu viel und stilistisch etwas zu 
rustikal. Mittlerweile scheint er sich in der Blockphase 
des Vorruhestands zu befinden und deutlich ruhiger ge-
worden zu sein. Jedenfalls hört man wenig vom Innen-
ministerium. Wir finden, zu wenig, weil die Aufgaben in 
Deutschland nach wie vor sehr groß sind.

(Beifall bei der FDP)
Warum passiert eigentlich nichts bei der nachhaltigen 

Steuerung der Einwanderung? Warum verhandeln Sie 
keine Rückführungsabkommen? Warum ist es immer 
noch so, dass in Deutschland Menschen nicht abgescho-
ben werden, die längst abgeschoben werden müssten, 
weil sie bei einer gesteuerten Zuwanderung in Deutsch-
land eben auch nichts zu suchen haben? Leider Fehlan-
zeige von Herrn Seehofer.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Dann hatten Sie ein großes Projekt namens Baukinder-
geld. Ich habe neulich eine Anfrage an das Bundesinnen-
ministerium gestellt, ob man denn beabsichtige, diesen 
vermeintlichen Erfolgsschlager fortzuführen. Die Ant-
wort war: Nein, nach dem Auslaufen des Baukindergel-
des werde man das wohl nicht fortführen.

(Zuruf von der FDP: Hört! Hört!)
Mehr Eingeständnis eines Misserfolges einer nichts-
teuernden Streusubvention aus dem eigenen Haus als eine 
solche Aussage gibt es wahrscheinlich nicht.

(Beifall bei der FDP – Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Stimmt doch gar nicht! Das war 
doch von Anfang an so geplant!)

Dann ein für uns wichtiger dritter Punkt: Wir wollen, 
dass die Polizeien der Länder und des Bundes besser zu-
sammenarbeiten. Sie haben dafür ein Projekt „Polizei 
2020“ auf den Weg gebracht, das die Aufgabe hat, den 
Datenabgleich bei gleichzeitiger Datensicherheit zu ver-
bessern. Wer auf die Homepage des Bundeskriminalam-
tes geht, liest dort – ich zitiere –:
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Bislang basiert die Informationsarchitektur der Po-
lizei in Deutschland auf einer Vielzahl unterschied-
licher Datentöpfe, die kaum miteinander verbunden 
sind. Eine zersplitterte IT-Landschaft [mit] unter-
schiedlichen Datenformaten ... genügt nicht mehr 
den Anforderungen an eine moderne Polizeiarbeit.

Das ist ein Befund, der 2016/2017 getroffen wurde. Wenn 
man nun fragt: „Was ist denn in diesem wichtigen Bereich 
geschehen?“, bekommt man allenthalben Aussagen zu 
föderalen Egoismen oder Handlungsdefiziten beim Bund. 
Es passiert leider gar nichts. Insofern beschreibt das BKA 
kein behobenes Problem, sondern ein weiterhin bestehen-
des Problem. Diese Sicherheitsdefizite können wir uns in 
Deutschland nicht leisten.

(Beifall bei der FDP – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 2020 ist in 
vier Monaten!)

– Ja, 2020 ist in vier Monaten. Wer also noch keine 
Weihnachtsgeschenke hat, muss sich beeilen. Herr See-
hofer, Sie müssen sich auch beeilen; denn bis 2020 ist es 
nicht mehr lange hin.

Ein letzter Punkt, der mir wichtig ist, betrifft die Islam 
Konferenz. Dort finanzieren Sie zum Teil Gruppen, die 
vielleicht besser nicht finanziert werden sollten. Aber vor 
allem kommen Sie in der Frage, wie wir mit dem Islam in 
Deutschland ein kluges Konzept aufstellen, nach wie vor 
nicht voran. Aus der Islam Konferenz ist praktisch nichts 
geworden. Das Parlament bleibt ausgeschlossen. Auch 
das ist ein Fehler.

Insgesamt also die Aufforderung: Werden Sie wieder 
etwas aktiver, aber in die richtige Richtung!

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:

Victor Perli, Die Linke, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der LINKEN)

Victor Perli (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ein enga-

gierter Innenminister müsste sich dafür einsetzen, dass 
viel mehr in die Zukunft dieses Landes investiert wird, 
für den sozialen Zusammenhalt, für gleichwertige Le-
bensverhältnisse. Ein aufmerksamer Bauminister hätte 
längst merken müssen, dass alle bisherigen Maßnahmen 
nicht dazu geführt haben, dass mehr bezahlbarer Wohn-
raum entsteht und die Mietpreise endlich gebremst wer-
den.

Und dann schaut man in den Finanzplan von Horst 
Seehofer und stellt fest: Die Investitionen steigen nicht; 
er will noch mehr Personal, obwohl inzwischen 10 000 
Stellen unbesetzt sind, und beim sozialen Wohnungsbau 
wird sogar gekürzt. Das darf doch nicht wahr sein. Das ist 
doch aus der Zeit gefallen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist kein Konzept erkennbar; es ist keine Strategie 
erkennbar, die der Minister verfolgt. Allein bei den Kom-
munen fehlen inzwischen 138 Milliarden Euro, um den 
Investitionsstau abzuarbeiten. Das betrifft Schulen, Stra-
ßen, Sportstätten und vieles mehr. Hier muss der Bund 
einspringen, um alle Dörfer und Städte in die Lage zu 
versetzen, ihren Aufgaben nachzukommen.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Haben 
die Länder auch noch Verantwortlichkeiten, 
oder haben sie sie nicht?)

Stattdessen haben Sie die Kommission „Gleichwertige 
Lebensverhältnisse“ eingesetzt. Sie hat hier ein Papier 
vorgelegt. Es rief große Enttäuschungen bei den Spitzen-
verbänden der Kommunen hervor. Der Niedersächsische 
Städte- und Gemeindebund – ich komme aus Niedersach-
sen – sagt: Es ist keine große Verbesserung zu erwarten. – 
Nun schauen wir in Ihren Haushalt: Tatsächlich, es fließt 
in diesen Haushalt kaum etwas an Ideen. Es gibt kein 
Feststellungsdefizit dazu, was im ländlichen Raum fehlt; 
es gibt ein Handlungsdefizit.

(Beifall bei der LINKEN)

Das heißt, es muss mehr investiert werden.

Ich möchte Ihnen ein Beispiel nennen. In den letzten 
17 Jahren sind jedes Jahr 80 Schwimmbäder geschlossen 
worden; immer weniger Kinder lernen schwimmen. Über 
300 Kommunen haben vom Bund keine Zuschüsse be-
kommen für überfällige Sanierungen, weil zu wenig Geld 
bereitgestellt worden ist. Aber inzwischen rührt sich Pro-
test – und das ist auch gut so –: 120 000 Menschen haben 
eine Petition unterschrieben: „Rettet die Bäder!“. Das 
Bädersterben soll endlich aufhören; dafür setzt sich Die 
Linke ein.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Sagen Sie das mal den 
Ministerpräsidenten!)

Meine Damen und Herren, viele Menschen treibt die 
Sorge um, dass sie sich ihre Wohnung in Zukunft nicht 
mehr leisten können. Alle Maßnahmen der Bundesregie-
rung haben nichts daran geändert. Es gibt immer weniger 
Sozialwohnungen, aber immer höhere Mieten, inzwi-
schen auch in kleineren Städten – wie Sie in der Antwort 
auf eine Anfrage von mir zugeben mussten – wie Del-
menhorst oder Garbsen in Niedersachsen. Zuwächse von 
über 30 Prozent in den letzten sechs Jahren! Dafür gibt es 
politische Ursachen. Eine ist, dass in den letzten 30 Jahren 
die Zahl der Sozialwohnungen um 1,8 Millionen gesun-
ken ist.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Wir ha-
ben die Mittel dafür verdreifacht! Jetzt müssen 
die Länder das Geld dafür auch ausgeben!)

Finanzminister Olaf Scholz hat hier am Dienstag das 
Ziel ausgegeben, dass von jetzt an 80 000 Wohnungen pro 
Jahr gebaut werden, damit wir den Status quo halten. 
Aber es weiß doch jeder: Das ist doch viel zu wenig. – 
Es ist doch kein Problem gelöst, wenn wir nur den Status 
quo halten und nicht mehr machen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Schaut man in den Haushaltsplan, wird man fassungs-
los: Die Koalition senkt die Investitionen in den sozialen 
Wohnungsbau um 500 Millionen Euro. Jeder dritte Euro 
soll gestrichen werden. Das ist komplett aus der Zeit ge-
fallen, Herr Minister.

(Beifall bei der LINKEN)
Das Bundesverfassungsgericht hat gerade erst festge-

stellt, dass die Politik bei den Mietpreisen eingreifen darf. 
Deshalb ist es wegweisend, dass unsere linke Bausenato-
rin Katrin Lompscher einen Mietendeckel für Berlin vor-
gelegt hat.

(Beifall bei der LINKEN)
Demnach sollen die Mieten fünf Jahre lang nicht mehr 
steigen. Für alte Wohnungen werden Höchstpreise fest-
gelegt. Das ist ein gutes Vorbild für alle Bundesländer. 
Die Linke fordert einen bundesweiten Mietendeckel.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Es lebe der Sozialismus!)

– Ihre Empörung zeigt nur, dass Sie ganz fest an der Seite 
der Immobilienhaie stehen.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: „Rui-
nen schaffen ohne Waffen“ nannte man das frü-
her!)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluss ein anderes Thema ansprechen. Es gibt in diesem 
Land ein großes Problem mit Neonazis. Über 12 500 sind 
laut Innenministerium gewaltbereit. Im Internet führen 
sie Todeslisten. Es gibt Angriffe. Es fallen Schüsse. Es 
gab den NSU, und vor wenigen Wochen wurde der hes-
sische Regierungspräsident Walter Lübcke ermordet. Fast 
200 Menschen sind in den letzten 30 Jahren den Neonazis 
zum Opfer gefallen. In dieser Situation hätte ich es nicht 
für möglich gehalten, dass die Bundesregierung 8 Millio-
nen Euro beim Projekt „Demokratie leben!“ kürzen will. 
Das ist das Programm, mit dem vor Ort die Zivilgesell-
schaft gestärkt wird, mit dem die Opferberatungen aus-
gebaut werden. Denen muss man doch dankbar sein, und 
man darf ihnen nicht die Mittel kürzen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Herr Seehofer, sozialen Zusammenhalt und gleichwer-
tige Lebensverhältnisse schafft man nur, wenn man sich 
wirklich entschlossen engagiert, nicht mit Absichtserklä-
rungen. Ihr Haushaltsentwurf ist weit davon entfernt, ei-
nen großen Wurf für die Zukunft darzustellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Dr. Irene Mihalic, Bündnis 90/Die Grünen, ist die 

nächste Rednerin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Lie-

be Kollegen! Das Haushaltsrecht ist das Königsrecht des 
Parlaments. Doch damit ist es eigentlich nicht weit her, 

wenn wir den Haushalt wegen eines viel zu engen Zeit-
plans eigentlich gar nicht vernünftig beraten können. 
Denn es kann doch nicht sein, dass viele unserer Fragen 
zum Innenhaushalt erst dann beantwortet werden, nach-
dem der Haushalt schon im Innenausschuss war. Um fun-
dierte Haushaltsanträge stellen zu können, müssen wir 
doch vorher die Antworten auf unsere Fragen haben 
und die Einzelheiten zum Haushalt kennen. Politik ohne 
Faktengrundlage – das haben wir auch in Ihrer Einbrin-
gungsrede gehört, Herr Seehofer –, das mag vielleicht Ihr 
Ding sein, aber wir wollen das nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen die Grundlage Ihrer Zahlen, gerade auch 
im Bereich der Flüchtlings- und Integrationspolitik; denn 
mit dem unsäglichen Migrationspaket haben Sie selbst 
dazu beigetragen, dass es Migrantinnen und Migranten 
sehr, sehr schwer gemacht wird, sich sowohl gesellschaft-
lich als auch beruflich in unserem Land zu integrieren. 
Aber für eine gelingende Integration braucht es tragfähige 
Strukturen und vor allen Dingen eine nachhaltige Finan-
zierung. Das bedeutet doch, dass wir zum Beispiel die 
hohen Rücklagen, die für die Integration, für die Unter-
bringung und für Sprachkurse einmal gebildet wurden, 
endlich ihrem Zweck entsprechend einsetzen und eben 
nicht zum Stopfen von Haushaltslöchern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Seehofer, wenn Ihnen etwas an der Integration 
liegt – und sehen Sie es mir nach, dass ich da leise Zweifel 
hege –, dann hören Sie auf, Geflüchtete immer nur als 
solche Menschen zu betrachten, die unser Land möglichst 
schnell wieder verlassen sollen! Sie sind doch der Hei-
matminister. Dann schaffen Sie auch die Voraussetzungen 
dafür, dass es eine gelingende Integration gibt und dass 
diese Menschen eine Heimat haben!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN – Zurufe 
von der AfD)

Auch bei den Sicherheitsbehörden hat man zehn Jahre 
lang nicht investiert, sondern im Personalbereich massiv 
gespart. Das ging richtig an die Substanz; das ist auch hier 
in manchen Reden schon angeklungen. Einen solchen 
Rückzug des Staates auf Kosten der Sicherheit darf es 
nicht wieder geben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vor drei Jahren, zugegeben, kam dann die nötige Um-
kehr. Und nun, wo Sie Ihre Fehler der letzten Jahre er-
kannt haben, stellen Sie rasch ein paar Zahlenkulissen 
auf, die aber schnell in sich zusammenfallen, wenn man 
einmal daran rüttelt.

7 500 neue Stellen wollen Sie bei den Sicherheitsbe-
hörden schaffen. Das haben Sie gleich einmal so als Zahl 
in die Haushaltspläne geschrieben. So weit, so gut. Das 
tragen wir auch alles mit. Aber: „Neue Stellen“ heißt eben 
noch nicht „neue Mitarbeiterinnen und neue Mitarbeiter“, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Anspruch und Wirklich-
keit klaffen hier meilenweit auseinander. Tausende Stel-
len sind noch nicht besetzt. Gleichzeitig häufen Polizis-
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tinnen und Polizisten an der deutsch-österreichischen 
Grenze Überstundenberge an.

Außerdem soll die Bundespolizei jetzt für mehr Sicher-
heit an Bahnhöfen sorgen. Herr Seehofer, hören Sie end-
lich auf damit, die Polizei permanent und im doppelten 
Sinne an die Grenze zu bringen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

und schaffen Sie endlich die Voraussetzungen dafür, dass 
die Polizei ihren Job machen kann! Sie wollen mehr Si-
cherheit an Bahnhöfen. Prima! Da sind wir dabei. Aber 
dann setzen Sie das Personal doch dort ein, wo es auch 
benötigt wird, und sorgen Sie dafür, dass die Polizeiwa-
chen auch wieder durchgehend besetzt sind!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber für Sie sind ja gute Vorsätze auch schon ein Erfolg.

So haben Sie im Sommer bereits angekündigt und hier 
eben in Ihrer Einbringungsrede auch noch mal erwähnt, 
dass Sie mehrere Hundert Stellen – 440, um genau zu 
sein – beim Bundeskriminalamt zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus schaffen wollen. Aber in Ihrem 
Haushaltsentwurf sind die Stellen nicht zu finden. Ja, 
wo sind denn die Stellen, Herr Seehofer?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Eben haben Sie hier im Parlament noch dafür geworben, 
dass wir Sie dabei unterstützen, aber in Ihrem Haushalts-
entwurf stehen sie nicht drin.

Aber die Probleme im Bereich des Rechtsextremismus 
bestehen doch nicht erst seit gestern. Es ist höchste Zeit, 
dass die Sicherheitsbehörden in die Lage versetzt werden, 
endlich die Lehren aus dem NSU und auch aus den rechts-
extremistischen Bedrohungen der Gegenwart zu ziehen; 
denn da brodelt es gewaltig. Wir lesen ständig neue Me-
dienberichte zu rechtem Terror oder zu Anschlagsplanun-
gen: der Mord an Walter Lübcke, der Mordversuch an 
Bilal M., Nordkreuz, Südkreuz, Westkreuz, Ostkreuz. 
Man liest von Leichensäcken und Löschkalk; Waffende-
pots werden ausgehoben; Netzwerke bilden sich heraus.

Und es ist gut, dass der Blick endlich geschärft wird für 
das vernetzte Vorgehen der rechtsextremen Szene. Das 
war lange nicht der Fall. Wir Grüne erkennen durchaus 
und ausdrücklich an, dass sich beim Bundeskriminalamt 
und auch beim Verfassungsschutz ein neues Denken in 
diesem Bereich etabliert: eben weg von der Einzeltäter-
fixierung und hin zur Aufklärung der Zusammenhänge.

Dieser Perspektivwechsel, er kam spät, er kam teilwei-
se leider auch zu spät, aber nun gilt es, endlich an die 
Arbeit zu gehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu braucht es nicht nur qualifiziertes Personal, sondern 
auch eine Neuaufstellung des Verfassungsschutzes, eine 
Verbesserung der Analysefähigkeit und der Zusammen-
arbeit der Sicherheitsbehörden auch im föderalen System. 
Bis dahin brauchen wir eine wissenschaftliche Bestands-

aufnahme zum Rechtsextremismus in Deutschland durch 
ausgewiesene und unabhängige Sachverständige;

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

denn wir können nicht warten, bis wir die Strukturen neu 
aufgebaut haben, damit uns die Sicherheitsbehörden sa-
gen, wie schlimm es tatsächlich in diesem Bereich steht.

Unverzüglich muss eine Taskforce Rechtsextremismus 
im Bundesinnenministerium eingesetzt werden. Diese 
soll sich vor allem um die vielen Zehntausend Menschen 
kümmern, die auf sogenannten Feindeslisten stehen, da-
runter zahlreiche Kommunalpolitikerinnen und Kommu-
nalpolitiker. Diese Leute, die sich tagtäglich hier für unser 
Gemeinwohl einsetzen und von Rechtsextremisten be-
droht werden, die können wir doch in ihrer Verunsiche-
rung nicht alleinlassen, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Die Zeit drängt. Die Bundesebene muss die notwendige 
Unterstützungsarbeit leisten und auch alle Maßnahmen in 
diesem Bereich koordinieren.

Wir Grüne werden ein flankierendes 10-Millionen-Eu-
ro-Programm zur Bekämpfung rechtsextremistischer 
Strukturen in die Haushaltsberatungen einbringen. Wir 
setzen dabei auf die Unterstützung hier im Haus, liebe 
Kolleginnen und Kollegen; denn der Kampf gegen rechts 
sollte mindestens fünf von sechs Fraktionen hier im Haus 
ein dringendes Anliegen sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Dr. Mathias 

Middelberg, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 

zunächst die Gelegenheit wahrnehmen, mindestens für 
meine Arbeitsgruppe Innen – aber ich bin mir auch sehr 
sicher: für die gesamte Fraktion von CDU und CSU – 
ganz herzlich Dank zu sagen für die gute Zusammenar-
beit, die wir mit dir, lieber Burkhard Lischka, ich sage das 
auch durchaus so, genossen haben.

(Heiterkeit – Michael Grosse-Brömer [CDU/ 
CSU]: Oh, ein Wortspiel!)

Ja, das kann man sagen: Wir haben das wirklich genossen. 
Es war sachlich und fachlich ein Genuss, mit dir zusam-
menzuarbeiten. Wir haben uns über manche Dinge ge-
stritten. Wir waren in vielen Punkten auch ganz unter-
schiedlicher Auffassung. Völlig unbeschadet dessen war 
es vor allen Dingen menschlich, charakterlich und sonst 
in jeder Hinsicht mit dir eine wirklich angenehme Veran-
staltung. Du warst in jeder Zeit zuverlässig, verlässlich 
als Gesprächspartner und als Vertragspartner. Dafür sa-
gen wir an dieser Stelle: „Ganz herzlicher Dank!“, und 
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wünschen dir persönlich für deine weitere Zukunft in 
jeder Hinsicht alles Gute.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Burkhard Lischka hat hier viele Punkte angesprochen, 
die wir in den letzten Jahren, schon in der letzten Periode, 
aber auch in dieser Periode, gemeinsam erarbeitet haben.

Dem einen oder anderen wird es nicht entgangen sein: 
Die Bertelsmann-Stiftung hat im Sommer, in diesem ru-
higen Sommer, eine Studie über die Arbeit der Bundes-
regierung veröffentlicht. Der eine oder andere von uns hat 
sich darüber vielleicht gewundert; aber das Urteil fiel 
sogar ziemlich gut aus. Auch wenn wir uns selber nicht 
immer in hundertprozentigem Maß bemühen, die eigene 
Arbeit gut darzustellen: Die Bertelsmann-Stiftung hat sie 
sehr positiv bewertet.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Auftragsar-
beit!)

Sie hat festgestellt: Die Bundesregierung hat 61 Prozent 
ihrer Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt oder 
substanziell in Angriff genommen.

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Da zählen Sie 
schon jede Arbeitsgruppe dazu, die Sie einge-
setzt haben!)

Für unseren Geschäftsbereich, nämlich das BMI, gilt so-
gar noch Besseres: Das BMI, der Bereich Innen, Bau und 
Heimat, hat am besten abgeschnitten: 71 Prozent der Pro-
jekte aus dem Koalitionsvertrag sind bereits umgesetzt 
oder substanziell in Angriff genommen. Ich glaube, das 
ist auch mal von ganz unbescholtener Stelle ein wirkli-
ches Lob. Darüber darf man sich auch mal freuen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich glaube, die Arbeit der Regierung ist gerade in unse-
rem Bereich erfolgreich.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Die Leute sind auch 
alle begeistert!)

Ich will jetzt die Punkte alle gar nicht im Einzelnen auf-
listen, zum Beispiel die niedrigste Kriminalitätsbelas-
tung. Herr Ruppert hat sich eben noch beschwert, er hört 
zu wenig von uns oder vom Minister. Frau Mihalic hat 
sich aber beschwert, wir hätten so riesige Migrationspa-
kete gemacht, wo so viele Gesetze drin gewesen wären, 
dass man allen nicht hätte folgen können.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist ja wohl unverschämt! – Konstantin 
Kuhle [FDP]: Die sind ja noch nicht in Kraft!)

Also, eines kann nur stimmen: Entweder wir haben wirk-
lich viel gemacht, oder Sie haben zu wenig gehört.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Euer Erfolg ist 
wirklich unaufhaltsam!)

Wir müssen – das ist meine letzte Bemerkung – natür-
lich auch weiter blicken, in die Zukunft, und da sind zu 
Recht einige Punkte erwähnt worden. Im Bereich Migra-
tion ist noch einiges zu tun,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bloß nicht!)

und im Bereich Kriminalität und Rechtsextremismus ist 
noch einiges zu tun.

Da richtet sich mein Blick hier dann aber auch an das 
linke Spektrum in diesem Haus, an die Linken und an die 
Grünen. Nach dem, was ich in den letzten anderthalb 
Jahren verfolgen konnte, haben Sie eigentlich bei jedem 
Gesetz, das wir hier zum Thema Migration, Steuerung der 
Migration, Steuerung beim Thema Asyl beschlossen ha-
ben, bei all diesen Gesetzen, dagegengestimmt, bei aus-
nahmslos jedem dieser Gesetze.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Weil die schlecht sind!)

Und wir haben weitere Gesetze in der Pipeline; ich nenne 
einmal die Einstufung der Maghreb-Staaten und Geor-
giens als sichere Herkunftsstaaten. Auch das blockieren 
Sie im Bundesrat, obwohl fast 80 Prozent der Abgeordne-
ten dieses Hauses dem zugestimmt haben. Ihre Politik 
sieht am Ende so aus: Jeder kann rein, und jeder darf 
bleiben, und wir geben keine differenzierten Antworten. – 
Aber wenn wir festgestellt haben – nach aufwendiger und 
sorgfältiger Prüfung –: „Es gibt keinen Asylanspruch“, 
dann muss auch zurückgeführt werden. Ich erwarte auch 
von Ihnen in diesem Haus, dass Sie an solchen Lösungen 
konstruktiv mitwirken. Das muss in der Zukunft der Fall 
sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Stefan Ruppert 
[FDP])

Für den Rechtsterrorismus, der wirklich ein wichtiges 
Thema ist, fehlt mir jetzt leider die Zeit. Die habe ich 
dir, lieber Burkhard, gewidmet; ich hoffe, das sieht das 
Haus mir nach. Aber ich glaube, in diesem Fall war die 
Aufteilung angemessen. Demnächst werde ich mich dem 
Rechtsterrorismus, der es verdient hat, intensiver wid-
men.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:

Marcus Bühl, AfD, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der AfD)

Marcus Bühl (AfD):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Zuschauer an den Bildschirmen und 
auf den Tribünen! Herr Minister Seehofer, Sie legen heute 
zum dritten Mal einen Regierungsentwurf zum Haushalt 
des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat 
vor. Schauen wir mal auf ein paar Einzelheiten.

Ausdrücklich begrüßen wir die Neueinstellungen bei 
der Bundespolizei, dem Bundeskriminalamt und weiteren 
Sicherheitsbehörden. Neue Sicherheitskräfte sind absolut 
notwendig, und die Neueinstellungen helfen, die eklatan-
ten Versäumnisse der vorangegangenen zwei Bundesre-
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gierungen abzubauen. Für unsere Bundespolizisten be-
steht wenigstens die Hoffnung, in zwei bis drei Jahren 
die massive Überstundenwelle abzusenken. Ja, leider 
wird es noch so lange dauern; aber wenigstens ist das 
Thema auf Ihrer Agenda.

Gerne tätigen Sie, Herr Minister, Aussagen wie, 
Deutschland sei so sicher wie nie, und verweisen auf 
die sinkende Kriminalitätsstatistik, auch heute wieder. 
Fakt ist jedoch, dass eine Vielzahl von Straftaten aus 
unterschiedlichen Gründen nicht angezeigt wird und es 
auch keine bundesweite Erhebung von Straftaten im so-
genannten Dunkelfeld gibt. Nordrhein-Westfalen und ei-
nige andere Länder haben mit einer Erhebung abseits der 
Kriminalitätsstatistik begonnen. Fakt ist auch, dass die 
Anzahl von Gewaltdelikten und Körperverletzungen ge-
genüber 2017 im vergangenen Jahr anstieg. Trauriger 
Fakt ist ebenso, dass die Anzahl von angegriffenen Bun-
despolizisten 2018 erneut gestiegen ist.

Schauen wir auf die Zahlen: 2 300 Delikte wurden re-
gistriert, darunter 1 700 im Streifendienst. Die Angriffe 
auf Polizeivollzugsbeamte als Geschädigte insgesamt 
stiegen 2018 laut „Bundespolizei kompakt“ auf 79 598, 
eine Steigerung um 7 Prozent. Diese Entwicklung, Herr 
Minister, ist nicht hinnehmbar, und darum ist es uns in 
den Haushaltsberatungen wichtig, die Schutzausstattung 
unserer Polizisten zu verbessern.

(Beifall bei der AfD)
Nächstes Thema Training: Wir als AfD-Fraktion unter-

stützen ausdrücklich die Verlängerung des Trainings für 
lebensbedrohliche Einsatzlagen unserer Bundespolizei. 
Sie selbst, Herr Minister, sprachen von einer anhaltend 
hohen Gefährdungslage. Ein wichtiges Instrument liegt 
dabei im Training und in der Ausbildung, um im Ernstfall 
als Einsatzkraft angemessen zu reagieren.

Lassen Sie mich an dieser Stelle exemplarisch ein Bei-
spiel herausstellen, bei dem wir unbedingt Verbesse-
rungsbedarf haben, nämlich beim Bundespolizei- 
Flugdienst. Die gute Nachricht zuerst: Verglichen mit 
einem nicht genannten anderen Haushaltsplan, fliegt ein 
Großteil der Hubschrauber noch. Aber die Puma-Trans-
porthubschrauber kommen zunehmend in die Jahre und 
erreichen zum Teil ein Durchschnittsalter von 34 Jahren. 
Was ist die Folge? Kürzere und aufwendige Wartungs-
intervalle und nicht mehr wirtschaftliche Betriebskosten. 
Hier bedarf es dringender Ersatzbeschaffungen. Ein ent-
sprechendes Konzept der Bundespolizei zur Modernisie-
rung der Flotte in den nächsten zwölf Jahren liegt Ihrem 
Haus bereits vor, Herr Minister. Nur leider, leider kommt 
die Erneuerung der Hubschrauberflotte in Ihrem Regie-
rungsentwurf nicht vor.

Wie Sie selbst habe ich mir vor einigen Wochen vor Ort 
ein Bild über die Lage gemacht. Und das Problem ist 
nicht nur das Material, sondern auch die sehr hohe Über-
stundenbelastung, um den Flugbetrieb zu gewährleisten. 
Schauen wir auch hier auf die Zahlen: Es fehlen 20 Pro-
zent Piloten; die Schere geht immer weiter auseinander. 
10 bis 12Piloten verlassen altersbedingt jährlich den 
Dienst. 14 bis 16 Piloten pro Jahr wären notwendig, um 
den derzeitigen Betrieb aufrechtzuerhalten. 2017 waren 
es gerade einmal 3 und 2018 waren es 10 neue Piloten. 

Wir benötigen 235 neue Dienstposten, um den derzeitigen 
Flugbetrieb zu konsolidieren. Davon 40 Dienstposten in 
der Instandhaltung, um das gesetzte Ziel von einem Klar-
stand von 75 Prozent dauerhaft zu erreichen. Auch in der 
jetzigen Istbesetzung sind wir von der derzeitigen Sollbe-
setzung weit entfernt.

Die Bundespolizei wächst, und das ist gut so. Jedoch 
muss auch der Flugdienst wachsen, um seine Aufgaben 
gut erfüllen zu können. Hier benötigen wir dringend 
Nachbesserungen und Umschichtungen.

Abschließend kann ich also nicht von einer auskömm-
lichen Ausstattung unserer Sicherheitsbehörden spre-
chen. Da liegt in den nächsten Wochen noch ein gutes 
Stück Arbeit vor uns, sich diesem Ziel zu nähern.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Sören Bartol, SPD, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der SPD)

Sören Bartol (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für 

diese Große Koalition ist es der Herbst der Entscheidung. 
In wenigen Wochen werden wir zur Halbzeit der Legis-
laturperiode unsere gemeinsame Arbeit bilanzieren. Für 
mich wird eine entscheidende Frage sein: Was haben wir 
bei den sozialen Fragen unserer Zeit erreicht? Dazu ge-
hört: Können sich Menschen ihre Wohnung leisten? Für 
mich ist klar: Wohnen muss für alle bezahlbar sein.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Ist es aber 
nicht!)

Wie wir schon gehört haben, hat die Studie der Ber-
telsmann-Stiftung der Großen Koalition ein gutes Zeug-
nis ausgestellt. Im Bereich „bezahlbares Wohnen“ haben 
wir auch die meisten Vorhaben abgearbeitet und sind 
noch dabei. Dafür möchte ich auch Christine Lambrecht, 
Olaf Scholz und Katarina Barley danken. Beim Koali-
tionsausschuss und beim Wohngipfel haben sie in kurzer 
Zeit extrem viel erreicht, auch über den Koalitionsvertrag 
hinaus.

(Beifall bei der SPD)
Zum Beispiel verlängern wir die Mietpreisbremse bis 

2025

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Die wirkt doch 
aber nicht!)

und führen einen Rückzahlungsanspruch ein. Wir erwei-
tern den Betrachtungszeitraum beim Mietspiegel. Wir 
senken die Maklerkosten und reduzieren die Möglichkei-
ten, Miet- in Eigentumswohnungen umzuwandeln. Auf 
der anderen Seite haben wir 500 Millionen Euro extra 
für den sozialen Wohnungsbau durchgesetzt. Wir haben 
dafür gesorgt, dass die Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben eine 180-Grad-Wende macht. Endlich richtet sie 
ihre Liegenschaftspolitik am Gemeinwohl aus, und das 
gilt künftig auch für das Bundeseisenbahnvermögen. Mit 
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dem Haushaltsentwurf 2020 gehen wir sogar noch einen 
Schritt weiter: Wir schaffen die Voraussetzung dafür, dass 
die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben zum sozialen 
Vermieter wird. Ihre Mieten orientieren sich künftig am 
unteren Ende des Mietspiegels und sind auf maximal 
10 Euro pro Quadratmeter begrenzt.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch im Baubereich 
haben wir große Erfolge erzielt. Bei der Städtebauförde-
rung haben wir in der vergangenen Legislaturperiode die 
Mittel verdoppelt und halten sie auf dem jetzigen Niveau. 
Beim sozialen Wohnungsbau haben wir mit der Grund-
gesetzänderung dafür gesorgt, dass der Bund langfristig 
Verantwortung übernehmen kann. Dafür geben wir in 
dieser Legislaturperiode 5 Milliarden Euro aus. Hier 
möchte ich mich auch einmal bei den Kolleginnen und 
Kollegen von Bündnis 90/Die Grünen und der FDP be-
danken, dass sie am Ende dieser Grundgesetzänderung 
zugestimmt haben.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Konstantin von Notz – Zuruf von der LIN-
KEN: Wir auch!)

– Entschuldigung, bei euch auch. Die Linkspartei hat 
natürlich auch zugestimmt.

Wenn der Bundestag in den kommenden Monaten zu-
stimmt, verbessern wir zum 1. Januar 2020 auch noch das 
Wohngeld. Wir wollen es erhöhen und automatisch an die 
Entwicklung der Bestandsmieten und Einkommen anpas-
sen. Damit werden mehr Menschen Anspruch auf Wohn-
geld haben, und dadurch verhindern wir, dass viele Men-
schen in die Grundsicherung abrutschen. Klar: Das 
Wohngeld ist kein Allheilmittel, wie es gerne von den 
Kolleginnen und Kollegen der FDP erklärt wird, aber 
das Wohngeld hilft, Menschen schnell und zielgenau zu 
entlasten.

Ja, auch das Baukindergeld ist eine Erfolgsgeschichte. 
Es unterstützt junge Familien überall in Deutschland, 
wenn sie in die eigenen vier Wände ziehen wollen. Seit 
das Programm gestartet ist – der Minister hat darauf hin-
gewiesen –, haben schon mehr als 100 000 Familien Bau-
kindergeld beantragt. Viele Familien, die die Förderung 
bekommen, haben ein Haushaltseinkommen von maxi-
mal 40 000 Euro im Jahr; knapp 60 Prozent der Antrag-
steller gehören in diese Einkommensgruppe. Das heißt, 
wir helfen damit wirklich denjenigen, die es besonders 
brauchen.

(Beifall der Abg. Emmi Zeulner [CDU/CSU])

Insgesamt gibt das Bundesinnenministerium in dieser Le-
gislaturperiode rund 16 Milliarden Euro im Baubereich 
aus. Angesichts der Probleme auf dem Wohnungsmarkt 
ist das einfach gut investiertes Geld.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir jetzt Zwi-
schenbilanz ziehen, bleibt trotzdem die Frage: Reicht das 
aus, damit Wohnen bezahlbar bleibt und die Mieten finan-
zierbar sind? Und: Was wollen wir in den kommenden 
zwei Jahren noch erreichen? Ich sage Ihnen: Die SPD- 
Bundestagsfraktion hat eine klare Vorstellung davon, wie 

eine echte Trendwende auf dem Wohnungsmarkt gelingt – 
auch ohne Enteignung.

(Beifall bei der SPD)

Ja, wir müssen die Möglichkeiten einschränken, Miet- 
in Eigentumswohnungen umzuwandeln. Zum Beispiel 
wurden in Berlin zwischen 2012 und 2017 über 74 000 
Wohnungen umgewandelt. In den meisten Fällen heißt 
das: Mieterinnen und Mieter werden aus ihren Wohnun-
gen verdrängt, sei es dadurch, dass die Mieten erhöht 
werden, oder weil ihnen wegen Eigenbedarf gekündigt 
wird. Deshalb ist es gut, dass wir unseren Koalitionspart-
ner davon überzeugen konnten, noch in diesem Jahr einen 
Gesetzentwurf auf den Weg zu bringen, mit dem dieses 
Problem eingedämmt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, viel-
leicht schaffen wir es ja auch noch, den Missbrauch bei 
den Eigenbedarfskündigungen schärfer zu ahnden. Ich 
glaube, das wäre ein echter Erfolg für Mieterinnen und 
Mieter.

(Beifall bei der SPD)

Selbstverständlich gehört auch dazu, dass wir den bezahl-
baren Neubau weiter ankurbeln. Aktuell fallen im sozia-
len Wohnungsbau jährlich mehr Wohnungen aus der Bin-
dung, als dass preisgebundene entstehen.

(Friedrich Straetmanns [DIE LINKE]: Das 
System ist falsch!)

Auch hier müssen wir gegensteuern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Baulandkommis-
sion hat Anfang Juli wichtige Weichen für eine schnellere 
Baulandmobilisierung und eine soziale Bodenpolitik ge-
stellt. Künftig wird die öffentliche Hand wieder mehr 
Einfluss nehmen können. Die Entwicklung unserer Städte 
können wir nicht allein dem Markt überlassen. Das ist die 
originäre Aufgabe der Städte und Gemeinden gemeinsam 
mit den Menschen, die dort leben und arbeiten. Sie müs-
sen sagen können, was mit dem Boden passiert, ob gebaut 
wird und, wenn ja, für wen. Ich möchte, dass wir mit der 
kommenden Baugesetzbuchnovelle Spekulationen mit 
Grund und Boden eindämmen und möglichst verhindern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn klar ist: Auf teurem Boden wird trotz aller Anstren-
gungen kaum günstiger Wohnraum entstehen. Deshalb 
brauchen wir diese Trendwende in der Bodenpolitik.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bezahlbar, gut und 
nachhaltig zu wohnen, ist ein essenzielles Grund-
bedürfnis. Dafür brauchen wir einen gestaltungswilligen 
und vor allen Dingen einen handlungsfähigen Staat. Jetzt 
wird entschieden, was wir tun, damit der Zusammenhalt 
in unserer Gesellschaft funktioniert. Lassen Sie uns als 
Deutscher Bundestag gemeinsam daran arbeiten.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Manuel Höferlin, FDP.

(Beifall bei der FDP)

Manuel Höferlin (FDP):
Sehr verehrter Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Laut dem vorliegenden Haushaltsent-
wurf verstehen Sie, Herr Innenminister, und Ihr Haus sich 
als zuständig und verantwortlich für die Netzpolitik. Ich 
könnte jetzt lange über die jahrelangen Versäumnisse 
beim E-Government sprechen; Sie haben das Thema 
selbst angeschnitten. Aber ich will mich auf das Thema 
IT-Sicherheit, die Achillesferse der digitalen Gesell-
schaft, konzentrieren. Ich habe ja nur drei Minuten Rede-
zeit.

Diese Woche hat das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik, BSI, zusammen mit den Polizeien 
das Digitalbarometer veröffentlicht. Da ist jetzt aktenkun-
dig, dass es Ihnen nur sehr unzureichend gelingt, die Si-
cherheit im Internet zu organisieren. Die Zahlen verdeut-
lichen, dass sich 80 Prozent der Menschen große Sorgen 
um ihre Sicherheit im Internet machen. Jeder Vierte ist 
schon einmal Opfer von Cyberkriminalität geworden. 
Dafür, dass Sie, Herr Minister, nach eigenem Bekunden 
seit den 80er-Jahren im Internet unterwegs sind und nicht 
erst seit gestern für die Internetsicherheit zuständig sind, 
ist das, finde ich, eine verheerende Bilanz.

(Beifall bei der FDP)
Es zeigt, dass das Thema „Sicherheit im Internet“ bei 
Ihnen eben nicht gut aufgehoben ist. Durch das, was Sie 
tun und wie Sie es im Innenministerium gestalten, ist die 
Internetkriminalität sogar noch gefährlicher.

Ich will Ihnen das gerne erklären. In den Ihnen unter-
stellten Sicherheitsbehörden herrscht Uneinigkeit darü-
ber, was mit Sicherheitslücken bei Computern und Mo-
biltelefonen der Bürger geschehen soll. Sollen sie zum 
Ausspähen genutzt werden, oder sollen sie geschlossen 
werden? Es geht um Millionen von Geräten, Millionen 
von Handys und Computern der Bürgerinnen und Bürger, 
die letztlich unsicher sind, weil Sie, also Ihre Behörden, 
Sicherheitslücken dauerhaft offenlassen.

(Beifall bei der FDP)
Mit klangvollen Namen wie dem IT-Sicherheitsgesetz – 
oder wie Sie gerne sagen: Internetsicherheitsgesetz 2.0 – 
erwecken Sie erst einmal den Anschein von Sicherheit. 
Sie gehen davon aus, dass das die Sicherheit steigert. 
Aber am Ende tun Sie und Ihre Behörden genau das Ge-
genteil. Sie wollen einige wenige Kriminelle kriegen und 
dafür deren Geräte ausspionieren und lassen gleichzeitig 
bei Millionen Geräten die Sicherheitslücke offen. Dabei 
verkennen Sie völlig, dass diese Sicherheitslücken natür-
lich nicht verborgen bleiben, sondern Internetkriminelle 
diese morgen für ihre Machenschaften nutzen. Die Wahr-
heit ist: Mit diesem Hickhack lassen Sie die Sicherheit 
schleifen und steigern eben nicht die Sicherheit im Inter-
net. Letztlich sind Sie Mitverursacher.

Dabei könnten Sie viel mehr tun. Zum Thema E-Go-
vernment könnte man noch viel mehr sagen. Aber ich will 
nur drei Dinge zum Thema IT-Sicherheit ansprechen: 
Nehmen Sie das BSI endlich aus der Verantwortung des 
Ministeriums! Lassen Sie es frei!

(Beifall bei der FDP)

Wir wollen es gerne bei einem Digitalministerium ange-
siedelt sehen, damit dieser Kampf zwischen Sicherheit 
und Eingriff aufhört. – Geben Sie den Menschen auch 
die Mittel in die Hand, sich selbst zu schützen. Wir haben 
im Bundestag einen Antrag zum Anspruch auf Krypto-
graphie eingebracht. Wir wollen, dass sich die Menschen 
selbst schützen können. – Und zuletzt – das fehlt in Ihrem 
Haushalt völlig –: Mittel für die Stiftung Datenschutz.

(Beifall bei der FDP)

Sie lassen sie am langen Arm verhungern. Dabei ist das 
eine Schnittstelle, die dafür sorgen kann, dass sich Men-
schen selbst schützen. Ich hoffe, dass wir als Parlament 
das im Haushalt korrigieren können und dafür Mittel frei-
machen. Es gibt einen offenen Brief, den ich voll und 
ganz unterstütze. Die Stiftung Datenschutz darf nicht 
sterben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort Dr. André Hahn, Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. André Hahn (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Rechts-

extremismus ist aktuell die größte Bedrohung für den 
inneren Frieden in unserem Land. Und wenn in dieser 
Situation Kommunalpolitiker von CDU, SPD und FDP 
in Hessen einen stellvertretenden Landesvorsitzenden der 
NPD zum Ortsvorsteher einer 2 500-Einwohner-Gemein-
de wählen,

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Sie wissen, dass das 
falsch ist! Das ist kein Mitglied von uns!)

dann drohen langsam alle Dämme zu brechen. Das dürfen 
wir nicht zulassen.

(Beifall bei der LINKEN)

Der feige Mord am Kasseler Regierungspräsidenten 
Walter Lübcke Anfang Juni hat uns in aller Deutlichkeit 
vor Augen geführt, dass rechte Gewalt schon längst nicht 
mehr ein Thema ist, das vor allem Minderheiten betrifft. 
Um dem Rechtsextremismus und -terrorismus zu begeg-
nen, brauchen wir keine neuen Planstellen beim Verfas-
sungsschutz, bei der Bundespolizei oder beim Bundes-
kriminalamt,

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Richtig!)

zumal schon jetzt von den bestehenden Dienstposten Tau-
sende gar nicht besetzt werden können. Was Sie hier ma-
chen, Herr Seehofer, ist purer Aktionismus, der kein ein-
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ziges Problem löst. Das können und werden wir als Linke 
nicht mittragen.

(Beifall bei der LINKEN)
Durchschnittlich fünf rechte Gewalttaten am Tag zäh-

len Opferberatungsstellen allein für Ostdeutschland und 
Berlin. Seit 1990 gab es mindestens 196 Todesopfer rech-
ter Gewalt; mein Kollege Perli hat darauf schon hinge-
wiesen. Viel zu lange hat man im Innenministerium den 
Ernst der Lage und die tatsächliche Bedrohung ignoriert. 
Statt den Kampf gegen die Gefahr von rechts ganz oben 
auf die Agenda zu setzen, erklärte Horst Seehofer die 
Migration zur „Mutter aller Probleme“. Aus Sicht der 
Linken, Herr Seehofer, ist nicht die Migration das Haupt-
problem, sondern ein Innenminister, der im Kampf gegen 
den Rechtsextremismus immer wieder abtaucht.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir alle dürfen es nicht zulassen, dass die Rechten im 
ländlichen Raum sogenannte national befreite Zonen 
etablieren, in die sich Bürgerinnen und Bürger wegen 
ihres Aussehens oder ihrer Hautfarbe nicht mehr hinein-
trauen, weil sie rassistische Übergriffe befürchten müs-
sen. Es ist die Aufgabe eines Innenministers, die Sicher-
heit und körperliche Unversehrtheit aller hier bei uns 
Lebenden zu gewährleisten. Auch diese Menschen haben 
ein Recht auf Heimat.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Daher erwarten wir von Herrn Seehofer, dass er sich mit 
Sensibilität und aller Entschlossenheit unmissverständ-
lich auf die Seite der Opfer rassistischer Gewalt stellt.

(Beifall bei der FDP)
Wenige Wochen nach dem Mord an Walter Lübcke 

schoss in Hessen ein Rechtsextremist aus dem Auto he-
raus auf einen 26 Jahre alten Mann aus Eritrea und ver-
letzte ihn schwer. Zu diesem und anderen Angriffen auf 
Geflüchtete oder hier lebende Ausländer durch deutsche 
Täter hat Herr Seehofer geschwiegen. Als ein deutsches 
Kind und seine Mutter durch einen offenbar geistig gest-
örten Ausländer vor einen Zug gestoßen wurden – ohne 
Zweifel ein fürchterliches Verbrechen –, unterbrach der 
Innenminister seinen Urlaub und stellte sich vor die Fern-
sehkameras. Auch so setzt man Zeichen, Herr Minister; 
aber womöglich spielt man damit den Falschen in die 
Hände.

(Beifall bei der LINKEN)
Meine Damen und Herren, auch in den Polizeibehör-

den und in der Bundeswehr häufen sich in alarmierender 
Weise Hinweise auf braune Netzwerke: Nordkreuz, Uni-
ter oder beim Kommando Spezialkräfte – das sind nur 
drei Beispiele. Die Bundesregierung behauptet seit Mo-
naten, keinerlei Kenntnisse über solche Verbindungen zu 
haben.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unglaublich!)

Trotzdem sollen laut Medienberichten Hunderte neue 
Stellen nicht nur beim Bundeskriminalamt, sondern auch 

beim Militärischen Abschirmdienst geschaffen werden, 
um besser auf Rechtsextremisten in der Bundeswehr rea-
gieren zu können. Wie passt denn das mit den bisherigen 
Verlautbarungen der Bundesregierung zusammen? Wenn 
es angeblich keine rechten Netzwerke bei der Bundes-
wehr und anderen Sicherheitsbehörden gibt, warum 
schafft man dann mehrere Hundert zusätzliche Stellen, 
um dagegen vorzugehen? Viele Fragen und keine Ant-
worten vom zuständigen Minister. Herr Seehofer, Sie sind 
und bleiben ein Sicherheitsrisiko für unser Land.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Stefan Schmidt, Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Vor anderthalb Jahren haben Sie, Herr 
Seehofer, sich ein Superministerium geschaffen, das ne-
ben der Innenpolitik auch die Bereiche Bau und Heimat 
umfasst. Beim Thema Heimat gehe es nicht, so haben Sie 
damals gesagt, um „Dirndl oder Lederhose, sondern um 
gleichwertige Lebensverhältnisse in allen Regionen und 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt“. Sie haben große 
Erwartungen geweckt. Doch was haben Sie in den ver-
gangenen anderthalb Jahren tatsächlich dafür getan, dass 
sich die Menschen in unseren Städten und Gemeinden zu 
Hause fühlen? Nichts, muss man nach Ihrer Rede heute 
Morgen sagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ihre Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 

ist komplett gescheitert. Einen gemeinsamen Abschluss-
bericht von Ländern und Kommunen gab es nicht. Statt-
dessen formuliert die Bundesregierung in einem dünnen 
Maßnahmenkatalog, was man in den nächsten zehn Jah-
ren tun könnte, besprechen könnte oder prüfen könnte. 
Konkrete Maßnahmen, wie die Handlungs- und Investi-
tionsfähigkeit finanzschwacher Kommunen wiederherge-
stellt werden kann, etwa durch eine Bundesbeteiligung 
beim Abbau von Altschulden oder durch eine stärkere 
Beteiligung an den Sozialausgaben, die die Kommunen 
zu schultern haben – Fehlanzeige! Bei meinen Besuchen 
in den Städten und Gemeinden erlebe ich regelmäßig, was 
ein Investitionsstau in Höhe von 138 Milliarden Euro und 
Kassenkredite in Höhe von 46 Milliarden Euro auf kom-
munaler Ebene bedeuten, nämlich marode Schulgebäude, 
schlecht ausgebaute Kitas, baufällige Schwimmbäder, 
ausgedünnter Nahverkehr. Viel zu viele Kommunen sind 
nicht nur weit entfernt von gleichwertigen Lebensverhält-
nissen, sondern noch nicht einmal auf den Weg dorthin.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Auch beim Thema „bezahlbares Wohnen“ enttäuscht 
Ihr Haushaltsentwurf. Ausgerechnet beim sozialen Woh-
nungsbau kürzen Sie die Mittel, inmitten einer Mieten- 
und Baupreisexplosion. Eine magere Milliarde ist Ihnen 
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diese Gesellschaftsaufgabe wert, und das bei einem Be-
darf von 2 Millionen Sozialwohnungen. Verschärfend 
kommt noch hinzu, dass Jahr für Jahr weitere Wohnungen 
still und leise aus der Sozialbindung herausfallen. Wir 
Grüne setzen Ihrer Untätigkeit unser Konzept der neuen 
Wohngemeinnützigkeit entgegen. Mit Bundeszuschüssen 
in Höhe von 3 Milliarden Euro jährlich wollen wir dauer-
haft bezahlbaren Wohnraum schaffen, jedes Jahr 100 000 
neue Wohnungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Stattdessen verteilen Sie mit dem Baukindergeld 10 Mil-
liarden Euro mit der Gießkanne. Das schafft vor allem 
Mitnahmeeffekte, löst aber die Probleme eines überhitz-
ten Wohnungsmarktes nicht.

Die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
und die Schaffung bezahlbaren Wohnraums sind be-
stimmt keine einfachen Aufgaben. Aber sie deshalb nicht 
einmal ansatzweise in Angriff zu nehmen, zumal die Pro-
bleme bekannt sind und die Lösungen auf dem Tisch 
liegen, kann doch wirklich nicht Ihr Ernst sein. Verwalten 
Sie nicht länger die Missstände! Stellen Sie sich den He-
rausforderungen! Machen Sie eine mutige zukunftswei-
sende Politik für die Kommunen in Deutschland, für die 
Bürgerinnen und Bürger!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Armin Schuster, CDU/ 

CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Burkhard Lischka [SPD])

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Ich korrigiere dich ungern, Burkhard, aber es ist der 
sechste Powerhaushalt, an dem du mitwirkst; es waren 
nicht zwei oder drei. Es ist der sechste Powerhaushalt, 
den wir zusammen für die innere Sicherheit, für die In-
nenpolitik dieses Landes machen. Ich werde beim Bun-
desparteitag der SPD wahrscheinlich kein Rederecht be-
kommen. Deswegen nutze ich hier die Gelegenheit.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Nach-
her wirst du noch gewählt! – Heiterkeit bei Ab-
geordneten der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

– Ja, nachher werde ich noch gewählt. – Die Gewerk-
schaften suchen seit sechs Jahren händeringend nach An-
satzpunkten für Kritik. Die Opposition hält zum sechsten 
Mal lahme Reden bei unseren Haushaltsberatungen. Die 
Bertelsmann-Stiftung lobt uns. Die Präsidenten der Bun-
dessicherheitsbehörden sagen: Eine Epoche mit solchen 
Investitionen in die deutsche Sicherheit gab es noch nie. – 
Ich glaube, diese Dynamik ist ein Erfolg der Großen 
Koalition aus zwei Legislaturperioden.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Epochal!)

Und weil das bei euch nicht so viele machen, mache ich 
das und sage: Innenpolitik geht am besten mit euch. Mit 
dir war es ein ganz besonderes Vergnügen, auch wenn du 
ein harter Hund bist. Danke schön dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, der Innenminister hat es 
dargestellt – das gehört zur DNA von Unionsabgeordne-
ten –: Wir haben hier eine unglaubliche Dynamik zu ver-
zeichnen. Das sieht man an den Einwanderungsgesetzen; 
das sieht man auch an der Bertelsmann-Stiftung. Und 
diese Dynamik werden wir fortsetzen mit dem IT-Sicher-
heitsgesetz und dem Verfassungsschutzreformgesetz. 
Hier blicke ich in Richtung der Justizministerin. Ich habe 
große Hoffnung, dass sie mit uns konstruktiv darüber 
spricht.

Was die Bekämpfung des Rechtsextremismus angeht, 
lässt ein Innenminister, der aus Bayern kommt, wirklich 
keine Zweifel zu; denn er hat im Gegensatz zu Ihnen, Herr 
Dr. Hahn, eine Referenz, wie man damit umgeht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. André Hahn 
[DIE LINKE]: Was ist mit den offenen Stel-
len?)

Meine Damen und Herren, das BKA und das BfV werden 
in Bezug auf den Rechtsextremismus nach NSU eine 
zweite große Bekämpfungswelle starten. Wir haben eine 
erste hinter uns. Alle, die länger in diesem Haus sind, 
wissen, was nach NSU hier und in den Sicherheitsbehör-
den gemacht wurde.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir wissen auch, was vor NSU gemacht 
wurde!)

Bitte tun Sie nicht so, als fingen wir heute erst an.

Die Bundespolizei, die internationaler, breiter und 
komplexer in ihren Aufgaben arbeitet, braucht das Perso-
nal, das jetzt im Haushaltsplan vorgesehen ist. Lassen Sie 
mich hier ein Wort an die Bundesregierung richten. Herr 
Minister, wenn es im November in Brüssel um die Notifi-
zierung geht, erwarte ich keine Antwort auf die Frage, ob 
wir die Durchführung von Grenzkontrollen in Bayern 
verlängern,

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Sehr gut!)
sondern eine Antwort auf die Frage, warum wir solche 
nicht an allen deutschen See-, Land- und Luftgrenzen 
durchführen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
Das ist angesichts des Migrationsdrucks aus meiner Sicht 
die richtige Antwort. Was Emmanuel Macron kann, kön-
nen wir auch. Deswegen würde ich mir wünschen, dass 
die Bundesregierung den Mut für diese Notifizierung hat. 
Dabei geht es ja um eine Benachrichtigung und nicht um 
die Frage einer Genehmigung.

Jetzt ein Letztes zum Bundesverwaltungsamt. Dieser 
Begriff ist ja unheimlich trocken. Ich habe das Gefühl, 
dass es daran liegt, dass es immer ein bisschen hinten 
rausfällt. Wer Beraterverträge vermeiden will, sollte sich 
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die Frage stellen, ob wir damit nicht über eine exklusive 
Behörde verfügen, deren Auftrag es ist, andere Behörden 
zu beraten, zum Beispiel zu den Themen Digitalisierung 
und IT. Dass es nur 7 Stellen von 137 angemeldeten Stel-
len gibt, darüber würde ich gerne noch einmal sprechen.

(Beifall der Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU])

Wenn es hilft, benennen wir sie in Federal Administration 
Group Cologne oder so um, um nicht zu Boston Consul-
ting gehen zu müssen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Power!)

Ich glaube, wir haben eine Bundesbehörde, die eine tolle 
Beratungskompetenz hat und weiter aufbauen kann. Di-
gitalisierung ist ein Schwerpunkt der Regierung. Deswe-
gen möchte ich dafür werben, dem Bundesverwaltungs-
amt besondere Aufmerksamkeit zu schenken.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Burkhard Lischka [SPD])

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jörn König, AfD, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der AfD)

Jörn König (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! 

Liebe Zuschauer auf den Tribünen und Zuhause! Herr 
Schuster, vielen Dank für das Stichwort. Nun aber vom 
Powerhaushalt zur echten Power, zum Sport.

Die Spitzensportförderung ist in diesem Fiskaljahr 
erstmals seit langer Zeit wieder deutlich gestiegen. Die 
Steigerung von 50 Millionen Euro führte zu insgesamt 
235 Millionen Euro in diesem Jahr. Das ist aufgrund 
der langen Dürre vorher eine angemessene Erhöhung ge-
wesen – vielen Dank dafür! –, es war wie ein belebender 
Regen. Aber im Olympiajahr 2020 kommt es nur zu einer 
mickrigen Erhöhung von 10 Millionen Euro. Sie merken, 
liebe Kollegen, es geht im Sport um sehr geringe Sum-
men, und das ist in einem reichen Land mit Rekordsteuer-
einnahmen der eigentliche Skandal.

(Beifall bei der AfD)

Sie, die Regierung von CDU/CSU und SPD, setzen 
einfach falsche Schwerpunkte. Warum? Ja, weil Sie es 
können. Das haben wir gestern von Herrn Scholz gelernt. 
Nehmen Sie als Beispiel die Bundesbeauftragte für Kul-
tur und Medien. Sie hat ein Budget von immerhin 1,6 Mil-
liarden Euro. Kultur ist wie Sport keine originäre Bundes-
aufgabe. Die Etats sollten also vergleichbar groß sein. Es 
ist eher andersherum: Es treiben sicherlich mehr Men-
schen Sport als regelmäßig ins Theater gehen. Wir for-
dern, kurzfristig den Etat für Spitzensportförderung auf 
340 Millionen Euro zu erhöhen und langfristig auf 1 Mil-
liarde Euro anzuheben.

(Beifall bei der AfD)

Wir sind eine großartige Sportnation, und wir können uns 
das locker leisten.

Auch auf der persönlichen Ebene lässt sich leicht er-
kennen, dass die Regierung die falschen Schwerpunkte 
setzt. Unsere Top-Spitzensportler erhalten in der Regel 
1 200 Euro monatlich an Förderung. Dafür muss man 
jahrelang trainiert haben und Medaillen bei Olympia 
bzw. Weltmeisterschaften geholt haben. Ein unbegleiteter 
minderjähriger Flüchtling wird in Hessen mit einem Auf-
wand von 8 400 Euro monatlich gefördert.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh!)

Dafür musste der junge Migrant nur nach Deutschland 
kommen, „Asyl“ sagen

(Konstantin Kuhle [FDP]: Bingo!)

und sich für jünger als 18 Jahre erklären. Geprüft wird die 
Altersangabe in der Regel nicht.

(Burkhard Lischka [SPD]: Das ist ja Blödsinn!)

Dieser Jungmigrant erhält also die siebenfache Zuwen-
dung eines deutschen Spitzensportlers. Diese schreiende 
Ungerechtigkeit schürt Vorurteile, spaltet die Gesell-
schaft und zerstört den Zusammenhalt.

(Beifall bei der AfD – Dr. André Hahn [DIE 
LINKE]: Sie spalten!)

Für die Spitzensportler hat dies praktische Folgen. 
50 Prozent von ihnen denken über ein vorzeitiges Karrie-
reende nach. In der „Bild“-Zeitung sagt ganz aktuell ein 
Ruderweltmeister auf die Frage, ob er nach Tokio 2020 
weitermache:

Das mache ich davon abhängig, wie die finanzielle 
Situation ist.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Wie alt 
ist denn der Sportler?)

– Der ist 24, Herr Grosse-Bröhmer. –

Noch mal vier Jahre mit den ganzen Aufwendun-
gen – das möchte ich meinen Eltern nicht antun. 
Und das will ich mir selbst auch nicht.

Die AfD fordert daher nochmals die Erhöhung des Sport-
etats auf 340 Millionen Euro in diesem Jahr. Entsprechen-
de Haushaltsanträge werden von uns vorgelegt.

(Beifall bei der AfD)

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass Frau Merkel 
wegen ihrer Messertoten zurücktreten muss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Susanne Mittag, 

SPD.

(Beifall bei der SPD)
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Susanne Mittag (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Der Innen-
minister und auch mein Parteikollege Burkhard Lischka 
haben es gerade schon gesagt: Der Haushalt 2020 ist aus 
innenpolitischer Sicht sehr gut und hält vieles Gutes be-
reit. Mit den 6 Milliarden Euro für den Bereich „innere 
Sicherheit“ werden viele der Forderungen erfüllt, die wir 
angemeldet haben. Wir bekommen weitere Stellen für die 
Sicherheitsbehörden; besonders die Bundespolizei profi-
tiert mit 1 000 zusätzlichen Anwärterinnen und Anwär-
tern, die eingestellt werden. Damit tragen wir unserer 
komplexen Sicherheitslage im Herzen Europas – da sind 
wir nämlich als Deutschland – Rechnung, ebenso dem 
zunehmenden Sicherheitsbedürfnis der Menschen in un-
serem Land. So weit die guten Nachrichten.

Lassen Sie mich aber die Gelegenheit nutzen, hier zwei 
Baustellen anzusprechen, die alles andere als befriedi-
gend sind. Denn so zentral es ist, die Sicherheitsbehörden 
hierzulande im Fokus zu haben, so fahrlässig ist es, nicht 
über den Tellerrand hinauszugucken. Wenn wir europa-
weit immer vernetzter zusammenleben, stellt uns das in 
der Verbrechensbekämpfung vor immer neue Herausfor-
derungen. Grenzüberschreitende Kriminalität kann sinn-
vollerweise nicht nur im eigenen Land verfolgt werden. 
Da wäre es verantwortungslos, europäische Sicherheits-
behörden zu vernachlässigen. Ich spreche hier ganz kon-
kret von Europol.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

In unserem zunehmend zusammenwachsenden Europa 
brauchen wir eine funktionierende europäische Polizei-
behörde, die die nationalen Sicherheitsbehörden, auch die 
in unserem Land, unterstützt

(Konstantin Kuhle [FDP]: Hört! Hört! – 
Manuel Höferlin [FDP]: Antrag liegt vor! Sie 
müssen nur zustimmen!)

bei ihrem Kampf gegen grenzüberschreitende organisier-
te Kriminalität und Terrorismus. Deshalb wurden in der 
jüngsten Vergangenheit die Befugnisse und Zuständig-
keiten von Europol erheblich erweitert, genauso wie die 
parlamentarische Kontrolle durch die Europol-Kommis-
sion. Das haben wir hier im Parlament beschlossen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Paradoxerweise entspricht die Haushalts- und Stellenent-
wicklung diesem gewachsenen Aufgabenbereich über-
haupt nicht. Im Gegenteil: Derzeit laufen 300 Stellen 
bei Europol aus, weil das zukünftige Budget die Finan-
zierung nicht mehr hergibt. Diese Entwicklung ist sicher-
heitsgefährdend und darf auf gar keinen Fall so weiter-
gehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Ich appelliere daher an Sie, Herr Seehofer,

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Das ist ja eine 
Oppositionsrede!)

darauf hinzuwirken, dass Europol finanziell besser und 
seinen Aufgaben entsprechend ausgestattet wird. Wir 
brauchen dringend mehr Stellen, nicht weniger. Die Mit-
tel aus dem erhöhten Sicherheitsetat der EU dürfen nicht 
nur in die Frontex-Grenzsicherungssysteme fließen, son-
dern müssen eben auch zur Bekämpfung grenzüber-
schreitender organisierter Kriminalität eingesetzt werden. 
Es ist Ihre Verantwortung, die Finanzierung von Europol 
zusammen mit den anderen EU-Innenministern sicherzu-
stellen.

Abschließend noch ein Wort zur Bundespolizei. Die 
internationalen Missionen der Bundespolizei – auch der 
Länderpolizeien – sind ein weiterer Beitrag Deutschlands 
zur internationalen Sicherheit. Es ist absolut richtig, dass 
im Haushalt 50 neue Stellen dafür vorgesehen sind; denn 
die Probleme in dieser Welt werden ja nicht weniger, 
sondern eher mehr. Und selbstverständlich haben wir eine 
Fürsorgepflicht gegenüber unseren Polizisten. Daher ist 
auch absolut begründet, dass sie jetzt aufgrund der aktuel-
len Gefährdungslage aus Afghanistan zurückgeholt 
werden. Die Polizisten außer Landes zu holen und das 
Kontingent zu reduzieren, ist weitsichtig und verantwor-
tungsbewusst. Es ist mir allerdings bis heute unverständ-
lich, wie das Innenministerium beschließen konnte, die 
Ausbildungsmission der Bundespolizei in Saudi-Arabien 
fortzuführen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ist es 
sehr wichtig, das politische System dort nicht zu unter-
stützen. Daran hat sich nichts geändert. Es schadet unse-
rer Glaubwürdigkeit und – als ehemalige Polizistin ge-
sprochen – es schadet auch dem Ruf der Kollegen, wenn 
sie in einem Unrechtsstaat ausbilden sollen.

(Beifall bei der SPD und der FDP)
Daher mein abschließender Appell: Holen Sie die Kol-

legen aus Riad zurück und beenden Sie diese Mission!

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Konstantin Kuhle, 

FDP.

(Beifall bei der FDP)

Konstantin Kuhle (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auf Sei-

te 247 des Buches „Regieren – Innenansichten der Poli-
tik“ des zeitgenössischen Autors Thomas de Maizière, 
das in diesem Jahr erschienen ist, heißt es:

Als Minister gilt es, die Substanz wichtiger zu neh-
men als die Inszenierung, die Inszenierung aber 
nicht zu vernachlässigen. Beides ist wichtig, aber 
der Vorrang gehört immer der Substanz.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Eva Högl [SPD])

Lieber Herr Innenminister, ich habe ein bisschen das 
Gefühl: Seit die Landtagswahl in Bayern vorbei ist, seit 
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die Europawahl vorbei ist und seit Sie Herrn Söder nicht 
mehr so richtig piesacken können, ist Ihnen irgendwie die 
Lust an der Substanz vergangen. Das ist schade; denn wir 
müssen angesichts des Bundeshaushalts für das Jahr 2020 
dringend darüber sprechen, wie sich die Stellen bei den 
Sicherheitsbehörden verändern werden. Ja, es ist richtig, 
dass wir mehr Stellen bei den Sicherheitsbehörden des 
Bundes bekommen. So schade es ist, dass allein bei der 
Bundespolizei 3 000 Stellen unbesetzt sind, so wichtig ist 
es auch, hier mehr zu machen. Wir brauchen dringend 
einen neuen Fokus auf die Bekämpfung des Rechtsextre-
mismus beim BKA, beim Bundesamt für Verfassungs-
schutz. Dafür haben Sie auch die Unterstützung der 
Freien Demokraten.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Sebastian 
Hartmann [SPD])

Sie werden aber, lieber Herr Bundesinnenminister, die 
strukturelle innere Sicherheit in Deutschland nicht ein-
fach nur dadurch verbessern, dass mehr Stellen geschaf-
fen werden, sondern es braucht dafür auch eine Diskus-
sion über die Strukturen im Bereich der inneren 
Sicherheit. Hier ist vor allem das Thema Föderalismus 
gemeint. Wir haben als Freie Demokraten schon Anfang 
des Jahres ein Konzept vorgelegt, mit dem wir eine Fö-
deralismusreform III auf den Weg bringen können. Kein 
Mensch hat Verständnis dafür, wenn nach dem Mord an 
Walter Lübcke weiter 16 Landesämter für Verfassungs-
schutz bestehen. Wir brauchen dringend eine Reform der 
inneren Sicherheit im Bereich des Föderalismus.

(Beifall bei der FDP)
Einen zweiten Aspekt möchte ich gerne ansprechen; 

denn Sie haben, lieber Herr Seehofer, auch einen Gesetz-
entwurf zur – ich zitiere – „Harmonisierung des Verfas-
sungsschutzrechts“ vorgelegt. Dieser Gesetzentwurf hat 
für viel Disharmonie gesorgt, weil noch Monate später 
durch irgendwelche Verweistechniken auffällt, was dort 
eigentlich steht. Neben der Ausdehnung der Überwa-
chung von Minderjährigen, neben neuen Einbruchsbefug-
nissen für das Bundesamt für Verfassungsschutz geht es 
vor allen Dingen um die Ausdehnung der Telekommuni-
kationsüberwachung.

(Hans-Jürgen Irmer [CDU/CSU]: Sehr richtig!)
Für uns als Freie Demokraten ist aber klar: Unter den 
gegebenen technischen Voraussetzungen darf es keine 
Einebnung der Grenze zwischen Polizei und Nachrich-
tendiensten geben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Sebastian Hartmann [SPD])

Das sind zwei unterschiedliche Dinge, und die müssen 
auch getrennt voneinander bleiben.

Meine Damen und Herren, wir haben große Erwartun-
gen und setzen große Hoffnungen in die neue Bundes-
justizministerin, über deren Haushalt wir gleich sprechen 
werden. Ihre Amtsvorgängerin hat diesen Gesetzentwurf 
zurückgewiesen. Wir hoffen, dass Sie mit der gleichen 
Standfestigkeit, wie es Frau Barley am Anfang ihrer kur-
zen Amtszeit getan hat, für das Thema Bürgerrechte Stel-

lung beziehen und ganz klar ein Stoppschild gegen diesen 
Gesetzentwurf zur Harmonisierung des Verfassungs-
schutzrechtes aufstellen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden als Freie Demokraten das Aufstellungsver-
fahren für den Bundeshaushalt weiter begleiten und wer-
den dabei insbesondere auf das Thema Strukturreform 
und das Thema Bürgerrechte achten. Beides kommt bei 
Ihnen momentan deutlich zu kurz, Herr Seehofer.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Michael Kießling, CDU/CSU, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kießling (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Kuhle, lieber ein Buch über die 
Regierung schreiben, als nicht regieren zu wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
FDP: Oh!)

Aber vorweg ein paar Worte zum Thema Bauen.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Ihre Kritik an de 
Maizière ist unsachlich!)

Ich werde es halten wie unser Bauminister: stakkato, weil 
meine Redezeit etwas kürzer geworden ist.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Warum haben Sie 
denn dann de Maizière abgesägt?)

Wir stehen beim Thema Bauen vor drei Herausforderun-
gen, die ich nennen will: Wohnraum schaffen, nachhalti-
ges, klimaschonendes Bauen, Wohnen und Bewirtschaf-
ten und der digitale Wandel, der die Bauwirtschaft, aber 
auch die Verwaltung entsprechend beschäftigt.

Um Wohnraum zu schaffen, brauchen wir pragmati-
sche Lösungen, keine ideologischen. Mietendeckel oder 
Enteignung

(Dr. Eva Högl [SPD]: Mietendeckel ist super!)
von Wohnraum schaffen keinen Wohnraum.

(Dr. Eva Högl [SPD]: Schützen aber die Mie-
ter!)

Wir brauchen Wohnungen. Wir müssen – wie unser stell-
vertretender Fraktionsvorsitzender gesagt hat – bauen, 
bauen, bauen. Darauf setzen wir als Union zusammen 
mit unserem Koalitionspartner. Wir fördern den Miet-
wohnungsbau mit der Sonder-AfA und den sozialen 
Wohnungsbau mit 1 Milliarde Euro über 2020 hinweg.

(Victor Perli [DIE LINKE]: Es werden fast nur 
Luxuswohnungen gebaut!)

Zu nennen sind auch Eigentumsförderung, Baukinder-
geld und das Wohngeld zur Unterstützung der Familien. 
Letztendlich müssten wir, um bauen zu können, Bauland 
mobilisieren. Da sind wir mit der Baulandkommission 
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auf einem guten Weg. Es gilt der Grundsatz „Innen- vor 
Außenentwicklung“. Wir müssen schauen, dass wir die 
Brachflächen innerorts ausbauen und für Wohnraum nut-
zen. Auch die Städtebauförderung gehört dazu. Wir müs-
sen noch einmal über „Grün in der Stadt“ reden; damit 
meine ich nicht die Partei.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir brauchen mehr Lebensqualität in der Stadt. Deshalb 
müssen wir auch im Rahmen der Städtebauförderung 
über „Grün in der Stadt“ und über Brachflächenförderung 
reden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Ulli 
Nissen [SPD])

Zur Baulandmobilisierung. Wir haben es gehört: In der 
Baulandkommission geht es auch um den Außenbereich. 
Ich denke, hier sollten wir mit Augenmaß handeln. Das 
Thema Außenbereich müssen wir sensibel angehen. Es 
bringt uns nichts, wenn wir einfach Wohnraum schaffen. 
Wir müssen dort Wohnraum schaffen, wo er auch benö-
tigt wird, und das ist in den Ballungsgebieten.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Warum dann das 
Baukindergeld? Das habe ich nicht verstan-
den!)

Zum nachhaltigen Bauen, zum klimaschonenden 
Bauen. Ich habe bereits die Städtebauförderung ange-
sprochen, aber Klimaschutz beginnt auch in den eigenen 
vier Wänden. Hier müssen wir Anreize schaffen. Das 
haben wir schon mehrmals gefordert. Ich hoffe, dass 
wir heuer auch noch einen Haushaltstitel kriegen, sodass 
wir die entsprechenden Anreize schaffen können, damit 
sich Privatpersonen und Eigentümer mit ihrem Haus, mit 
ihrem Eigentum am Klimaschutz beteiligen. Es geht beim 
Klimaschutz auch um energie- und ressourcenschonen-
des Bauen und Leben. Auch hierzu können wir einen 
Beitrag leisten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Im Bereich Digitalisierung und digitaler Wandel stehen 

wir vor Herausforderungen in den Kommunen, in den 
Verwaltungen. Ich denke, wir sind mit unseren Smart- 
Cities-Projekten – wir haben 13 Smart-Cities-Projekte 
vergeben, jedes Projekt kann mit circa 10 Millionen Euro 
gefördert werden – auf einem guten Weg, um den Ver-
waltungsprozess zu stärken und zu optimieren. Aber dazu 
gehört auch das Thema „Building Information Model-
ling“. Mit dem Nationalen BIM-Kompetenzzentrum sind 
wir auf einem guten Weg.

Lassen Sie uns die Haushaltsberatungen nutzen, um im 
Baubereich voranzukommen. Ich freue mich auf die Be-
ratungen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Klaus-Dieter Gröhler, CDU/CSU, ist der nächste Red-

ner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Klaus-Dieter Gröhler (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber Herr 

Minister, ich glaube, das ist ein guter Haushaltsentwurf. 
Das ist in zahlreichen Reden auch deutlich geworden. Der 
eine oder andere Kollege hat darauf hingewiesen: Der 
erhebliche Personalaufwuchs im Sicherheitsbereich ist 
richtig und wichtig. Der Kollege Bühl von der AfD hat 
dankenswerterweise darauf hingewiesen – er hat sich da-
mit wohltuend von zahlreichen anderen Reden aus seiner 
Fraktion abgehoben; wir müssen hier manchmal viel er-
tragen –, dass leider immer noch viel zu viele Polizisten 
sowohl auf Bundesebene als auch auf Landesebene ver-
letzt werden. Ich finde, jeder verletzte Polizist in diesem 
Land ist einer zu viel. An der Stelle ein herzliches Danke-
schön und ein herzlicher Gruß aus dem Deutschen Bun-
destag an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die für 
die Sicherheit in diesem Land sorgen!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der AfD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber, meine Damen und Herren, kein Entwurf der 
Bundesregierung ist so gut, dass das Parlament ihn nicht 
noch ein Stückchen besser machen könnte. Dafür werden 
wir in den nächsten Wochen mit den Haushaltsberatungen 
sorgen. Nun werden wir bei der Sportförderung nicht 
gleich auf 1 Milliarde Euro gehen; denn – ich will das, 
was in den Raum gestellt wurde, ein wenig korrigieren – 
es gab in den letzten vier Jahren bei der Förderung des 
Spitzensports einen Aufwuchs um 50 Prozent. 50 Prozent 
Aufwuchs! Ich finde, so etwas sollte man nicht 
schlechtreden. Das ist eine gute Voraussetzung für unsere 
Sportlerinnen und Sportler, um in Tokio bei den Olympi-
schen Spielen und den Paralympics erfolgreich zu sein. 
Insofern: Glück auf an unsere Athleten! Das sind gute 
Voraussetzungen, um mit einem ordentlichen Medaillen-
regen zurückzukommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Ich will kurz darauf hinweisen, worum ich mich in den 
Haushaltsberatungen besonders kümmern möchte. Es 
geht um Schwerpunkte, die der CDU/CSU-Fraktion 
wichtig sind. Mit dem letzten Haushalt haben wir ein 
Förderprogramm für kommunale Einrichtungen auf den 
Weg gebracht. Dadurch sind zahlreiche Kultur- und 
Sporteinrichtungen in den Kommunen gefördert worden.

(Victor Perli [DIE LINKE]: Die meisten nicht!)
– Ich komme gleich zu Ihnen. Warten Sie, keine Panik!

Die DLRG wird in der nächsten Sitzungswoche eine 
Petition für mehr Unterstützung für Schwimmbäder an 
den Deutschen Bundestag übergeben. Ich sage Ihnen: 
Wir sind dafür eigentlich der falsche Ansprechpartner; 
zuständig sind Länder und Kommunen.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Aber die haben 
kein Geld!)

An der Stelle muss ich Ihnen, meine Damen und Herren 
von den Linken, und besonders Ihrem Fraktionsvorsit-
zenden, Herrn Bartsch, folgenden Vorwurf machen: Sie 
haben in der Sommerpause eine Presseerklärung heraus-
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gegeben, in der Sie so getan haben, als seien das alles 
Bundesbäder, für die wir zuständig seien. Zitat von Herrn 
Bartsch gegenüber der ARD:

Hier gibt es eine Verantwortung des Bundes. Er soll-
te die Wünsche der Länder alle akzeptieren.

Meine Damen und Herren, ich habe mir das mal am Bei-
spiel Thüringen angeschaut: Aus Thüringen, wo Sie seit 
einigen Jahren den Ministerpräsidenten stellen – noch 
einige Wochen und dann ist Schluss –,

(Lachen bei der LINKEN – Caren Lay [DIE 
LINKE]: Der war nicht schlecht! Da müssen 
Sie selber lachen!)

sind zwölf Anträge an den Bund gestellt worden, 
Schwimmbäder zu sanieren. Was haben Sie eigentlich 
in Ihrer Verantwortung in Thüringen gemacht?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD und des Abg. Dr. Stefan Ruppert 
[FDP] – Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: 
Gute Frage!)

In Ihren Koalitionsvertrag haben Sie vor ein paar Jahren 
reingeschrieben, Sie wollen Sportstätten ausbauen und 
sanieren. Das scheint nur heiße Luft gewesen zu sein.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Oberhof!)
Ich finde es absolut nicht akzeptabel, wenn Sie mit 

populistischen Bemerkungen den Eindruck vermitteln, 
der Bund hätte an der Stelle liefern müssen.

(Zurufe von der LINKEN)
Wissen Sie, Sie werfen immer „denen da“ vor, populis-
tisch zu sein. Aber das, was Sie machen, ist keinen Deut 
besser. Sie schüren damit eine Stimmung in den Kommu-
nen, in den Dörfern und Gemeinden, nach der Devise 
„Die da oben wissen gar nicht, was wir brauchen; die 
lassen unsere Schwimmbäder verrotten“. Und der nächste 
Satz ist dann wahrscheinlich: Die stecken alles in das 
Flüchtlingsheim statt in das Schwimmbad. Meine Damen 
und Herren, ich finde, das ist keine anständige Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. André Hahn [DIE LINKE]: 
Quatsch! – Weitere Zurufe von der LINKEN)

Herr Perli, Sie haben hier eben den Bund gescholten 
und behauptet, dass wir zu wenig für Sozialwohnungen 
ausgeben.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Ist auch 
so! – Victor Perli [DIE LINKE]: Sie kürzen!)

Sie sind doch in Berlin am Drücker. Aus Berlin höre ich 
nur Enteignungsgequatsche und nur verfassungswidrige 
Vorschläge;

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der AfD)

aber die Zahl der Sozialwohnungen in Berlin geht jedes 
Jahr zurück, obwohl Sie die Bausenatorin stellen.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ein 
Skandal!)

Wie hat es vorhin der Kollege gesagt? Weniger quat-
schen, mehr machen. – Das war ein sehr richtungswei-
sender Hinweis.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Victor Perli [DIE LINKE]: Mietendeckel! Das 
ist das Beste, was man machen kann!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Weitere Wortmeldungen zu diesem Einzelplan liegen 

nicht vor.

Damit kommen wir jetzt zum Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucher-
schutz, Einzelplan 07.

Das Wort hat die Bundesministerin Christine 
Lambrecht.

(Beifall bei der SPD – Unruhe)
Frau Ministerin, einen kleinen Moment bitte noch. Ich 

war vielleicht ein bisschen zu schnell. – Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, bitte nehmen Sie die für notwendig 
gehaltenen Platztausche schnell vor. – Frau Ministerin, 
bitte.

Christine Lambrecht, Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz:

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Es ist mir eine große Freude, heute zum Ein-
zelplan 07 Stellung zu nehmen.

Das ist ein ganz besonderer Einzelplan; denn er weist 
im Vergleich zu den anderen Ressorts ein besonderes Ver-
hältnis der Einnahmen zu den Ausgaben auf. Circa zwei 
Drittel der Ausgaben in diesem Plan erwirtschaften wir 
selbst. Das haben wir dem Deutschen Patent- und Mar-
kenamt zu verdanken. Deswegen freue ich mich, dass 
schon im letzten Haushalt zusätzliche Stellen für Patent-
prüferinnen und Patentprüfer geschaffen wurden. Ich fin-
de, genau so sollten wir weitermachen. Das ist zum einen 
gut für den Haushalt, das ist zum anderen aber auch gut 
für den Wirtschaftsstandort Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, der relativ kleine Etat des 
Einzelplans 07 darf nicht darüber hinwegtäuschen, wo-
rum es geht. Es geht nämlich um Großes. Es geht bei 
diesem Ressort um Gerechtigkeit. Es geht darum, den 
Rechtsstaat zu schützen, den Rechtsstaat zu erhalten 
und damit eben auch die Grundlage für eine wehrhafte 
Demokratie zu schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Deswegen ist der Einsatz für unseren Rechtsstaat und 
unsere Demokratie aktuell und eine ganz konkrete Auf-
gabe. Der feige Mord am Kasseler Regierungspräsiden-
ten Walter Lübcke, aber auch viele andere Angriffe auf 
Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker, aber 
auch Engagierte der Zivilgesellschaft haben uns aufge-
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zeigt, dass dieses Vorgehen, mit dem versucht wird – das 
spüren wir alle –, an diesen Rechtsstaat die Axt anzule-
gen, unsere Gesellschaft in ihren Grundfesten erschüttert.

Wer Gefahr läuft, attackiert zu werden, weil er sich für 
eine menschliche Gesellschaft einsetzt, wer Gefahr läuft, 
bedroht zu werden, weil er sich kommunalpolitisch enga-
giert, wer im Netz bedroht wird, weil er seine Meinung 
äußert, der zieht sich womöglich zurück. Der engagiert 
sich nicht mehr, der äußert sich nicht mehr, der wirbt nicht 
mehr für seine eigenen Ideen. Das ist genau das, was 
diejenigen, die angreifen, auch wollen: Sie wollen enga-
gierte Menschen zum Schweigen bringen. Das dürfen wir 
als wehrhafter Rechtsstaat nicht zulassen. Da müssen wir 
alle zusammenstehen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN-
KEN und der FDP sowie bei Abgeordneten der 
AfD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen habe ich zahlreiche Gespräche mit Betroffe-
nen aus der Kommunalpolitik und aus der Zivilgesell-
schaft geführt, und das werde ich auch in Zukunft tun, 
um zu erfahren, was wir leisten können, um genau diese 
Situation zu verändern. Schärfen wir das Netzwerkdurch-
setzungsgesetz? Finden wir andere Möglichkeiten? Auf 
jeden Fall ist das wichtig, und die Botschaft muss unmiss-
verständlich rüberkommen: Wir lassen es nicht zu, dass 
Menschen verunsichert und eingeschüchtert werden. Wir 
weichen keinen Millimeter, wir stehen für den Zusam-
menhalt in dieser Gesellschaft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich danke dem Generalbundesanwalt, dass er im Fall 
Lübcke die Ermittlungen übernommen hat, und ich danke 
auch allen Ermittlungsbehörden, die in diesem Fall und in 
vielen anderen Fällen ermitteln; denn das zeigt, dass wir 
den Verfolgungsdruck erhöhen. Das ist wichtig. Wir sen-
den eine ganz wichtige Botschaft: Wir schauen nicht weg, 
wenn Menschen in diesem Land bedroht, verfolgt oder 
sogar ermordet werden, sondern wir erhöhen den Verfol-
gungsdruck.

In diesem Zusammenhang dürfen wir es nicht zulassen, 
dass sich Gruppen oder Personen, die klar demokratie-
feindliche Einstellungen haben, in diesem Land relativ 
problemlos bis an die Zähne bewaffnen können. Das darf 
nicht sein.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Deshalb ist es richtig, dass wir das Waffenrecht verschär-
fen; ein Entwurf dafür liegt dem Parlament vor. Darüber 
haben wir zu diskutieren.

Auch wenn es sich jetzt für einige vielleicht befremd-
lich anhört, dass sich eine sozialdemokratische Justizmi-
nisterin so äußert: Mir geht diese Verschärfung nicht weit 
genug.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will nicht, dass Waffen in den Händen von Extremis-
ten landen. Deswegen will ich die Waffenbehörden er-
mächtigen, schon im Vorfeld eine Regelabfrage zu täti-
gen, damit wir nicht irgendwann feststellen müssen, dass 
jemand Waffen hat, sondern damit wir schon im Vorfeld 
dafür sorgen, dass diese Waffen nicht in seine Hände ge-
langen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Dr. Volker Ullrich 
[CDU/CSU])

Meine Damen und Herren, wichtig ist es natürlich 
auch, die Institutionen des Rechtsstaats zu stärken. Eine 
Maßnahme dafür ist der Pakt für den Rechtsstaat. Insge-
samt 2 000 zusätzliche Stellen sind ein richtiges Signal an 
die Staatsanwaltschaften, aber auch an die Gerichte. Es 
geht zum einen um die personelle Ausstattung, die ent-
sprechend gestaltet wird, zum anderen aber auch um die 
materielle Ausstattung.

Wir stärken den Rechtsstaat aber auch dadurch, dass 
wir die Stiftung Forum Recht – ein Projekt aus der Mitte 
des Parlaments – auf den Weg gebracht haben und weiter 
vorantreiben; denn damit schaffen wir in Leipzig und in 
Karlsruhe Orte, die den Rechtsstaat erfahrbar und den 
Dialog möglich machen. Das ist ganz wichtig, um den 
Zusammenhalt in dieser Gesellschaft zu stärken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da wir in einer Haushaltsdebatte sind, kann ich anmer-
ken, wie wichtig und bedeutend die Aufgabe des Bundes-
amtes für Justiz ist. Es hat eine zusätzliche Aufgabe be-
kommen. Das Thema Musterfeststellungsklage 
beschäftigt dort zahlreiche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter.

(Dr. Jürgen Martens [FDP]: Völlig unnötig!)
Wer sich mal die Mühe macht – ich habe mir das persön-
lich angeschaut –, zu sehen, mit welch hohem Engage-
ment bei relativ geringer Personaldecke dort gearbeitet 
wird, dem wird deutlich, dass wir in diesem Bereich, in 
dem es darum geht, die Rechte von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern zu stärken, investieren und zusätzliche 
Stellen schaffen sollten.

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD])
Das ist an dieser Stelle meine Bitte an Sie als Parlament.

Meine Damen und Herren, unabdingbare Aufgabe ei-
nes starken Rechtsstaates ist es aber auch, dafür zu sor-
gen, dass die Gerichte funktionieren. Neben der personel-
len Ausstattung brauchen wir natürlich auch die 
Voraussetzungen für effektivere Verfahren. Deshalb ma-
chen wir uns daran, die Strafprozessordnung durch eine 
Reihe von Neuregelungen für effizientere Strafprozesse 
zu ändern, ohne dabei Abstriche an der Qualität der Ver-
handlungen, der Verfahren und auch der Entscheidungen 
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zu machen. Das ist eine Frage der Gerechtigkeit: Men-
schen müssen schnell zu ihrem Recht kommen. Wir müs-
sen dafür sorgen, dass der Rechtsfrieden zügig hergestellt 
wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, Rechtsstaat bedeutet aber 
auch, dass der Ehrliche nicht der Dumme sein darf. Des-
wegen wollen wir nicht länger zuschauen, wenn sich ei-
nige wenige schwarze Schafe gegenüber einer absoluten 
Überzahl von sich an Recht und Gesetz haltenden Unter-
nehmen dadurch einen Wettbewerbsvorteil verschaffen, 
indem sie sich nicht an Recht und Gesetz halten: durch 
Bestechung, durch Korruption, zum Beispiel auch da-
durch, dass Gammelfleisch umetikettiert wird. Es will 
mir doch wohl niemand erklären, dass der Mitarbeiter, 
der Gammelfleisch umetikettiert und wieder in den Ver-
kauf bringt, auf eigene Rechnung handelt, dass das sein 
Interesse und seine Idee war. Deswegen müssen wir hier 
dafür sorgen, dass die Unternehmen, wenn es ihnen zu-
gerechnet werden kann, in die Verantwortung genommen 
werden können.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der sich technisch anhörende Begriff „Legalitätsprin-
zip“ beschreibt diese Neuerung. In Zukunft muss, wenn 
dieses Gesetz in Kraft treten wird, ermittelt werden, ob 
das Verhalten eines Mitarbeiters dem Unternehmen zuge-
rechnet werden kann. Jetzt ist es nach dem Ordnungs-
widrigkeitenrecht so geregelt, dass eine Ermittlung mög-
lich ist. Wir sehen, dass dieses Recht nicht überall gleich 
gehandhabt wird. Es gibt Regionen in Deutschland, in 
denen ermittelt wird, und es gibt Regionen in Deutsch-
land, in denen gar nichts passiert. Ich glaube, in einem 
Rechtsstaat muss klar sein: Bei solchen Verstößen muss 
in Zukunft ermittelt werden. Da setze ich auf die Unter-
stützung des Parlaments.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, noch zwei oder drei Stich-
worte, mit denen ich in den nächsten Tagen und Wochen 
auf Sie zukommen werde. Einmal geht es darum, wider-
lichen Eingriffen in die Intimsphäre von Frauen zu be-
gegnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich nenne hier das Stichwort „Upskirting“, dass also unter 
den Rock fotografiert wird. Ich kann mir gar nicht vor-
stellen, dass das tatsächlich passiert, aber es ist so. Im 
Netz werden solche Bilder verkauft, vertrieben. Das kann 
doch nicht wahr sein. Deswegen werde ich einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf vorstellen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Da wir schon beim Thema Widerliches sind: Ich werde 
eine weitere gesetzliche Änderung vorlegen. Wir haben 
zwar eine Regelung, dass an Unfallorten Verletzte nicht 

fotografiert werden dürfen, um ihre Privatsphäre zu 
schützen. Aber es gibt eine Lücke: Es kann doch nicht 
sein, dass Tote – Tote! – bei einem Unfall fotografiert, 
diese Bilder weitergeleitet werden, und das Ganze nicht 
strafbar ist. Diese Lücken werden wir ebenfalls schließen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN)

Ich werde auch mit dem Thema „faire Verbraucherver-
träge“ auf Sie zukommen. Es geht darum, dass die Rechte 
von Verbraucherinnen und Verbrauchern gestärkt wer-
den, dass sie nicht abgezockt werden, dass sie nicht über 
den Tisch bzw. über das Telefon gezogen werden. Wir 
werden in Zukunft verlangen, dass unter bestimmten 
Voraussetzungen eine schriftliche Bestätigung einer Ver-
einbarung vorgelegt wird; denn oftmals wissen Verbrau-
cherinnen und Verbraucher aufgrund der Überrumpe-
lungssituation gar nicht, wozu sie sich verpflichtet 
haben. Das werden wir unter dem Stichwort „faire Ver-
braucherverträge“ ändern.

Meine Damen und Herren, es ist im Rahmen des Haus-
halts von Herrn Seehofer viel über die Wohnungs- und 
Mietpolitik gesprochen worden. Ich persönlich muss sa-
gen: Ich habe mich sehr darüber gefreut, dass wir es 
gleich zu Beginn meiner Amtszeit geschafft haben, Wi-
derstände aufzubrechen, dass wir in der Regierung, aber 
auch mit den Regierungsfraktionen einen Durchbruch in 
Bezug auf mehr Rechte für Mieterinnen und Mieter ge-
schafft haben.

Auf dem Wohngipfel vor einem Jahr hat man sich da-
rauf verständigt, hier deutliche Verbesserungen zu errei-
chen. Dabei ist vieles gelungen: Man hat sich auf mehr 
Investitionen in den sozialen Wohnungsbau verständigt;

(Fabio De Masi [DIE LINKE]: Die sinken! – 
Caren Lay [DIE LINKE]: Es werden doch im-
mer weniger Sozialwohnungen!)

erledigt, das haben wir gemacht. Wir haben uns auf das 
Baukindergeld geeinigt; das wurde gemacht. Aber in Be-
zug auf das Mietrecht lag vieles im Argen.

Es ist wichtig, dass wir die Geltungsdauer der Miet-
preisbremse verlängern werden. Deswegen ist es wichtig, 
dafür zu sorgen, dass zu viel gezahlte Miete in Zukunft 
auch rückwirkend zurückgefordert werden kann. Das ist 
ein ganz wichtiges Signal an die Mieterinnen und Mieter, 
aber auch an die Vermieter. Diese wissen dann: Zu viel 
gezahlte Miete kann zurückgefordert werden. Also wer-
den sie sich das gut überlegen.

Es gibt auch eine Verbesserung in Bezug auf die Mak-
lergebühren: Wer den Makler bei Immobilienkäufen nicht 
beauftragt hat, der hat höchstens 50 Prozent der Gebühren 
zu zahlen. Aber das bedeutet im Umkehrschluss, dass 
derjenige, der ihn beauftragt hat, mindestens 50 Prozent 
zahlen muss. Und wer mindestens 50 Prozent zahlen 
muss, der ist daran interessiert, dass diese 50 Prozent 
von etwas so wenig wie möglich sind, und das wird zu 
einer Dämpfung dieser Kosten führen. Darüber freue ich 
mich sehr.

Meine Damen und Herren, in dem Bereich wird oft 
über Wohnraum gesprochen. Das ist ein sehr, sehr techni-
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scher Begriff, aber es geht um nicht weniger als darum, 
dass Menschen Angst haben, wegen der überhöhten Mie-
ten ihr Zuhause zu verlieren. Deswegen ist es – auch im 
Interesse des Zusammenhalts in unserer Gesellschaft – 
gut, dass wir dieses Thema angehen.

Sie sehen, wir haben viel zu beraten – nicht nur den 
Haushalt betreffend, aber auch ihn.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und freue 
mich auf die Beratungen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Tobias Peterka, AfD, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der AfD)

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Ministerin! Kolle-

gen! Der Haushalt des BMJV kommt mit einem Gesamt-
anteil von circa 0,25 Prozent und der genannten Refinan-
zierung durch Gebühren auf den ersten Blick als 
verwaltungsinterner Durchlaufposten daher. Man könnte 
also fast versucht sein, zu meinen, dass es nicht so ins 
Gewicht fällt, wenn dieses Ministerium wie ein Firmen-
wagen behandelt wird: kurz Start und Ziel ins Fahrten-
buch eingetragen, das Radio verstellt und den Kaffeebe-
cher dringelassen.

So wurden etwa für die Umsetzung der Beschwerde-
wege aus dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz knapp 
40 Planstellen beim Bundesamt für Justiz geschaffen, 
da sich wohl 25 000 Nutzer von sozialen Plattformen 
angeblich über Hassrede im weitesten Sinn beschweren 
werden. Im Jahr 2018 kamen dann ganze 714 solcher 
Meldungen herein. Und bei einer entsprechenden Anhö-
rung konnte die Leitung des Bundesamtes dann auch gar 
nicht genau sagen, was die Beschäftigten auf diesen ge-
schaffenen Stellen inzwischen tun. Schließlich fallen gan-
ze 97 Prozent der angedachten Arbeit weg. Aber gut, 
Planstelle scheint wohl Planstelle zu sein.

Und ob eine Zusammenarbeit mit örtlichen Staatsan-
waltschaften wie zum Beispiel bei dem Projekt „Verfol-
gen statt nur Löschen“ aus NRW angegangen werden 
sollte, halte ich für sehr fragwürdig. Denn dann müsste 
man ja zugeben, dass das NetzDG purer Aktionismus 
war.

(Beifall bei der AfD)
Das Gebührenaufkommen beim Patent- und Marken-

amt ist mit über 400 Millionen Euro das Rückgrat des 
Haushalts. Die Innovationsquote deutscher Anmelder 
ging jedoch zuletzt deutlich zurück. Gerade ausländische 
Patentanmeldungen müssen dies zunehmend bei uns auf-
fangen.

Wenn man sieht, was diese Gebühren zum Teil quer-
finanzieren, dann ist die Haushaltsführung im sparsamen 
Sinn, wie man so schön sagt, fraglich. Denn das europä-
ische Einheitliche Patentgericht verursacht bereits jetzt 
merkwürdige Kosten, obwohl es bekanntlich noch gar 

nicht operabel ist und rechtlich im Schwebezustand 
hängt. Beraterverträge à la von der Leyen, Mautvergabe 
à la Scheuer lassen hier vielleicht grüßen. Und ja, mit ein 
bisschen Glück wird das vor dem Verfassungsgericht im 
Nachhinein noch als Vorbereitungsmaßnahme durchge-
hen: also der Nicht-Andi-Scheuer-Ausgang der ganzen 
Sache.

Aber gehen wir zum Verbraucherschutz. Informations-
kampagnen schön und gut, jedoch werden hier explizit 
sogenannte besondere Zielgruppen angesteuert, zum Bei-
spiel der Türkische Bund oder ein Flüchtlingsprojekt 
„Die neuen Verbraucher“. Das ist zumindest eine total 
übertriebene Detailverästelung für einen Bundeshaushalt, 
von der politischen Anbiederung einmal ganz zu 
schweigen.

(Beifall bei der AfD)

Die Deutsche Richterakademie: Das BMJV leistet et-
wa 2 Millionen Euro und damit die Hälfte der Kosten. Die 
Länder leisten den Rest. Die Personalstärke im Bund be-
trägt jedoch bekanntlich nur etwas über 2 Prozent im 
Bundesvergleich. Damit wird eine Vereinbarung akzep-
tiert, die eine 25-fach höhere Belastung als notwendig für 
den Bundeshaushalt festsetzt. Wenn man das nicht tun 
würde, dann könnte man mit dem ersparten Geld über 
ein halbes Dutzend Stellen zum Beispiel beim General-
bundesanwalt finanzieren.

(Friedrich Straetmanns [DIE LINKE]: Die 
Fortbildung von Richtern ist doch wichtig! 
Sie wissen gar nicht, worüber Sie reden!)

– Aber die Länder können auch ein bisschen mehr zah-
len. – Gerade die Bundesanwaltschaft muss nämlich ei-
nen erheblichen Aufbau erfahren, nicht nur im Hinblick 
auf die jetzige Situation, sondern auch auf die zukünftige 
Bewältigung von zunehmenden Terrorstraftaten und auch 
organisiertem Verbrechen nach angepasster Rechtslage.

Kleinstaaterei lässt bekanntlich Terroristen jeder Cou-
leur die einzelnen Staatsanwaltschaften an der Nase he-
rumführen. Hier darf nicht nur in Verschiebungen inner-
halb dieses Einzelplans gedacht werden, sondern es ist 
begleitend richtig, Geld in die Hand zu nehmen, vielleicht 
ja auch aus einigen Beraterverträgen bei der Bundeswehr. 
Die CDU-Vorsitzende müsste diese ja inzwischen auf 
dem Tisch haben. Das würde schon einiges helfen; denn 
friedlicher wird unsere heterogen gemachte Gesellschaft 
auf gar keinen Fall.

(Beifall bei der AfD)

Auf Ihre Analyse zum Thema Upskirting, Frau Minis-
terin, bin ich, gerade was die Aufklärung der Ursachen für 
dieses Phänomen angeht, sehr gespannt. Mich interes-
siert: Welche Worte werden Sie dazu finden?

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Thorsten Frei, CDU/ 

CSU.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Thorsten Frei (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

ist bereits gesagt worden, dass es in der Tat so ist, dass der 
Haushalt des Bundesministeriums der Justiz und für Ver-
braucherschutz der kleinste ministeriale Haushalt ist, dass 
die Rechtsstaatlichkeit ihrer Bedeutung nach aber grund-
legend ist für die Art, wie wir leben, auch grundlegend für 
den wirtschaftlichen Wohlstand, für die Prosperität in un-
serem Land. Deswegen muss er im besten Sinne Auswir-
kungen auf alle Bereiche unseres Lebens und auch unse-
res politischen Handelns haben.

Wenn man sich das alles anschaut, dann ist auch klar, 
dass ein Schwerpunkt der Rechtspflege, der Justizarbeit 
im Bereich der Länder liegt. Trotzdem haben wir einen 
markanten Aufwuchs in diesem Einzelplan. Es geht eben 
darum, dass auch der Bund im Bereich der Justiz seine 
Aufgaben gut bewältigt, etwa im Bereich des Bundesge-
richtshofs, im Bereich der Generalbundesanwaltschaft. 
Es geht auch darum, dass es neben Personalaufwuchs 
zu einer digitalen Ertüchtigung kommt, die mehr Effi-
zienzen ins System bringt und damit die Leistungskraft 
der Justiz entsprechend erhöht.

Ich will noch auf einen Punkt hinweisen, den Sie, Frau 
Bundesministerin, ebenfalls angesprochen haben: die 
Stiftung Forum Recht. Dazu findet man noch nichts im 
Haushaltsplan; aber das werden wir im parlamentarischen 
Verfahren entsprechend verankern. Denn es ist eine zivil-
gesellschaftliche Initiative gewesen, die ganz maßgeblich 
aus dem Deutschen Bundestag heraus geprägt worden ist. 
Wir haben gesagt: Rechtsstaatlichkeit ist nicht nur ein 
Wort, das im Raum steht, sondern wir möchten, dass 
das für die Bürgerinnen und Bürger erlebbar, erfahrbar 
wird. – Deshalb werden wir in Karlsruhe und in Leipzig 
ein entsprechendes Forum schaffen, und wir werden da-
für auch die notwendigen finanziellen Ressourcen zur 
Verfügung stellen. Ich bin froh, dass wir nach der Errich-
tung dieser bundesunmittelbaren Stiftung im Frühjahr 
jetzt einen weiteren markanten Schritt nach vorne gehen 
können.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Was erwarten die Menschen von der Rechtspolitik, von 

der Justiz, vielleicht auch unmittelbar von ihrem Staat? 
Eines ist völlig klar: Hier im politischen Raum können 
wir immer über die Frage diskutieren, wo wir mehr Staat 
brauchen, wo wir weniger Staat brauchen oder wollen 
und wie wir uns in den einzelnen Bereichen engagieren. 
Das Sicherheitsversprechen des Staates dürfte allerdings 
völlig unbestritten sein. Es geht darum, dass wir den Men-
schen Sicherheit und Ordnung zur Verfügung stellen und 
sie im Konfliktfall vor Gericht schnell zu ihrem guten 
Recht kommen. Das ist unsere Verantwortung. Das ist 
unser Teil des Geschäftes; schließlich stehen auf der an-
deren Seite das Gewaltmonopol des Staates und auch die 
Bereitschaft der Menschen, dieses Gewaltmonopol rück-
haltlos anzuerkennen.

Wenn man das tut, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
dann muss man sich mit der Wirklichkeit beschäftigen 
und schauen: Was müssen wir als Staat denn tun, um 

genau diese Voraussetzungen zu schaffen? Da war es 
schon alarmierend, als beispielsweise Ende August der 
Deutsche Richterbund in sehr groben Pinselstrichen ein 
Bild der deutschen Justiz gezeichnet hat, die jedenfalls 
schon über längere Zeit an der personellen Belastungs-
grenze arbeitet. Die Punkte, die der Deutsche Richter-
bund da aufgeführt hat – dass über die Hälfte der Straf-
verfahren eingestellt wird, meistens aus Personalmangel, 
dass Delikte wie Ladendiebstahl, Fahrraddiebstahl gar 
nicht vor Gericht landen und dass jede Woche ein Häft-
ling aus der Untersuchungshaft entlassen werden muss, 
weil die Verfahren zu lang dauern –, dokumentieren ein-
fach, dass der Handlungsbedarf enorm ist.

Deswegen war es richtig, dass wir in erster Linie nicht 
darauf geschaut haben: „Was ist Landeszuständigkeit, 
was ist Bundeszuständigkeit?“, sondern dass wir gemein-
sam mit den Ländern den Pakt für den Rechtsstaat be-
schlossen haben, weil es zwar wichtig ist, aber nicht aus-
reichend ist, zusätzliche Polizei zu haben, wenn 
anschließend im Bereich der justiziellen Verarbeitung 
das Personal nicht zur Verfügung steht. Deswegen ist es 
richtig, 2 000 zusätzliche Stellen für die Gerichte und die 
Staatsanwaltschaften zu schaffen.

Das kann man im Übrigen mit Zahlen gut belegen. Es 
ist ja nicht so, dass in ganz Deutschland die Situation der 
Justiz die gleiche wäre. Baden-Württemberg beispiels-
weise hat sehr früh zusätzliche Stellen im Bereich der 
Justiz geschaffen. Die Folge war – erst in dieser Woche 
ist der Strafverfolgungsbericht für das Jahr 2018 vorge-
stellt worden –, dass nicht nur die Zahl der Verfahrens-
eingänge bei den Staatsanwaltschaften, sondern auch die 
der Verurteilungen das erste Mal seit 16 Jahren signifi-
kant gestiegen ist. Hier scheint es eine unmittelbare Kor-
relation mit der Personalsituation an den Gerichten zu 
geben. Das ist ein klares Signal, dass wir an dieser Stelle 
auf dem richtigen Weg sind. Wir müssen diesen Weg ge-
meinsam mit den Ländern konsequent weitergehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Für uns, Frau Bundesministerin, ist ein zweiter Punkt 

ganz wichtig. Es geht zum einen um mehr Personal – das 
ist richtig – und zum anderen um schlankere und effizien-
tere Verfahren. Ich glaube, wir haben in den letzten Mo-
naten, liebe Frau Högl, an ganz vielen Stellen ganz Gutes 
erreicht. Ich war sehr dankbar, Frau Bundesministerin, 
dass Sie gleich bei Ihrem Amtsantritt deutlich gemacht 
haben, dass die Reform der Strafprozessordnung für Sie 
ein ganz wesentlicher Punkt ist, an dem wir vorwärts-
kommen wollen und vorwärtskommen müssen.

Das mögen an manchen Stellen eher organisatorische 
Punkte sein, aber mit echtem Gehalt. Wenn man sich bei-
spielsweise anschaut, dass die Rechte, die wir in der 
Strafprozessordnung haben und die eigentlich dafür ge-
dacht sind, dass Beschuldigte nicht ungerechtfertigt zu 
einer Verurteilung kommen, letztlich auch ins Gegenteil 
verkehrt, pervertiert werden können, man damit dem 
Staat ein Stück weit auf der Nase herumtanzen kann, dann 
zeigt sich der Handlungsbedarf.

Wir haben das besonders deutlich beispielsweise beim 
NSU-Prozess gesehen, der ganz gezielt verschleppt und 
torpediert wurde: 2 970 Beweisanträge, 1 427 Beweis-
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ermittlungsanträge, 202 Richterablehnungen in einem 
einzigen Prozess – das zeigt, dass es ein schmaler Grat 
ist. Es geht darum, einerseits Beschuldigtenrechte zu 
wahren, andererseits die Effizienz des Rechtsstaats nicht 
zur Disposition zu stellen. Es geht nicht nur um die Effi-
zienz, sondern auch um die Glaubwürdigkeit des Rechts-
staates. Dafür werden wir die notwendigen Voraussetzun-
gen schaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Ich bin sicher, dass es uns, der Bundesregierung und den 
Koalitionsfraktionen, ein gleichermaßen wichtiges Ziel 
ist, zügig und noch in diesem Jahr zu einem Abschluss 
des Reformvorhabens zu kommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, es geht natürlich um Prozesse, um 
Rahmenbedingungen und Strukturen, aber der Rechts-
staat wird immer nur dann gut sein und funktionieren, 
wenn er sich auch auf Menschen verlassen kann, die zu 
ihm stehen, die ihn leben, die ihn nicht nur akzeptieren. 
Es kann nicht sein, dass der Rechtsstaat nur dann funk-
tioniert, wenn man einen Aufpasser neben jeden Einzel-
nen stellt; wir müssen ihn ein gutes Stück weit auch leben. 
Das bedeutet im Umkehrschluss, dass der Rechtsstaat 
ganz konsequent gegen all diejenigen vorgehen muss, 
die ihn ablehnen, und die gibt es in unserer Gesellschaft 
auch. Ich will das exemplarisch an den kriminellen Fami-
lienclans deutlich machen, wo nach ganz eigenen Un-
werturteilen gelebt wird, wo der Rechtsstaat nicht be-
kämpft wird, sondern gänzlich abgelehnt wird.

Wir brauchen dafür die passenden Instrumentarien. 
Teilweise haben wir sie in der Vergangenheit schon ge-
schaffen. Ich denke etwa an die Vermögensabschöpfung, 
womit wir 2017 einen deutlichen Schritt in die Zukunft 
gegangen sind. Jetzt müssen wir uns überlegen, ob die 
Instrumentarien ausreichend sind, ob wir sie nachschär-
fen, ob wir auch im Bereich der Beweislastumkehr einen 
weiteren Schritt gehen. All das sollten wir uns ganz genau 
anschauen. Das hat viele Konsequenzen: familienrecht-
liche Konsequenzen, aufenthaltsrechtliche Konsequen-
zen. Es geht um die Frage, ob wir als Staat die richtigen 
Instrumentarien haben, um gegen diese spezielle Form 
der Kriminalität vorzugehen.

Da möchte ich nur ein Beispiel nennen: Bei solchen in 
sich abgeschotteten Clanstrukturen kommt man mit klas-
sischen Instrumenten wie V-Leuten nicht weiter, sondern 
man braucht auch die technischen Voraussetzungen. Des-
wegen ist es für uns ganz entscheidend, dass Bundestag 
und Bundesrat gemeinsam eine Vorratsdatenspeicherung 
verabschiedet haben.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Oje! – Dr. Jürgen 
Martens [FDP]: Das wird nichts! Das Ding ist 
tot! Das Ding ist tot und bleibt tot!)

Aufgrund eines Oberverwaltungsgerichtsurteils können 
wir dieses geltende Recht aber nicht anwenden und haben 
damit im Bereich der Clankriminalität, aber auch in ande-
ren Bereichen keine richtigen Antworten.

Das gilt im Übrigen auch für den Bereich der Kinder-
pornografie. Wir wissen, dass allein im letzten Jahr 8 400 
Hinweise aus den USA letztlich nicht nachverfolgt wer-

den konnten, weil Verbindungsdaten frühzeitig gekappt 
worden sind.

(Dr. Patrick Sensburg [CDU/CSU]: So ist es!)
Deshalb: Es gibt für uns genügend zu tun. Wir werden 

diesen Weg weitergehen, und ich freue mich, wenn wir 
das gemeinsam tun.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Eva Högl [SPD])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Dr. Stefan Ruppert.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Stefan Ruppert (FDP):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Ich habe Ausgang dieses Sommers die Eingewöh-
nung meines Sohnes im Kindergarten begleitet und inte-
ressante Beobachtungen dabei gemacht: Man spielte mit 
Bauklötzen und stritt sich darüber, welche Puppe in dem 
Häuschen, das gebaut worden war, wohnen darf.

(Dr. Patrick Sensburg [CDU/CSU]: Wie bei der 
FDP mit Koalitionsverhandlungen!)

Alle zerrten dann die Puppe des anderen heraus, sagten: 
Deine Puppe muss aus dem Wohnhaus wieder raus. – 
Irgendwann kamen die Kinder auf die Idee, zu sagen: 
Wir brauchen einfach mehr Bauklötze, wir müssen mehr 
Häuser bauen. – Auf diese Idee ist man leider im Bundes-
justizministerium noch nicht gekommen, sondern man 
bewirtschaftet nach wie vor zu wenig Wohnraum – mit 
einer Mietpreisbremse, die dazu führt, dass immer nur 
einer in dieser Wohnung wohnen kann und es nicht mehr 
Wohnraum in Deutschland gibt.

(Beifall bei der FDP)
Dass die CDU/CSU da mitmacht, auch bei der Frage 
Mietpreisbremse, dass sogar ein Abgeordneter des Abge-
ordnetenhauses sagt: „Man muss den Zuzug nach Berlin 
jetzt stoppen, um dieses Problem in den Griff zu kriegen“,

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat er längst zu-
rückgenommen!)

das ist doch ein Ausdruck von Hilflosigkeit. Sie müssen 
bauen, Standards überprüfen.

(Beifall bei der FDP)
Sie müssen dafür sorgen, dass ein Anreiz besteht, zu 
bauen, und Sie müssen aufhören, einen Markt, der jetzt 
schon zum Erliegen kommt, überzuregulieren – so ent-
steht keine einzige zusätzliche Wohnung in Deutschland. 
Ich glaube, daran müssen wir dringend wieder appellie-
ren. Das ist der erste Gedanke.

(Beifall bei der FDP)
Wenn dann noch die Mittel, die in Thüringen oder in 

Berlin für den Wohnungsbau zur Verfügung stehen, nicht 
dafür verwandt werden, sondern für andere Dinge, dann 
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ist das noch einmal trauriger; auch das findet auf dem 
Rücken der Wohneigentümer und der Mieter in Deutsch-
land statt. So lösen wir das Problem nicht. Mehr Woh-
nungen durch mehr Bauen und nicht einfach durch neue 
Regulierung.

(Beifall bei der FDP)
Ich will – das habe ich mir vorgenommen – in jeder 

Rede auch einen positiven Aspekt nennen, ein Lob aus-
sprechen: Ich finde es hervorragend, dass auch Sie sich, 
Frau Lambrecht, zum Forum Recht bekennen. Das ist ein 
Ort, wo Recht lebendig dargestellt werden kann, wo man 
die wertvollen Aspekte des Rechtsstaats erfährt, wo alle 
merken: Recht und seine Durchsetzung ist Voraussetzung 
für Frieden, für sozialen Frieden, für Zusammenhalt. Da-
für ist das Forum Recht genau der richtige Ort. Herzlichen 
Dank für Ihre Unterstützung an dieser Stelle!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Der nächste Gedanke ist leider ein bisschen eine 
Binnenschau in die Sozialdemokratie. Dass eine sozial-
demokratische Ministerin, die einer anderen sozialdemo-
kratischen Ministerin folgt, praktisch die gesamte Lei-
tungsebene des Hauses austauschen muss, ist, glaube 
ich, bezeichnend für den Zustand der deutschen Sozial-
demokratie: Man traut nicht einmal mehr den eigenen 
Mitarbeiterinnen, den eigenen Genossinnen und Genos-
sen. Das kommt den Steuerzahler teuer zu stehen, und es 
behindert auch die Funktionsfähigkeit dieses Hauses für 
eine gewisse Zeit. Das war eine unnötige Maßnahme, die 
viel zu viel Geld gekostet hat und die wir kritisieren.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. 
Dr. Manuela Rottmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Das Justizministerium ist Verfassungsministerium. Es 
gibt erhebliche Vorbehalte, was die Verfassungsmäßig-
keit der Teilabschaffung des Solidaritätszuschlags an-
geht. Es gibt Gutachten, die sagen: Eine Teilabschaffung 
des Solidaritätszuschlags ist verfassungswidrig. – Ihre 
Aufgabe wäre es, zu sagen: Wir kümmern uns darum, 
diese Bedenken ernsthaft auszuräumen, oder, wenn sie 
nicht auszuräumen sind, sorgen dafür, dass man eine ver-
fassungsgemäße Vorlage macht. Leider ist an dieser Stel-
le nicht viel von Ihnen zu hören. Ich hoffe sehr, dass Sie 
bei bürgerrechtlichen Fragen dem Innenministerium bis-
weilen in den Arm fallen, wenn es darum geht, Grund-
rechte in Deutschland zu stark einzuschränken. Darauf 
richten wir unsere Hoffnungen.

Noch ein Letztes zur SPD: Sie stellen Menschen mit 
einem gewissen Gehalt als jemanden dar, der in der Hän-
gematte liegt und Geld wie am Fließband bekommt. Die 
Gehaltsklasse der Leistungsträger, die Sie verächtlich 
machen, ist die von SPD-Bundestagsabgeordneten. Wenn 
Sie ein solches Selbstbild haben, dass Sie in der Hänge-
matte liegen und Ihnen das Geld nur so zufliegt, dann 
wundert mich nicht, dass Ihre Erfolglosigkeit im Moment 
doch ein andauernder Zustand ist. Ich glaube, das ist ein-
fach eine falsche Darstellung; so sollten wir uns als Ab-
geordnete nicht darstellen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort die Kollegin 

Amira Mohamed Ali.

(Beifall bei der LINKEN)

Amira Mohamed Ali (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Es geht um den Haushalt 2020 für das Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz. Der Ver-
braucherzentrale Bundesverband hat eine wichtige 
Umfrage gemacht. Diese Umfrage hat ergeben, dass ak-
tuell nicht einmal ein Viertel der Verbraucher Vertrauen 
darin haben, dass die Politik für den Verbraucherschutz 
das Richtige tut. Das ist eine verheerende Bilanz. Aber 
das ist kein Wunder. Jeder von uns oder zumindest die 
allermeisten haben schon einmal die Erfahrung gemacht, 
dass, wenn sie versuchen, ihre Rechte gegenüber einem 
Unternehmen durchzusetzen, David gegen Goliath 
kämpft. Bei diesem Kampf wird man leider viel zu oft 
alleingelassen. Das ist ein Zustand, den man in einem 
Rechtsstaat einfach nicht akzeptieren kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn zum Beispiel die Telefonrechnung falsch ist oder 
man Fragen zur Stromabrechnung hat, dann wird man 
nicht kompetent beraten und bekommt schnelle Hilfe. 
Nein, oft landet man in der Hotlinehölle, und da braucht 
man oft wirklich sehr gute Nerven, um nicht zu kapitu-
lieren. Die Konzerne wissen eben um ihre Marktmacht 
und unsere Abhängigkeit von ihnen, aber auch um die 
zahme Politik, und das wird zum Teil hemmungslos aus-
genutzt in vielen Bereichen des täglichen Lebens, zum 
Beispiel von Telefonanbietern, Versicherern, Banken 
oder Autoherstellern. Damit muss endlich Schluss sein!

(Beifall bei der LINKEN)

Das gilt auch für die digitale Welt, eine Welt, der man 
sich heute praktisch nicht mehr entziehen kann. Die meis-
ten möchten das auch gar nicht; das ist verständlich. Die 
digitale Welt hat große Vorteile. Der große Nachteil ist, 
dass wir dort sehr oft der Willkür von Konzernen wie 
Google, Amazon oder Facebook praktisch ausgeliefert 
sind. Es ist ein wilder Westen mit Fake-Bewertungen, 
Fake Shops, hemmungsloser Nutzung all unserer Daten 
und ständiger Manipulation mit dem einzigen Ziel, uns 
zum Kauf von Produkten oder zur Preisgabe unserer Da-
ten zu bewegen.

Die großen Player haben außerdem die unschlagbare 
Macht, uns in der digitalen Welt einfach ausschalten zu 
können. Wenn man die neuen iTunes-AGBs nicht akzep-
tiert oder einer Rechnung erst einmal widerspricht, dann 
wird man – klick! – abgeschaltet, dann gehen die Dienste 
einfach nicht mehr. Aktuell gibt es kein vernünftiges Ge-
gengewicht zu dieser Übermacht, weil der Verbraucher-
schutz viel zu schwach ist, und das seit Jahren. Das muss 
sich dringend ändern.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Aber dieser Haushalt setzt den Stillstand im Verbrau-
cherschutz leider fort. Frau Lambrecht, Sie planen gerade 
einmal 4 Prozent Ihres Budgets für die Verbraucherpolitik 
ein. Das sind 38 Millionen Euro, 4 Millionen Euro weni-
ger als im letzten Jahr, und das, obwohl die Herausforde-
rungen doch ganz klar wachsen und wachsen. Sie haben 
gerade gesagt, Sie möchten den Verbraucherschutz stär-
ken. Aber ich frage Sie: Wie wollen Sie das denn mit 
einem so mickrigen Budget machen? Wie soll man damit 
einen Ausgleich schaffen zwischen Verbrauchern auf der 
einen Seite und mächtigen Unternehmen auf der anderen 
Seite? Das ist so überhaupt nicht möglich.

Wir Linken sind ganz klar an der Seite der Verbrau-
cherzentralen, die wirklich wacker kämpfen; aber sie sind 
heillos unterbesetzt. Ich freue mich sehr darüber – das 
muss ich ehrlich sagen –, dass die Regierungskoalition 
endlich auf uns gehört hat und die Marktwächter der Ver-
braucherzentralen nun dauerhaft fördert; das ist prima.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Gute Maßnah-
me!)

Aber die Förderung ist viel zu gering. Zum Beispiel 
haben die Marktwächter für den digitalen Verbraucher-
schutz bundesweit gerade einmal 45 Vollzeitstellen – 
45! –, die für die Belange von Millionen Verbraucherin-
nen und Verbrauchern kämpfen sollen. Die Marktwächter 
Energie, die zum Beispiel Heizkostenabrechnungen kon-
trollieren – zwei von drei Abrechnungen sind übrigens 
falsch –, haben gerade einmal sieben Stellen zur Verfü-
gung. Das ist viel zu wenig. Wir fordern ohne Wenn und 
Aber eine auskömmliche Finanzierung der Verbraucher-
zentralen. Das ist wirklich das Mindeste, Frau Lambrecht.

(Beifall bei der LINKEN)
Außerdem brauchen wir endlich eine starke Verbrau-

cherschutzbehörde. Andere EU-Länder haben das schon 
längst. Eine Behörde hat Ermittlungs- und Durchset-
zungsbefugnisse; sie kann Bußgelder verhängen, Ent-
schädigungen einfordern und, und, und.

Das wären wichtige Schritte, um dem Verbraucherschutz 
endlich die Schlagkraft zu geben, die er braucht und die er 
auch verdient. Frau Lambrecht, gehen Sie diese Schritte! 
Die Linke geht da mit Ihnen.

Aber ich fürchte, es ist hier leider wie immer: Ihnen 
sitzen die Konzerne im Nacken, und Sie haben nicht den 
Mut, dagegen Widerstand zu leisten. Denn es ist ja so: 
Guter Verbraucherschutz steht den Profitinteressen von 
unlauter agierenden Unternehmen nun einmal entgegen. 
Aber die Interessen dieser Unternehmen scheinen dieser 
Bundesregierung wichtiger zu sein als der Schutz der 
Bürgerinnen und Bürger vor Betrug und Abzocke. So 
spart alleine VW gerade über 1 Million Euro pro Tag 
durch das Herauszögern der Entschädigungsleistungen 
an die Betroffenen des Dieselabgasskandals, und das le-
gitimiert durch die von Ihnen ach so gefeierte Muster-
feststellungsklage.

Ich kann Ihnen sagen: Es ist genau diese Form der 
Politik, die Menschen wütend macht – und das zu Recht. 
Es geht um die Frage, für wessen Interessen Sie hier 
eigentlich Gesetze machen. Wir als Linke stehen jeden-
falls weiterhin an der Seite der Verbraucherinnen und 

Verbraucher. Und ja, das ist ein Kampf David gegen Go-
liath. Aber wer die Geschichte kennt, der weiß auch, wer 
am Ende gewinnt.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Die Kollegin Dr. Manuela Rottmann hat das Wort für 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Manuela Rottmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Minis-
terin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Hälfte 
der Legislaturperiode ist vorbei, und von den letzten zwei 
Jahren müssen wir in der Rechtspolitik nicht nur die Mo-
nate der Regierungsbildung abziehen, sondern auch das 
Gastspiel der vorherigen Ministerin. Zwischen Einarbei-
tungszeit und Europawahlkampf ist nicht viel passiert.

Jetzt haben wir – Gott sei es gelobt – eine neue Minis-
terin, und wir brauchen sie; denn der Rechtsstaat ist unter 
starken Druck geraten. Ein Teil der Bevölkerung wendet 
sich von ihm ab. Ehrlich gesagt habe ich gar keine Lust 
mehr, das immer wieder zu beklagen, sondern mich inte-
ressiert: Was können wir dem entgegensetzen? Wie kön-
nen wir die Widerstandskräfte in dieser Gesellschaft stär-
ken?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Wir schaffen das nicht durch eine Musealisierung der 
Rechtsstaatsidee; wir schaffen das auch nicht durch 
schlaue Grußworte vor ausgewähltem Fachpublikum; 
ich glaube, wir schaffen das auch nicht durch mehr Pres-
sesprecher in den Bundesministerien. Das ist alles nicht 
verkehrt, aber ich halte es nicht für das Entscheidende. 
Entscheidend ist, welche Erfahrungen die Bürgerinnen 
und Bürger, die Unternehmen jeden Tag in den Gerichten, 
in den Kanzleien, in den Amtsstuben machen. Wenn diese 
Erfahrungen gut sind, dann stärkt das den Rechtsstaat. 
Sind sie schlecht, verlieren wir die Menschen dafür. Des-
wegen ist die bisherige Geringschätzung der SPD für das 
von ihr besetzte Justizministerium ein großes Problem – 
nicht nur für die SPD.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Wenn sich die SPD dann einmal durchringt und etwas 
für die Waffengleichheit vor Gericht tun will, dann kann 
man sich sicher sein, dass sie fast immer vom Koalitions-
partner ausgebremst wird. Es gibt allerdings einen Punkt, 
wo Sie sich sehr nahe sind. Mein Eindruck ist, dass bei 
Ihnen der Bürger im Rechtsstaat Opfer von Straftaten ist, 
dem man mit viel Polizei beistehen muss – dagegen habe 
ich gar nichts –, aber den Bürger, der selbstbewusst und 
selbstständig sein Recht durchsetzen will und dafür Un-
terstützung braucht, gibt es bei Ihnen beiden zu wenig.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Jürgen Martens [FDP])

Auch im Haushaltsentwurf gibt es keine Anzeichen 
dafür, dass Sie sich dieser Aufgabe annehmen. Die Schere 
zwischen technisch hochgerüsteten Kanzleien und einer 
Justiz auf Papieraktenbasis klafft immer weiter auseinan-
der, und das ist nicht allein ein Problem der Länder. Ein 
Revisionsverfahren in Zivilsachen vor dem BGH – das 
kann so einfach sein, wie es will – steht erst einmal mo-
natelang still, weil allein die Versendung der Akten und 
die Einsichtnahme Monate dauern.

Die SPD ist stolz auf über 400 000 Verbraucher, die 
sich ins Klageregister für die Musterfeststellungsklage 
gegen VW eingetragen haben. Das ist gut;

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sehr gut! Ja!)

aber es ist jämmerlich, dass dieses Register vom Bundes-
amt für Justiz auf Basis einer Excel-Tabelle geführt wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie der Abg. Kersten 
Steinke [DIE LINKE] – Dr. Jürgen Martens 
[FDP]: Fax!)

Noch ein Grund, zu handeln: Immer mehr Menschen 
verzichten auf einen Teil ihrer Ansprüche, wenn sie nur 
schnell und einfach zu ihrem Recht kommen, und ver-
trauen sich Legal-Tech-Anbietern an. Warum gibt es 
eigentlich keinerlei Bemühungen, an den Gerichten für 
einfache Massenfälle Onlineverfahren zu ermöglichen? 
Auch die digitale Dokumentation der Hauptverhandlung 
im Strafprozess liegt brach. Abwarten, bis die elektroni-
sche Akte eingeführt ist, lautet Ihre Devise. Das ist vor-
geschoben. Den Gerichten und Staatsanwaltschaften hilft 
kein Pakt für den Rechtsstaat, wenn sie in ihren Verfahren 
und mit ihren Arbeitsmitteln im Zeitalter der Rohrpost 
stecken bleiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Stefan Ruppert [FDP])

Die Chancen, die im Justizministerium liegen, um die 
Bürger und den Staat wieder zusammenzubringen, wur-
den in den letzten beiden Jahren nicht gesehen, und sie 
wurden auch nicht genutzt. Frau Ministerin Lambrecht, 
ändern Sie das! Handeln Sie, dann unterstützen wir Sie 
gerne.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Dr. Johannes Fechner.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-

be Zuhörerinnen und Zuhörer auf den Tribünen! Das Jus-
tizministerium ist ein großartiges Ministerium. Wir 
freuen uns, dass wir es besetzen dürfen und dass wir 

wieder eine großartige Justizministerin haben. Das freut 
uns sehr!

(Beifall bei der SPD)

Daran kann überhaupt kein Zweifel bestehen; denn wir 
wollen unseren Rechtsstaat stärken. Wir wollen, dass 
Deutschland noch sicherer wird. Vor allem wollen wir 
daran arbeiten, dass die bei manchen Bürgern vorhandene 
Diskrepanz zwischen subjektivem Sicherheitsgefühl und 
der eigentlich guten objektiven Sicherheitslage im Ver-
gleich zu anderen Ländern nicht größer wird, dass sich die 
Leute hier sicher fühlen und alle Bürger wissen, sie kön-
nen ihre Rechte und ihre Ansprüche hier in Deutschland 
durchsetzen. Diesen Ehrgeiz sollten wir haben, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Markus 
Uhl [CDU/CSU])

Deutschland ist nach wie vor eines der sichersten Län-
der. Wenn wir es noch sicherer machen wollen, wenn wir 
noch mehr Straftaten verhindern wollen, dann ist der 
Hauptschlüssel dafür, dass wir mehr Personalstellen in 
der Justiz und bei der Polizei schaffen. Deshalb haben 
wir uns mit den Ländern verabredet, einen Pakt für den 
Rechtsstaat abzuschließen – das haben wir getan –, weil 
wir 2 000 zusätzliche Stellen für Richter und Staatsan-
wälte sowie 7 500 zusätzliche Stellen für Polizisten schaf-
fen wollten. Ich finde, wir gehen mit diesem Haushalt den 
ersten Schritt; dort sind 110 Millionen Euro für die erste 
Rate für diese Maßnahme enthalten. Für 2021 werden es 
noch einmal 110 Millionen Euro sein.

Also, Sie sehen: Die besten Gesetze bringen nichts, 
wenn in den Gerichten und auf den Polizeirevieren kein 
Personal ist, um diese Rechte für die Bürgerinnen und 
Bürger durchzusetzen. Deshalb gehen wir mit diesem 
Haushalt einen ganz wichtigen Schritt hin zu mehr Si-
cherheit und zu mehr Rechtsdurchsetzung, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir wollen Strafprozesse schneller machen, ohne da-
bei Beschuldigtenrechte einzuschränken. Wir wollen ge-
gen den Missbrauch von Verfahrensrechten, etwa bei Be-
setzungsrügen, vorgehen. Denn wenn durch solche 
missbräuchlichen Verzögerungstaktiken Prozesse plat-
zen, ist niemandem gedient; das schadet dem Ansehen 
des Rechtsstaats, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Klar muss auch sein: Es muss der Grundsatz gelten: 
Wer recht hat, der muss auch recht bekommen. – Unter 
diesem einfachen Motto hat die SPD die Musterfeststel-
lungsklage durchgesetzt. Von den Grünen ist das massiv 
kritisiert worden:

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Ja, von 
uns auch!)

Dieses Verfahren sei nicht geeignet, und es sei nicht wirk-
sam. – Über 400 000 Verbraucherinnen und Verbraucher 
haben jetzt durch unser Gesetz die Möglichkeit, ihre An-
sprüche vor dem Oberlandesgericht in Braunschweig klä-
ren zu lassen. Das ist ein Erfolg.
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Damit es auch zukünftig für Musterfeststellungsklagen 
eine Verbraucherzentrale gibt, die finanziell gut ausge-
stattet ist, und damit auch das Bundesamt für Justiz seinen 
Aufgaben nachkommen kann, setzen wir im Haushalt 
Schwerpunkte und stärken diese beiden wichtigen Orga-
nisationen. Das ist eine ganz wichtige Maßnahme, damit 
recht bekommt, wer auch recht hat, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir wollen einen starken Rechtsstaat. Dafür gilt es, zu 
werben. Deswegen ist eine weitere wichtige Maßnahme, 
dass wir gemeinsam – ich betone es: gemeinsam – hier im 
Parlament das Forum Recht in Leipzig und in Karlsruhe 
schaffen wollen. Wir haben hier in den Haushaltsberatun-
gen die Gelegenheit, die entsprechenden, nicht unerheb-
lichen Gelder in den Haushalt einzustellen. Das sollten 
wir tun, weil es uns allen wichtig ist, das Ansehen des 
Rechtsstaates weiter auszubauen und vor allem das Ver-
trauen der Bürgerinnen und Bürger in den Rechtsstaat zu 
stärken. Mit diesem Haushalt gehen wir einen wichtigen 
Schritt. Wir stimmen dem zu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP – Dr. Stefan 
Ruppert [FDP]: Wir wollten nur für das Forum 
Recht klatschen!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Herr Kollege Fechner. – Der nächste 

Redner: der Kollege Martin Hohmann.

(Beifall bei der AfD)

Martin Hohmann (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Sehr geehrte Frau Ministerin! Als Verfas-
sungsministerin tragen Sie gemeinsam mit dem Innen-
ministerium die große Verantwortung für unser Gemein-
wesen. Das zeigt sich einmal an der Aufgabe zur 
Endkontrolle von Gesetzesvorlagen anderer Ministerien, 
das zeigt sich zum anderen aber auch an der Möglichkeit 
zu Gesetzesinitiativen.

Mehrfach habe ich an dieser Stelle die Prüfung ange-
mahnt, ob und inwieweit die religiösen Vorschriften des 
Koran und der Scharia mit unserer Grundrechtsordnung 
kompatibel sind. Dem Koran als solchem kommt der 
Charakter einer religiösen Schrift zu. Werden aber einige 
seiner Vorschriften in die Realität umgesetzt, gewinnt er 
Brisanz, wird er zum politischen Islam. Dieser Islam – 
das sagt die AfD als einzige Partei – gehört nicht zu 
Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Da sind zum einen die vielen, expliziten Gewaltaufrufe 
gegen Ungläubige. Ungläubige sind alle Nichtmuslime. 
Als Ungläubige können auch konkurrierende Muslime 
angesehen werden; das zeigt der Anschlag in Kabul auf 
eine Hochzeitsgesellschaft: 63 Tote, 180 Verletzte.

(Dr. Manuela Rottmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Für Justiz interessieren Sie sich 
weniger, oder?)

Da sind zum anderen die Bestimmungen des Korans, wo-
nach Frauen bei Unbotmäßigkeit geschlagen werden dür-
fen.

(Dr. Jürgen Martens [FDP]: Das gibt es bei den 
evangelikalen Christen auch! Die machen das 
auch!)

Ihre Aussage ist vor Gericht nur halb so viel wert wie die 
eines Mannes, und sie haben ihren Männern jederzeit 
sexuell zur Verfügung zu stehen. Was sagen Sie als 
SPD-Politikerin zum Münchner Islamzentrum, das un-
längst das Schlagen von Frauen öffentlich gerechtfertigt 
hat?

(Dr. Manuela Rottmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir hätten so viel Sinnvolles zu 
besprechen!)

Diese Bestimmungen des Korans zitiere ich zum dritten 
Mal in einer Rede zum Haushalt des Justizministeriums. 
Gibt es Gesetzesinitiativen, um diesen Bestimmungen 
des Korans ihre Gültigkeit und Wirksamkeit hier in 
Deutschland zu nehmen?

Auch mahne ich die Behandlung des AfD-Antrages zur 
Unvereinbarkeit von Islam und Rechtsstaat an, Drucksa-
che 19/4840. Vor allem eines geht nicht: Bürger unseres 
Landes, die die Gefahren des politischen Islam sehen und 
klar benennen, mit der Bezeichnung „islamophob“ zu be-
legen. Dazu passt es, dass der Inlandsgeheimdienst dazu 
übergeht, solchen Warnern gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit zu unterstellen. Da wird der Spieß umge-
dreht. Absurder geht’s nicht.

(Beifall bei der AfD – Dr. Manuela Rottmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Absurder geht 
es wirklich nicht! – Niema Movassat [DIE LIN-
KE]: Absurder ist Ihre Rede!)

Und weil das so ist, trauen sich viele nicht mehr, ihre 
Meinung offen auszusprechen.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was man bei Ihnen sieht! Sie sind total 
eingeschüchtert!)

Das haben die „Tagesthemen“ in einer Umfrage von Inf-
ratest dimap am Abend der beiden Landtagswahlen ge-
zeigt: 69 Prozent aller Sachsen stimmen folgender Aus-
sage zu: Bei bestimmten Themen wird man heute 
ausgegrenzt, wenn man seine Meinung sagt. – 69 Prozent! 
Eine Frucht von 14 Merkel-Jahren, eine faule Frucht.

(Beifall bei der AfD)
Meinungsfreiheit ist unabdingbare Demokratievoraus-

setzung. Als Verfassungsministerin können Sie nicht län-
ger wegschauen. Frau Ministerin, werden Sie zum Schutz 
unserer Bürgerinnen und Bürger und unserer freiheitli-
chen Verfassung tätig.

(Beifall bei der AfD – Dr. Manuela Rottmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was soll sie 
denn machen?)
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat als Nächstes das Wort 

die Kollegin Elisabeth Winkelmeier-Becker.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu-

rück zur Rechtspolitik.

(Martin Reichardt [AfD]: Da waren wir die 
ganze Zeit!)

Ein großes Thema der Rechtspolitik der Koalition ist der 
Pakt für den Rechtsstaat. Es ist das gemeinsame Anliegen 
von Bund und Ländern, den Rechtsstaat zu stärken, den 
großen Herausforderungen gerecht zu werden und auch 
Vertrauen zurückzugewinnen. Deshalb war es ein großer 
Erfolg, dass wir uns geeinigt haben, dass in den Ländern 
2 000 neue Stellen geschaffen werden, gemessen am 
Stand vom Januar 2017. Das wird jetzt ganz konkret: 
Im Haushalt sind die ersten 110 Millionen Euro etatisiert. 
Die erste Tranche ist fällig, weil diese ersten 1 000 Stellen 
in der Tat auch eingerichtet wurden.

Ich möchte an dieser Stelle betonen – ich schaue ein-
mal zur Länderbank hinüber –,

(Zuruf von der FDP: Da sitzt keiner!)
dass angeblich einige dieser Stellen mit kw-Vermerken 
versehen sind. So stellen wir uns das natürlich nicht vor. 
Vielmehr gibt es ganz klar die Erwartungshaltung, dass 
diese zusätzlichen Stellen dauerhaft bleiben; denn diese 
Ressourcen werden dringend gebraucht. Damit wird in 
den Ländern auch Gutes gemacht. Das gilt für alle Län-
der, aber ich darf natürlich die Beispiele aus meinem 
Heimatland Nordrhein-Westfalen in den Vordergrund 
stellen. Dort gibt es jetzt die Zentralstelle gegen Cyber-
crime. Wir bilden mit dem gemeinsamen Vorgehen von 
Innenminister und Justizminister ein Schwergewicht im 
Kampf gegen Clankriminalität, Kindesmissbrauch und 
Kinderpornografie. Es gibt die Initiative „Verfolgen statt 
nur Löschen“ zusammen mit den Medienanstalten und 
der Medienaufsicht; denn – die Ministerin hat absolut 
recht – wir müssen den Verfolgungsdruck beim Kampf 
gegen Hass und Hetze im Netz verstärken.

Konsequent wäre es übrigens, den Ermittlungsbehör-
den schnell Informationen über die Bestandsdaten, die bei 
den Plattformen vorhanden sind, zu geben, wenn diese 
sagen: Hier ist ein Post, der eine Straftat erfüllt. – Auch 
das müssen wir nach meiner Überzeugung bei der Über-
arbeitung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes verbind-
lich regeln.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ein weiterer Schwerpunkt ist die Abschöpfung von 

Vermögen, das auf kriminellem Wege erworben wurde. 
Auch hierfür gibt es neuerdings Spezialeinheiten. Das ist 
eine sinnvolle Verwendung dieser neuen Ressourcen.

Wenn es an die Schaffung der nächsten 1 000 neuen 
Stellen geht, habe ich einen persönlichen Wunsch: Ich 
würde mir wünschen, dass wir einen Schwerpunkt beim 
Kampf gegen Menschenhandel, gegen Kriminalität im 

Kontext der Prostitution setzen. Das ist ein Feld, auf 
dem wir im Moment unmögliche Zustände gewärtigen. 
Auch das müssen die Ermittlungsbehörden und Polizei-
kräfte angehen.

Der Bund hat einen eigenen Anteil am Aufwuchs beim 
Personal an den Bundesgerichten. Wir haben beim BGH 
zwei neue Senate geschaffen. Jetzt geht es darum, dass 
diese irgendwo unterkommen müssen. Ich hoffe, dass 
dieses Problem bald im Zusammenwirken von BGH 
und dem Ministerium gelöst wird.

Uns allen ist aber auch klar: Personal allein reicht nicht. 
Wir müssen dafür sorgen, dass diese Ressourcen nicht 
verpuffen. Wir müssen zu straffen Verfahren kommen. 
Die anstehende Reform der Strafprozessordnung wurde 
bereits angesprochen. Wir wollen dabei vor allem unter 
Wahrung aller Beschuldigtenrechte – das ist ganz selbst-
verständlich – zu einer Straffung der Verfahren kommen 
und Großverfahren zum Beispiel durch Bündelung der 
Nebenklage besser handhabbar machen. Wir wollen auch 
Änderungen im Befangenheits- und Beweisantragsrecht 
auf den Weg bringen. Weniger geplatzte Termine und 
weniger Revisionsverfahren aufgrund von Formalien, 
die nicht eingehalten werden konnten, sind das Ziel. 
Das wollen wir zügig beraten.

Auf unserer To-do-Liste steht außerdem die endgültige 
Regelung des Mindeststreitwerts für die Nichtzulas-
sungsbeschwerde zum Bundesgerichtshof; denn wir wol-
len nicht, dass ab dem nächsten Jahr die Fallzahlen dieser 
ganz überwiegend aussichtslosen Rechtsmittel den Bun-
desgerichtshof lahmlegen. Er soll sich auf seine eigent-
liche Aufgabe, die grundlegenden Fragen in der Recht-
sprechung zu klären, konzentrieren.

Wir wären außerdem gut beraten, in anderen Bereichen 
zu gucken, wie wir Verfahren straffen und sinnvoll mit 
Ressourcen umgehen können. Bei den Zivilgerichten 
werden wir – es ist schon begonnen worden – die elektro-
nische Akte einführen. Ich denke, das wäre eine gute Ge-
legenheit, in diesem Zusammenhang darüber nachzuden-
ken, ob wir zumindest in Anwaltsprozessen eine bessere 
Strukturierung des Vortrages vorsehen und dort die An-
forderungen erhöhen sollten. Es gibt dazu bereits Vor-
schläge in der Literatur, mit denen wir zu mehr Effizienz 
und Qualität kommen könnten. Mein Vorschlag wäre, da-
zu einmal ein Gutachten einzuholen und auf diese Weise 
den Prozess von unserer Seite zu unterstützen.

Ein weiterer Punkt aus der Praxis verdient unsere Auf-
merksamkeit: Wir sollten uns noch einmal die Aufgaben-
verteilung zwischen Richtern und Rechtspflegern an-
sehen. Wir könnten die Position der Rechtspfleger 
aufwerten und damit die Richter entlasten. Wenn wir 
uns die Öffnungsklauseln für die Länder anschauen, er-
geben sich vielleicht noch weitere Ansatzpunkte, um hier 
zu einer guten Verteilung zu kommen.

Insgesamt, denke ich, sollten wir – das sage ich durch-
aus selbstkritisch – nicht immer nur auf das schauen, was 
Richter und Staatsanwälte machen, sondern einmal den 
ganzen Apparat der Justiz in den Blick nehmen und ge-
nauso auf die Bediensteten, auf die Geschäftsstellen, auf 
die Wachtmeistereien, auf die Gerichtsvollzieher und die 
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Vollzugsbeamten schauen. An dieser Stelle sage ich auch 
einmal ein klares Dankeschön an alle diese Bediensteten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ein weiterer Punkt in dieser Reihe: Wir sollten uns 
dringend das Verwaltungsgerichtsverfahren vornehmen. 
In Deutschland haben wir – das wurde in dieser Haus-
haltsdebatte schon mehrfach angesprochen – langwierige 
Planungsverfahren und anschließende Gerichtsverfahren, 
die es fast unmöglich machen, größere Infrastrukturmaß-
nahmen durchzuführen. Wir müssen aber zu schnellen 
und rechtssicheren Entscheidungen kommen. Auch dazu 
gibt es bereits Vorschläge. Der Nationale Normenkon-
trollrat hat ein Gutachten eingeholt von Professor Ewer, 
den wir ja kennen. Ich denke, das sollten wir uns an-
schauen wie auch den Gesetzentwurf des Bundesrates.

Zum vollständigen Bild gehört, auch einen Satz zum 
Thema Rechtsanwaltsgebühren zu sagen. Wir hoffen, 
dass wir auch da weiterkommen. Es ist wichtig, dass 
wir zu einer angemessenen Steigerung kommen, vor al-
lem mit Blick auf die Anwälte auf dem Land, die dort die 
Versorgung mit „Recht vor Ort“ sicherstellen. Da liegt der 
Ball beim Justizministerium. Ich hoffe, dass wir bald in 
Abstimmung mit den Ländern zu Vorschlägen kommen.

Liebe Kollegen, oft arbeiten wir an bestehenden Ge-
setzen, die wir noch verbessern und nachjustieren. Ein 
Bereich, in dem wir aber noch sehr grundlegende Regel-
ungen erstellen und diskutieren müssen, ist alles, was sich 
im Kontext mit dem Internet abspielt; Urheberrecht und 
Netzwerkdurchsetzungsgesetz sind da zwei Stichpunkte. 
Zunächst möchte ich einen Appell an das Justizministe-
rium richten, nach dem Abschluss der Konsultation zügig 
zumindest zu Eckpunkten zu kommen, wie wir die Urhe-
berrechtsrichtlinie in den einzelnen Punkten umsetzen 
können. Ich denke, dass wir gemeinsam zu guten Regel-
ungen kommen, um einerseits die Rechte der Urheber zu 
wahren, aber um andererseits die Formate, die Aus-
drucksformen, die den Nutzern so wichtig sind, die Me-
mes, die gifs usw., durch großzügige Lizensierungsrege-
lungen und neue Schrankenregelungen abzudecken und 
von zusätzlichen Filtern freizustellen. Wir sind zu diesem 
Vorgehen entschlossen.

Wir würden uns auch sehr freuen, wenn wir uns bald 
darüber austauschen könnten. Wir wollen nicht unter 
Zeitdruck geraten. Es sind noch zwei Jahre Zeit, wobei 
diese zwei Jahre schon angebrochen sind. Wir wollen uns 
aber genug Zeit nehmen. Deshalb bitte ich darum, schnell 
in die Diskussion einzusteigen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wichtige Veränderungen stehen auch beim Netzwerks-
durchsetzungsgesetz an. Wir unterstützten die regulierte 
Selbstregulierung. Wir glauben aber auch, dass wir in der 
Kommunikation zwischen den Plattformen und dem Bun-
desamt zu einem anderen Stil kommen müssen und dass 
wir – das sprach ich gerade schon an – auch die Aus-
kunftspflichten der Plattformen neu regeln müssen. In 
dieser Weise wollen wir das NetzDG weiterentwickeln.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin.

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU):
Ein weiterer Punkt, den ich nur ganz kurz nennen 

möchte, ist: Ich würde gerne in eine Diskussion darüber 
einsteigen, ob wir nicht eigene staatliche Strukturen brau-
chen, die gesichert sind und gewährleistet werden. Wir 
machen uns im Moment sehr abhängig von Plattformen, 
von Wikipedia, von den Facebooks.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Ende.

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU):
Da sollten wir uns überlegen, wie wir gemeinsam hin-

sichtlich der Zugänglichkeit eine sichere Gewährleistung 
sicherstellen. Wir haben erlebt, dass sich Wikipedia einen 
Tag lang abgeschaltet hat. Da möchte ich mich nicht er-
pressbar machen lassen.

Vielen Dank, Herr Präsident.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Dr. Jürgen Martens.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Jürgen Martens (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Manchmal sind es die kleinen Details, die mehr aus-
sagen als bedeutsame Pressemitteilungen oder Minister-
reden. In diesem Fall beziehe ich mich auf ein Bild der 
Pressestelle der Bundesregierung, auf dem ein Tortendia-
gramm zu sehen ist, mit dem der Bundeshaushalt für 
interessierte Kreise dargestellt wird. In diesem Diagramm 
findet sich alles, zum Beispiel Verteidigung, Gesundheit, 
Finanzverwaltung, Bundesschuld, aber das Bundesminis-
terium der Justiz und für Verbraucherschutz findet sich 
dort nicht. Das ist eingeordnet unter „Sonstiges“. Ange-
sichts der Bedeutung, die dieses Ministerium für den 
Rechtsstaat und die Republik hat, halte ich das schon 
für eine ziemliche Zumutung. Ich sage Ihnen ganz ehr-
lich: Glauben Sie im Ernst, Frau Ministerin, ein einziger 
liberaler Justizminister hätte es hingenommen, das Justiz-
ministerium in einer solchen Grafik unter Sonstigem be-
erdigen zu lassen? Seien Sie versichert: Nein.

(Beifall bei der FDP)
Aber zurück zur Sache. Wir haben über den Pakt für 

den Rechtsstaat gesprochen. Sie sagen, er ist wichtig. 
Aber ich sage: Er ist schlecht ausgestattet. Er wird nicht 
lange halten. Er ist nicht auskömmlich, und er ist vor allen 
Dingen nicht nachhaltig.

(Beifall des Abg. Manuel Höferlin [FDP])
Denn eine Verbindlichkeit für die Länder, die neu ge-
schaffenen Stellen über den Zeitkorridor 2020, 2021 oder 
2022 hinaus zu halten, besteht nicht. Deswegen – da wer-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 112. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 12. September 2019                           13752 

Elisabeth Winkelmeier-Becker 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
21052024 ()



den wir im Jahr 2023 genau hinschauen – befürchte ich, 
werden wir per saldo eben keinen Aufwuchs an Stellen 
haben, sondern Mitnahmeeffekte vonseiten der Länder, 
und das war es dann. Es wäre schade, wenn dies das Er-
gebnis wäre, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)
Sie haben das Forum Recht angesprochen. In der Tat: 

Es wird Aufgabe des Parlaments sein, hier für eine aus-
kömmliche, ausreichende Finanzierung des Forums an 
beiden Standorten – Karlsruhe wie auch Leipzig; und 
das sage ich als jemand, der aus Sachsen kommt – ganz 
besonders zu sorgen, meine Damen und Herren.

Zum BMJV. An vielen Stellen handeln Sie nicht, wo 
Sie eigentlich hätten handeln sollen. Ich nehme hier das 
Beispiel der Digitalisierung: die E-Justice und die E-Ak-
te. Es gibt jede Menge Arbeitskreise, vom IT-Planungsrat 
über den E-Justice-Rat. Jetzt ist wieder eine neue Arbeits-
gemeinschaft mit der Wirtschaft gegründet worden. Nur 
leider kommt das Ding in der Sache nicht voran. Auch 
hier hätte ich mir eigentlich mehr Einsatz erwartet, auch 
im Haushalt.

Nach wie vor offen ist die Frage der Anpassung der 
Sätze im RVG oder – so sogar im Koalitionsvertrag ver-
einbart – die Neuordnung des Rechtes des Insolvenzver-
walterwesens. Still ruht der See. Da ist bisher nichts pas-
siert, und es sieht auch nicht so aus, als würde etwas 
passieren.

Wenn etwas passiert, dann würde es brandgefährlich, 
und zwar insbesondere für Bürger- und Beschuldigten-
rechte. Ich rede hier vom Entwurf der Reform der Straf-
prozessordnung. Hier haben Sie die Möglichkeit vorge-
sehen, Beweisanträge durch einfachen Beschluss 
zurückzuweisen, weil der Vorsitzende der Kammer es 
so möchte, weil dieser Beweisantrag unter Verschlep-
pungsabsicht gestellt worden sein soll. Das ist als solches 
schon gefährlich genug. Aber brandgefährlich wird das 
Ganze, wenn Sie dann diesen Beschluss auch noch als 
nichtrevisibel ausgestalten. Das heißt, da kommt kein 
Rechtsmittel mehr dran. Das ist die Einladung zu Willkü-
rentscheidungen zum Erreichen des kurzen Prozesses.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
AfD)

Ich sage Ihnen: Sie werden den massiven Widerstand 
sämtlicher Strafverteidiger des Deutschen Anwaltver-
eins, der Bundesrechtsanwaltskammer kriegen, und ich 
sehe voraus, dass das Ding beim Bundesverfassungsge-
richt nicht durchgehen wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dabei müsste Ihre Rechtspolitik eigentlich vorzügliche 
Ergebnisse liefern. Bei den Personalwechseln und -roch-
aden, die Sie machen, schaffen Sie doch Platz für hervor-
ragend qualifizierte, bestens ausgebildete Rechtspoliti-
ker. Dem ist aber leider nicht so. Hier wird aus der 
SPD-Parteizentrale nur nachgezogen. Das Ergebnis ist 
dementsprechend dürftig oder falsch oder brandgefähr-
lich.

Manchmal ist es auch einfach nur ärgerlich. Gestern 
fand die Anhörung zu einem Sechsten Gesetz zur Ver-
besserung rehabilitationsrechtlicher Vorschriften für Op-
fer der politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR 
statt. Das klingt sehr kompliziert. Ich mache es einfach: 
Es geht um Ansprüche von Menschen, die als Kind aus 
politischen oder anderen Gründen, oft unter unsäglichen 
Bedingungen, in der DDR in einem Heim untergebracht 
waren. Neun Sachverständige haben eines begrüßt: die 
Entfristung der Anträge, das heißt, dass es für die Antrag-
steller keine starren Fristen mehr gibt. Alle anderen 
Regelungen sind als völlig untauglich, ja sogar als ver-
schlimmernd angesehen worden, auch von den von der 
SPD gestellten Sachverständigen. Ich muss ehrlich 
sagen – ich habe schon jede Menge Anhörungen in ver-
schiedenen Parlamenten miterlebt –: Ein so katastropha-
les Ergebnis für einen Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung habe ich bisher noch nicht mitbekommen. Das war 
peinlich, Frau Ministerin.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
AfD)

Aber jeder ist seines Glückes Schmied, und so wird die 
Ministerin schon entscheiden, mit welcher Mannschaft 
der Hoffnung, Zuversicht und höchsten Qualifikation 
sie maximale Erfolge in der nächsten Haushaltsperiode 
zu erreichen beabsichtigt.

Ich sage Ihnen voraus: Sie müssen sich erheblich an-
strengen; denn sonst verbleibt es dabei, dass das BMJV 
entgegen seiner tatsächlichen Bedeutung weiterhin in die-
ser Regierung nur unter „Sonstiges“ eingestuft wird.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort der Kollege 

Niema Movassat.

(Beifall bei der LINKEN)

Niema Movassat (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Frau 

Lambrecht, Sie haben als neue Justizministerin als eine 
der ersten Maßnahmen einen Gesetzentwurf für ein 
schärferes Unternehmenssanktionsrecht angekündigt. 
Wir Linke hatten das hier vor Kurzem mit einem Antrag 
gefordert. Dieselbetrug, Gammelfleischskandal, der mas-
sive Steuerklau durch Cum/Ex: Es gibt viele gute Gründe, 
nicht nur Einzelpersonen, sondern auch Unternehmen 
strafrechtlich zu belangen, wenn sie Gesetze brechen. 
Ich bin sehr gespannt auf Ihren endgültigen Entwurf, Frau 
Ministerin. Ich hoffe, dass er von der CDU/CSU nicht zu 
sehr verwässert wird. Wir brauchen in Deutschland end-
lich eine klare Sanktionierung für kriminelle Unterneh-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber, Frau Lambrecht, es gibt noch sehr viele Punkte, bei 
denen Sie als Ministerin aktiv werden sollten.
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Erstens. Herr Minister Seehofer setzt, wie seine Vor-
gänger, auf immer mehr Befugnisse für die Sicherheits-
behörden und Geheimdienste sowie eine immer weitere 
Schleifung des Asylrechts. Ihre Vorgänger im Justizmi-
nisterium, Herr Maas und Frau Barley, haben leider oft 
nur zugeschaut, wie Grundrechte eingeschränkt worden 
sind. Dabei ist es eine ureigene Aufgabe Ihres Minister-
iums, die Bürger- und Menschenrechte zu wahren. Ge-
bieten Sie also Herrn Seehofers immer neuen Angriffen 
auf die Grundrechte Einhalt.

(Beifall bei der LINKEN)
Zweitens. Dem „Handelsblatt“ haben Sie gesagt, dass 

der Schwerpunkt Ihrer Arbeit auf der Stärkung des 
Rechtsstaates und der wehrhaften Demokratie liegen soll. 
Als Mittel dazu haben Sie auf den Pakt für den Rechts-
staat verwiesen, der 2 000 neue Stellen für Richter und 
Staatsanwälte vorsieht. Doch ich sage Ihnen: Die Stär-
kung des Rechtsstaates und den Kampf gegen den 
Rechtsruck im Land,

(Martin Reichardt [AfD]: Die einzige Gefahr 
für die Demokratie steht da vorne!)

der eine Gefahr für die Demokratie ist, gewinnt man nicht 
nur mit neuen Stellen in der Justiz, dafür brauchen wir 
eine demokratische Offensive. Wir müssen die Zivilge-
sellschaft, Menschen und Vereine, die sich gegen rechte 
Hetze und Antidemokraten stellen, mehr unterstützen, 
vor allem auch im ländlichen Raum. Wir brauchen des-
halb eine starke Justiz und eine starke Zivilgesellschaft. 
Hier ist deutlich mehr Engagement, auch finanziell, Ihres 
Hauses notwendig.

(Beifall bei der LINKEN)
Drittens. Wir brauchen eine Entrümpelung des Straf-

rechts. Wir sollten nur das bestrafen, was wirklich straf-
würdig ist. Deshalb ist weiterhin eine ersatzlose Strei-
chung des § 219a Strafgesetzbuch notwendig.

(Beifall bei der LINKEN)
Dieser verbietet Ärzten, über Methoden des Schwanger-
schaftsabbruchs zu informieren. Trotz der kürzlichen Än-
derung des § 219a durch Union und SPD wurden jetzt 
wieder zwei Ärzte hier in Berlin wegen § 219a verurteilt.

(Martin Reichardt [AfD]: Zu Recht wahr-
scheinlich!)

Es ist völlig inakzeptabel, wenn Ärzte bestraft werden, 
weil sie über legale medizinische Eingriffe informieren.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Schwarzfahren ist ein weiteres Beispiel für eine 
nötige Entkriminalisierung. Bundesweit wurden 2018 
213 000 Ermittlungen wegen Schwarzfahrens geführt. 
Wenn jede Ermittlung nur eine Stunde gedauert hätte, 
wären das 213 000 Stunden, in denen Richter, Polizei 
und Staatsanwälte Sinnvolleres hätten tun können.

(Beifall bei der LINKEN)
5 000 Menschen kommen pro Jahr ins Gefängnis, weil sie 
kein Ticket für ein paar Euro gekauft haben. Nur 350 

Menschen kommen pro Jahr wegen Steuerhinterziehung 
in den Knast, obwohl sie dem Staat Milliarden Euro rau-
ben. Das ist wahnwitzig. Wer schwarzfährt und erwischt 
wird, zahlt 60 Euro und hat obendrauf noch ein Strafver-
fahren. Das wirkt wie eine Doppelbestrafung. Deshalb 
gehört Schwarzfahren entkriminalisiert.

(Beifall bei der LINKEN)
Zuletzt will ich als Beispiel noch die Entkriminalisie-

rung von Menschen nennen, weil sie geringe Mengen 
Cannabis besitzen. Die Verbotspartei CSU beherrscht 
die Regierungsdrogenpolitik seit Jahren, eine Drogenpo-
litik fern von Fakten und Evidenz. Dabei haben über 100 
Strafrechtsprofessoren schon vor Jahren gesagt, dass das 
Cannabisverbot die Bürgerrechte verletzt. Sie könnten 
sich als Justizministerin für eine bundeseinheitliche ge-
ringe Eigenbedarfsmenge von Cannabis einsetzen, bei-
spielsweise bei 15 Gramm. Das wäre ein deutlicher Fort-
schritt.

Sie sehen, es gibt für Sie als Ministerin viele Baustel-
len. Ich wünsche Ihnen alles Gute für Ihre Arbeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort die Kollegin 

Tabea Rößner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 17 Prozent – 

diese Zahl ist eine Ohrfeige für die Verbraucherpolitik der 
Koalition; denn nur 17 Prozent der Menschen vertrauen 
der Politik beim Thema Verbraucherschutz. Das zeigt der 
gerade veröffentlichte Verbraucherreport. Das sind fast 
10 Prozent weniger als vor zwei Jahren. Es ist noch 
schlimmer: Auf die Frage „Welche politische Partei setzt 
sich Ihrer Meinung nach am stärksten für Verbraucher-
schutz ein?“ schneiden CDU/CSU mit 6 Prozent und SPD 
mit 4 Prozent katastrophal schlecht ab. Das sollte Sie 
wirklich wachrütteln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber diese Note „ungenügend“ haben Sie sich redlich 
verdient. Ich sage nur: Dieselskandal, steigende Mieten 
oder schlechte Internetverbindungen. Nach Ihrem Vorzei-
geprojekt, der Musterfeststellungsklage, kam zum Ver-
braucherschutz – nichts. Und selbst die Musterfeststel-
lungsklage ist ja nur eine Mogelpackung statt der 
versprochenen „Klage für alle“.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Amira Mohamed Ali [DIE LIN-
KE])

Das Einzige, was kam: eine Ankündigung nach der 
anderen. Bestes Beispiel: Vor einem halben Jahr hat Ihre 
Vorgängerin ein Gesetz gegen Abzocke und Kostenfallen 
versprochen, zuletzt sogar auf der Titelseite der „Bild“- 
Zeitung. Aber: Wo bleibt das Gesetz? Es gibt nicht einmal 
einen Referentenentwurf, nur interne, in der Koalition 
nicht abgestimmte Entwürfe. Die wurden allerdings 
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schon der Presse zugespielt, nicht aber dem Bundestag. 
Das ist erstens kein guter Stil,

(Beifall des Abg. Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/ 
CSU])

und zweitens fürchte ich, dass das Gesetz in dieser Koali-
tion nie kommen wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn aus der Union kam gleich Widerspruch, zum Bei-
spiel zu den Vorschlägen, die Laufzeit von Handyverträ-
gen auf ein Jahr zu begrenzen. Da frage ich mich: Reden 
Sie in der Koalition eigentlich direkt miteinander oder nur 
über die Presse? Es wäre deutlich seriöser, erst mit einem 
abgestimmten Entwurf an die Öffentlichkeit zu gehen, als 
vorzeitig Hoffnungen zu wecken, die Sie dann nicht er-
füllen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Beim Thema Inkasso das Gleiche: Sie verschleppen 

das Gesetz, obwohl Ihre eigene Evaluation schon vor 
langer Zeit gezeigt hat, dass es immer noch große Proble-
me mit unseriösen Inkassounternehmen gibt. Die üben 
nämlich weiterhin Druck auf die Verbraucherinnen und 
Verbraucher aus und berechnen oft schon fürs erste 
Schreiben Gebühren, die sonst bei Rechtsanwälten fällig 
werden. Bis zu 70 Euro sind da völlig üblich. Eigentlich 
wollten Sie schon vor einem Jahr einen entsprechenden 
Gesetzentwurf vorlegen. Aber es gibt keinen Gesetzent-
wurf, über den man diskutieren könnte, es gibt nur einen 
in der Koalition nicht abgestimmten Entwurf, und der ist 
nicht öffentlich, dafür hat ihn aber die Presse. Zur Rest-
schuldversicherung ist der Rentenentwurf zwar öffent-
lich, aber wegen Streitigkeiten in der Koalition ist er in 
der Schublade verschwunden. Von diesen Winkelzügen 
sind die Verbraucher zu Recht enttäuscht. Die durch-
schauen nämlich dieses Spiel, wenn Sie so tun, als ob 
es vorangeht, der Verbraucherschutz in Wahrheit aber 
auf der Stelle tritt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Amira Mohamed Ali [DIE LIN-
KE])

Ich fordere Sie dringend auf: Nehmen Sie die Alltags-
probleme der Menschen endlich ernst und setzen Sie die 
Ankündigungen auch um. Und, liebe Union, treten Sie 
nicht gleich auf die Bremse, wenn mal eine gute Idee 
auf dem Tisch liegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es gibt nämlich wahrlich vieles zu tun. Gerade im Digita-
len muss es mehr alltagsfreundliche Regelungen geben, 
zum Beispiel bei der Kündigung eines Vertrages, der im 
Internet abgeschlossen wurde. Warum ist es möglich, mit 
nur einem Klick in einen Vertrag einzusteigen, aber ein 
großes Brimborium, aus diesem Vertrag auszusteigen? 
Das erschließt sich mir nicht. Dafür braucht es eine Lö-
sung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Oder denken Sie an die Entschädigungsformulare bei der 
Deutschen Bahn. Die können immer noch nicht online 
bearbeitet werden. Nein, man muss sie ausdrucken, aus-

füllen und dann per Post abschicken. Das ist im Jahr 2019 
nur noch peinlich,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
und das sollten Sie grundsätzlich regeln, wie es andere 
Länder übrigens schon längst vorgemacht haben.

Beim nachhaltigen Konsum vermisse ich leider auch 
jede Aktivität des BMJV, dabei ist es eines der drei feder-
führenden Ministerien beim Nationalen Programm für 
nachhaltigen Konsum. Aber wo ist Ihr Engagement, wo 
sind die Gelder dafür im Haushalt? Oder wenn es darum 
geht, wie die privaten Haushalte Klimaschutzmaßnahmen 
umsetzen und CO2 einsparen können? Was tun Sie gegen 
die Verschwendung von Ressourcen, wenn Produkte auf 
Verschleiß gebaut werden? Sogar die USA, das Wegwerf-
land Nummer eins, geht hier voran. Mehrere US-Bundes-
staaten wollen nämlich ein Recht auf Reparatur einführen 
und so die Berge von Elektroschrott reduzieren. Das brau-
chen wir auch hier dringend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Also: Handeln Sie jetzt! Nachhaltigen Verbraucher-

schutz gibt es eben nicht zum Nulltarif. Kennen Sie das 
Märchen „Des Kaisers neue Kleider“? Beim Verbrau-
cherschutz stehen Sie wirklich nackt da, und wir scheuen 
uns nicht, Ihnen das auf den Kopf zuzusagen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort die Kollegin Esther 

Dilcher.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Markus 
Uhl [CDU/CSU])

Esther Dilcher (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! In diesem Haushalt werden 70 Prozent 
der Ausgaben – 70 Prozent! – in Personal investiert. Von 
daher ist es schon ein bisschen unfair, zu sagen, dass nur 
geringe Beträge für Verbraucherschutz etc. pp. verwendet 
werden. Man muss sich einfach die Struktur dieses Haus-
halts einmal genauer anschauen. Diese 70 Prozent Perso-
nalausgaben werden in Stellen für Richterinnen und Rich-
ter, für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter investiert.

Warum hebe ich jetzt ausgerechnet diese Position so 
heraus? Ich betone das, weil, wie wir heute schon mehr-
fach gehört haben, das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger in unseren Rechtsstaat schwindet. Diese Zweifel 
haben auch etwas mit dem Sicherheitsgefühl der Men-
schen zu tun und mit einem Gefühl der Ungleichbehand-
lung. n-tv titelte vor einem Jahr: „Der Rechtsstaat ist in 
Gefahr“. „Die Zeit“ beschrieb den Zustand sogar mit 
„Rechtsstaat unter Druck“. Und im „Focus“ war zu lesen, 
warum ein Richter die Kritik der Bürger an der Justiz für 
ein gutes Zeichen hält.

Ausgangspunkt für diese Berichterstattung waren – das 
haben wir auch schon gehört – der Vorfall in der Kölner 
Silvesternacht, der Vorfall in Chemnitz, Asylverfahren, 
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Dieselskandal, aber eben auch die Nörgeleien hochrangi-
ger Politiker, zum Beispiel des früheren Innenministers 
de Maizière, der gegenüber dem „Spiegel“ sagte, es sei 
nicht Aufgabe der Karlsruher Richter, ständig dem Ge-
setzgeber in den Arm zu fallen. Andere Beispiele sind 
Norbert Blüm mit seinem Buch „Einspruch! Wider die 
Willkür an deutschen Gerichten“ oder Markus 
Frohnmaier, der sagte, dass der Staat seine Bürger nicht 
mehr schützen könne, weshalb es Bürgerpflicht sei, sich 
zu verteidigen. Ich sehe es aber als Aufgabe von uns Ab-
geordneten, die wir vom Volk gewählt wurden und die wir 
eine Vorbildfunktion haben sollten, unser Rechtssystem 
zu verteidigen und es nicht verächtlich zu machen.

(Beifall bei der SPD)

Unsere Demokratie sichert die Selbstbestimmung der 
staatlichen Organe, die gegenüber dem Bürger staatliche 
Maßnahmen ausüben. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
aus diesem Grund sitzen wir alle hier – von links bis 
rechts –, ausgestattet vom Volk mit derselben Legitima-
tion. Das, sehr geehrte Abgeordnete der AfD, haben Sie 
den von Ihnen als Altparteien Beschimpften zu verdan-
ken. Aber das blenden Sie gerne völlig aus.

Wir Sozialdemokraten stehen weiter fest zu unserer 
Verfassung, zu unseren Werten – Menschlichkeit und Ge-
rechtigkeit und Freiheit und Solidarität –,

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

und zwar auch, weil sich das für Deutschland und die 
Menschen, die hier leben, als Gewinn darstellt.

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, überlassen wir das Feld 
nicht Populisten, die dem Volk den Glauben schenken 
wollen, es würde ausgebeutet, Steuergelder würden 
verschwendet, Leistung würde sich gar nicht mehr loh-
nen, nur die Vermögenden würden weiter bevorteilt, an-
gebliche Flüchtlingsströme wären verantwortlich für stei-
gende Mieten.

(Stephan Brandner [AfD]: „Vermeintliche 
Flüchtlingsströme“? Die gibt es also gar 
nicht? – Weiterer Zuruf des Abg. Fabian Jacobi 
[AfD])

– Genau das ist es, was ich meine. Wenn der Begriff 
„Populisten“ fällt, die Sie ja nicht sein wollen, sind Sie 
die Ersten, die schreien.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn es heißt, der Rechtsextremismus soll bekämpft 
werden, mit dem Sie ja nichts zu tun haben, sind Sie die 
Ersten, die schreien. Ich frage mich, warum.

(Fabian Jacobi [AfD]: Es schreit hier gerade 
niemand! Niemand schreit hier!)

– Doch, vorhin in der Debatte. Wenn Sie in der Debatte 
zum Haushalt des Innenministeriums dabei gewesen wä-
ren, hätten Sie sich davon überzeugen können. Wahr-
scheinlich waren Sie da noch nicht anwesend.

(Fabian Jacobi [AfD]: Nein, Sie haben gerade 
gesagt, es wurde geschrien! Niemand hat 
geschrien!)

Wer mutig ist, packt an und regiert. Ich nehme für mich 
aufgrund des Rechtsstaatsprinzips das Recht in An-
spruch, dass ich – dazu stehe ich – weiterhin keinen Ihrer 
Kandidaten in irgendein Amt oder eine Funktion wählen 
werde.

(Stephan Brandner [AfD]: Darauf kommt es 
bald gar nicht mehr an, Frau Dilcher! Was Sie 
machen oder nicht, ist völlig egal!)

– Nein, das macht auch nichts. Ja, das können Sie gleich 
sagen. Sie reden ja nach mir. – Das ist mein gutes Recht. 
Wenn Sie sich distanzieren würden von Ihrem rechten 
Flügel und nicht deren Stimmen mitnehmen würden, 
dann könnten Sie diesem Parlament damit vielleicht zei-
gen, dass Sie zu Recht gewählt sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Martin Reichardt [AfD]: Distan-
zieren Sie sich von der Antifa!)

Aus diesen Gründen ist es überaus wichtig, weiter in den 
Rechtsstaat zu investieren.

Ich danke allen für die Treue zu unserem Rechtsstaat 
und Ihnen allen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin Dilcher. – Der nächste 

Redner ist der Kollege Stephan Brandner für die AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vier Minu-

ten sind nicht lang, da fange ich gleich mal richtig an und 
starte sinngemäß wie gestern der Kollege Lucassen in 
seinen Ausführungen zum Verteidigungshaushalt: Auch 
unser Rechtsstaat im Allgemeinen erodiert. Er ist unter 
Druck geraten, wie Frau Rottmann sagte, und das Justiz-
ministerium im Besonderen ist in desolatem Zustand. – 
Diese Beschreibung gilt also nicht nur für die Bundes-
wehr und ist auch nicht mit der Einbeziehung des Justiz-
ministeriums abgeschlossen; denn nahezu ganz Deutsch-
land befindet sich nach 70 Jahren Altparteien, Frau 
Dilcher, und nach 15 Jahren Merkel in desolatem Zu-
stand.

(Beifall bei der AfD)

Es ist zwar noch nicht so schlimm wie in der DDR nach 
40 Jahren Sozialismus, aber wir sind auf dem besten – mit 
anderen Worten: auf dem schlechtesten – Wege dorthin. 
Das wäre ein Thema für die Generaldebatte. Ich habe 
mich leider – zum Glück für Sie – auf Einzelplan 07 zu 
beschränken, und das werde ich jetzt tun.
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Meine Damen und Herren, unser Etat ist mit einem 
Anteil von rund 0,2 Prozent am Gesamtetat der kleinste 
aller Ministerien. Deshalb könnte man meinen, er wäre 
vernachlässigenswert. Die SPD verhält sich genau so; 
denn das ehemals stolze Justizressort – Herr Martens hat-
te das angesprochen – ist unter der SPD-Führung in den 
letzten Jahren zu einem Durchlauferhitzer für zwischen-
zulagernde SPD-Karriereristen verkommen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Zunächst dachte man, nach Heiko Maas und seiner sehr 
schrägen Auffassung darüber, was ein Justizminister 
kann und darf, könne es nicht schlimmer kommen. Nun 
dilettiert er ja bekanntlich im Außenministerium. Aber es 
folgte dann mit Katarina Barley der nächste Rohrkrepie-
rer bzw., wie man wahrscheinlich sagen muss, die nächste 
Rohrkrepiererin. Sie war nur ein gutes Jahr im Amt und 
hat viel erzählt: Stichwort „Pakt für den Rechtsstaat“, 
Stichwort „Anwaltsvergütungen“. Sie hat viel gelächelt, 
aber nichts geschafft und nichts geregelt. Weggelobt, ge-
flüchtet oder entsorgt ins EU-Parlament – man sieht: Bei 
der SPD geht schlimmer immer.

Und nun, Frau Lambrecht, Sie! Herzlich willkommen! 
Schön, dass Sie da sind und uns schon in der nächsten 
Sitzungswoche und damit nicht einmal drei Monate nach 
Amtsantritt eine Stunde Zeit im Rechtsausschuss 
schenken, um dort Rede und Antwort zu stehen. Ich hoffe 
sehr auf eine gute Zusammenarbeit, Frau Lambrecht. Ich 
strecke meine rechte Hand gerne aus

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

und hoffe, dass die Tatsache, dass Sie unseren Ausschuss 
offenbar nach ganz hinten in Ihren Terminkalender ge-
schoben haben, nicht Ihre Missachtung des Parlaments 
bzw. des Rechtsausschusses ausdrückt oder Pläne offen-
bart, dass Sie auch nur ein paar Wochen im Amt bleiben 
wollen.

(Christine Lambrecht, Bundesministerin: 
Wann habt Ihr denn davor getagt?)

Frau Lambrecht, die ersten Monate im Amt haben Sie 
verdaddelt; das muss ich leider so sagen. Ihre Schwer-
punkte lagen in einer Art Absolution für Schulschwänzer, 
für die Sie gar nicht zuständig sind, und in hektischen und 
unausgegorenen Ankündigungen zum Waffenrecht, für 
das Sie auch nicht zuständig sind. Ansonsten – zum Mu-
seum für den Rechtsstaat haben Sie sich auch noch ge-
äußert – haben wir wenig von Ihnen gehört.

(Zurufe der Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD] 
und Niema Movassat [DIE LINKE])

Dabei ist Ihr Ressort, Frau Lambrecht, die Visitenkarte 
unseres Rechtsstaats.

Wenn man zu Recht vom Gewaltmonopol des Staates, 
einer starken und unabhängigen Justiz und einem starken 
Rechtsstaat spricht, dann muss man auch so handeln, Frau 
Lambrecht. Vor allem als Bundesjustiz- und Verfassungs-
ministerin sind Sie da gefragt. Tatsachen sind:

Millionenfacher Rechtsbruch und fehlende Rechts-
durchsetzung ganz überwiegend im Bereich der illegalen 

Migration: Dazu müssen Sie sich äußern, und Sie müssen 
handeln, Frau Lambrecht.

Richter und Gerichte werden von einer Flut importier-
ter Kriminalität – 1 Million Straftaten durch Zuwanderer 
seit 2015 – überrollt: Dazu müssen Sie sich äußern, Frau 
Lambrecht, und Sie müssen handeln, Frau Lambrecht.

Hunderttausende rechtsstaatswidrig nicht vollzogene 
Abschiebungen: Dazu müssen Sie sich äußern, Frau 
Lambrecht.

Zigtausende nicht vollzogene Haftbefehle: Dazu müs-
sen Sie sich äußern, Frau Lambrecht.

Stärkung des Rechtsstaats durch Umsetzung des Paktes 
für den Rechtsstaat: Dazu müssen Sie sich äußern, und da 
müssen Sie handeln, Frau Lambrecht.

Erosion des Rechtsstaats, zunehmende Durchbrechung 
der Gewaltenteilung, Auswahl der obersten Richter, vor 
allem der Bundesverfassungsrichter, nach Parteibuch, 
Parteienklüngel, Bruch des Europarechts: Dazu müssen 
Sie sich äußern, und da müssen Sie handeln, Frau 
Lambrecht.

Sie sehen, es ist viel zu tun. Nehmen Sie sich mehr Zeit 
für uns als eine Stunde, und machen Sie das, was Ihre 
Aufgabe ist; denn, Frau Lambrecht, Sie sind ab jetzt das 
charmante Gesicht der Exekutive für unseren Rechtsstaat.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Oh!)

Machen Sie das Ministerium wieder zu dem, was es 
einmal war, nämlich zu einem ehrlichen, starken und stol-
zen Anwalt unseres Rechtsstaats. Stoppen Sie mit uns 
gemeinsam die Erosion des Rechtsstaats!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner ist für die CDU/CSU-Fraktion der 

Kollege Dr. Volker Ullrich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Nachdem dies, Frau Lambrecht, Ihr erster Auftritt als 
Bundesjustizministerin in diesem Hohen Haus war, zu-
nächst noch einmal von unserer Fraktion alles Gute für 
Ihr verantwortungsvolles Amt. Es geht um zentrale ge-
sellschaftliche Fragen, aber auch um die Stärke des 
Rechts und des Rechtsstaats. Wir wissen, dass Freiheit 
und Demokratie durch den Rechtsstaat garantiert werden. 
An vielerlei Orten der Welt wird deutlich, dass die Demo-
kratie nicht laut stirbt, sondern leise-schleichend ver-
schwindet: durch die Erosion von Grundrechten, durch 
die Beschneidung der Meinungs- und Pressefreiheit, 
durch die Manipulation der Justiz. Das sieht man in vielen 
Teilen der Welt. Wir wollen dagegen das Modell eines 
wehrhaften und starken Rechtsstaats setzen, der die 
Grundrechte schützt. Das muss im Zentrum der Justiz 
und Rechtspolitik stehen. Da haben Sie uns an Ihrer Seite.
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Wir wollen und werden das Vertrauen in den Rechts-
staat weiter festigen. Wir stellen uns all denjenigen ent-
gegen, die ein Zerrbild unseres Rechtsstaats zeichnen. 
Wir wissen aber auch, dass wir das Vertrauen in den 
Rechtsstaat weiter festigen müssen. Zentral ist hier für 
uns der Pakt für den Rechtsstaat. Das bedeutet mehr Per-
sonal. Dementsprechend handelt der Bund, indem er die-
ses Jahr 110 Millionen Euro mehr aufwendet und nächs-
tes Jahr auch. Aber dieses Mehr an Personal muss sich 
auch in den Haushalten der Länder wiederfinden. Es han-
delt sich um eine Gemeinschaftsaufgabe. Deswegen ist 
mir wichtig, dass der Umfang an Personal, das die Länder 
für Richter, Staatsanwälte, aber auch für Gerichtspersonal 
zur Verfügung stellen, ebenso dauerhaft verankert bleibt, 
wie das auch vonseiten des Bundes geschieht, weil die 
Aufgabe der Stärkung des Rechtsstaats keine nur vorü-
bergehende Sache sein darf, sondern es ist eine dauerhafte 
Aufgabe, Verfahren durch mehr Personal schneller zu 
einem Ende zu führen.

Wir müssen auch über bessere und schnellere Verfah-
ren sprechen. Deswegen ist uns die Reform der StPO 
wichtig: dass wir Nebenklagen bündeln, dass wir Befan-
genheitsanträge schneller abhandeln können, dass aber 
trotzdem die Beschuldigtenrechte bestehen bleiben. Ich 
glaube, das kann auch das Vertrauen in gute Verfahren 
weiter stärken.

Wenn Sie, Frau Lambrecht, Änderungen im StGB im 
Bereich Opferschutz vornehmen wollen, Upskirting – al-
so das heimliche Fotografieren unter den Rock – unter 
Strafe stellen, wenn Sie tote Unfallopfer unter besonderen 
Schutz stellen und wenn Sie auch etwas im Kampf gegen 
Menschenhandel und Zwangsprostitution tun, haben Sie 
uns an Ihrer Seite. Opferschutz ist bei uns in der DNA 
unserer Rechtspolitik eingraviert, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Esther Dilcher [SPD])

Wir müssen auch über den Verbraucherschutz spre-
chen. In diesem Haushalt sind 23 Millionen Euro mehr 
für die Verbraucherzentralen vorgesehen, damit sie die 
wichtige Aufgabe als Marktwächter erfüllen können. 
Ich glaube, das ist ganz wichtig, weil es darum geht, einer 
strukturellen Ungleichheit zwischen Großunternehmen 
auf der einen Seite und dem Verbraucher auf der anderen 
Seite durch die Verbraucherzentralen ein Stück weit ent-
gegenzuwirken. Aber die Marktwächter bewegen sich 
nur in dem Rechtsrahmen, den wir setzen. Deswegen 
brauchen wir im Verbraucherbereich weitere rechtliche 
Änderungen. Es geht um die Frage, wie wir Inkassokos-
ten für Kleinforderungen zugunsten der Verbraucher ab-
mildern können.

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau! – Dr. Manuela Rottmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Machen!)

Es geht um die Frage, wie wir die Chancen der Digita-
lisierung nutzen können und nutzen werden. Es geht um 
die Frage, was im Bereich Smart Contracts alles möglich 
ist. Wenn Verbraucher ihre Flugtickets, ihre Bahntickets, 
vielleicht auch ihre Kinotickets oder Konzertkarten bei 
großen Ketten buchen oder bei großen Unternehmen dazu 

ihre Kreditkarte hinterlegen, dann ist es eigentlich nicht 
einsehbar, dass sie sich dann, wenn der Flieger nicht 
fliegt, der Zug ausfällt oder das Konzert nicht stattfindet, 
umständlich um die Erstattung kümmern müssen.

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Es muss vielmehr eine automatische Regelung bei der 
Frage der Erstattung eingeführt werden. Das muss im Jahr 
2019/2020 wirklich diskutiert werden,

(Beifall des Abg. Sebastian Steineke [CDU/ 
CSU])

weil es nicht sein darf, dass es einen Vorsprung durch 
Rechtsbruch gibt, indem die kleinen Streuschäden nicht 
eingeklagt und nicht verfolgt werden und damit auf der 
anderen Seite ein entsprechender Gewinn entsteht.

Wir müssen aber auch über die Frage reden, wie wir im 
Bereich Wohnen für die Mieterinnen und Mieter, aber 
auch für die Eigentümer den rechtlichen Rahmen noch 
weiter stärken können. Es geht um die Frage der Reform 
des WEG-Rechts, auch vor dem Hintergrund notwendi-
ger Maßnahmen zum Klimaschutz, es geht um die Ver-
besserung des Mietspiegelrechts, und es geht darum, dass 
wir insgesamt eine kluge Balance finden, auch wenn wir 
wissen, dass durch Mietrecht allein keine Wohnung neu 
geschaffen wird. Aber es geht darum, Auswüchse zu ver-
meiden, meine Damen und Herren.

Der letzte Punkt, der mir wichtig ist, ist, dass wir auch 
einen klugen Blick auf die Kooperation mit der europä-
ischen Ebene werfen: mit der neuen Kommission, die ins 
Amt kommt, und mit dem neuen Europäischen Parla-
ment, das sich jetzt aufmacht, in fünf Jahren einen euro-
päischen Rechtsrahmen zu setzen. Wir müssen beispiels-
weise darüber reden, ob wir nicht einen neuen Anlauf in 
der Frage unternehmen, europaweit Verbindungsdaten zu 
speichern und den Zugriff darauf zu ermöglichen, weil es 
uns nicht ruhen lassen darf, dass Fälle von Kinderporno-
grafie, schwerer Menschenhandel, Drogenhandel, Mord 
und Totschlag nicht verfolgt werden können, weil die 
Verbindungsdaten nicht da sind. Da brauchen wir einen 
neuen Anlauf auf europäischer Ebene. Da müssen wir uns 
selbst dahinterknien, weil der Bundestag ein Mitwir-
kungsrecht hat.

Das sind die Themen, die uns wichtig sind. Da haben 
Sie uns an Ihrer Seite. Lassen Sie uns konstruktiv die 
Justiz- und Rechtspolitik in den nächsten Wochen und 
Monate angehen!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der letzte Redner zu diesem Einzelplan: der Kollege 

Markus Uhl, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Markus Uhl (CDU/CSU):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Als Haushälter habe ich das letzte Wort 
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in dieser Debatte. Deswegen möchte ich einiges noch 
einmal zusammenfassen und auf die, wie ich finde, wich-
tigsten Punkte eingehen.

Das Positive vorneweg: Der Bundeshaushalt ist auch in 
diesem Jahr wieder ausgeglichen. Seit 2014 ist die 
schwarze Null gesetzt, wir machen keine neuen Schulden, 
und in diesem Jahr haben wir zum ersten Mal seit 17 Jah-
ren wieder den Maastricht-Grenzwert der gesamtstaatli-
chen Schuldenstandsquote in Höhe von 60 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes unterschritten. Gleichzeitig in-
vestieren wir im Gesamthaushalt 40 Milliarden Euro. 
Das sind Rekordinvestitionen. Meine Damen und Herren, 
das ist im besten Sinne nachhaltige, generationengerechte 
Politik. Wir investieren heute in die Zukunft und erhalten 
zugleich die Spielräume in Zukunft für die kommenden 
Generationen.

(Beifall der Abg. Elisabeth Winkelmeier- 
Becker [CDU/CSU])

Der Haushalt des Bundesministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz, der Einzelplan 07, ist – das ist 
heute schon häufiger gesagt worden – der kleinste Res-
sorteinzelplan mit einem derzeit geplanten Ausgabevolu-
men von 912 Millionen Euro. Die Einnahmeseite beträgt 
612 Millionen Euro. Damit ist er der Einzelplan im Bun-
deshaushalt, der unter den Ressorts den Spitzenwert bei 
der Deckungsquote einnimmt, nämlich über 67 Prozent. 
Auch angeklungen ist, dass er hauptsächlich ein Personal- 
und Verwaltungshaushalt ist. Die Personal-, Sach- und 
Verwaltungsquote liegt bei fast 85 Prozent der Ausgaben. 
Auch dabei hat er den größten Anteil unter allen Ressorts.

Meine Damen und Herren, 64 Prozent unserer Bevöl-
kerung haben sehr viel oder ziemlich viel Vertrauen in 
unser Rechtssystem. Aber gleichzeitig sagen 88 Prozent 
der befragten Bürger auch, dass die meisten Gerichtsver-
fahren in Deutschland viel zu lange dauern. Das denken 
zu einem gleich hohen Anteil auch die Richter und Staats-
anwälte, und gleichzeitig kritisieren sie eine unzureichen-
de IT-Ausstattung an den Gerichten. Von daher war es 
richtig, dass wir – Bund und Länder gemeinsam – zu 
Beginn dieses Jahres den Pakt für den Rechtsstaat be-
schlossen haben.

Auf Bundesseite haben wir den Rechtsstaat gestärkt, 
indem wir die obersten Bundesgerichte und die Bundes-
anwaltschaft personell verstärkt haben und damit 
schnelle, zügige und vor allen Dingen zuverlässige Ver-
fahrenserledigung ermöglichen.Der Bundesgerichtshof 
hat zwei neue Senate bekommen, einer wird in Leipzig 
eingerichtet, einer in Karlsruhe, und wir haben die Gene-
ralbundesanwaltschaft um 71 Stellen vergrößert. Da soll-
ten wir jetzt zügig die Unterbringungsproblematiken re-
geln, Frau Ministerin.

Wir haben aber auch die nachgeordneten Behörden, 
das Bundesamt für Justiz und das Deutsche Patent- und 
Markenamt, massiv personell verstärkt, und dadurch er-
reichen wir mehr Serviceleistungen für die Bürger. So 
erhalten sie schneller und zuverlässiger ihr polizeiliches 
Führungszeugnis oder können sich einfach einer Muster-
feststellungsklage anschließen. Wir sichern den Innova-
tionsschutz und den Schutz geistigen Eigentums, indem 

die Patentrechercheaufträge und Patentprüfverfahren in 
vertretbarer Zeit bearbeitet werden können.

Wir haben die Mittel für die IT und für die Digitalisie-
rung in der Justiz massiv erhöht und werden dies auch im 
kommenden Jahr fortführen, insbesondere im Hinblick 
auf den Aspekt der künstlichen Intelligenz.

Es ist auch schon angesprochen worden: Gleichzeitig 
sind Dinge zu tun, die Geld kosten, aber eben nicht direkt 
haushaltswirksam sind. Dabei geht es um die Verfahrens-
beschleunigung im Strafrecht und ebenso in den Verwal-
tungsgerichtsverfahren, und es geht natürlich auch da-
rum, den Opferschutz auszubauen. Das sind ganz 
zentrale Anliegen, auch unserer Fraktion.

Der Bund wird sich außerdem mit 220 Millionen Euro 
an der Schaffung von 2 000 Stellen bei der Justiz der 
Länder beteiligen. Auch das ist Bestandteil dieses Paktes 
für den Rechtsstaat.

Weil es eben angesprochen wurde, will ich kurz auf das 
Thema „Deutsche Richterakademie“ eingehen, die ge-
meinsame Fortbildungseinrichtung des Bundes und der 
Länder. Dafür gibt es eine hälftige Finanzierung, auch 
wenn der Anteil der Landesjuristen, die dort eine Fort-
bildung machen, deutlich höher ist. Ich kann dazu nur 
eins sagen: Wir haben als Bund ein immenses Interesse 
daran, dass es auch bei den Ländern gut ausgebildete 
Juristen gibt, weil das meiste Justizpersonal des Bundes 
gerade von den Ländern rekrutiert wird und wir ein Inte-
resse daran haben, dass wir eine hohe Qualität und vor 
allen Dingen eine Einheitlichkeit bei der Rechtsprechung 
in Deutschland haben. Deshalb ist die Deutsche Richter-
akademie so wichtig.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, wir stärken die Leistungs-

fähigkeit unserer rechtsstaatlichen Einrichtungen, und 
wir stärken dadurch auch das Vertrauen in unsere rechts-
staatlichen Institutionen, in zuverlässige und transparente 
Verfahren.

Zum Forum Recht ist ja auch schon einiges gesagt 
worden. Ich will nur noch einmal unterstreichen, dass 
es ein Projekt des Parlamentes ist, regierungsfraktionen-
übergreifend, und dass wir nun gemeinsam die weiteren 
Schritte zur Realisierung des Forums Recht gehen sollten. 
Das heißt, dass wir auch jetzt im parlamentarischen Ver-
fahren die benötigten Mittel für Architektenwettbewerbe 
und für die Konkretisierung der Realisierungskonzepte 
zur Verfügung stellen müssen.

Meine Damen und Herren, neben den Institutionen un-
seres Rechtsstaates ist im Einzelplan 07 der wirtschaft-
liche Verbraucherschutz abgebildet, und die Mittel dafür 
haben wir in den letzten Jahren kontinuierlich erhöht. Vor 
allen Dingen werden wir im nächsten Jahr – auch das ist 
schon angesprochen worden – die Marktwächter auf eine 
institutionelle Grundlage stellen und die Förderung dafür 
verstetigen.

Frau Ministerin, Sie sind jetzt zweieinhalb Monate im 
Amt und haben einige Ihrer Projekte vorgestellt. Auch 
wir haben im parlamentarischen Verfahren im letzten Jahr 
Projekte ermöglicht und Geld bereitgestellt. Ich finde es 
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schade, dass es Ihrer Vorgängerin nicht gelungen ist, die-
ses Geld auch abfließen zu lassen. Ich glaube, das können 
wir in Zukunft gemeinsam besser machen. Von daher an 
dieser Stelle schon mal: Alles Gute! Ich freue mich auf 
die gute Zusammenarbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Uhl. – Weitere Wortmeldungen 

zu diesem Einzelplan liegen nicht vor.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 2 a bis 2 e und 2 g 
sowie die Zusatzpunkte 1 a bis 1 i auf:

2 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Neunten Ge-
setzes zur Änderung des Stasi-Unterlagen- 
Gesetzes

Drucksache 19/11329

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Kultur und Medien (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Marcel Klinge, Michael Theurer, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Investitionen beschleunigen – Deutsche 
Tourismusförderung neu aufstellen

Drucksache 19/9295

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Mario Brandenburg (Südpfalz), Dr. h. c. 
Thomas Sattelberger, Katja Suding, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP

New Space für die deutsche Raumfahrt

Drucksache 19/11232

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Petra Sitte, Anke Domscheit-Berg, Doris 
Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE

Soziale Innovationen stärken

Drucksache 19/11234

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss Digitale Agenda

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Roman Müller-Böhm, Stephan Thomae, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Verbraucherschutz bei Beförderungsver-
trägen auch international gewährleisten

Drucksache 19/13044

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Harald Ebner, Renate Künast, Friedrich 
Ostendorff, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Agrarwende statt Gentechnik – Neue Gen-
techniken im Sinne des Vorsorgeprinzips 
regulieren und ökologische Landwirt-
schaft fördern

Drucksache 19/13072

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung

ZP 1 a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Cem Özdemir, Matthias Gastel, Sven- 
Christian Kindler, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes

Drucksache 19/12089

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Haushaltsausschuss

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Filiz Polat, Dr. Konstantin von Notz, Luise 
Amtsberg, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Wiedergutmachung im Staatsangehörig-
keitsrecht

Drucksache 19/12200

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Reform der Hebammenausbildung und 
zur Änderung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch (Hebammenreformgesetz – 
HebRefG)

Drucksache 19/12557

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Dirk Spaniel, Matthias Büttner, Leif-Erik 
Holm, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD
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Nachhaltigkeit im Güterkraftverkehr stei-
gern, Energieverbrauch und die Anzahl 
der Lkw-Fahrten vermindern, Straßen 
und Brücken schonen

Drucksache 19/13097

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Protschka, Peter Felser, Franziska 
Gminder, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Landwirtschaftliche Direktvermarktung 
stärken

Drucksache 19/13096

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Julia Verlinden, Oliver Krischer, 
Christian Kühn (Tübingen), weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Ölheizungen ersetzen, Subventionen für 
fossile Heizungen streichen

Drucksache 19/13069

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Daniela Wagner, Christian Kühn (Tübingen), 
Britta Haßelmann, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Stadtentwicklung mit nachhaltiger Städ-
tebauförderung zukunftsfest ausrichten

Drucksache 19/13071

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommu-
nen (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Ausschuss Digitale Agenda

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Renate Künast, Friedrich Ostendorff, Harald 
Ebner, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Die Wünsche der Verbraucherinnen und 
Verbraucher, Bauern und Bäuerinnen 
ernst nehmen – Verpflichtendes Tierhal-
tungs- und Herkunftskennzeichen einfüh-
ren

Drucksache 19/13070

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christoph Meyer, Daniela Kluckert, Bernd 
Reuther, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP

Tegel offen halten – Für Berlin und für 
Deutschland

Drucksache 19/13101

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Haushaltsausschuss

Es handelt sich dabei um Überweisungen im verein-
fachten Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der 
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a bis 3 d sowie die 
Zusatzpunkte 2 a und 2 b auf. Es handelt sich um die 
Beschlussfassung zu Vorlagen, zu denen keine Ausspra-
che vorgesehen ist.

Tagesordnungspunkt 3 a:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Bettina 
Stark-Watzinger, Christian Dürr, Dr. Florian 
Toncar, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der FDP

Finanztransaktionssteuer stoppen

Drucksache 19/11231

Wer stimmt für den Antrag? – Das sind die FDP und die 
AfD. Wer stimmt dagegen? – Das sind alle übrigen Frak-
tionen. Enthaltungen? – Keine. Der Antrag ist abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 3 b:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Gesine Lötzsch, Gökay Akbulut, Lorenz 
Gösta Beutin, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE

Weltfriedenstag als europäischer Feiertag

Drucksache 19/11237

Wer stimmt für den Antrag? – Das ist die Fraktion Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Das sind alle übrigen 
Fraktionen. Enthaltungen? – Keine. Der Antrag ist abge-
lehnt.

Tagesordnungspunkt 3 c:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)

– zu dem Antrag des Bundesministeriums der 
Finanzen

Entlastung der Bundesregierung für das 
Haushaltsjahr 2017 – Haushaltsrechnung 
und Vermögensrechnung des Bundes für 
das Haushaltsjahr 2017 –
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– zu der Unterrichtung durch den Bundesrech-
nungshof

Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
2018 zur Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung des Bundes (einschließlich der Fest-
stellungen zur Haushaltsrechnung und 
zur Vermögensrechnung 2017)

– zu der Unterrichtung durch den Bundesrech-
nungshof

Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
2018 zur Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung des Bundes – Ergänzungsband –

Drucksachen 19/3165, 19/5500, 19/5993 Nr. 3, 
19/9100, 19/10066 Nr. 1.1, 19/11229

Unter Nummer 1 seiner Beschlussempfehlung emp-
fiehlt der Haushaltsausschuss aufgrund des Antrags des 
Bundesministeriums der Finanzen auf Drucksache 
19/3165 und der Bemerkungen des Bundesrechnungsh-
ofes 2018 auf Drucksachen 19/5500 und 19/9100, die 
Entlastung der Bundesregierung für das Haushaltsjahr 
2017 zu erteilen. Die Entlastung umfasst auch die Rech-
nung der Sondervermögen des Bundes; für die gibt es 
kein abweichendes Entlastungsverfahren. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung des Haushaltsausschus-
ses? – Das ist die Koalition. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind alle Oppositionsfraktionen. Enthaltungen? – 
Keine. Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Unter Nummer 2 seiner Beschlussempfehlung emp-
fiehlt der Haushaltsausschuss, die Bundesregierung 
aufzufordern, bei der Aufstellung und Ausführung der 
Bundeshaushaltspläne die Feststellungen des Haushalt-
sausschusses zu den Bemerkungen des Bundesrech-
nungshofes zu befolgen, Maßnahmen zur Steigerung 
der Wirtschaftlichkeit unter Berücksichtigung der Ent-
scheidungen des Ausschusses einzuleiten oder fortzufüh-
ren und die Berichtspflichten fristgerecht zu erfüllen, da-
mit eine zeitnahe Verwertung der Ergebnisse bei den 
Haushaltsberatungen gewährleistet ist.

(Fabian Jacobi [AfD]: Ja, das wäre doch mal 
was!)

Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung des Haushalt-
sausschusses? – Das sind alle Fraktionen. Keine Gegen-
stimmen. Keine Enthaltungen. Die Beschlussempfehlung 
ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 3 d:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
zu dem Antrag des Präsidenten des Bundesrech-
nungshofes

Rechnung des Bundesrechnungshofes für das 
Haushaltsjahr 2018

– Einzelplan 20 –

Drucksachen 19/9860, 19/11230

Wer stimmt für die Nummer 1 der Beschlussempfeh-
lung, also für die Feststellung der Erfüllung der Vorlage-

pflicht? – Das sind alle Fraktionen. Gegenprobe! – Ent-
haltungen? – Keine. Die Beschlussempfehlung ist 
angenommen.

Wer stimmt für Nummer 2 der Beschlussempfehlung, 
also für die Erteilung der Entlastung? – Das sind wieder 
alle Fraktionen. Gegenprobe! – Enthaltungen? – Keine. 
Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Zusatzpunkt 2 a:

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Achten 
Gesetzes zur Änderung des Hochschulrah-
mengesetzes

Drucksache 19/10521

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung (18. Ausschuss)

Drucksache 19/13093

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung empfiehlt unter Buchstabe a seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/13093, den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
19/10521 anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Ge-
setzentwurf zustimmen wollen, um das Handzeichen. – 
Das sind AfD, FDP, CDU/CSU, Grüne und SPD. Gegen-
probe! – Ablehnung der Fraktion Die Linke. Enthaltun-
gen? – Keine. Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung 
angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind wieder AfD, FDP, CDU/CSU, Grüne und 
SPD. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion Die 
Linke. Enthaltungen? – Keine. Der Gesetzentwurf ist an-
genommen.

Zusatzpunkt 2 b:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Jens 
Brandenburg (Rhein-Neckar), Katja Suding, 
Mario Brandenburg (Südpfalz), weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der FDP

Ein modernes Kapazitätsrecht für eine zu-
kunftsfähige Hochschullehre

– zu dem Antrag der Abgeordneten Nicole 
Gohlke, Dr. Petra Sitte, Simone Barrientos, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE

Hochschulzulassung öffnen und gerecht 
gestalten

Drucksachen 19/10620, 19/10623, 19/13093

Wir setzen die Abstimmung zu der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Tech-
nikfolgenabschätzung auf Drucksache 19/13093 fort.
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Unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung emp-
fiehlt der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der Frak-
tion der FDP auf Drucksache 19/10620 mit dem Titel 
„Ein modernes Kapazitätsrecht für eine zukunftsfähige 
Hochschullehre“. Wer stimmt für die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses? – Das sind Linke, die Koalition, 
Grüne. Wer stimmt dagegen? – Die FDP. Enthaltungen? – 
AfD. Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe c 
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags 
der Fraktion Die Linke auf Drucksache 19/10623 mit dem 
Titel „Hochschulzulassung öffnen und gerecht gestalten“. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
die Koalition, AfD, FDP, Grüne. Wer stimmt dagegen? – 
Fraktion Die Linke. Enthaltungen? – Keine. Die Be-
schlussempfehlung ist angenommen.

Wir setzen die Haushaltsberatungen fort und kommen 
zu dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, Einzelplan 12.

Das Wort hat zunächst der Bundesminister Andreas 
Scheuer. Herr Minister, Sie haben das Mikrofon. – Wenn 
wir vielleicht noch einen Moment warten, Herr Minister: 
Ich bitte diejenigen, die an dieser Beratung nicht teilneh-
men wollen, den Raum zügig zu verlassen, und die ande-
ren, sich hinzusetzen und den Ausführungen aufmerksam 
zu lauschen.

Andreas Scheuer, Bundesminister für Verkehr und 
digitale Infrastruktur:

Danke, Herr Präsident. – Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Mobilität ist ein Thema, das uns alle ziemlich 
stark bewegt und wahrscheinlich so emotional diskutiert 
wird wie nie zuvor. Auch in der Haushaltsdebatte stelle 
ich mich darauf ein, dass die Redner vor allem der Op-
position natürlich viel zu kritisieren finden.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt auch jede Menge Grund dafür!)

Aber wir müssen natürlich eines im Blick haben: Es 
geht um Leben in Deutschland. Wenn ich mir die Diskus-
sionen anschaue, dann muss ich feststellen: Es geht um 
Freiheit, es geht um Wohlstand. Da wird natürlich um 
Konzepte und Lösungen gerungen. Jeden Tag sehen wir 
neue, oft radikale Vorschläge; manchmal sind die Vor-
schläge auch ziemlich absurd. Wir sollten bei dieser 
Haushaltsdebatte ins Zentrum nehmen, dass wir von 
den Bürgern gewählt sind und Lösungen finden müssen, 
auch wenn sie oft strittig sind und natürlich strittig disku-
tiert werden.

Wir haben in den Städten an vielen Orten ein Platz-
problem zwischen den Verkehrsmitteln. Auf dem Land ist 
die Anbindung ein Thema – eine Herausforderung für 
Chancen, für Teilhabe und für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt. Jetzt sind alle Ebenen mehr denn je gefragt.

Der Bund unterstützt mit dem Haushalt des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur die 
anderen Ebenen wie nie zuvor, ein Rekord. Ich möchte 
den Kommunen und auch den Ländern ein Bündnis für 
moderne Mobilität anbieten, weil wir sehen, dass die 
Bürger natürlich nicht unterscheiden, wer für was zustän-

dig ist, sondern einfach gute Mobilität haben wollen. Des-
wegen geht es darum, Freiheiten vor Ort zu geben. Um 
die Einheiten vor Ort beim Bürger zu stärken, bin ich mit 
den kommunalen Spitzenverbänden im Gespräch: zum 
Thema Parkraumbewirtschaftung, zum Thema ÖPNV, 
natürlich auch zum Thema „neue Verkehrsmittel“; für 
den Radverkehr haben wir einen nationaler Plan, den 
wir starten. Ein Thema ist auch urbane Logistik. Wir ha-
ben viele Programme, wo wir intensiv fördern, nicht nur 
in saubere Luft, sondern auch in gute Mobilität und in 
gute Logistik.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich möchte, dass wir ein modernes Personenbeförde-
rungsgesetz auf den Weg bringen. Morgen findet wieder 
eine Sitzung einer Kommission statt, wo wir versuchen 
müssen, zwischen den Interessen der Länder, den Interes-
sen der Verbände, aber auch den Interessen der Opposi-
tion und natürlich den Interessen von Koalition und Bun-
desregierung einen Ausgleich zu finden. Letztes Mal 
haben wir für eine Reform in diesem Bereich sechs Jahre 
gebraucht. Diese Zeit haben wir dieses Mal nicht.

Wenn es konkret wird, dann wird es oft schmerzhaft. 
Wir müssen aber für die Bürger einen Kompromiss erzie-
len. Ich möchte Piloten für den ländlichen Raum starten. 
Fünf Piloten betreffen die Frage: Muss es sein, dass durch 
den ländlichen Raum die ganz großen Busse fahren, da sie 
teilweise viel Luft transportieren und weniger Fahrgäste? 
Wir sollten darüber nachdenken, ob wir die Bedürfnisse 
der Bürgerinnen und Bürger nicht besser durch punktge-
naue Angebot mit Bestellprogrammen und kleineren Bus-
sen abbilden können. Ich möchte Angebote schaffen – 
und die schaffen wir mit diesem Haushalt –, Angebote 
und weniger Verbote und Bevormundungen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind Logistik-
weltmeister, wir sind Reiseweltmeister. Wir müssen aber 
noch stärker zum Innovationsweltmeister werden, gerade 
wenn es um die Themen des Klimaschutzes geht. Da sehe 
ich Potenzial für die deutsche Wirtschaft. Aber wir haben 
in vielen Bereichen den Anschluss verloren. In vielen 
Bereichen sind wir Weltspitze, und das müssen wir blei-
ben. Aber vor allem bei der Mobilität geht es nicht darum, 
einen Rückfall ins Trabbizeitalter zu haben. 30 Jahre 
Mauerfall feiern wir. Aber manche Diskussionen gehen 
in die Richtung, dass wir Mobilität verordnen oder, an-
ders gesagt, dass wir darüber nachdenken, den Bürgern 
irgendwelche Fahrzeuge zuzuteilen. Das ist nicht mein 
Politikstil. Mein Politikstil basiert auf Freiheit und auf 
freien Entscheidungen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Auch die Bürgerinnen und Bürger sind aufgerufen, ihr 
Verhalten zu überdenken. Jeder kann und muss einen Bei-
trag leisten. Meine Damen und Herren, wir haben in 
Deutschland jedes Jahr 3,5 Milliarden Pakete, nach allen 
Untersuchungen Tendenz steigend, und zwar in den 
nächsten zehn Jahren auf 9 Milliarden Pakete. Jeder 
Bürger sieht, dass viele, viele Pakete in die Stadtteile ge-
liefert werden. Es gibt Einschränkungen für den urbanen 
Verkehr, vor allem für den Radverkehr. Deswegen müs-
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sen wir darüber nachdenken, wie wir diese Entwicklung 
aufnehmen und als Chance begreifen, um den Einzelhan-
del sowie die Stadtzentren zu stärken und die Bürger dazu 
aufrufen, nachzudenken, wenn sie den Zeigefinger auf 
der Maus haben und schnell mal ein Paket bestellen wol-
len.

Meine Kolleginnen und Kollegen, wir wollen nicht 
verordnen, welche Art Auto gekauft werden soll, sondern 
wir müssen Angebote für alternative Antriebe und syn-
thetische Kraftstoffe schaffen. Diese neuen Technologien 
fördern wir massiv. Der Bund hat, damit endlich neue 
Produkte entstehen, in den letzten Jahren Milliarden in 
die Förderung gegeben. Ich hoffe, dass die IAA auch 
dieses Jahr dafür die Initialzündung ist. Wir brauchen 
mehr deutsche Produkte in den Autohäusern, damit die 
Bürger auswählen können. Sie jetzt mit zusätzlichen Ab-
gaben und zusätzlichen Verboten zu bestrafen und keine 
Kaufangebote zu liefern, um auf die neue Mobilität um-
zusteigen, wäre das falsche Signal.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Weil ich gerade beim Thema Verhalten und Eigenver-

antwortung bin: Hinterfragen wir alle zusammen denn 
wirklich, welches Wasser im Restaurant auf den Tisch 
gestellt wird? Muss es denn ein italienisches Wasser sein, 
das über Hunderte Kilometer geliefert wird? Oder neh-
men wir das Wasser aus dem Heimatquell der Region, das 
nur ein paar Kilometer ins Restaurant geliefert wird? Wir 
haben Topprodukte. Nehmen wir, ohne nachzudenken, 
einfach eine Avocado aus dem Regal, die aus Mexiko 
eingeflogen wird und von der ein Kilogramm in der Pro-
duktion tausend Liter Wasser benötigt? Das sind Ver-
kehre, die wir in der Logistik nicht brauchen, sondern 
wir brauchen Verkehre, die dem Wirtschaftsstandort 
Deutschland wirklich nützen und vor allem unsere Indust-
rie unterstützen. Dazu müssen wir alle zusammen einen 
Pakt mit dem Bürger eingehen. Wir müssen einen Vertrag 
schließen, den wir fair gestalten, auch mit Übergangsfris-
ten, um zu dokumentieren, dass Verhalten etwas ändern 
kann, und das wäre ein Riesenbeitrag für den Klima-
schutz.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Digitalisierung 
macht die Mobilität intelligenter und effizienter. Wir ha-
ben Verträge mit den Mobilfunkanbietern abgeschlossen, 
um die Ausbauverpflichtungen endlich zu erfüllen. Wir 
brauchen flächendeckenden Mobilfunk; aber flächen-
deckender Mobilfunk geht nicht ohne Sendeanlagen.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Flächendeckender Mobilfunk“, wo ist 
der denn?)

Wir stecken oft in vielen Gesprächen und Genehmi-
gungsverfahren, weil vor Ort gegen eine Sendeanlage 
protestiert wird. Nur: Digitalisierung gibt es nicht ohne 
Sendeinfrastruktur, ohne Sendemasten. Wir müssen in die 
5G-Zeit durchstarten. Mit diesem Vertrag und der Ge-
samtstrategie Mobilfunk schaffen wir das.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir können auch beim Thema Glasfaser besser wer-

den. Wir haben Sonderprogramme für die Gewerbege-
biete, für die Krankenhäuser und für die Schulen aufge-

legt. Das alles kommt jetzt mit neuen Förderinstrumenten 
in Bewegung, und der Mittelabfluss wird besser. Wir 
wollen Vertrauen in die Stärke unserer Standorte, in 
„Made in Germany“. Ich sage Danke für diese Grundlage. 
Wir haben in diesem Haushalt ein Investitionsvolumen 
von 17,8 Milliarden Euro; das ist Rekord bei Innovatio-
nen und Investitionen.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und was machen Sie damit? Machen 
Sie mal was Vernünftiges!)

Ich sage deshalb herzlichen Dank für die Unterstützung, 
die ich vom Verkehrs- und Haushaltsausschuss bekom-
me.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist eine spannende 
Zeit mit vielen Investitionen. Unsere Aufgabe ist es nun, 
kollegial zu diskutieren. Ich bedanke mich schon jetzt bei 
den Haushaltsberichterstattern von Koalition und Oppo-
sition für einen guten Dialog. Wir werden uns viel Arbeit 
machen. Mein Ministerium ist ja dafür bekannt, dass wir 
immer viele Auskünfte geben.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben auch die meisten Anfragen aus dem Parlament. 
Deswegen: Lassen Sie uns weiterhin den Investitions-
hochlauf für die Straße kreativ und gut gestalten! Machen 
wir die Bahn noch besser!

Wir investieren unglaublich viel in die Schiene. Wir 
haben bei der Wasserstraße unsere Zusagen gehalten. 
Wir wollen einen guten Flugverkehr. Wir hatten in diesem 
Jahr in den Ferienzeiten kein Chaos, weil wir zwei Luft-
fahrtgipfel mit 24 Maßnahmen gestartet haben. Die Air-
lines, die Flughäfen und auch die Politik, der Staat, helfen 
mit, dass alles reibungslos läuft, auch wenn es sicher im-
mer noch zu Verspätungen und zu Engpässen kommt. Wir 
müssen neue Kapazitäten abbilden, beispielsweise bei der 
Bahn.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe jetzt viele 
theoretische Vorschläge gehört. Wenn wir im Rahmen der 
Haushaltsberatungen darüber diskutieren, dass wir die 
Beimischung bei den Kraftstoffen erhöhen, ein modernes 
Personenbeförderungsgesetz machen, Wasserstofftech-
nologien noch mehr fördern und Verordnungen ändern, 
um die urbane Logistik und die urbanen Verkehre anders 
zu gestalten,

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann kommt von Ihnen nichts! Das ist 
das Problem!)

dann wird es konkret, und dann wird es für viele auch 
schmerzhaft. Aber da sage ich Ihnen: Mir macht die Po-
litik in den Bereichen Verkehr und digitale Infrastruktur 
Spaß, weil sie eine große Herausforderung ist und weil sie 
so nah am Bürger ist. Das sollten wir uns immer vor 
Augen führen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Herr Minister. – Der nächste Redner: für 

die AfD-Fraktion der Kollege Dr. Dirk Spaniel.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Dirk Spaniel (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Heute sprechen wir über den Verkehrsetat 2020. 
Im Vorwort zum Entwurf des Einzelplans 12 schreibt die 
Regierung:

Ziel der Verkehrspolitik ist es, die Voraussetzungen 
für funktionierende, effiziente und global vernetzte 
Mobilitätsströme zu schaffen.

So weit, so wichtig.

Doch schaut man sich die Verteilung der Mittel in Höhe 
von knapp 30 Milliarden Euro an, muss man sich ein 
bisschen wundern: Ungefähr 13 Milliarden Euro für die 
Schiene und alles, was dazugehört, und ungefähr 10 Mil-
liarden Euro für den Straßenverkehr und den Straßenbau. 
Mit der Realität des Gesamtverkehrsaufkommens hat die-
se Gewichtung der Investitionssummen überhaupt nichts 
zu tun. Für knapp 80 Prozent des Personenverkehrs hier in 
Deutschland benutzen die Bürger das Auto. Im Güterver-
kehr werden 74 Prozent über den Lkw abgewickelt. Mehr 
als drei Viertel des Personen- und Güterverkehrs finden 
also auf der Straße statt. Damit befindet sich Deutschland 
übrigens im europäischen Mittel und ist keineswegs, wie 
es Grüne und Linke gerne darstellen, an der Spitze, was 
den Straßenverkehr angeht. Das sind die nackten Zahlen.

Wer daher also für einen ideologiefreien Ausbau und 
Erhalt unserer Verkehrswege wirbt, müsste Ihren Haus-
haltsentwurf radikal umschichten bzw. die Mittel für die 
Straße radikal erhöhen.

(Ingrid Remmers [DIE LINKE]: Was?)

Die Gelder müssten dort investiert werden – ja, da toben 
Sie vielleicht –, wo sie den größten Effekt haben, und 
nicht, wo die Umerziehungspolitiker der Grünen und Lin-
ken es gerne sehen würden.

(Beifall bei der AfD)

Spätestens hier wird in diesem Einzelplan klar: Es geht 
diesem CSU-Ministerium um Anbiederung an den links- 
grünen Mainstream.

(Lachen bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Mein Gott!)

Das tatsächliche Interesse unseres Landes, Verkehrspoli-
tik so zu gestalten, dass das von den Autofahrern über die 
Mineralölsteuer und die Lkw-Maut aufgebrachte Geld 
sinnvoll eingesetzt wird, das ist Ihnen völlig wurscht.

(Beifall bei der AfD – Michael Donth [CDU/ 
CSU]: Da muss er selber lachen!)

Und ich wundere mich, dass Sie die Dreistigkeit haben, 
darüber zu lachen. Sie wissen ja selber genau, wie es ist.

(Michael Donth [CDU/CSU]: Sie lachen doch 
selber! – Gustav Herzog [SPD]: Für das Proto-
koll: Der Redner lacht selbst!)

Ihre Politik führt dazu, dass Deutschland Stauwelt-
meister wird. Schon jetzt steigt das Stauaufkommen auf 
unseren Straßen jedes Jahr an. Stau ist kein Naturereignis, 
sondern das Ergebnis Ihrer ideologisch verfehlten Infra-
strukturpolitik! Das sind die Fakten.

(Beifall bei der AfD)

Ich lese und höre immer wieder, dass Sie den Verkehr 
runter von der Straße und auf die Schiene bringen wollen. 
80 Prozent des Güterverkehrs auf der Straße finden auf 
Strecken von unter 150 Kilometern und mit einer Ladung 
von unter 80 Tonnen statt.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Falsch!)

Weder gibt es die Bahninfrastruktur dafür, noch wäre 
diese jemals bezahlbar, wenn man sie denn bauen würde. 
Eine signifikante Verlagerung des Güterverkehrs auf die 
Schiene ist eine unbezahlbare Utopie.

(Beifall bei der AfD – Detlef Müller [Chem-
nitz] [SPD]: Unsinn!)

Unsere wirtschaftliche Stärke in diesem Land hängt in 
großem Umfang vom funktionierenden Güterverkehr auf 
der Straße ab. Und genau das zerstören Sie mit Ihrer nicht 
funktionierenden Politik der sogenannten Verkehrswen-
de. Diese Verkehrswende, die übrigens von allen Parteien 
hier außer der AfD getragen wird,

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Links- 
grün!)

ist mittlerweile zu einem ideologischen Kampf gegen 
das Automobil geworden, und das auch auf europäischer 
Ebene.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Sie können ruhig von Toten reden; Sie wissen genau, 
was ich meine.

Ab 2020 gelten die neuen CO2-Flottengrenzwerte, die 
wegen der hohen Strafzahlungen von den Automobilhers-
tellern auf die Pkw-Käufer verlagert werden müssen. Au-
tofahren wird also schon sehr bald massiv teurer, und da 
ist Ihre CO2-Steuer noch gar nicht mit eingerechnet.

Vor lauter Klimaschutzhysterie werden die wichtigsten 
Aspekte unserer Bürger hier in diesem Land außer Acht 
gelassen. Eine funktionierende und günstige Verkehrspo-
litik zu gewährleisten, das ist Ihre Aufgabe. Und darin 
haben Sie kläglich versagt.

(Beifall bei der AfD – Sören Bartol [SPD]: Sie 
müssen nicht so schreien! Wir sind nicht 
schwerhörig! – Alexander Dobrindt [CDU/ 
CSU]: Schreien Sie mich nicht so an!)

Für die Bürger dieses Landes ist das Automobil heute 
und in absehbarer Zukunft das wichtigste Verkehrsmittel. 
Die AfD respektiert diesen Wunsch der Bürger nach 
selbstbestimmter Mobilität – um mal in Ihrem Jargon 
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zu reden – und will, dass wir diesem Verkehrsmittel end-
lich die Infrastruktur geben, die es benötigt.

Die Bürger dieses Landes haben Sie in dieses Parla-
ment gewählt, damit Sie bestmögliche Politik für dieses 
Land machen. Hören Sie endlich auf, die Menschen in 
diesem Land umzuerziehen und ihnen eine Märchenwelt 
mit Elektrorollern und Lastenfahrrädern als realistische 
Zukunft zu verkaufen.

(Beifall bei der AfD)

Wir werden nicht aufhören, Ihre sozialistischen Utopien 
und Narrative wie „gute Mobilität“ als Märchen zu ent-
tarnen. Das sind wir unseren Wählern und diesem Land 
schuldig.

(Beifall bei der AfD)

Die AfD steht als einzige Kraft hier im Land und in 
diesem Haus ohne Wenn und Aber zum Automobil und 
den Millionen Menschen, die tagtäglich ihren Lebensun-
terhalt damit verdienen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort der Kollege Sören 

Bartol.

(Beifall bei der SPD)

Sören Bartol (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Heute Morgen haben sich Millionen von Be-
schäftigten in ihr Auto, in den Bus, in die Bahn oder aufs 
Fahrrad gesetzt und sind zu ihrer Arbeit gependelt. Heute 
Vormittag sind Tausende von Rentnerinnen und Rentnern 
in die Stadt zum Einkaufen gefahren oder haben ihren 
Termin beim Arzt gehabt. Dazu haben sie ihren Nachbarn 
gefragt, ob er sie mitnehmen kann, haben den Schulbus 
oder den Bürgerbus genutzt.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: In welcher Welt leben 
Sie eigentlich?)

Heute Abend werden Tausende von Schülerinnen und 
Schüler vom Sport oder von ihren Freunden mit dem 
Bus nach Hause fahren oder von ihren Eltern mit dem 
Auto abgeholt. Deutschland ist mobil, und das soll auch 
in Zukunft so bleiben. Mobilität ist ein Grundbedürfnis 
und ermöglicht erst Begegnungen von Mensch zu 
Mensch – und das darf nicht unter die Räder kommen.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Haushaltsbera-
tungen im Verkehrsbereich werden diesmal von der De-
batte um den Klimaschutz geprägt. Wir sind uns bewusst, 
dass wir dabei zu Recht unter starker Beobachtung ste-
hen; denn es geht um das Geld der Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler, es geht um die Zukunft unserer Kinder, und 
es geht um die Freiheit der Bürgerinnen und Bürger, sich 
mobil bewegen zu können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Klimaschutzdis-
kussion ist zu stark vom Dafür oder Dagegen geprägt. 
Entweder man ist für Elektromobilität oder dagegen. Ent-
weder man ist für die Eisenbahn oder dagegen. Entweder 
man ist für das Fliegen oder dagegen. Das bringt uns nicht 
weiter.

(Beifall bei der SPD – Gustav Herzog [SPD]: 
Richtig! – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Und warum 
sind Sie dann dagegen?)

Die Pendlerin interessiert dieses Entweder-oder nicht. 
Sie will vielmehr wissen, ob sie sich die Fahrt zur Arbeit 
zukünftig noch leisten kann. Der Rentner fragt zu Recht, 
warum alle vom ÖPNV reden, aber bei ihm nur zweimal 
am Tag ein Bus fährt. Und der Familienvater wundert sich 
zu Recht, warum ihm alle raten, ein Elektrofahrzeug zu 
kaufen, es aber aus seiner Sicht noch keine bezahlbaren 
Modelle auf dem Markt gibt.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Genau!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist richtig, dass 
klimaschädliches Kohlendioxyd einen Preis bekommen 
muss. Wer sich klimafreundlich verhält, muss mehr Geld 
in der Tasche haben als der oder die, der bzw. die nicht 
aufs Klima achtet. Wir dürfen dabei jedoch nicht einfach 
nur bestimmte Mobilitätsformen teurer machen, ohne 
dass es eine bezahlbare, saubere Alternative gibt. Was 
bringt es denn dem Klimaschutz, wenn das Tanken von 
klimaschädlichem Benzin in den kommenden Jahren 
schrittweise teurer wird, die Menschen aber mangels 
Wahlmöglichkeiten keinen Liter weniger verbrauchen? 
Genau hier sehe ich uns alle in der Verantwortung, kluge, 
abgewogene und sozialverträgliche Entscheidungen zu 
treffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Mobilitätswende 
braucht die Antriebswende im Automobil. Daher beken-
nen wir uns zur Elektromobilität, und, wo sinnvoll, auch 
zu Biokraftstoff, Wasserstoff und natürlich zu syntheti-
schen Kraftstoffen. Um die Elektromobilität zu unterstüt-
zen, werden wir die Mittel für öffentliche Ladesäulen 
mindestens verdoppeln und zusätzlich private Nutzerin-
nen und Nutzer finanziell unterstützen.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden außerdem die Kaufprämie für Elektrofahr-
zeuge zu einem sozial gestaffelten Bonus fortentwickeln. 
Der VW-Golf-Fahrer braucht mehr Unterstützung als die 
Tesla-Fahrerin.

Wir wollen, dass jede und jeder flächendeckend mit 
Bus und Bahn zu bezahlbaren Preisen, egal ob in der 
Großstadt oder auf dem Land, unterwegs sein kann. Mit 
einem Masterplan ÖPNV von Bund, Ländern und Kom-
munen wollen wir das sicherstellen. Dazu braucht es 
mehr Infrastruktur, zusätzliche Fahrzeuge und bezahlbare 
Preise sowie guten Service für die Kundschaft. Unser Ziel 
ist ein 365-Euro-Ticket, das bis 2030 deutschlandweit 
eingeführt wird. Die Zahl der Modellstädte muss schritt-
weise wachsen. Dazu gehört aber auch, dass wir die 
ÖPNV-Finanzierung von Bund, Ländern und Kommunen 
ganz neu organisieren. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
das braucht Zeit.
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(Beifall bei der SPD – Daniela Ludwig [CDU/ 
CSU]: Gerade das sagt der Minister seit Mona-
ten!)

Insbesondere auf dem Land wird uns die Digitalisie-
rung helfen, Busse und Bahnen besser zu organisieren. 
Dazu müssen wir bei der Modernisierung des Personen-
beförderungsrechtes zügig vorankommen. Klar ist aber 
auch: Eine Reform wird es nur geben, wenn wir auch eine 
wirksame Regelung bei den Sozialstandards für die ei-
genwirtschaftlichen Verkehre im klassischen ÖPNV 
schaffen. Lohndumping auf dem Rücken von Busfahre-
rinnen und Busfahrern müssen wir einen Riegel vorschie-
ben.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden das Reisen mit der Eisenbahn und den 
Transport von Gütern auf der Schiene attraktiver machen. 
Dazu gehören zusätzliche Investitionen in den Erhalt und 
Ausbau des Schienennetzes. Dabei werden wir bei der 
Finanzierung aber auch über die Verwendung der Mittel 
aus der Lkw-Maut reden müssen. Es wird einen Taktfahr-
plan geben, der lange Wartezeiten verhindert und schnel-
les Umsteigen ermöglicht. Bahntickets müssen billiger 
werden, indem wir die Mehrwertsteuer absenken.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Das hat 
Herr Scheuer schon gesagt!)

Gleichzeitig schlagen wir auch eine Reduktion der EEG- 
Umlage auf sauberen Bahnstrom vor.

Wir werden auch gegen Dumpingpreise im Luftver-
kehr vorgehen. Es kann nicht sein, dass der Preis für ein 
Flugticket noch nicht einmal der Höhe von Steuern und 
Abgaben entspricht und damit billiger als Bahnfahren ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Michael Donth [CDU/CSU]: 
Wer hat es erfunden?)

– Sehr gut, Beifall von der CSU. Bitte im Protokoll ver-
merken.

Bei all dem werden wir weiter auf Rekordniveau in die 
Verkehrswege investieren. Gerade in Zeiten einer 
schwächelnden Konjunktur ist das wichtig. Wir arbeiten 
weiter gegen Staustrecken, Langsamfahrstellen und brö-
ckelnde Brücken; dabei werden wir nicht nachlassen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zeiten des Man- 
müsste-mal sind jetzt vorbei. Jetzt wird entschieden, was 
wir tun; aber es wird auch entschieden, wie wir es finan-
zieren. Lassen Sie uns daran gemeinsam arbeiten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort der Kollege Oliver 

Luksic.

(Beifall bei der FDP)

Oliver Luksic (FDP):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! „Deutschland außer Betrieb“, das hat die „Welt“ ge-
rade getitelt, und das ist ein Stück weit auch die Zustands-
beschreibung der Verkehrspolitik: Wir haben das 
Dieseldesaster – das geht weiter; Millionen Dieselfahrer 
werden enteignet –, wir haben das Thema Maut – darauf 
muss ich leider noch ausführlich eingehen –

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Es war bis jetzt 
eine so schöne Debatte!)

und eine Infrastruktur, die an ganz vielen Ecken und En-
den zerbröckelt und zerbröselt. Das ist ja das Kernprob-
lem: Die Ausgaben im Bundeshaushalt gehen massiv 
nach oben; die Investitionslinie bleibt trotz steigender 
Baukosten aber flach, und die Investitionsquote sinkt. 
Es müsste aber mehr investiert werden in Innovationen 
und in Infrastruktur.

(Beifall bei der FDP – Thomas Jurk [SPD]: Da 
müssen Sie mal in den Haushalt gucken!)

Bei der Straße müssen wir feststellen, dass die Zahl der 
Schlaglöcher und Staus hoch bleibt; das hat auch der 
ADAC gerade wieder berechnet.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch! Was erzählen Sie denn da? – Daniela 
Ludwig [CDU/CSU]: Unsinn!)

Immerhin, beim Thema Mobilfunk gibt es einen sinnvol-
len Vorschlag, den auch die FDP vorangetrieben hat, und 
zwar das Thema Weiße-Flecken-Auktion; das macht 
Sinn. Denn wir können es uns als Industriestandort doch 
nicht leisten, dass nicht nur die Zahl der Schlaglöcher, 
sondern auch die der Funklöcher so hoch bleibt. Es kann 
einfach nicht sein, dass die Mobilfunkabdeckung bei uns 
so ist wie in Albanien. Es kann nicht sein, dass weiter in 
Vectoring investiert wird. Wir müssen es uns als Indust-
riestandort leisten können, die beste Infrastruktur zu ha-
ben. Davon sind wir meilenweit entfernt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Wir erleben derzeit, dass sich der Minister bei manchen 
heißen Eisen einfach nicht traut, zuzupacken. Ich habe 
eben genau zugehört, was Kollege Bartol zum Thema 
Luftverkehrsabgabe gesagt hat. Da ist mir der Kurs der 
Bundesregierung noch nicht ganz klar.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Eindeutig 
ist der!)

Auch Herr Dobrindt sagt ja, man müsse die Luftverkehrs-
abgabe, die Minister Scheuer immer senken wollte, erhö-
hen. Ich weiß nicht: Geht es da um einen Wettbewerb? 
Will das eine große deutsche Airline? Oder geht es um 
den Klimaschutz?

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Es geht da-
rum, dass wir das Bahnfahren attraktiv ma-
chen!)

Ich glaube, dass Ihre Forderungen in einer Zeit, in der in 
China 40 neue Flughäfen gebaut werden, nicht ganz 
durchdacht sind. Deswegen will ich wissen: Was ist da 
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die Haltung des Bundesverkehrsministers? Mir ist das 
unklar, und auch die Branche erwartet dazu eine klare 
Haltung.

(Beifall bei der FDP)

Auch beim Thema Schiene geht es ja drunter und drü-
ber. Der Güterverkehr geht zurück. Es gibt ein Gutachten, 
das dem Bundestag aber nicht vorliegt. Die Pünktlich-
keitsrate im Personenverkehr ist weiterhin unglaublich 
gering. Jetzt müssen wir erfahren, dass es bei der Deut-
schen Bahn eine neue Berateraffäre gibt. Wir erwarten, 
dass die Unterlagen, die der Aufsichtsrat diskutieren 
wird, dem Bundestag zur Verfügung gestellt werden. 
Man merkt: Der Minister geht die heißen Eisen nicht an.

(Lachen des Abg. Michael Donth [CDU/CSU])

Das kann nicht sein. Das ist doch die falsche Politik. Bei 
der Bahn muss endlich für Klarheit gesorgt werden. Es 
kann doch nicht sein, dass Sie noch mehr Staatskonzern 
wollen.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Wer hat denn 
das Gutachten in Auftrag gegeben? Was soll 
denn das? Das haben nicht Sie in Auftrag ge-
geben, sondern der Minister!)

Man sieht doch: Es kommt noch mehr Mauschelei dabei 
heraus. Es ist einfach ein Fehler, die einzige Aktienge-
sellschaft der Welt, die keinen Gewinn machen soll, 
schaffen zu wollen. Das wird nicht funktionieren!

(Beifall bei der FDP)

Bei einem einzigen Thema hat der Minister mal Mut 
gehabt und entschieden, nämlich bei der Pkw-Maut im 
letzten Jahr. Da hat er leider falsch entschieden.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Ach!)

Angesichts der Landtagswahl in Bayern hat er den ersten 
Auftrag vergeben, um damit das Zeichen zu setzen: Die 
Maut kommt – koste es, was es wolle. Ein Gutachten der 
FDP-Bundestagsfraktion von einer Anwaltskanzlei, die 
mit dem BMVI zusammengearbeitet hat, unter Mitwir-
kung eines ehemaligen Referenten der Unionsfraktion, 
kommt zu dem Schluss, dass man das Ganze mit jeman-
dem vergleichen muss, der ins Kasino geht, bei einer 
„50:50“-Chance schwarz oder rot setzt und sich dabei 
verzockt. Ich bin der Überzeugung: Wir können es uns 
nicht leisten, dass Steuergelder in Deutschland verzockt 
werden, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Sven- 
Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Es ist ja ganz klar: Im Herbst letzten Jahres war die 
Maut tot. Wir wissen jetzt: Es lag ein einziges Angebot 
über 3 Milliarden Euro vor. Der Haushaltsgesetzgeber hat 
aber leider nur 2 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt. 
Wir können der Aktenlage entnehmen, dass der Rat ganz 
klar war: Sowohl aus Gründen des Vergabe- als auch des 
Haushaltsrechts hätte man zum Bundestag gehen und sa-
gen müssen: Wir brauchen mehr Zeit und mehr Geld. – 
Aber das wollte der Minister natürlich nicht. Vielleicht 
hätte die SPD das nicht mitgemacht. Ich weiß es nicht.

Er hat entschieden, das Vergaberecht zu biegen, wahr-
scheinlich auch zu brechen. Er hat entschieden, die Kos-
ten über die dynamische Vergütung am Haushalt vorbei in 
die Zukunft und an Toll Collect zu schieben. Das ist der 
springende Punkt: Er hätte zum Haushaltsgesetzgeber ge-
hen müssen, statt am 30. Dezember, an einem Sonntag 
vor Neujahr, einen solchen Milliardenvertrag unterschrei-
ben zu lassen. Er hat sich verzockt. Das ist der Fehler, den 
wir hier dringend ansprechen müssen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Stephan 
Kühn [Dresden] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Es wäre ja in Ordnung gewesen. Fehler passieren. Das 
Urteil hätte auch anders lauten können. Aber man hätte 
einen Fehler einfach einräumen können. Stattdessen wer-
den jetzt Vorwürfe gegen die Betreiber laut. Wir müssen 
lesen, dass wegen einer Schlechtleistung gekündigt wur-
de. Auf die Frage im Verkehrsausschuss, ob man auch 
ohne das EuGH-Urteil gekündigt hätte, war aber die Ant-
wort Nein. Das muss man sich mal vorstellen! Man kün-
digt wegen einer Schlechtleistung, sagt aber eindeutig, 
man hätte ohne das EuGH-Urteil nicht gekündigt. Wie 
glaubwürdig ist denn eine solche Begründung?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der zweite grobe Fehler war, zu sagen: Auf einmal 
fallen Verträge vom Himmel; 600 Millionen Euro werden 
gefordert. – Dabei sind diese in dem Auftrag angelegt, 
und zwar im Formblatt 3. Sie wurden zwischendrin zu-
mindest zum großen Teil genehmigt. Es wurde uns zwi-
schenzeitlich schriftlich bestätigt, dass sieben Aufträge 
genehmigt wurden. Über den achten Auftrag und über 
die Höhe der Forderungen wird man diskutieren müssen. 
Der springende Punkt ist, dass hier suggeriert wurde, es 
wäre im Geheimen an der Maut gearbeitet worden und es 
würden plötzlich Verträge vom Himmel fallen. Was mich 
besonders ärgert, ist, dass wir ein Formblatt bekommen, 
wo das aufgeführt ist, und dann erfahren müssen, dass das 
Dokument nicht korrekt ist. Es wäre schön, wenn wir mal 
alle Unterlagen bekommen würden, um es nachvollzie-
hen zu können. Und wenn Sie schon etwas ins Internet 
hochladen, sollte es auch das Richtige sein.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Sven- 
Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Es bleibt leider wahr: Sie müssen in der Verkehrspoli-
tik dringend die wichtigen Themen anpacken. Der Minis-
ter ist wegen der Maut ein Stück weit gelähmt. Es kann 
nicht sein, dass wegen der Fehlentscheidung in Bezug auf 
die Maut für den Ausbau von Straßen, der digitalen Infra-
struktur und der Bahn Hunderte Millionen Euro fehlen. 
Deswegen werden wir weiter kritisch nachfragen müssen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der Kollege Victor Perli ist der nächste Redner für die 

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)
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Victor Perli (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach unse-

rer Meinung hat das Verkehrsministerium zwei Kernauf-
gaben: erstens für eine vernünftige Verkehrspolitik zu 
sorgen, die Menschen und Güter zuverlässig, günstig 
und auf möglichst unschädliche Weise von A nach B 
bringt,

(Beifall bei der LINKEN)
und zweitens dafür zu sorgen, dass das ganze Land – das 
ganze Land – mit schnellem Internet ausgestattet ist. Bei-
des wurde in den letzten Jahren sträflich vernachlässigt. 
Minister Scheuer und seine Vorgänger haben blind darauf 
vertraut, dass es die Wirtschaft schon richten wird. Sie 
haben öffentliches Vermögen kaputtgespart und versucht, 
so viel wie möglich zu privatisieren. In 40 Prozent der 
Städte und Gemeinden Deutschlands gibt es Funklöcher. 
Allein im Osten haben 2 500 Orte bis heute kein flächen-
deckendes schnelles Internet. Das ist für eine Wirtschafts-
nation wie Deutschland doch peinlich!

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Sven- 
Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Jeden Tag ärgern sich Millionen Menschen, weil viel 
zu viele Straßen verstopft oder beschädigt sind und sie 
dennoch keine Alternative zum Auto haben. Es gibt einen 
riesengroßen Investitionsstau bei Straßen, bei Wasserwe-
gen und bei Brücken, es fehlen Fahrradwege, und auch 
viele Fußgänger fühlen sich im wahrsten Sinne des Wor-
tes an den Rand gedrängt.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Ja, das ist 
wahr!)

Der öffentliche Personennahverkehr wurde sträflich lie-
gen gelassen. Bei mir in Niedersachsen, im ländlichen 
Raum, ist fast jedes volljährige Familienmitglied auf ein 
eigenes Auto angewiesen. Gerade gestern wurde verkün-
det, dass die Preise im Regionalverkehr der Bahn wieder 
steigen sollen.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Unglaub-
lich!)

Dabei müsste uns allen doch klar sein: Bus und Bahn 
müssen günstiger werden und besser ausgebaut werden, 
sonst können die Leute nicht umsteigen.

(Beifall bei der LINKEN)
Da, wo Die Linke regiert, setzen wir uns genau dafür ein, 
zum Beispiel in Thüringen, wo ein Azubi-Ticket geschaf-
fen worden ist, in Berlin, wo der öffentliche Nahverkehr 
günstiger wird. Das sind Projekte, die zeigen, wo es lang-
gehen muss.

(Beifall bei der LINKEN)
Im Haushaltsentwurf der Bundesregierung ist aber kei-

ne Antwort auf diese Probleme zu finden. 30 Milliarden 
Euro werden beantragt – stimmt –, aber Maßnahmen für 
eine soziale Verkehrswende sucht man hier vergeblich. 
Die Bahn zum Beispiel stünde viel besser da, wenn sie 
nicht kaputtgespart worden wäre. Über 6 000 Kilometer 
Bahnstrecke sind seit 1990 rückgebaut worden, 160 000 

Stellen wurden abgebaut. Heute sucht die Bahn hände-
ringend wieder Zehntausende Beschäftigte. Das ist doch 
aberwitzig!

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt muss der Bundestag viel Geld freigeben – 62 Milliar-
den Euro in den nächsten zehn Jahren –, damit die herun-
tergekommene Bahninfrastruktur wieder instandgesetzt 
wird, und das alles nur, weil eine ganz große Koalition 
in diesem Haus gegen den Widerstand der Linken ver-
sucht hat, die Bahn an die Börse zu bringen. Für uns ist 
völlig klar: Die Deutsche-Bahn-Aktiengesellschaft muss 
vollständig in die öffentliche Hand.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Eine Bürgerbahn! Ein Kombinat! Das 
gab es doch schon mal!)

Die Bahnpreise müssen unschlagbar günstig werden, da-
mit es eine Bürgerbahn wird, die dieses Land so dringend 
braucht!

Meine Damen und Herren, die Haushaltsberatungen 
werden überschattet vom Skandal um die Pkw-Maut. Mi-
nister Scheuer hat voreilig milliardenschwere Betreiber-
verträge mit Konzernen unterschrieben. Erst danach hat 
das höchste Gericht Europas entschieden, dass die Pkw- 
Maut illegal ist. Die Konzerne wollen jetzt Schadenser-
satz, es drohen mehrere 100 Millionen Euro, und die 
Zeche zahlen müssen die Steuerzahler. Die Linke sagt: 
Allein das rechtfertigt schon einen Untersuchungsaus-
schuss!

(Beifall bei der LINKEN)

Inzwischen hat sich der Verdacht erhärtet, dass der 
Skandal noch größer ist. Laut „Berliner Zeitung“ wurden 
entscheidende Gutachten frisiert, damit der Zuschlag für 
die Mautverträge überhaupt an Konzerne gehen konnte, 
der Betrieb in öffentlicher Hand wäre nämlich günstiger 
gewesen. Kurz gesagt lautet der Vorwurf: Der Verkehrs-
minister hat manipuliert, um zu privatisieren und Konzer-
nen einen milliardenschweren Vertrag zuzuschieben. 
Wenn sich das bestätigen sollte, dann hat der Minister 
seinen Amtseid grob verletzt, dann ist das kriminell und 
ein Fall für die Justiz.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist demokratiegefährdend. Es verärgert Millionen 
Menschen in diesem Land, was mit der Pkw-Maut pas-
siert ist. Millionen von Menschen sind stinksauer. Wir 
werden zusammen mit FDP und Grünen in den nächsten 
Monaten alle Kraft dafür einsetzen, dass das aufgeklärt 
wird. Der Minister wird sich weiterhin sehr harte Fragen 
gefallen lassen müssen.

Meine Damen und Herren, die Große Koalition steht im 
Bereich der Verkehrspolitik für einen schwachen Staat, 
der unter Privatisierungswahn leidet und sich von Kon-
zernen über den Tisch ziehen lässt.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Wie bitte?)

Es ist ein Armutszeugnis, was hier aufgeführt wird.

Danke schön.
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(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als nächster Redner erhält das Wort der Kollege Sven- 

Christian Kindler, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Herr Minister Scheuer, Sie haben in Ihrer Rede ein 
einziges Mal vom Klimaschutz geredet. Ich habe zuge-
hört: Da ging es um Avocados und um italienisches Was-
ser. Sie haben gesagt: Jeder kann und muss einen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten. – Ich frage mich nur: Warum 
gilt das eigentlich nicht für Sie?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Es ist ja so: Die Bundesregierung wird ihre Klima-
schutzziele für 2020 krachend verfehlen, und während 
im Energiesektor die Emissionen sinken, steigen seit 
2009 die Emissionen im Verkehrssektor konsequent an. 
Dass Deutschland seine Klimaschutzziele so krachend 
reißt, liegt am Verkehrssektor, und das Ganze hat einen 
Namen, und der lautet: CSU.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Dieses Jahr feiern wir ein trauriges Jubiläum. Wir ha-
ben dieses Jahr zehn Jahre CSU-Verkehrsministerium.

(Eckhard Pols [CDU/CSU]: Ja! Zum Glück 
haben wir das!)

Ich will erinnern: Der erste Minister war Peter Ramsauer. 
Danach dachten alle: Das kann jetzt nicht schlimmer 
kommen. – Und dann kam Alexander Dobrindt. Danach 
dachten alle: Das kann echt nicht noch schlimmer kom-
men. – Und dann kam Andreas Scheuer.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Es kommt noch viel 
mehr! Warten Sie mal ab!)

Ich finde: Kompetenz darf in Zukunft kein Ausschluss-
kriterium bei der Besetzung des Postens des Verkehrs-
ministers in Deutschland mehr sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Warten Sie mal noch zehn Jahre!)

Zehn Jahre Verkehrsministerium der CSU, das heißt 
zehn Jahre Chaos, zehn Jahre Klimazerstörung, zehn Jah-
re Lobby für die Autokonzerne und zehn Jahre Straßen-
bauwahnsinn. Denn der CSU geht es im Kern um zehn 
Jahre Straße, Straße, Straße. Das ist der große Schwer-
punkt. Alles andere kommt zu kurz. Darunter leiden Men-
schen, die auf einen guten öffentlichen Nahverkehr ange-
wiesen sind. Darunter leiden Menschen, die mit dem 
Fahrrad unterwegs sind. Darunter leiden Menschen, die 
saubere Luft wollen. Ich sage Ihnen: Enough is enough! 
Zehn Jahre CSU – es reicht endlich!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Reinhold Sendker 
[CDU/CSU]: Kommen denn auch mal Argu-
mente? – Leif-Erik Holm [AfD]: Worauf fahren 
denn die Busse? Etwa nicht auf der Straße?)

Herr Scheuer, wenn wir uns anschauen, was Sie dem 
Klimakabinett für 2030 vorgelegt haben, dann kann man 
sagen: Sie machen eigentlich so weiter wie bisher. So 
werden Sie auch die Klimaschutzziele für 2030 krachend 
brechen. Es ist nämlich so: Sie haben eine Liste vorgelegt, 
die zum Teil gar nicht finanziert ist, in der ganz viele 
Luftbuchungen enthalten sind. Die ganzen Maßnahmen 
werden von Experten hart angezweifelt. Sie sind nicht mit 
dem Kanzleramt und nicht mit dem Umweltministerium 
abgestimmt. Ihr sogenannter Plan für den Klimaschutz ist 
wieder mal so ein klassischer Scheuer: viel Show, viel 
PR, aber am Ende keine Substanz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Im Haushalt sieht man das auch: Die Bundesregierung 
verschwendet weiter Milliarden für den schmutzigen Die-
sel. Sie stellen weiterhin Milliarden für die Flugindustrie 
zur Verfügung. Sie haben im Einzelplan Verkehr Milliar-
den für neue Autobahnen und große ÖPP-Projekt vorge-
sehen. Ich meine, wie man in Zeiten der Klimakrise noch 
neue Autobahnen bauen kann, das ist wirklich ein großes 
Rätsel. Gleichzeitig platzen die Nah- und Fernverkehrs-
züge aus allen Nähten. Damit muss endlich Schluss sein. 
Wir brauchen jetzt ein Straßenbaumoratorium für das 
Klima.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Glauben Sie das eigentlich, was Sie sa-
gen? Glauben Sie das wirklich? – Gegenruf der 
Abg. Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Seien Sie doch mal ruhig!)

Gucken Sie es sich doch mal an: Die Alternativen ste-
hen im krassen Missverhältnis. Der öffentliche Nah-
verkehr ist unterfinanziert. Der Radverkehr ist unter-
finanziert. Es gibt – zugegeben – leichte, moderate 
Erhöhungen bei der Bahn. Aber im Ernst: Jeder Verkehrs-
experte weiß, dass das, was mit der Bahn gerade passiert, 
im Leben nie reicht, um den Investitionsstau aufzulösen, 
und im Leben nie reicht, um die Bahn fit für die Zukunft 
zu machen. Das ist die Wahrheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zur Pkw-Maut. Herr Minister, Sie haben dazu de facto 

nichts gesagt in Ihrer Rede. Aber Sie können sich hier 
nicht so aus der Verantwortung stehlen. Sie sind der zu-
ständige Minister. Sie haben die Mautverträge voreilig 
vor dem EuGH-Urteil unterzeichnet. Sie hatten zahlrei-
che Gutachten, die bezweifelt haben, dass das mit dem 
Europarecht vereinbar ist. Aber Sie wollten nicht warten. 
Sie wollten zocken. Sie haben gezockt, und Sie haben 
sich verzockt. Sie haben mit Steuergeld am Roulettetisch 
gespielt. Ich sage Ihnen: Dieses Mautdesaster ist Ihr 
Mautdesaster. Das ist Ihre Verantwortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)
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Die Kollegen Luksic und Perli haben schon darauf hin-
gewiesen, und auch ich will es noch mal betonen: Ur-
sprünglich waren im ersten Angebot 3 Milliarden Euro 
für die Pkw-Mautverträge eingeplant. Am Ende wurden 
es dann 2 Milliarden Euro. Sie haben die Kosten aber 
nicht etwa eingespart, sondern sie einfach in den Verträ-
gen versteckt. Sie haben eine variable Vergütung einset-
zen lassen. Sie haben die Digitalisierungsquote künstlich 
hochgesetzt. Sie haben Risiken massiv ausgelagert. Das 
Perfide wäre gewesen, dass es trotzdem deutlich teurer 
geworden wäre. Es wären deutlich mehr als Milliarden 
Euro geworden. Man hätte das aber erst am Ende gemerkt 
und nicht schon am Anfang. Deswegen hat Ihr eigenes 
Haus gesagt: Herr Scheuer, gehen Sie noch einmal in den 
Haushaltsausschuss. Fragen Sie nach einer Erhöhung für 
den Haushaltsrahmen. – Das haben Sie nicht gemacht. 
Deswegen muss man es hier im Deutschen Bundestag 
auch so hart sagen: Sie haben den Deutschen Bundestag 
und die Öffentlichkeit gezielt belogen und das Haushalts-
recht gebrochen. Das ist die harte Wahrheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Ihr Motto, Herr Scheuer, ist: tricksen, täuschen und 
tarnen. Das kommt nachher die Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler extrem teuer zu stehen. Schadensersatzfor-
derungen in dreistelliger Millionenhöhe stehen im Raum. 
Ihre Strategie ist, sich jetzt in ein langes und extrem teures 
Schiedsverfahren zu retten, um als Minister die nächste 
Bundestagswahl zu überstehen. Aber, Herr Scheuer, es ist 
Ihre Verantwortung. Sie haben die Verträge abgeschlos-
sen. Ich fordere Sie auf: Stehen Sie auch dazu. Ich denke, 
ein Minister mit Anstand und Unrechtsbewusstsein wäre 
schon längst zurückgetreten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als nächster Redner erhält das Wort der Kollege 

Michael Donth, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Donth (CDU/CSU):
Werter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Wir stellen wie noch in keinem Haushalt zuvor die 
Signale für die Bahn auf Grün.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Genau!)
Mir fiel leider keine andere Farbe ein.

(Heiterkeit bei der SPD, der FDP und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Oliver Luksic 
[FDP]: Alles auf Grün! Links-grün!)

Wir tun dies ganz im Sinne von Friedrich List, dem deut-
schen Eisenbahnpionier, der am 6. August vor 230 Jahren 
in Reutlingen, in meinem Wahlkreis, geboren wurde.

Ein Großteil der Verkehrsetatsteigerungen des Bundes, 
fast 1,2 Milliarden Euro mehr, entfällt auf die Personen- 
und Güterbeförderung im Schienenverkehr. Und insge-

samt setzen wir damit die richtigen Schwerpunkte, bei-
spielsweise mit geplanten Ausgaben im Jahr 2020 in Hö-
he von 1,5 Milliarden Euro für den Neu- und Ausbau von 
Schienenwegen, von 350 Millionen Euro für die Halbie-
rung der Trassenpreise im Schienengüterverkehr, von 
139 Millionen für die Lärmsanierung und von 5,1 Milliar-
den Euro jährlich für die Leistungs- und Finanzierungs-
vereinbarung mit der Bahn. Damit setzen wir unseren 
Investitionshochlauf fort.

Wir geben so viel Geld für die Schiene aus wie niemals 
zuvor. Wir schaffen damit die Möglichkeit, dass der Car-
go-Bereich genauso wie die Bürgerinnen und Bürger die 
Schiene als attraktive Alternative nutzen kann. Und wir 
setzen damit konsequent die Maßnahmen um, um die 
Ziele, die Verkehrsminister Andi Scheuer gemeinsam 
mit den Vertretern aus Politik, Wirtschaft und Verbänden 
im Zukunftsbündnis Schiene festgelegt hat, zu erfüllen, 
nämlich: Fahrgastzahlen verdoppeln, Kapazitäten auf der 
Schiene erweitern, um auch mehr Güter auf die Schiene 
zu verlagern. Dazu führen wir den Deutschland-Takt ein. 
Wir beseitigen bauliche Engpässe, die dem Deutschland- 
Takt im Wege stehen. Das führt zu attraktiven, zu kon-
kurrenzfähigen, halbstündlichen oder stündlichen Verbin-
dungen zwischen unseren deutschen Städten. Mit der 
Digitalen Schiene Deutschland investieren wir im komm-
enden Jahr über 207 Millionen Euro in das ERTMS, das 
digitale Zugsteuerungs- und Zugsicherungssystem. Und 
wir setzen auch das Bundesforschungsprogramm Schiene 
um.

Dazu kommt, dass wir die Länder, die für den Schie-
nenpersonennahverkehr zuständig sind, üppig mit Geld 
ausstatten; denn wir haben die GVFG-Mittel für große 
Investitionen für das kommende Jahr bereits verdoppelt 
und werden sie ab 2021 auf 1 Milliarde Euro pro Jahr 
verdreifachen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir überweisen den Ländern fast 8,6 Milliarden Euro an 
Regionalisierungsmitteln, damit sie davon den Schienen-
personennahverkehr bezahlen können. Das sind 1,3 Mil-
liarden Euro mehr als noch fünf Jahre zuvor.

Aber wir wollen nicht nur einen attraktiven öffentli-
chen Verkehr von Tür zu Tür, wir wollen auch einen 
attraktiven Güterverkehr vom Produktionsstandort bis 
zum Kunden. Mit 76 Millionen Euro fördern wir Maß-
nahmen des kombinierten Verkehrs und auch den Bau 
oder die Reaktivierung privater Gleisanschlüsse. Und 
wir lassen uns in diesem Ziel auch nicht von irgendwel-
chen Gutachten kirremachen.

Meine Damen und Herren, der Weg, den wir mit der 
immensen Investition in die Schiene einschlagen, ist der 
einzig richtige, wenn wir die umweltfreundliche Bahn 
voranbringen wollen. „Die Bahn soll“ – um unseren en-
gagierten Bahnbeauftragten, Enak Ferlemann, zu zitieren, 
„das Verkehrsmittel des 21. Jahrhunderts werden“.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Verkehrsmittel des 19. Jahrhunderts!)

Wir tun das nicht, indem wir die Nutzer anderer Verkehrs-
mittel bestrafen, sondern wir sorgen dafür, dass die Bahn 
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schneller und zuverlässiger, also für den Nutzer attrakti-
ver wird.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Donth, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Michael Donth (CDU/CSU):
Nein, ich möchte gerne fortfahren. – Vielleicht schaf-

fen wir es ja auch noch, die Bahn 12 Prozent günstiger zu 
machen. Denn der größte Konkurrent der Schiene ist 
nicht der vergleichsweise unbedeutende Inlandsflug oder 
der vergleichsweise ökologische Fernbus. Die Konkur-
renz der Schiene ist mit knapp 70 Prozent Marktanteil 
das Auto.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: 85 Prozent!)
Und ich bin davon überzeugt, dass es die Bahn mit dem 
Pkw im Fern- und auch im Nahverkehr heute schon in 
vielen Fällen locker aufnehmen kann, erst recht, wenn wir 
es schaffen, den Schienenverkehr schneller, sicherer, zu-
verlässiger und pünktlicher, damit insgesamt leistungs-
fähiger und attraktiver zu machen. So stellen wir ganz 
im Sinne von Friedrich List die Weichen für eine klima-
freundliche, für eine schienenfreundliche Mobilität. Mit 
diesem Haushalt nimmt das Projekt weiter Fahrt auf.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Donth. – Als nächster Red-

ner spricht zu uns der Kollege Wolfgang Wiehle, AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Wolfgang Wiehle (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Als Verkehrsteilnehmer und Nutzer der digitalen 
Netze erleben die Bürger täglich, ob unsere Infrastruktur 
funktioniert oder nicht und ob sie in Freiheit leben oder 
vom Staat gegängelt werden. Die Zukunftsfähigkeit 
Deutschlands entscheidet sich auch daran, ob die nötige 
Infrastruktur bereit steht und ihre Nutzung für alle bezahl-
bar bleibt.

Für den Steuerzahler ist es auch teuer, wenn ein Projekt 
wie die Einführung der Pkw-Maut scheitert. Ein Abgrund 
von Unklarheiten tut sich auf, jede gegebene Antwort 
erzeugt neue Fragen. Das muss aufgeklärt werden, aber 
ich warne davor, dass wir uns hier auf einer Nebenbühne 
verzetteln.

Für die Bürger ist es nämlich viel wichtiger, was sie in 
Zukunft bezahlen müssen. Schon im Juli wurde eine Öko- 
Maut gefordert. Das heißt: Wenn der Europäische Ge-
richtshof einen Mautausgleich für deutsche Autofahrer 
verbietet, dann lässt man den Ausgleich halt weg, der 
Bürger kann’s ja zahlen.

Das gibt die Richtung vor: Für eine ideologische Kli-
mapolitik werden erst hier die Kosten und dann dort die 
Subventionen erhöht. Das nennt man dann Marktwirt-

schaft, obwohl es nichts anderes ist als der nächste Dreh 
an der staatlichen Interventionsspirale.

(Beifall bei der AfD)
Und wenn das nicht reicht, um den großspurigen Ver-
kehrswende-CO2-Zehnjahresplan zu erfüllen – Pläne 
kommen ja wieder in Mode, sicherlich zur Freude der 
Kollegen der Linken –, dann werden neue Fahrverbote 
folgen.

Verehrte Kollegen aus der Unionsfraktion, Sie werden 
das bestreiten, aber Ihre Parteien sind es, die sich mit dem 
Ausschließen bürgerlicher Koalitionen den Nasenring an-
legen, an dem die Grünen und Roten Sie durch die poli-
tische Manege ziehen werden.

(Beifall bei der AfD – Michael Donth [CDU/ 
CSU]: Wir schließen nie bürgerliche Koalitio-
nen aus!)

Das Koalitionstheater nach den jüngsten Landtagswahlen 
gibt ja einen Vorgeschmack.

Fernab jeder Ideologie verdient der Verkehrsträger 
Bahn, dass er intelligent gefördert wird. Die Bahn hat ihre 
großen Stärken, wenn sie die Verkehre bündeln kann – bei 
hohen Fahrgastzahlen, großen Gütermengen, auf langen 
Strecken – und wenn es darum geht, hohe Geschwindig-
keiten sicher zu beherrschen.

Das Eisenbahnnetz in Deutschland leidet unter jahr-
zehntelanger Vernachlässigung und unter der Schrump-
fung, die man vornahm, um den Bahnkonzern an die 
Börse zu bringen. In allen Teilen des Landes gibt es noch 
über 100 Jahre alte Bahnbrücken und Stellwerke. Es ist 
dringend nötig, auch hier mehr zu investieren, und der 
Haushalt 2020 weist immerhin bei der Bahn in die rich-
tige Richtung.

Der Einzelplan 12 enthält auch solche Perlen wie die 
Förderinitiative zur Elektrifizierung regionaler 
Schienenstrecken. Deren Volumen wird jetzt auf 10 Mil-
lionen Euro verdoppelt. Damit kann man – hören Sie gut 
zu, liebe Kolleginnen und Kollegen – 6 Kilometer Bahn-
strecke elektrifizieren.

(Beifall bei der AfD)
Natürlich gibt es noch andere Töpfe, aus denen Elektrifi-
zierung bezahlt wird. Für mich zeigt dieses Beispiel aber 
eines: Es gibt ein Riesenwirrwarr an Etats, Töpfen und 
Geldquellen. Und wer da kein Experte ist, wird erst mal 
einen Berater brauchen.

Die Schweizer haben es da einfacher: Sie haben den 
BIF, den Bahninfrastrukturfonds. Geld aus allen Quellen 
kommt da hinein, Geld für alle Projekte wird da entnom-
men. Wagen wir einen großen Wurf und machen wir das 
auch in Deutschland.

(Beifall bei der AfD)
Wenn es im gleichen Zug gelingt, auch die verschachtel-
ten Strukturen des Bahnkonzerns zu vereinfachen, umso 
besser.

Stärken wir also die Stärken der Bahn: leistungsfähige 
S-Bahn- und Regionalverkehre, Verbindungen mit hoher 
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Geschwindigkeit zwischen den Metropolen, Anschluss 
möglichst aller großen Flughäfen an den Fernverkehr – 
das gilt nach Jahrzehnten des Stillstands auch für Mün-
chen –, Stärkung des kombinierten Güterverkehrs, viel 
mehr Transit-Lkw müssen auf die Schiene statt auf die 
Autobahn. Hüten wir uns aber davor, die Bahn zum Fe-
tisch einer Ideologie zu machen. Sie wird niemals zu jeder 
Haustür fahren. Sie wird niemals den Straßenverkehr er-
setzen. So sehr die aktuelle Euphorie viele Mitarbeiter 
motiviert, so sehr können überzogene Erwartungen in 
eine riesige Last umschlagen.

(Beifall bei der AfD)
Hüten wir uns auch davor, den Luftverkehr durch immer 
neue und höhere Steuern zu gängeln. Und hüten wir uns 
davor, neue Milliardensubventionen in den öffentlichen 
Nahverkehr zu kippen.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Die Lightvariante des kostenlosen ÖPNV heißt jetzt 365- 
Euro-Ticket für alle. Das ist für den Staat richtig teuer, 
motiviert aber keineswegs zum Umsteigen.

Investieren wir in die Zuverlässigkeit des Nahverkehrs. 
Neue Verbindungen, mehr Komfort, mehr Sauberkeit und 
vor allem mehr Sicherheit – das wollen die Bürger.

(Beifall bei der AfD)
Damit wende ich mich noch einmal an die Kolleginnen 

und Kollegen von der Unionsfraktion. Lassen Sie sich 
nicht einfangen von den roten Schalmeienklängen vom 
365-Euro-Ticket. Behalten Sie es im Kopf: Es gibt immer 
eine Alternative.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als nächster Redner erhält das Wort der Kollege 

Thomas Jurk, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Thomas Jurk (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Da die Regierungskoalition bekann-
termaßen ihr Wort hält, dürfte es niemanden überraschen, 
dass die Investitionsausgaben im Verkehrsetat laut vorlie-
gendem Haushaltsplanentwurf und Finanzplan weiter 
verstetigt und erhöht werden, genau so, wie wir das im 
Koalitionsvertrag vereinbart haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf des Abg. Oliver Luksic 
[FDP])

– Ja, da kann man ruhig mal klatschen. – So steigen die 
Mittelansätze für die klassischen Verkehrsinvestitionen, 
also für Investitionen in den Bereichen Straße, Schiene 
und Wasserstraße, im kommenden Jahr auf rund 15,3 Mil-
liarden Euro und im Finanzplanungszeitraum sogar auf 
rund 17 Milliarden Euro. Das ist gut so; denn diese In-
vestitionen sind bekanntermaßen dringend notwendig, 
um die Verkehrsinfrastruktur weiter zu erneuern und aus-
zubauen.

Wer sich die Zahlen einmal genauer anschaut, wird 
feststellen, dass bei der Erhöhung der Investitionen die 
Schiene der eindeutige Gewinner ist. Allein für die nächs-
te Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung, kurz 
LuFV III, will der Bund bis 2029 insgesamt rund 
51,4 Milliarden Euro einsetzen. Schon im nächsten Jahr 
sollen für Ersatzinvestitionen mehr als 4,6 Milliarden Eu-
ro bereitstehen. Das sind über 1,2 Milliarden Euro mehr 
als in der Finanzplanung ursprünglich vorgesehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bemerkenswert ist natürlich auch, dass die Laufzeit der 
sogenannten LuFV von fünf auf zehn Jahre verlängert 
werden soll, was den Eisenbahninfrastrukturunterneh-
men, der Industrie und dem Bund größere Planungssi-
cherheit gibt. Allerdings muss es auch handfeste Kriterien 
zur Überprüfung unserer Zielvorgaben geben.

Die Finanzplanung sieht darüber hinaus vor, die jähr-
lichen Mittel für Investitionen in die Bundesschienenwe-
ge bis 2023 auf 2 Milliarden Euro anzuheben. Dies halte 
ich für besonders wichtig, da die Kapazitäten der Schie-
neninfrastruktur unabhängig von den gewünschten Digi-
talisierungseffekten deutlich erhöht werden müssen, 
wenn wir unsere Ziele für 2030 bei den Fahrgastzahlen 
und natürlich auch beim Klimaschutz erreichen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Dirk 
Spaniel [AfD]: Die Bahn ist aber gar nicht kli-
mafreundlich!)

Deshalb gehe ich davon aus, dass dafür künftig auch noch 
mehr Geld bereitgestellt wird.

Zusätzliche Mittel in Höhe von insgesamt 570 Millio-
nen Euro sind im Finanzplanungszeitraum außerdem für 
die erste Ausbaustufe des Projekts „Digitale Schiene 
Deutschland“ vorgesehen. Der Bund stellt zudem weitere 
126 Millionen Euro für die Ausrüstung der Schieneninf-
rastruktur – sowie erstmalig auch von rollendem Mate-
rial –, mit dem europäischen Zugsicherungssystem 
ERTMS bereit. Damit stehen in diesem Titel in den 
nächsten Jahren rund 1,36 Milliarden Euro zur Verfü-
gung. Das ist eine spürbare Verbesserung.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Daniela 
Ludwig [CDU/CSU])

Nicht unerwähnt sollte bleiben, dass auch die Mittel für 
die Förderung der Elektrifizierung regionaler 
Schienenstrecken auf 10 Millionen Euro – zum Vorred-
ner: da geht es um Lückenschlüsse –

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Richtig!)
und die Mittel zur Attraktivitätssteigerung von Bahnhö-
fen auf 20 Millionen Euro angehoben werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Außerdem wurde in Kapitel 1210 ein neuer Titel für das 
Bundesprogramm „Zukunft Schienengüterverkehr“ ge-
schaffen, welcher mit jährlich 20 Millionen Euro ausge-
stattet werden soll. Damit hat der vielgelobte Masterplan 
Schienengüterverkehr eine weitere finanzielle Hausnum-
mer erhalten.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Oliver Luksic [FDP]: Läuft ja 
super, der Masterplan!)

Da uns sehr gerne vorgehalten wird, wir würden zu viel 
in die Straße und zu wenig in die Schiene investieren, will 
ich dazu gerne noch ein paar Zahlen nennen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Nicht von jedem!)

– Sie sollten erst mal zuhören, ehe Sie sich äußern.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Wir haben Ihnen gar 
nichts vorgeworfen! Umgekehrt!)

Die Finanzplanung sieht vor, dass wir die Investitions-
ausgaben für die Straße von 2014 – dem ersten Regie-
rungsjahr dieser Koalition; da waren Sie von der AfD 
glücklicherweise noch nicht dabei – bis 2023 um rund 
55 Prozent erhöhen. Im gleichen Zeitraum werden die 
Investitionsausgaben für die Schiene jedoch um 90 Pro-
zent gesteigert. Ich finde, die Regierungskoalition stellt 
damit bei den Verkehrsinvestitionen die richtigen 
Weichen, um einmal im Bild zu bleiben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ich möchte zudem darauf hinweisen, dass bei diesem 
Vergleich die Mittel für die Reduzierung der Trassenprei-
se im Schienengüterverkehr – immerhin über 1,2 Milliar-
den Euro in dieser Wahlperiode – und die Verdreifachung 
der Mittel für die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden auf 1 Milliarde Euro ab 2021 noch gar 
nicht berücksichtigt sind.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das nennt man Sub-
ventionen!)

Dazu kommt dann noch die Erhöhung der Regionalisie-
rungsmittel, die wir teilweise auch für Investitionen zur 
Verfügung stellen.

Bei den Regionalisierungsmitteln ist mir übrigens 
wichtig, dass sie von den Bundesländern vollumfänglich 
und zweckentsprechend eingesetzt werden. Hier ist auf 
Länderebene noch einiges zu verbessern. Insofern bin ich 
auf den nächsten Bericht zur Verwendung der Regional-
isierungsmittel bereits sehr gespannt.

Da mir das rote Licht vom Präsidenten geleuchtet 
wird – das ist in diesem Fall ein Stoppsignal –, möchte 
ich meine Rede beenden. Ich freue mich auf wirklich 
großartige Haushaltsplanberatungen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herzlichen Dank, Herr Kollege Jurk, dass Sie meine 

dezenten Hinweise so sorgfältig beachten. Das muss ich 
lobend erwähnen; das ist nicht immer der Fall. – Als 
Nächstes lauschen wir den Worten des Kollegen Bernd 
Reuther, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Bernd Reuther (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-

ber Andi Scheuer, Engpässe und Sanierungsstau bei allen 
Verkehrsträgern: Das ist mehrfach angesprochen worden. 
Der Minister versucht, das durch diverse Gipfelgespräche 
zu kompensieren. Hinzu kommen Punktepläne: fünf 
Punkte zum Netzausbau, acht Punkte zum Rhein, zehn 
Punkte zum Brenner. Leider spiegeln sich die ganzen 
Bemühungen durch Gespräche und Punktepläne aber 
nicht in diesem Haushalt wider. Er ist eine einzige Ent-
täuschung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD und des Abg. Matthias Gastel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich will aber nicht verhehlen, dass der Minister auch 
gute Vorschläge macht.

(Michael Donth [CDU/CSU]: Oh!)
– Ja, es lobt ihn ja sonst keiner mehr.

(Heiterkeit bei der FDP)
Ich will mal drei Beispiele nennen.

Erster Punkt. Er hat jetzt mehr Geld – ich bin sehr 
gespannt – für klimafreundliches Fliegen in Aussicht ge-
stellt. Wenn man sich umschaut, sieht man aber auf der 
einen Seite Verbotsfantasien, und auf der anderen Seite 
werden mehr Steuern – Kerosinsteuer, Ticketsteuer – ge-
fordert, unter anderem auch von seinem eigenen Landes-
gruppenvorsitzenden. Ich bin gespannt, wie das funktio-
nieren soll. Auch durch höhere Steuern wird übrigens 
kein Mensch auf die Bahn umsteigen, die einen Verspä-
tungsrekord nach dem anderen fährt.

(Beifall bei der FDP – Daniela Ludwig [CDU/ 
CSU]: Schlechtreden!)

Der zweite Punkt. Der Minister hat im Frühjahr dieses 
Jahres den Masterplan Binnenschifffahrt vorgestellt – 
sehr richtig, sehr gut. Aber im Haushalt werden die Mittel 
für die Infrastruktur der Wasserstraßen um nahezu 15 Pro-
zent gekürzt, meine Damen und Herren. Das ist ein voll-
kommen falsches Signal, das hier ausgesendet wird.

(Beifall bei der FDP)
Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang einen Satz 

an die Kolleginnen und Kollegen von Bündnis 90/Die 
Grünen sagen. Sie erzählen mir immer, wie wichtig der 
Verkehrsträger Binnenschifffahrt ist. Aber gehen Sie mal 
an die Wasserstraßen vor Ort. Wenn es Pläne für einen 
Hafenausbau oder eine -erweiterung gibt, die für diesen 
Verkehrsträger wichtig sind, so werden sie vor Ort blo-
ckiert. Da stehen Ihre Parteifreundinnen und Parteifreun-
de auf der Bremse.

(Beifall bei der FDP und der AfD)
Ein dritter guter Punkt: Mobilität im ländlichen Raum. 

Das ist dort, liebe Kolleginnen und Kollegen, wo nicht an 
jeder Ecke ein E-Scooter steht, wo der Bus nur zweimal 
am Tag fährt und wo die Menschen noch lange, lange auf 
Autos mit Verbrennungsmotor angewiesen sind. Da 
schlägt der Minister vor, die Benutzung von leichten Mo-
torrädern mit einem Hubraum von bis zu 125 Kubikzenti-
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metern für Besitzer eines Pkw-Führerscheins freizuge-
ben: Mobilität für den kleinen Geldbeutel, also gerne 
auch für Elektrozweiräder; Mobilität für Azubis, damit 
sie zu ihren Ausbildungsstellen kommen. Aber auch hier 
gab es Kritik von allen Seiten und aus den eigenen Rei-
hen. Die Folge: Der Vorschlag wurde ganz, ganz schnell 
wieder einkassiert.

(Kirsten Lühmann [SPD]: Es ist ein Zweirad 
eben etwas anderes als ein Vierrad!)

Also, es gibt gute Vorschläge; das wollte ich an dieser 
Stelle auch mal gesagt haben. Aber mir fehlt der Glaube, 
dass diese Vorschläge in der GroKo auch nur annähernd 
Erfolg haben werden. Ich bin sehr gespannt, was bei die-
sem Klimakabinett herauskommt. Da gab es genügend 
Ansätze, um dieses Thema zu forcieren.

Ich will zum Schluss noch sagen, auch abseits dieses 
Mautdesasters: Bei konstruktiven Vorschlägen, die die 
Mobilität der Menschen in diesem Land voranbringen, 
haben Sie auch in Zukunft die Unterstützung der Freien 
Demokraten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Reuther. – Als Nächster hat 

das Wort der Kollege Jörg Cezanne, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Jörg Cezanne (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Die Bundeskanzlerin hat in ihrer gestrigen Rede die 
Herausforderungen, wie ich finde, treffend in ein Bild 
gepackt. Im Verkehrsbereich sei – Zitat – Nichtstun keine 
Alternative. Es müsse vielmehr ein „Kraftakt“ vollbracht 
werden, damit der Ausstoß von klimaschädlichem Koh-
lendioxid im Verkehrssektor endlich, nach 30 Jahren, in 
denen er gestiegen ist, sinkt. Sie hat recht. Dass das CSU- 
geführte Ministerium dafür vielleicht nicht die offensten 
Ohren hat, kann man an diesem Haushalt erkennen.

(Beifall bei der LINKEN)
Trotz erfreulicher Steigerungen bei der Schiene bleiben 

die Mittel für den Ausbau hinter den Erfordernissen zu-
rück. So werden in diesem Haushalt die Ausbaumittel 
sogar gekürzt, auch für die Wasserstraße; der Kollege 
Reuther hat es schon angesprochen. Beim boomenden 
Luftverkehr mit seiner hohen Klimaschädlichkeit bleiben 
steuerliche Erleichterungen unangetastet. Das ist kein 
Kraftakt. Wir fahren munter weiter auf der Autobahn in 
die falsche Richtung.

(Beifall bei der LINKEN)
Dass es auch gar keinen Willen für den von der Kanz-

lerin geforderten Kraftakt gibt, zeigt das sture Festhalten 
am sogenannten Finanzierungskreislauf Straße. Die Lkw- 
Maut bringt jetzt jährlich 8 Milliarden Euro ein. Stur wird 
daran festgehalten, das ausschließlich für den Straßenbau 
auszugeben. Wir schaffen mit dieser Art Politik geradezu 
einen Zwang zum Auto, weil wir den Menschen in den 

ländlichen Regionen gar nicht die Möglichkeit geben, auf 
das Auto zu verzichten oder darauf nicht angewiesen zu 
sein.

Herr Minister Scheuer, Sie haben bei der Steuerung der 
Pkw-Mauteinführung vollständig versagt.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Oliver 
Luksic [FDP])

Die Einschätzung Ihres Ministeriums, es gebe nur ein 
sehr geringe Risiko, dass der EuGH die deutsche Pkw- 
Maut als nicht EU-rechtskonform bewerten würde, war 
grundfalsch. Sie widersprach im Übrigen einer Vielzahl 
von öffentlich zugänglichen Rechtsgutachten und Stel-
lungnahmen. Das hätte man auch im Dezember letzten 
Jahres wissen können.

Mit dem verfrühten Abschluss der Verträge mit den 
Betreiberfirmen sind Sie Risiken für die Bundesrepublik 
Deutschland eingegangen, die durch Bundestagsbe-
schlüsse nicht gedeckt waren. Auch wenn noch keine 
Forderungen der Betreiberfirmen vorliegen, so rechnen 
Fachleute mit mehreren Hundert Millionen Euro zusätz-
lich zu den rund 50 Millionen Euro, die ohnehin schon 
unsinnigerweise im Bundeshaushalt ausgegeben werden 
mussten. Diesen Schaden haben Sie durch Ihr Verhalten 
fahrlässig verursacht. Dafür müssen Sie die Verantwor-
tung übernehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Statt im Oktober 2018 den Haushaltsgesetzgeber zu 
informieren, dass die Maut zu den im Haushalt bewillig-
ten Mitteln nicht zu haben ist, haben Sie mit den Betrei-
bern Verträge ausgestaltet, die zumindest den Verdacht 
ergeben, dass darin zusätzliche Belastungen für den Bun-
deshaushalt versteckt wurden, seien es höhere variable 
Vergütungen, die vermehrte Übernahme von Portokosten 
oder zusätzliche Aufgaben für den staatlichen Betreiber 
der Lkw-Maut, die Firma Toll Collect. Das wird weiter zu 
untersuchen sein.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Oliver 
Luksic [FDP])

Kraftakte gibt es bei der CSU offensichtlich nur beim 
Fingerhakeln oder rhetorisch am Aschermittwoch, aber 
nicht bei überlebenswichtigen verkehrspolitischen Verän-
derungen.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Sie leben aber 
völlig vorurteilsfrei, Herr Kollege! Das ist 
schön!)

Am Wochenende werden in Frankfurt am Rande der 
IAA Tausende gegen die verfehlte Verkehrspolitik auch 
dieser Bundesregierung demonstrieren. Ich werde gerne 
dabei sein. Es ist notwendig, diesen Kraftakt durchzuset-
zen.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Abschalten ohne Alternative! Reichs-
bahn!)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als nächster Redner hat das Wort der Kollege Stefan 

Gelbhaar, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 

Präsident! Sehr geehrter Minister Scheuer, das war ja 
heute eine eher müde Rede – irgendwas mit Avocados –, 
aber – und auch das zeichnet einen guten Minister aus – 
Sie haben eine umtriebige PR-Abteilung.

Sie versuchen, sich als hipper Verkehrsminister zu in-
szenieren, als Lord Helmchen, der Minister mit dem Fahr-
rad. Manch einer glaubt Ihnen das vielleicht und freut 
sich. Aber viele machen sich gerade bereit, um in Frank-
furt am Main in den kommenden Tagen eine beispiellos 
große Protestwelle, und zwar gegen Sie und Ihre Ver-
kehrspolitik, auf die Straße zu bringen.

Gleichzeitig legen Sie uns heute diesen Haushalt vor. 
Haushalt ist Wahrheit, Herr Minister. Und in diesen Haus-
halt haben Sie in fetten Lettern hineingeschrieben: Sie 
wollen keine Verkehrswende. Sie wollen keinen Klima-
schutz. Sie wollen nicht mehr Fuß und Fahrrad, Bus und 
Bahn. Was Sie wollen, ist: Auto, Auto und Auto.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Donth [CDU/CSU]: Hätten Sie mir 
mal zugehört!)

Heute haben Sie in einem „Welt“-Artikel noch mal 
versucht, diesen ganzen Murks zu rechtfertigen. Herr 
Scheuer, Sie sind völlig im Rückwärtsgang. Schalten 
Sie endlich um! Wir brauchen einen anderen Haushalt.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Sie wollen! Wir 
brauchen nicht!)

Das ist Ihnen doch möglich gewesen. Warum gehen Sie 
da nicht voran? Die Vorschläge liegen auf dem Tisch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Herr Verkehrsminister, Sie haben meiner Meinung 

nach das beste Ressort im ganzen Kabinett. Sie verfügen 
über die meisten investiven Mittel, mehr als alle anderen 
Ministerien. Aber was machen Sie damit? Sie versenken 
das Geld in Autobahnen und Bundesstraßen: 74 Milliar-
den Euro seit 2006, seit die Union regiert, und im nächs-
ten Jahr noch mal 10 Milliarden Euro obendrauf. Statt in 
Alternativen zu investieren, locken Sie immer mehr Men-
schen in immer mehr Autos, was zu immer mehr Staus 
führt.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Was sagt eigentlich 
Ihr Ministerpräsident in Baden-Württemberg 
dazu?)

Das ist German Wahnsinn. Das ist rückwärtsgewandt, 
fortschrittsfeindlich. Das ist keine Verkehrspolitik; das 
ist bestenfalls Bauwirtschaftspolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Gehen wir mal weiter. Jetzt kommt auch noch das: Das 

ohnehin wenige Geld für den Radverkehr kürzen Sie im 
nächsten Jahr sogar noch: von 150 Millionen auf 130 Mil-

lionen Euro. Dabei wächst der gesamte Verkehrshaushalt 
ständig an, auch im nächsten Jahr wieder.

Anderswo, etwa in den Niederlanden, werden inzwi-
schen jährlich über 500 Millionen Euro für den Radver-
kehr ausgegeben. Um da mitzuhalten, müssten wir in 
Deutschland eigentlich 2,5 Milliarden bis 3 Milliarden 
Euro in den Radverkehr investieren. Wir Bündnisgrünen 
fordern deswegen mindestens 1 Milliarde Euro aus dem 
Bundeshaushalt für Radschnellwege, für Überlandradwe-
ge, insbesondere an Bundesstraßen, für Brücken über Au-
tobahnen und Schienen und für Fahrradparkhäuser und 
Mobilitätsstationen an Bahnhöfen. Das ist übrigens alles 
Sache des Bundes. Damit wird Fahrradfahren entspannt, 
schnell und sicherer, in der Stadt und auf dem Land. Das 
wäre ein Zeichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie haben selbst das Stichwort „Innovation“ gebracht, 
und Sie haben den „Innovationsweltmeister Deutsch-
land“ ausgerufen. Ich sage: Mobilität der Zukunft heißt, 
die Verkehrsmittel intelligent zu verknüpfen. Da sind wir 
uns vielleicht einig. Aber da reicht eben nicht eine 
schlecht gemachte Legalisierung von E-Scootern. Da 
reicht es nicht, von Sanierung und Digitalisierung von 
U-Bahnen, von der Reaktivierung von Bahnstrecken, 
vom Ausbau von Tramstrecken usw. zu reden. Da muss 
man Geld in die Hand nehmen und Personal einsetzen. 
Daher müssen Sie die Handbremse bei der Erhöhung der 
Gemeindeverkehrsmittel lösen. Dieser Topf muss min-
destens 2 Milliarden Euro groß werden, damit wir den 
Investitionsstau an dieser Stelle auflösen und ihn für neue 
Projekte öffnen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Noch ein Wort zur Mobilitätsforschung; Sie haben ja 
von Innovationen gesprochen. Sie kürzen hier die Mittel. 
Bahnen sollen künftig in höherer Taktung fahren; dafür 
brauchen wir Mittel. Wir haben immer noch keinen Mo-
bilpass für Deutschland. Wir haben keine automatisierten 
Straßenbahnen. Wir haben keine neuen Aspekte in der 
Stadtlogistik. Das fehlt alles. Dort haben Sie die Mittel 
gekürzt.

All das widerspricht dem, was Sie eigentlich immer 
und immer wieder erklären. Machen Sie sich da ehrlich! 
Ändern Sie das zusammen mit den Koalitionsfraktionen 
in den Haushaltsberatungen!

Ich möchte noch eine Sache nennen. Sie haben – das 
habe ich heute zur Kenntnis genommen – das Wort „Ver-
kehrswende“ in Ihren Wortschatz aufgenommen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich komme zum Schluss. – Das war auch dem „Welt“- 

Artikel von heute zu entnehmen. – Da Sie jetzt so erstaunt 
gucken: Vielleicht war es einer Ihrer Referenten, der die-
ses Wort da hineingeschrieben hat. – Ich persönlich finde 
das gut. Deswegen lade ich Sie, obwohl die Anmeldefrist 
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eigentlich schon abgelaufen ist, zu unserer Radkonferenz 
morgen ein.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, Sie haben jetzt noch einen Satz.

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie können sich entscheiden: Autoausstellung oder 

Radkonferenz. Ich fände es gut, wenn Sie sich für die 
Radkonferenz entschieden und dort mit den Menschen 
ins Gespräch kämen, die die Verkehrswende von unten – –

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, Sie kann keiner mehr hören, weil ich 

Ihnen gerade das Wort entzogen habe. Nehmen Sie bitte 
Platz.

Als nächste Rednerin spricht zu uns die Kollegin 
Daniela Ludwig, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Daniela Ludwig (CDU/CSU):
Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Zurück zum Haushalt, ja, lieber Herr Gelbhaar, 
vielleicht auch zurück zur Wahrheit. Wir stärken nämlich 
nicht nur, wie Sie gerade fälschlicherweise dargestellt 
haben, die Straße, sondern wir stärken mit einem weiter 
gehenden Investitionshochlauf alle Verkehrsträger glei-
chermaßen, nämlich um weitere 800 Millionen Euro für 
unseren gesamten Einzelplan auf dann 15,4 Milliarden 
Euro. Das ist ein klares Signal nicht nur für den Verkehr 
auf der Straße, sondern auch für den Verkehr auf dem 
Wasser, in der Luft und auf der Schiene.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Kirsten Lühmann [SPD])

Warum nenne ich die Schiene bewusst als Letztes? 
Weil sie in der Tat nicht nur haushalterisch, aber da ganz 
besonders, in unseren Fokus rücken muss – auch weiter-
hin. Damit setzen wir einen Kurs fort, den wir mit einem 
sehr, sehr guten Koalitionsvertrag zu diesem Thema ein-
geschlagen haben. Wir unterlegen das jetzt auch sehr be-
wusst mit ordentlich Haushaltsmitteln. Da legen wir die 
vielzitierte LuFV III – für diejenigen, die das nicht ken-
nen: die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung; es 
hören heute hoffentlich nicht nur Verkehrspolitiker zu – 
für die Schiene auf. 51,4 Milliarden Euro über zehn Jahre, 
so viel gab es noch nie für die Schiene. Punkt! Und wir 
verlängern die Laufzeit auf zehn Jahre. So viel Planungs-
sicherheit gab es noch nie für die Schiene. Auch das ge-
hört zur Wahrheit, wenn wir über diesen Haushaltsent-
wurf reden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Genauso gehört dazu, dass der Bedarfsplan Schiene 
gegenüber dem Eckwert 2022 um rund 300 Millionen 
Euro auf 1,9 Milliarden Euro aufgestockt wird und um 
weitere 524 Millionen Euro in 2023 ff. auf 2 Milliarden 
Euro aufgestockt wird. Wer also hier mal wieder uns 

unterzuschieben versucht, hier werde nur was für die 
Straße getan, der, würde ich mal sagen, führt bewusst in 
die Irre, lieber Herr Gelbhaar. Da bin ich mehr Niveau 
von Ihnen gewohnt. Das dürfen Sie mir glauben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Natürlich haben wir große Aufgaben mit internationa-

len Verpflichtungen übernommen, was die Klimaschutz-
ziele angeht, und natürlich richtet sich der Fokus richtig-
erweise auf den Verkehrssektor. Hier müssen wir noch 
deutlich besser werden; das bestreitet aber auch niemand, 
auch niemand in meiner Fraktion und auch niemand im 
BMVI. Aber, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, 
nicht nur staatliche Maßnahmen, Zwangsverordnungen 
und Verbote werden uns dahin führen, dass wir beim 
Klimaschutz noch besser werden, sondern auch Bewusst-
seinsveränderungen.

(Zuruf des Abg. Jan Ralf Nolte [AfD])
Da können wir bei uns selber anfangen, und damit beginnt 
in Zukunft hoffentlich auch jeder Einzelne bei sich selbst.

Ich glaube, dass das ein wichtiger Punkt ist. Schauen 
Sie sich mal – es ist ganz einfach, und das hat nichts mit 
Verteufeln zu tun – die durchschnittliche Motorisierung 
von Pkws vor zehn Jahren an: 131 PS. Jetzt: 153 PS. Da 
würde es schon reichen, wenn jeder Einzelne beim Auto-
kauf überlegen würde: Was brauche ich für mich persön-
lich für meine individuelle Mobilität? Welche Motorisie-
rung brauche ich? Welchen Antrieb brauche ich? Da gibt 
es schon ziemlich viel auf dem Markt, was wir den Ver-
brauchern anbieten können.

(Bernd Reuther [FDP]: Wollt ihr das vor-
schreiben?)

Aber da müssen wir natürlich von politischer Seite 
noch besser werden. Da muss die Automobilindustrie 
noch besser werden. Da wird es nicht reichen, nur über 
E-Mobilität zu reden, meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen; da müssen wir mutiger werden bei den alternativen 
Antrieben, bei E-Fuels. Da, glaube ich, geht dieser Haus-
halt wiederum in die richtige Richtung. Lassen Sie uns 
technologieoffen sein! Lassen Sie uns bewusstseinsför-
dernd unterwegs sein! Die Leute gehen nur mit uns mit, 
wenn sie nicht den Eindruck haben, sie würden gedrängt, 
sie müssten und sie dürften nicht mehr. Vielmehr muss es 
eine freiwillige Umkehr geben. Wir schaffen es nur, den 
Klimaschutz für uns, für eine Industrienation, gemeinsam 
hinzubekommen, wenn alle freiwillig und mit voller See-
le dabei sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Digitalisierung der Schiene ist ein wichtiger Punkt 
und findet sich in diesem Haushalt richtigerweise wieder.

Bei der Wasserstraße setzen wir einen Kurs fort, auf 
den ich persönlich sehr stolz bin, wozu ich wirklich sagen 
muss: Da haben wir einen Riesenschritt getan, was die 
Befahrensabgabe angeht. Wir haben uns lange da hinge-
kämpft und haben es mit dieser Koalition endlich hinbe-
kommen; ein riesiger Schritt. Natürlich wird das fortge-
führt, und natürlich dient das auch dazu, die Wasserstraße 
noch attraktiver zu machen.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 112. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 12. September 2019                                                                                                                                                                                          13777 

Stefan Gelbhaar 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
21052024 ()



(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf von der FDP: Unglaub-
lich!)

Wir haben natürlich noch einiges vor der Brust – der 
Minister hat es angesprochen –, so das Personenbeförde-
rungsgesetz. Auch hier ist viel Musik drin, gerade im 
Hinblick darauf, Mobilität in der Stadt zu steuern, aber 
auch Mobilität auf dem Land weiterhin zu ermöglichen. 
Ich sage bewusst „weiterhin zu ermöglichen“; denn wer 
nur aus großstädtischer Sicht über Mobilität redet, springt 
viel zu kurz. Da können wir über das PBefG, wenn wir es 
gut anstellen – ich bin sehr zuversichtlich, dass alle daran 
beteiligten Fraktionen das gleiche Interesse haben –, viele 
Steuerungsmöglichkeiten nutzen und den ländlichen 
Räumen die Chance geben, weiterhin an der Mobilität 
teilzuhaben, möglichst auch wieder selbst zu entscheiden, 
wie sie es gestalten wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lassen Sie mich noch über den Radverkehr reden; ein 
letzter Punkt. Der Minister hat, wie ich finde, extrem gute 
Vorschläge zu einer Reform der StVO gemacht. Das ist 
heute noch gar nicht gesagt worden. Da gehen wir einen 
ganz wichtigen Schritt in die richtige Richtung. Natürlich 
geht es an dieser Stelle sehr viel um Ballungsräume. Wir 
versuchen hier tatsächlich, die dauernde Platzkonkurrenz 
von Auto, Fußgänger, Radfahrer, E-Scooter, Kinderwa-
gen usw. aufzulösen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Ja, auf Kosten des 
Autos!)

Ich finde, diese Vorschläge gehen in eine sehr richtige 
Richtung. Der Minister hat hier die volle Unterstützung 
zumindest aus meiner Fraktion und – ich bin mir sehr 
sicher – auch der anderen Koalitionsfreunde.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Daniela Ludwig (CDU/CSU):
Deswegen: Lassen Sie uns diesen Weg weiter beschrei-

ten! Lassen Sie uns da mutig sein, und setzen wir darauf, 
dass wir überzeugen und nicht zwingen und nicht ver-
bieten!

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Ludwig. – Als nächste 

Rednerin hat das Wort die Kollegin Elvan Korkmaz, 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Elvan Korkmaz (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als Abge-

ordnete kennen wir das aus unserem Alltag: Ohne Bahn 
und Internet geht nichts. Das gilt auch für alle Menschen 
da draußen.

(Zuruf des Abg. Dr. Christian Jung [FDP] – 
Gegenruf des Abg. Dr. Dirk Spaniel [AfD]: 
Man braucht halt ein Auto!)

Verkehrsinfrastruktur und digitale Infrastruktur sind 
grundlegend für das tägliche Leben und Politikfelder, 
die das innerste Versprechen unserer Gesellschaft betref-
fen: freie Selbstbestimmung und Teilhabe.

(Beifall bei der SPD)

Eine gute und überall verfügbare Infrastruktur ist des-
halb eine Frage von Gerechtigkeit. Die SPD steht zu die-
sem Grundrecht für alle Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei der SPD)

Das ist auch der Maßstab, mit dem ich diesen Haushalt 
bewerte. Dazu gehört auch die Diskussion um die haus-
haltspolitische Ausrichtung.

Das ist nicht nur ein SPD-Thema, sondern betrifft die 
gesamte Republik. Dieser Haushalt kommt ohne neue 
Schulden aus. Gut! Keine neuen Schulden heißt aber 
nicht: keine neuen Investitionen. 30 Milliarden Euro se-
hen wir für Verkehr und digitale Infrastruktur vor. Daraus 
investieren wir auf Rekordniveau. Dafür darf man dem 
Bundesfinanzminister auch einfach mal „Danke schön“ 
sagen. Danke, Olaf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir müssen aber auch die historische Verantwortung 
begreifen, die uns in der Klimakrise zufällt. Wir müssen 
uns ehrlich machen, was wir konkret brauchen, um unsere 
Klimaziele zu erreichen, und dann das Geld auch in die 
Hand nehmen. Deshalb: Erst klar benennen, dann ausge-
ben. Und wir sollten hier nicht ein Dogma gegen ein 
anderes ausspielen, sondern konkrete Vorschläge ma-
chen.

Das 365-Euro-ÖPNV-Ticket ist so ein konkreter Vor-
schlag für eine nachhaltige Verkehrspolitik. Mich freut 
das, weil ich mich um den ÖPNV vor Ort wirklich sorge. 
Gerade für die ländlichen Kommunen brauchen wir drin-
gend Lösungen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn die Nachfrage steigt, brauchen wir natürlich auch 
ein passendes und attraktives Angebot. Das kostet Geld. 
Der Bundeshaushalt geht bei diesem Komplex voraus: 
Verdreifachung der Mittel aus dem Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz in den kommenden zwei Jahren, ins-
gesamt 1,7 Milliarden Euro für die Verbesserung des 
ÖPNV in den Gemeinden; 50 Milliarden Euro, die wir 
bis 2029 in die Bahn investieren, allein 4,6 Milliarden 
Euro im kommenden Jahr. Zusammen ist das nicht nur 
konkreter Klimaschutz, sondern auch konkrete Gerech-
tigkeit; genau dafür stehen wir Sozialdemokraten.

(Beifall bei der SPD)

Auf ähnlichem Niveau investieren wir auch in die di-
gitale Infrastruktur. Wir halten unser Versprechen und 
finanzieren aus den Erlösen der Versteigerung der 5G- 
Frequenzen den Ausbau der Gigabitnetze.
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Wir sehen täglich, dass das Marktprinzip allein die 
Daseinsvorsorge nicht sichert. Deshalb bedarf es hier 
auch der Steuerung durch den Staat. Das tun wir an dieser 
Stelle, und wenn es nach mir ginge, könnten wir davon 
auch noch ein bisschen mehr haben.

(Beifall bei der SPD – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: 
Ah, Sozialismus!)

In diesem Haushalt finden sich aber auch kleine Auf-
wendungen, die mitunter eine ganz große Wirkung haben, 
so zum Beispiel 9 Millionen Euro für die Förderung von 
Abbiegeassistenzsystemen, mit denen wir konkret Men-
schenleben retten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich bin überzeugt: Wohlwollen allein reicht da nicht. Mir 
wäre es lieber, wir würden diese Systeme verpflichtend 
vorschreiben. Ich bin mir sicher, da werden wir in dieser 
Koalition auch noch vorankommen.

Eines vielleicht noch zum Abschluss. Wir müssen uns 
eingestehen: Investieren allein hilft nicht unbedingt. Man 
munkelt ja, gerade in der Verkehrspolitik soll es auch die 
eine oder andere Maßnahme geben, die das Klima schont, 
aber nicht unbedingt was kostet. Ich würde mich freuen, 
wenn wir auch darüber mal nachdenken könnten. 
Schließlich müssen wir auf die ökologische Frage auch 
eine soziale Antwort geben. Die SPD, wir, sind davon 
überzeugt: Das ist die zentrale Frage der Gerechtigkeit, 
und damit sichern wir den Zusammenhalt unserer Gesell-
schaft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Als nächster Redner hat 

das Wort der Kollege Reinhold Sendker, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Reinhold Sendker (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Neu-

er Investitionsrekord und klares Bekenntnis zur Schiene, 
das ist die richtige Headline für den Verkehrshaushalt 
2020. Jetzt deutlich über 15 Milliarden Euro für Straße, 
Schiene und Wasserwege, in 2023 dann bereits 17 Milliar-
den Euro, das ist eine Verdoppelung der Investitionslinie. 
Gegenüber der jahrelangen Unterfinanzierung ist es ein 
Riesenerfolg für die Arbeit unserer Großen Koalition.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vor allem die Leistungs- und Finanzierungsvereinba-
rung III – es wurde mehrfach angesprochen – ist fürwahr 
ein starker Investitions- und Infrastrukturbeitrag zum Er-
halt des Schienennetzes, mit deutlich mehr Planungssi-
cherheit. Und sie ist nicht nur das größte Schienenmoder-
nisierungsprogramm, das es je gab, sondern die beste 
Grundlage für aktiven Klimaschutz. Herr Minister, vielen 
Dank dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Blick zurück zeigt uns, dass wir in den letzten 

Jahren schon viel umsetzen konnten und auch viel er-
reicht haben. Dazu zählen die Senkung der Trassenpreise 
für den Schienengüterverkehr, die Planungsbeschleuni-
gung für den Aus- und Neubau von Schienenstrecken, 
der Aufstieg von 29 Schienenprojekten in den Vordrin-
glichen Bedarf, ferner die Herstellung von Barrierefrei-
heit und mehr Attraktivität der Bahnhöfe. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, genau daran müssen wir intensiv 
weiterarbeiten, vor allem auch im Blick auf den ländli-
chen Raum; denn gerade dort besteht dringender Hand-
lungsbedarf.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Vor der Zielkulisse einer Verdopplung der Zahl der 

Bahnkunden, von mehr Güterverlagerung auf die Schiene 
sowie der notwendigen Elektrifizierung und Digitalisie-
rung unserer Schienenwege ist eine weitere deutliche Er-
höhung der Investitionen in die Eisenbahninfrastruktur 
erforderlich. Wenn wir zusätzliche Investitionen durch-
führen wollen und vor allem auch Planungsbeschleuni-
gung wollen, müssen wir unser Eisenbahn-Bundesamt 
weiter stärken.

(Beifall bei der SPD)
Denn das EBA darf nicht zum Flaschenhals für die ange-
strebten Kapazitätsverbesserungen werden; es braucht 
dabei auch unsere Unterstützung.

(Beifall der Abg. Ulrich Lange [CDU/CSU] 
und Kirsten Lühmann [SPD])

Wir wollen und müssen unsere Schienenverkehre stär-
ken, aber auch die Investitionen in die Instandhaltung der 
Straßen sowie deren Neu- bzw. Ausbau konsequent fort-
setzen. Sie alle kennen die Verkehrsprognose für 2030. 
Sie lautet: zusätzliche 40 Prozent Tonnage- und Schwer-
lastverkehre. Nach vorsichtigen Einschätzungen ist für 
die Zeit nach 2030 ein weiterer Aufwuchs der Lkw-Ver-
kehre in Deutschland sehr wahrscheinlich.

Ja, wir stärken die Schiene und den ÖPNV. Wer aber 
meint, wir könnten bald schon die Rechnung mit viel 
weniger Straßenausbau als geplant machen, ist angesichts 
dieser Entwicklungsdaten, meine Damen und Herren, ge-
waltig auf dem Holzweg. Besonders in ländlichen Regio-
nen lautet oftmals die Alternative: Auto oder Zuhause-
bleiben. Dort ergeben sich vielfach nur geringe 
Möglichkeiten der Verlagerung auf andere Verkehrsträ-
ger. Deswegen sage ich: Für uns bleiben die Umge-
hungsstraßenprojekte safe und unverzichtbar.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Beim Thema Straße ist und bleibt natürlich die Sub-

stanzerhaltung der zentrale Punkt, ferner sind die drin-
genden Engpassbeseitigungen auf den Autobahnen und 
die zwingend notwendigen Brückenerneuerungen zu nen-
nen. Der Neu- und Ausbau unserer Straßeninfrastruktur 
führt vor allen Dingen aber auch zu einer deutlichen Ver-
besserung der Verkehrssicherheit. Den Straßenverkehr 
mit vielen anderen Maßnahmen noch sicherer zu machen, 
das muss auch im Ausschuss und hier im Bundestag 
weiter unser gemeinsames Anliegen bleiben.
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(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das dürfte 
noch eine Zeit dauern!)

Abschließend noch ein Wort zum Zustand der Wasser-
straßen. Allein in Nordrhein-Westfalen laufen täglich 
über 30 Prozent der Güterverkehre über die Wasserwege. 
Dass manche Anlagen und Schleusen sich in einem mehr 
als kritischen Zustand befinden, ist Fakt und bekannt. 
Deshalb sind hier die notwendigen Reparaturen, der Er-
satz von Schleusen sowie die Abladeoptimierung die 
zentralen Aufgaben, die es jetzt zu schultern gilt.

Die Personalverstärkung im Haushalt von 2019 war 
dafür ein sehr gutes Signal. Wir müssen bei der Zieler-
füllung, Ertüchtigung und Modernisierung unserer Ver-
kehrsanlagen das gesamte Netz berücksichtigen – Straße, 
Schiene und Wasserwege –, vor allem wenn es darum 
geht, eine hohe Leistungsfähigkeit im System zu errei-
chen. Denn es bleibt dabei: Eine intakte Verkehrsinfra-
struktur ist die beste Grundlage für Wachstum, Wohlstand 
und – wie wir heute mehrfach gehört haben – auch für den 
Klimaschutz. Daran werden wir konsequent weiter-
arbeiten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie noch eine Zwischenfrage?

Reinhold Sendker (CDU/CSU):
Nein, ich bin am Ende.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Am Ende der Rede!

Reinhold Sendker (CDU/CSU):
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Als nächster Redner 

hat das Wort der Kollege Uwe Schmidt, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Uwe Schmidt (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 

geehrter Herr Minister Scheuer, jetzt wird es leider wieder 
ein bisschen nordisch. Ihnen bleibt auch heute nichts ers-
part. Also: Letzte Woche haben Sie das „Innovationspro-
gramm Logistik 2030“ vorgestellt. Sie beschreiben darin 
eine blumige Zukunftsvision der deutschen Logistikwirt-
schaft im Jahr 2030, jedoch bedauerlicherweise vor allem 
aus technologischer Sicht. Da ist leider zu wenig für die 
Beschäftigten, die durch die Digitalisierung und Automa-
tisierung um ihre berufliche Zukunft fürchten, drin. Da ist 
der Bundesarbeitsminister Hubertus Heil deutlich besser 
aufgestellt, und das ist auch gut so.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Im Maßnahmenfeld „Intelligente Häfen und Wasser-

straßen“ fallen Schlagworte wie „zuverlässig“, „schnell“, 
„reibungslos“, „digital“, „automatisiert“ – das machen 

meine Kollegen in den Häfen heute bereits sehr erfolg-
reich. Beschäftigte kommen in Ihren Szenarien überhaupt 
nicht vor, Hauptsache, erste autonome Schiffe sind unter-
wegs – wie Sie es ja beschreiben. Die Gefahren für Be-
völkerung, Umwelt und Küste, die von solchen Schiffen 
ausgehen, erläutern Sie überhaupt nicht. Haben Sie die 
Havarien der „MSC Zoe“ und „Glory Amsterdam“ an der 
Stelle schon vergessen? Ich kann mir das nur schwer vor-
stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Andreas Mrosek [AfD] – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD], an Bundesminister Andreas Scheuer ge-
wandt: Arbeitet ihr zusammen?)

Wenn ich nun den Haushaltsentwurf 2020 danebenle-
ge, finde ich nicht viel, damit Ihr Szenario auch Realität 
werden kann. Ich bin ja froh, dass Sie den Seehäfen über-
haupt eine „Schlüsselfunktion für die gesamte Volkswirt-
schaft“ zugestehen. Das haben Sie richtig erkannt. Die E- 
Scooter haben wir jetzt ja erledigt; die liegen überall hier 
in Berlin rum.

Lassen Sie uns mal zu den richtig wichtigen Fragen 
kommen.

Erstens. Wie sichern wir die Wettbewerbsfähigkeit un-
serer Seehäfen? Zweitens. Wie sorgen wir gleichzeitig für 
einen klimafreundlichen Transport im Seeverkehr und 
über die Hafenhinterlandanbindung? Drittens. Wie si-
chern wir langfristig das maritime Know-how im Seever-
kehr und in unserer maritimen Wirtschaft?

Eines ist klar: Die anstehenden Aufgaben werden im-
mer größer und die dafür notwendigen Investitionen im-
mer gewaltiger. Hier brauchen die Länder und Kommu-
nen mehr Unterstützung. Die finanziellen Lasten müssen 
besser verteilt werden. Der Bund muss die deutschen See-
häfen stärker finanziell fördern und Beschäftigung in den 
Häfen sichern.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Schmidt, erlauben Sie eine Zwischenfra-

ge aus der AfD-Fraktion? Ich habe Ihre Redezeit ange-
halten.

Uwe Schmidt (SPD):
Das ist ja schon eine kleine Tradition geworden von 

Herrn Mrosek. – Bitte.

Andreas Mrosek (AfD):
Danke, Herr Kollege Schmidt. – Sie sprachen die Bin-

nenwasserstraßen an. Ist es da nicht kontraproduktiv, 
wenn im Haushalt die Mittel für diesen Bereich – der 
Kollege Reuther hat es angesprochen – um 15 Prozent 
gekürzt werden? Wir haben marode Schleusen. Ich er-
innere nur an das Stauwehr in Geesthacht, das am 2. Au-
gust 2019 außer Betrieb genommen wurde, weil der Pegel 
wegen Erosionsarbeiten am Wall auf 4 Meter abgesenkt 
werden musste, und am 8. August wieder in Betrieb ge-
nommen werden konnte, allerdings kurz darauf wieder 
ausfiel, weil Personal im Zweischichtsystem fehlte, das 
die Schleuse bedienen kann. Sollten wir die Investitionen 
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in die Binnen- und die Seeschifffahrt nicht erhöhen, an-
statt sie drastisch zu senken? – Das ist meine Frage.

Uwe Schmidt (SPD):
Herr Mrosek, wenn Sie etwas geduldiger gewesen wä-

ren, dann würden Sie im weiteren Verlauf meiner Rede 
dazu gleich die passenden Sätze bekommen. Ich würde es 
dabei erst einmal belassen, Herr Präsident. Also ich kom-
me da gleich darauf zurück.

(Andreas Mrosek [AfD]: Okay!)

Die Konsolidierung des Haushalts ist richtig und not-
wendig, aber wir müssen aufpassen, dass wir nicht am 
falschen Ende sparen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, den Mittelaufwuchs 
für den klimafreundlichen Verkehrsträger Schiene unter-
stütze ich natürlich voll und ganz. Doch der Ansatz bei 
den Bundeswasserstraßen

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Welche Zahlen?)

– das haben Sie alles schon gehört; regen Sie sich nicht so 
auf! – soll um fast 100 Millionen Euro abgesenkt werden, 
Herr Minister. Dazu sollen noch dringend benötigte Per-
sonalstellen für den laufenden Betrieb und die Instand-
haltung gestrichen werden. Das passt nicht zusammen; 
darüber müssen wir mit Ihnen noch einmal reden. Ver-
setzen Sie endlich Ihre Verwaltung in die Lage, die bereits 
eingestellten Haushaltsmittel auch abfließen zu lassen, 
anstatt sie einfach zu kürzen.

Den Finanzbeitrag an die Seeschifffahrt wollen Sie um 
6 Millionen Euro absenken. Ja, kann man machen; für 
immer weniger deutsche Seeleute braucht man auch ent-
sprechend weniger Finanzhilfen. Aber jetzt mal im Ernst: 
Diese Mittel sichern die Bordarbeitsplätze von deutschen 
und europäischen Seeleuten auf deutschen Handelsschif-
fen. Damit fördern wir das maritime Know-how und die 
Ausbildung des dringend benötigten seemännischen 
Nachwuchses. Es ist doch heute kaum noch jemand bei 
deutschen Reedereien direkt beschäftigt. Die meisten 
Seeleute sind mittlerweile so eine Art Sklaven geworden 
von international agierenden Crewing Agencies; da erz-
ähle ich Ihnen nichts Neues. Wir müssen für soziale Be-
schäftigungsverhältnisse, gute Arbeitsbedingungen und 
faire Tariflöhne sorgen und diese Machenschaften been-
den.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Herr Minister Scheuer, ändern Sie endlich wieder die 
Schiffsbesetzungsverordnung. Da hat Ihr Vorgänger 
großen Schaden unter den deutschen Seeleuten angerich-
tet. Nächstes Jahr steht ja ohnehin die Evaluierung der 
Schifffahrtsförderung an. Da müssen wir sowieso noch 
einmal gemeinsam ran.

(Oliver Luksic [FDP]: Schöne Oppositionsre-
de!)

Ich würde sagen: Da haben wir noch viel Arbeit vor uns, 
wenn wir Ihr Szenario für die deutsche Logistikwirtschaft 
bis 2030 realisieren wollen.

Aber warum fangen wir damit nicht schon heute an? 
Mit LNG und umweltfreundlicher Landstromversorgung 
für die See- und Binnenschiffe verbessern wir die Luft in 
unseren Hafenstädten. Aber Sie wollen die Förderung 
von LNG und Landstrom reduzieren.

(Oliver Luksic [FDP]: Pfui!)

Das ist an der Stelle schon ein starkes Stück. Sie schütteln 
mit dem Kopf, Herr Ferlemann. Beim Landstrom warten 
wir übrigens noch sehnsüchtig auf die Förderrichtlinie.

Wir brauchen wasserstoffbasierte synthetische Kraft-
stoffe, die wir mit Offshorewindenergie produzieren. So 
können wir Emissionen im gesamten Verkehrsbereich 
nachhaltig senken. Der Anteil erneuerbarer Energien 
muss, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, auf 65 Prozent 
bis 2030 steigen. Also los! Ohne lineare Ausbaupfade 
geht es uns ansonsten wie in der Solarbranche. Das haben 
wir gerade wieder in meinem Wahlkreis im Fall Senvion 
gesehen. Der letzte große Windturbinenherstellerin in 
meiner Heimatstadt Bremerhaven geht leider in die Insol-
venz, wie viele andere davor auch. Da müssen wir andere 
Lösungen finden.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Schmidt, es tut mir in der Seele weh, aber 

Sie müssen zum Schluss kommen.

Uwe Schmidt (SPD):
Ich habe Sie gehört. – Aber wir sind ja noch am Anfang 

der Haushaltsberatungen. Wir werden da mit Ihnen noch 
darüber sprechen.

Recht schönen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herzlichen Dank. – Als letzter Redner zu diesem Ein-

zelplan erhält der Kollege Rüdiger Kruse, CDU/CSU- 
Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Rüdiger Kruse (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Der Kollege Gelbhaar von den Grünen hat vorhin 
postuliert, dass das Amt des Verkehrsministers das schön-
ste Amt sei.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Für ihn selber 
wahrscheinlich! – Oliver Luksic [FDP]: Ja, 
aber im Moment gerade nicht!)

Das kann ich so nicht stehen lassen. Ich würde sagen – das 
ist meine Einschätzung –: Die hier anwesende Monika 
Grütters hat als Kulturstaatsministerin natürlich das 
schönste Amt.

Zur Wertigkeit des zweitschönsten Amts hat der Sozial-
demokrat Müntefering etwas postuliert. Er sagte, nach 
dem Papst sei der Parteivorsitz der SPD das zweitschöns-
te Amt.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 112. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 12. September 2019                                                                                                                                                                                          13781 

Andreas Mrosek 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
21052024 ()



(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Oliver 
Luksic [FDP]: Das hat sich auch geändert! – 
Dr. Dirk Spaniel [AfD]: In den Genuss kom-
men ja viele!)

Das relativiert natürlich alles, lieber Andi. – Im Augen-
blick hat der Verkehrsminister aber das entscheidende 
Amt; denn ohne Verkehrswende gibt es keine Klimawen-
de.

(Oliver Luksic [FDP]: Wollen Sie zurück, um-
drehen? Wo wollen Sie denn hin?)

Hat man allen Rednern zugehört, merkt man, dass wir 
uns fast alle einig sind. Die Kollegen haben die Zahlen 
des Haushalts hier deutlich vorgetragen, jeweils aus einer 
unterschiedlichen Sichtweise. Dieser Haushalt ist der 
stärkste Investitionshaushalt. Aber der spannendste Teil 
des Haushalts ist der, der uns noch gar nicht vorliegt; denn 
wir warten ja noch auf die Ergebnisse des Klimakabinetts, 
das netterweise vor der Bereinigungssitzung tagt, weil 
das hinterher auch völlig wirkungslos wäre. In der Essenz 
ist hier gesagt worden: Ja, der Verkehrshaushalt ist der 
größte hinsichtlich der Investitionen, und er muss noch 
mehr Mittel bekommen. Das heißt, es muss noch etwas 
obendrauf kommen. Die spannende Frage ist: Wohin wol-
len wir gehen, und mit welchen Maßnahmen?

Ich warne allerdings davor, den Verkehr nur unter Kli-
maaspekten zu sehen. Der Verkehr hat natürlich auch – 
das ist hier schon gesagt worden – eine Wirtschaftskom-
ponente; ohne funktionierende Infrastruktur kommen wir 
in diesem Land nicht weiter. Der Verkehr hat aber auch 
eine sehr starke soziale Komponente. Mobilität hat große 
soziale Auswirkungen. Ohne Mobilität für alle Menschen 
gibt es keine ausreichende Teilhabe, und das rüttelt an den 
Grundfesten der Demokratie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Darum ist das Thema „Stadt/Land“ sehr wesentlich. Für 
mich war es relativ leicht, von 143 PS auf null zu gehen. 
Wenn ich in Hamburg aus dem Haus gehe, falle ich ge-
radezu in zwei Buslinien, und die vier Minuten zu den 
beiden U-Bahn-Linien schaffe ich auch noch. Das ist aber 
nicht überall in Deutschland so.

Es ist wichtig, auch auf die Vorlaufzeit hinzuweisen. 
Damit eine Entscheidung für eine umweltfreundlichere 
Mobilität möglich wird, müssen wir heute massiv inves-
tieren; denn dummerweise ist die Vorlaufzeit im Ver-
kehrsbereich lang. Das ist staatlich so organisiert. Der 
Minister hat am Anfang den persönlichen Bereich ange-
sprochen und beispielhaft das Wasser aus Italien beim 
Avocadoanbau genannt. Es gibt Dinge, die ich selber ent-
scheiden kann. Und dann gibt es eben Dinge, die ich nicht 
selber machen kann, zum Beispiel verkehrliche Infra-
struktur bauen. Dementsprechend müssen wir hier Vor-
sorge schaffen und die richtige Richtung vorgeben.

Man kann sich dann überlegen, ob man alles kleinteilig 
regeln will. Das hat einen Riesennachteil, weil man Inno-
vationen nicht komplett voraussehen kann. Das heißt, 
man entscheidet nur aus dem Augenblick heraus. Man 
sagt also: Das Auto hat einen Verbrennungsmotor. Der 
Treibstoff ist klimaschädlich. Also will ich das Auto 

nicht. – Das ändert sich aber sofort, wenn der Treibstoff 
nicht mehr klimaschädlich ist.

(Kirsten Lühmann [SPD]: Richtig! Wenn es ein 
synthetischer Kraftstoff ist!)

Das heißt, das Thema „synthetische Kraftstoffe“ würde 
sofort alles verändern. Eine Beimischung von 10 Prozent 
bei 40 Millionen Autos würde quasi 4 Millionen Autos 
klimaneutral machen. Das ist etwas mehr als die Zahl der 
Elektroautos, die wir zurzeit auf der Straße haben.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Sagt die AfD schon 
seit Monaten!)

– Nicht alles, was Sie sagen, ist verkehrt; denn Sie benut-
zen die gleiche Sprache wie wir. Und zweimal am Tag 
zeigt sogar Ihre Uhr die richtige Uhrzeit.

(Jörn König [AfD]: Gut gekontert!)

Aber das hilft uns ja nicht weiter. Vielmehr muss die 
Entscheidung lauten, dass wir ein offenes System haben. 
Wir könnten zum Beispiel darüber nachdenken, ob wir 
ein Bonus-Malus-System einsetzen, also keine Kaufprä-
mie, sondern ein System, gemessen am CO2-Wert, indem 
wir sagen:

(Oliver Luksic [FDP]: Jeder Vorstoß von den 
Grünen wird aufgegriffen von der Union!)

Wenn du ein Auto mit hohem Ausstoß willst, musst du 
5 000 Euro mehr bezahlen. Nimmst du die klimafreund-
lichste Variante, also ein Null-Emissions-Auto, sind es 
5 000 Euro weniger. – Damit haben wir eine Technolo-
gieoffenheit, damit schaffen wir Möglichkeiten.

Wir müssen hier die richtigen Entscheidungen treffen, 
und wir brauchen Akzeptanz. Wir haben uns vorhin mit 
den Kollegen unterhalten, die dafür werben, dass das 
auch die Menschen, die an der Fehmarnbeltlinie wohnen, 
akzeptieren. Den großen Nutzen haben die Bundesrepub-
lik und Dänemark.

(Oliver Luksic [FDP]: Läuft ja super!)

Aber wenn man an der Bahntrasse wohnt, ist das eine 
andere Situation. – Mir ist wichtig: Politik muss die rich-
tigen Entscheidungen treffen und danach die Mehrheiten 
dafür organisieren, nicht umgekehrt.

(Bernd Reuther [FDP]: Können Sie ja mit 
Kollegin Hagedorn klären!)

Das ist unsere Aufgabe. Und wer sagt, der Haushalt für 
Verkehr sei noch nicht groß genug und nicht richtig aus-
gestaltet, der hat seine eigene Aufgabe verstanden; denn 
es ist das Parlament, das über den Haushalt entscheidet, 
nicht die Regierung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kruse. – Weitere Wortmel-

dungen zum Einzelplan 12, zum Geschäftsbereich des 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 112. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 12. September 2019                           13782 

Rüdiger Kruse 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
21052024 ()



Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur, liegen nicht vor.

Wir kommen jetzt zum Einzelplan 17, zum Geschäfts-
bereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend.

Das Wort hat für die Bundesregierung zunächst die 
Frau Bundesministerin Dr. Franziska Giffey.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Frau Ministerin, vielleicht warten Sie, bis die Wieder-
sehensfeiern in diesem Parlament abgehalten worden 
sind. Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wäre nett, wenn 
Sie die Plätze schnell tauschten. – Ich glaube, wir können 
jetzt anfangen. Bitte, Frau Ministerin, Sie haben das Wort.

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Wir tun etwas für starke Familien in 
einem starken Deutschland. Mit dem Haushaltsentwurf 
für das Familienministerium knacken wir in diesem Jahr 
zum ersten Mal eine neue Marke. 11,8 Milliarden Euro 
gibt es für Familien, Frauen, Männer, Kinder, junge und 
ältere Menschen im Jahr 2020, so viel wie noch nie. Das 
sind gute Nachrichten; denn der größte Teil davon, näm-
lich 9 Milliarden Euro, fließt direkt in die Portemonnaies 
der Familien und unterstützt sie im täglichen Leben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ein Gesetz, das den Weg dafür mit geebnet hat, ist das 
Starke-Familien-Gesetz, das ich gemeinsam mit Arbeits- 
und Sozialminister Hubertus Heil auf den Weg gebracht 
habe. Wir haben dafür gesorgt, dass Familien mit gerin-
gen Einkommen, die besondere Unterstützung brauchen, 
diese Unterstützung auch bekommen. Wir haben den Kin-
derzuschlag erhöht und entbürokratisiert. Wir haben Bil-
dungs- und Teilhabeleistungen ausgebaut, Zuschüsse er-
höht, damit jedes Kind seinen Weg machen kann. Daran 
haben auch Sie mitgewirkt. Sie haben das Gesetz hier im 
Deutschen Bundestag beschlossen. Unsere Aufgabe ist es 
jetzt, dass diese Leistungen, die vielen Verbesserungen, 
die wir auf den Weg gebracht haben, tatsächlich allen 
Familien zugutekommen, dass all diejenigen, die mit 
den Familien zu tun haben, dafür werben und jeder das, 
was ihm an Leistungen zusteht, bekommt. Deshalb wer-
den wir vom Familienministerium unsere Angebote noch 
transparenter und einfacher zugänglich machen. Wir ha-
ben mit dem Elterngeld Digital begonnen. Wir digitali-
sieren gerade den Kinderzuschlag. Unser Infotool Fami-
lie ist im Internet. Eltern können dort mit wenigen Klicks 
herausfinden, auf welche Leistungen sie Anspruch haben. 
Und wir haben das Starke-Familien-Checkheft – ähnlich 
dem Untersuchungsheft für Eltern mit Neugeborenen – 
auf den Weg gebracht; über Hunderttausend dieser klei-
nen Heftchen sind inzwischen verteilt worden. Es ist ein 
leicht verständlicher Fahrplan für Familien mit Informa-
tionen zu allen Familienleistungen, vom Unterhaltsvor-
schuss über Elterngeld, Kindergeld bis hin zum Baukin-
dergeld.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deutschland ist eines der familienfreundlichsten Länder 
Europas. Wir kümmern uns um das Wohlergehen der Fa-
milien. Das sieht man auch im Bundeshaushalt.

Das noch laufende Haushaltsjahr war ein gutes Jahr für 
die Kinderbetreuung. Mit dem Gute-Kita-Gesetz inves-
tieren wir über 5,5 Milliarden Euro für mehr Qualität und 
weniger Gebühren in der Kindertagesbetreuung. In 10 
von 16 Bundesländern haben wir bis heute Verträge zur 
Umsetzung unterzeichnet, und in den nächsten Wochen 
werden die fehlenden 6 folgen, so wie es unsere Planung 
war.

Mit dem Haushalt für 2020 starten wir das nächste 
große Projekt, ein prioritäres Vorhaben im Koalitionsver-
trag, die Ganztagsbetreuung in der Grundschule. Denn 
wir können nicht sagen: „Betreuung im Kleinkindalter – 
ja, bitte“, und nach der Einschulung steht das Kind dann 
mittags zu Hause alleine auf der Matte. So geht Verein-
barkeit von Familie und Beruf eben nicht. Deshalb wollen 
wir das ändern.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir wollen einen Ganztagsanspruch für die Betreuung in 
der Grundschule schaffen. Dafür stellt der Bund im 
nächsten Jahr zum ersten Mal 1 Milliarde Euro für Inves-
titionen zur Verfügung. Davon werden 500 Millionen Eu-
ro in unseren Etat fließen, in den Etat des Familienminis-
teriums, weitere 500 Millionen Euro in den Etat des 
Bildungsministeriums. Meine Kollegin Anja Karliczek 
als Bildungsministerin und ich gehen das gemeinsam 
mit den Ländern an, weil wir die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf wollen, aber auch gute und gerechte Chan-
cen für alle Kinder und eine gute Betreuung auch am 
Nachmittag.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir gehen viele weitere Themen an. Wir unterstützen 

die Wohlfahrtsverbände weiterhin mit 39 Millionen Euro. 
Wir werben für mehr Pflegerinnen und Pfleger mit unse-
rer Ausbildungsoffensive. Wir fördern Mehrgeneratio-
nenhäuser. Wir haben die Mittel für den Kinder- und Ju-
gendplan verstetigt. Wir ermöglichen 2 500 angehenden 
Erzieherinnen und Erziehern mit unserer Fachkräfteof-
fensive eine vergütete praxisintegrierte Ausbildung. Die 
Plätze dafür – das kann ich Ihnen sagen – werden über-
nachgefragt; sie sind alle belegt. Es gibt Menschen in 
Deutschland, die Erzieherinnen bzw. Erzieher werden 
wollen. Das ist doch eine gute Nachricht.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir haben auch für den Fonds „Sexueller Missbrauch“ 

einiges getan. Wir haben die Mittel von 28 Millionen 
Euro auf 45 Millionen Euro erhöht. Der Fonds wird fort-
geführt, er wird neu aufgestellt, weil wir wollen, dass 
Betroffene sexualisierter Gewalt im Kindes- und Jugend-
alter auch weiterhin bedarfsgerechte Hilfen erhalten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir unterstützen auch Frauen, die Gewalt erfahren ha-

ben. Jede dritte Frau in Deutschland hat in ihrem Leben 
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schon einmal Gewalt erlebt. Es gibt über 100 000 Fälle 
von Partnerschaftsgewalt im Jahr. Wir wollen einen 
Schwerpunkt auf dieses Thema setzen und werden mit 
einem Programm gegen Gewalt an Frauen im nächsten 
Jahr mit 35 Millionen Euro Frauenhäuser und Beratungs-
stellen stärken, damit Frauen in diesen Situationen besser 
unterstützt werden können.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Zudem geben wir 277 Millionen Euro für die Freiwilli-
gendienste aus, für das Freiwillige Soziale Jahr, für das 
Freiwillige Ökologische Jahr und für den Bundesfreiwil-
ligendienst. Damit können wir aktuell allen, die einen 
solchen Dienst leisten wollen, in einem der drei Formate 
einen Platz anbieten.

Meine Damen und Herren, Willy Brandt hat gesagt:

Der Frieden ist nicht alles, aber alles ist ohne den 
Frieden nichts.

Deshalb wollen wir uns um den sozialen Frieden in un-
serem Land kümmern, um die vielen Menschen, die mit 
ihrem Engagement jeden Tag diesen sozialen Frieden, 
den Zusammenhalt, verteidigen und aufrechterhalten. 
Das tun wir mit unserem Bundesprogramm „Demokratie 
leben!“. Die Förderung ist seit dem Programmstart im 
Jahr 2015 – damals ging es mit 40 Millionen Euro los – 
stetig gewachsen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Deshalb wird jetzt gekürzt!)

Sie beträgt inzwischen, nach drei Jahren, über 100 Millio-
nen Euro. Das werden wir auch im nächsten Jahr so hal-
ten. Wir werden den Engagierten vor Ort weiter den Rü-
cken stärken. Wir haben das Programm „Demokratie 
leben!“ entfristet und führen es fort. Außerdem wollen 
wir die Stiftung für Engagement und Ehrenamt noch in 
diesem Jahr gründen. Sie wird dazu beitragen, die ehren-
amtlichen Strukturen in Deutschland zu stärken.

Dieser Haushalt enthält viele Verbesserungen für die 
Familien, für Männer, Frauen, Kinder, Jugendliche und 
Seniorinnen und Senioren. Wir wollen im Familienminis-
terium gemeinsam dafür arbeiten, dass das, was wir uns 
vorgenommen haben, gelingt. Vielen Dank für Ihre Un-
terstützung dabei.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Bundesministerin. – Als nächster 

Redner hat das Wort der Kollege Volker Münz, AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Volker Münz (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Ministerin Giffey! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Ministerin hat es 
gerade gesagt: Das Familienministerium bekommt den 
höchsten Etat in der Geschichte des Ministeriums. 
9,5 Milliarden Euro sollen für Familienpolitik ausgege-
ben werden. Das ist ein Plus von 800 Millionen Euro. Die 

Aufwüchse, insbesondere beim Elterngeld und beim Kin-
derzuschlag, sind zu begrüßen.

Das hört sich erst mal gut an. Doch wird die Regierung 
damit ihrem selbstgesteckten Ziel gerecht, wie es im Vor-
wort zum Einzelplan heißt, „bestmögliche Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, um eine Entscheidung für Familie 
und Kinder zu erleichtern“? Nein, die Regierung wird 
ihrem Anspruch, bestmögliche Rahmenbedingungen zu 
schaffen, nicht gerecht, meine Damen und Herren. Denn 
leider muss man feststellen, dass sich die Lage der Fami-
lien mit geringem und mittlerem Einkommen in den letz-
ten Jahren und Jahrzehnten kontinuierlich verschlechtert 
hat.

Laut einer vor Kurzem erschienenen Studie der OECD 
hat sich insbesondere die Situation für Familien mit mitt-
lerem Einkommen verschlechtert, und ihre Aussichten 
trüben sich weiter ein. Die Belastungen durch Steuern 
und Abgaben haben sich deutlich erhöht. Zum Beispiel 
haben sich die Stromkosten insbesondere durch die EEG- 
Umlage in den letzten fünf Jahren um 27 Prozent erhöht 
und seit dem Jahr 2000 mehr als verdoppelt. Auch der 
Erwerb von Wohneigentum und die Mieten haben sich 
deutlich verteuert. Wenn man bedenkt, dass die Nettozu-
wanderung nach Deutschland in den letzten fünf Jahren 
rund 2,5 Millionen Menschen betrug, dann muss man sich 
nun wirklich nicht wundern, wenn Hunderttausende 
Wohnungen fehlen und die Mieten steigen, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Auch die verschärften Bauauflagen tun ein Übriges bei 
der Verteuerung der Wohnkosten.

Und jetzt werden von Regierungs- bzw. Koalitionsseite 
und den linken Fraktionen weitere Belastungen wie die 
CO2-Steuer gefordert, die das Wohnen und das Autofah-
ren teurer machen. Apropos Auto: Wer sich vom Ersp-
arten ein Dieselauto gekauft hat, der tat das in der Regel 
nicht aus Jux und Dollerei, sondern, um zur Arbeit zu 
fahren. Und jetzt wird vielen Dieselautobesitzern auf-
grund einer absurden Abgasgrenzwertfestlegung verbo-
ten, mit ihrem Auto, das oft noch gar nicht so alt ist, in 
manche Städte zu fahren.

(Beifall bei der AfD)

Das kommt einer Enteignung gleich, meine Damen und 
Herren!

(Beifall bei der AfD)

Wichtiger, als den Familien im Nachhinein staatliche 
Mittel zukommen zu lassen, ist es, ihnen vorher erst gar 
nicht so viel durch Steuern und Abgaben wegzunehmen.

(Beifall bei der AfD)

Bis in die 1980er-Jahre war es noch möglich, dass ein 
Handwerker oder Facharbeiter als Alleinverdiener ein 
Haus bauen, eine Familie ernähren und die Kinder sogar 
auf eine Universität schicken konnte.

(Ekin Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die Zeiten wünschen Sie sich zurück?)
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Dies habe ich als Kind dank des Fleißes und der Spar-
samkeit der Eltern wie viele in meiner Generation selbst 
erfahren können. Mittlerweile ist es aber so, dass Vater 
und Mutter vielfach arbeiten müssen, auch wenn das Kind 
noch so klein ist, noch kein Jahr alt ist, um sich überhaupt 
eine Familie leisten zu können. Der Erwerb von Wohn-
eigentum bleibt für viele unerschwinglich.

Den Bedarf an Fremdbetreuung hat der Staat durch 
seine Abgabenlast zum großen Teil selbst verursacht. Er 
greift damit in das Erziehungsrecht der Eltern ein.

(Zuruf von der SPD: So ein Käse!)

– Ja, so ein Käse. Sie haben recht.

(Beifall bei der AfD)
Der damalige SPD-Generalsekretär und jetzige Bun-

desfinanzminister Olaf Scholz sprach von einer Luftho-
heit des Staates über die Kinderbetten. Da kann einem nur 
angst und bange werden, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)
Dieses Familienbild widerspricht dem Grundgesetz, wo 
es in Artikel 6 heißt, dass die Erziehung der Kinder das 
natürliche Recht der Eltern ist. Der Staat sollte die Eltern 
daher in die Lage versetzen, dass sie die Erziehung auch 
gewährleisten können.

(Anke Domscheit-Berg [DIE LINKE]: Eltern 
wollen Kinderbetreuung! Noch nicht mitge-
kriegt, oder?)

Eltern sollen nicht mehr aus finanziellen Gründen ge-
zwungen sein, ihre Kleinkinder in die Fremdbetreuung 
zu geben. Um eine echte Wahlfreiheit in der Frage 
„Fremdbetreuung oder Eigenbetreuung“ in den prägen-
den ersten drei Jahren des Kindes zu gewährleisten,

(Abg. Michaela Noll [CDU/CSU]: Das haben 
wir doch!)

fordern wir eine Ausdehnung des Elterngeldes bis zum 
dritten Lebensjahr des Kindes.

(Beifall bei der AfD)
Die Familie aus Vater, Mutter und Kindern ist die 

Keimzelle der Gesellschaft. Eine bestmögliche Förde-
rung der Familien sieht anders aus, als die Bundesregie-
rung dies glaubt zu tun, meine Damen und Herren.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als nächster Redner hat der Kollege Marcus Weinberg, 

CDU/CSU-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marcus Weinberg (Hamburg) (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Münz, die Qualität der Familienpolitik an 
der Entwicklung der Stromkosten festzumachen, ist et-
was wenig. Familienpolitik ist ein ganzheitlicher Ansatz. 
Er betrifft alle Lebensbereiche, alle Gesellschaftsberei-

che. Es hört sich nicht nur gut an, es ist auch gut, was 
wir gemacht haben, um das deutlich zu formulieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Umweltdebatte hat schon stattgefunden. Es mag 
Menschen geben, die eine CO2-Steuer wollen. Es gibt 
sehr viele Menschen, die eine kluge CO2-Bepreisung 
wollen. Wenn das nicht wichtig ist für Ihre Kinder, für 
unsere Kinder, würde mich das verwundern. Mir ist es 
schon wichtig, dass Kinder, die heute geboren werden, im 
Jahr 2100 nicht mit einer Erderwärmung leben, die um 
mehr als 2, 3 oder 4 Grad zugenommen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich glaube, das Ökologische ist auch im Sinne einer guten 
Familienpolitik.

Kommen wir zum Kern der familienpolitischen Aus-
richtung. Das Schöne an solchen Debatten ist ja, dass man 
einmal grundsätzlich sagen kann, wo man eigentlich 
steht. Für uns als Union gibt es drei Dinge, die wichtig 
sind. Das Erste ist: Wir sehen die Familien, Mütter, Väter, 
Kinder, als Kern der Gesellschaft. – Darüber hinaus gibt 
es natürlich einzelne Gruppen, die Unterstützung brau-
chen, Alleinerziehende, Kinder in schwierigen Situation, 
auch Familien in schwierigen finanziellen Situationen. – 
Das Dritte ist eine Schwerpunktsetzung in gewissen Epo-
chen der Familienpolitik.

Wir haben 2005 angefangen mit der Schwerpunktsetzung 
„Vereinbarkeit von Familie und Beruf“. Wir haben im 
Koalitionsvertrag den Schwerpunkt auf „Kinderarmut 
und Kinderschutz“ gelegt. Und jetzt erleben wir eine 
wichtige Diskussion in unserer Gesellschaft, und zwar 
zum Zusammenhalt. Familie bedeutet Zusammenhalt. 
Wenn wir Familien stärken, dann stärken wir den Zusam-
menhalt der gesamten Gesellschaft. Wenn man das Große 
verändern will und Sorgen um die Zukunft des Großen 
hat, wenn man auf die vielen Krisen in der Welt blickt, 
dann ist es wichtig, die Familie im Kleinen zu stärken, 
auch mit Blick auf den Zusammenhalt unserer Gesell-
schaft. Und da unterscheiden wir uns schon. Wir wollen 
das Verbindende stärken und nicht das Trennende.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Martin Reichardt [AfD]: Das 
sind ja nur Phrasen!)

Das ist der Ansatz dieser Koalition, auch mit Blick da-
rauf, was wir in der Familienpolitik machen. Starke Fa-
milien, selbstbestimmte Frauen, selbstbewusste Kinder 
machen eine starke Gesellschaft aus, und deswegen ist 
der Schwerpunkt in der Familienpolitik auch so deutlich.

Für uns als Union sind die Förderung der Familie und 
die Stärkung derjenigen, die besondere Unterstützung 
brauchen, aber auch die Stärkung der Leistungsträger, 
wichtig; denn, liebe Linke, wir brauchen auch Leistungs-
träger in dieser Gesellschaft. Was wir zu Recht in der 
Familienpolitik und auch in der Sozialpolitik ausgeben, 
muss in diesem Land erwirtschaftet werden. Deswegen 
brauchen wir auch Leistungsstarke. Deswegen müssen 
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auch die Leistungsstarken in dieser Gesellschaft wahr-
nehmen, dass wir Wert darauf legen, dass auch sie ge-
stärkt werden, dass man sich – bei allem Respekt – nicht 
nur um einzelne Gruppen kümmert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sönke Rix [SPD])

Als weiteren Punkt möchte ich die Förderung der De-
mokratie und des bürgerschaftlichen Engagements nen-
nen.

Wir sind hier tatsächlich bei 11,8 Milliarden Euro. Wir 
haben 2005 mit 4,5 Milliarden Euro angefangen. Geld ist 
nicht alles, aber dahinter steht eine Haltung, und die hat 
sogar eine Philosophie, nämlich die Selbstbestimmtheit 
von Familien zu stärken. Als Union können wir sagen: 
Seitdem wir regieren, hat sich der Etat mehr als verdop-
pelt.

Ich will nur einige Maßnahmen exemplarisch nennen. 
Das Elterngeld mit mittlerweile über 7 Milliarden Euro ist 
das Erfolgsmodell in den Bereichen Vereinbarkeit und 
Stärkung von Familien, gerade im ersten Jahr nach der 
Geburt eines Kindes. Dem Kinderbetreuungsausbau wer-
den 2020 insgesamt 300 Millionen Euro zugeführt. Wir 
fangen bereits jetzt an, das nächste Thema der Familien-
politik, nämlich die qualitativ hochwertige freiwillige 
Ganztagsbetreuung, in den Fokus zu nehmen, und zwar 
mit 500 Millionen Euro aus diesem Etat.

Wir als Union haben uns – das will ich ausdrücklich 
unterstreichen – einen ganz besonderen Schwerpunkt ge-
setzt, und zwar beim Kinderschutz. Es gibt immer noch 
zu viele Kinder in dieser Gesellschaft, deren Alltag von 
Gewalt, Misshandlung, Vernachlässigung bestimmt ist. 
Diese Kinder müssen wir schützen. Als Allererstes aber 
müssen wir die Eltern stärken; denn es sind die Eltern, die 
gestärkt werden müssen, damit sie ihre Kinder schützen 
können. Zwei Punkte will ich dabei für uns herausarbei-
ten.

Der erste Punkt sind die Frühen Hilfen. Jeder, der das 
mal miterlebt hat, der sie mal besucht hat, weiß, welch 
wichtige Aufgabe die Frühen Hilfen haben. Sie sind es, 
die frühzeitig, bereits vor der Geburt des Kindes, den 
Kontakt aufnehmen und die Eltern – die jungen Mütter 
in der Regel – begleiten. Wir haben im Haushaltsplan 
wieder 51 Millionen Euro dafür veranschlagt, den Ansatz 
fortgeschrieben. Das ist gut. Schön wäre es – diese Bot-
schaft möge man mitnehmen –, wenn wir die Frühen 
Hilfen weiter stärken könnten, zumal der Etat in den letz-
ten Jahren nicht erhöht wurde und wir ja auch einen Preis-
niveauanstieg haben. Es wäre klug, zu schauen, ob man 
möglicherweise bei den Frühen Hilfen noch etwas ma-
chen kann.

Der zweite Punkt im Bereich des Kinderschutzes im 
familiären Bereich – das ist schon angesprochen worden – 
ist der Fonds Sexueller Missbrauch. Dieser wird auf ins-
gesamt 45,4 Millionen Euro aufgestockt. Auch das ist ein 
wichtiger Punkt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Beim Thema Kinderarmut haben wir mit dem Fami-
lienstärkungsgesetz deutlich bewiesen, welchen Schwer-
punkt wir hier legen.

(Martin Reichardt [AfD]: Gar keinen!)

Der Kinderzuschlag wurde erhöht. Die Mittel für das Bil-
dungs- und Teilhabepaket wurden erhöht, ebenso die Mit-
tel für das Schulstarterpaket. Die kostenlose Lernförde-
rung wurde ausgeweitet. Die Mittel für die Bekämpfung 
der Kinderarmut als Ganzes wurden erhöht.

Aber der Staat kann auch nicht alles leisten. Wir müssen 
Eltern in die Lage versetzen, dass sie wieder für das Ein-
kommen der Familie aufkommen können, dass sie wieder 
Arbeit finden. Es ist auch eine Frage des Selbstbewussts-
eins der Kinder. Es geht nicht nur um materielle Dinge, es 
geht darum, dass Kinder sehen, dass ihre Eltern auch ihr 
Leben durch Arbeit finanzieren können. Da geht es nicht 
nur um die Frage, wann man einen neuen Schulranzen 
bekommt, sondern auch um die, wer den Schulranzen 
bezahlt. Wenn es die Eltern machen, dann ist dies im 
Sinne der Kinder, weil sie dann stolz darauf sind, dass 
ihre Eltern das selbst hinbekommen.

Zum Schluss zum Kernthema: bürgerschaftliches En-
gagement, Ehrenamt. Diese Gesellschaft lebt vom Zu-
sammenhalt, und sie lebt davon, dass sich Menschen tag-
täglich im Ehrenamt engagieren. Deswegen ist es gut, 
dass wir jetzt eine Ehrenamtsstiftung bekommen. Wir 
sagen als Union ganz deutlich: Es ist gut, dass drei Mi-
nisterien gleichberechtigt beteiligt sind, dass der 
Servicegedanke im Vordergrund steht; denn wir brauchen 
nicht immer für alles neue Strukturen. Es gibt wunderbare 
Strukturen des Engagements, des Ehrenamts in Deutsch-
land. Stärken wir diese Strukturen von unten, statt von 
oben immer neue Projekte aufzulegen und immer neue 
Angebote zu machen. Ich glaube, das muss eine Grund-
botschaft sein. Genauso ist es mit Blick auf die Mehrge-
nerationenhäuser. Sie sind auch für uns mittlerweile ein 
unverzichtbarer Bestandteil.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deswegen: viel Wein.

Aber ein bisschen Wasser muss dann doch noch sein. 
Wir haben bei den letzten Haushaltsberatungen gesagt: 
Die Freiwilligendienste sind grandiose Einrichtungen. 
Sie werden angenommen, Menschen engagieren sich. 
Deswegen waren wir beim Blick auf den Haushaltsplan 
schon etwas überrascht – das will ich deutlich sagen –, 
dass es jetzt Kürzungen bei Dingen gibt, von denen wir 
dachten, dass wir sie verstetigen wollen. Ich sage ganz 
deutlich: Hier gibt es noch Gesprächsbedarf. Es geht auf 
der einen Seite um die pädagogische Betreuung; denn der 
Dienst lebt davon, dass man auch pädagogisch begleitet 
wird. Es geht auf der anderen Seite um das Thema der 
überjährigen Finanzierung; denn die Träger brauchen 
Planungssicherheit. Deswegen werden wir darüber disku-
tieren, wie wir für die Träger die Planungssicherheit 
schaffen, dass sie verlässlich wissen, dass sie überjährig 
Geld bekommen, wie wir es schaffen, dass wir die päda-
gogische Begleitung stärken, und wie wir es schaffen, 
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dass wir den starken Ansatz insgesamt stärken. Das wird 
eine große Herausforderung, eine große Aufgabe sein.

Es ist ein guter Haushaltsentwurf. Er wird in den par-
lamentarischen Beratungen noch ein bisschen besser ge-
staltet. Er stärkt die Familien, er stärkt die einzelnen 
Gruppen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss.

Marcus Weinberg (Hamburg) (CDU/CSU):
Und er stärkt den Zusammenhalt.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als nächste Rednerin erhält die Kollegin Nicole Bauer, 

FDP-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Nicole Bauer (FDP):
Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Ministerin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Wir kennen das ja mittler-
weile von Ihnen, Frau Giffey: Sie geben den Gesetzent-
würfen nette Namen, die sich gut anhören, die sich aber 
leider nach viel mehr anhören, als sie tatsächlich bewir-
ken. Ich sage nur: Gute-KiTa-Gesetz oder Starke-Fami-
lien-Gesetz. Diese Namen sind doch Augenwischerei.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Auch Ihr Haushalt ist mehr Schein als Sein. Ihre Devise 
„Viel hilft viel“ geht nicht auf.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: So viel ist 
es nun auch nicht!)

Gute, verantwortungsvolle Politik zeigt sich nämlich 
nicht darin, möglichst viel Geld auszugeben, sondern da-
rin, was man mit dem Geld bewirkt. Wir brauchen also 
passgenaue Maßnahmen und keine Gießkannenpolitik.

(Beifall bei der FDP)
Bei Ihren Nette-Namen-Gesetzen vermissen wir Fol-

gendes: erstens ein schlüssiges Konzept: „Wo stehen wir? 
Wo wollen wir hin? Was wollen wir erreichen?“ – also 
Zahlen, Daten, Fakten, Zielgrößen, und zweitens die Be-
reitschaft, ja Ihren Mut, bestehende Ergebnisse zu über-
prüfen. Das fehlt uns bei Ihnen, Frau Giffey.

(Beifall bei der FDP)
Vereinbarkeit von Familie und Beruf steht für uns Freie 

Demokraten ganz oben auf der familienpolitischen Agen-
da. Beste Kinderbetreuung ist ein wesentlicher Bestand-
teil davon. Auch Sie beteuern das, aber stattdessen wer-
den uns Gebührenfreiheit als Qualitätsverbesserung und 
die Fachkräfteoffensive als der große Wurf verkauft. Da-
bei kann es allenfalls ein erster Schritt sein. Das sind im 
Endeffekt lauter Gesetze für das gute Image, leider nicht 
mehr.

(Beifall bei der FDP)

Das Gleiche gilt bei den Kitaplätzen: vielerorts Man-
gelware. In manchen Kommunen sind die Wartezeiten so 
lang, dass man sich am besten schon um einen Platz be-
müht, bevor man überhaupt schwanger ist. Das Geld für 
den Ausbau liegt im Sondervermögen, aber die Länder 
rufen es nicht ab. Wir als Parlament haben aber keine 
Möglichkeit, das zu kontrollieren. Deshalb frage ich Sie 
als verantwortliche Ministerin: Wie kann es sein, dass das 
Geld vor sich hindümpelt, während die Familien vom 
Rechtsanspruch nur träumen können?

(Beifall bei der FDP – Sönke Rix [SPD]: Das 
sage ich mal Herrn Czaja!)

Sie wissen es nicht, und es interessiert Sie offensichtlich 
auch nicht. Stattdessen beglücken Sie uns bereits mit dem 
nächsten Sondervermögen: 1 Milliarde Euro, davon die 
Hälfte aus Ihrem Haus, dieses Mal für den Ausbau der 
Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern. Die brau-
chen wir – ganz klar –, aber bitte verplanen Sie nicht 
die Gelder, ehe Sie ein Konzept dafür haben. Finanzrah-
men, Förderziele, Umfang, Laufzeit – alles das fehlt.

Apropos unbekannt: Was ist eigentlich mit der Gesamt-
strategie zur Umsetzung der Istanbul-Konvention? Es 
geht um Frauenhäuser, Gewaltschutz und Hilfesysteme. 
Auch hier verteilen Sie das Geld: 5 Millionen Euro hier, 
30 Millionen Euro dort, ohne Plan, ohne Koordinierung, 
ohne konkrete Förderrichtlinien. Lassen Sie mich nach-
denken: Seit gut einem Jahr gibt es nun den runden Tisch. 
Wo sind die Ergebnisse, wo die Bedarfe? Wir haben Sie 
kürzlich gefragt. Sie haben keine Zahlen. Aber Moment, 
ich möchte nicht ungerecht sein. Manches Mal haben Sie 
Zahlen. Oder lassen Sie es mich besser ausdrücken: Sie 
hätten die Zahlen, aber Sie versäumen es, die notwen-
digen Konsequenzen zu ziehen. Zinslose Darlehen aus 
dem Familienpflegezeitgesetz werden kaum abgerufen, 
und das nun mittlerweile seit Jahren. Pflegende Angehö-
rige brauchen Unterstützung, die wirklich bei ihnen an-
kommt. Den Unterhaltsvorschuss für Alleinerziehende 
finden wir ohne Frage richtig und wichtig. Aber was wol-
len Sie tun, um die Rückholquote zu verbessern?

Sie sind doch eine Freundin von Realitätschecks, Frau 
Giffey. Ich fordere Sie auf: Seien Sie so mutig und stellen 
Sie Ihre Initiativen auf den Prüfstand. Seien Sie ehrlich 
und korrigieren Sie dort, wo nötig. Sie als Familienminis-
terin haben nun fast 12 Milliarden Euro zur Verfügung, in 
etwa doppelt so viel wie Ihre Vorgängerin noch vor zehn 
Jahren. Sorgen Sie also dafür, dass das Geld dort an-
kommt, wo es gebraucht wird. Bringen Sie Gesetze auf 
den Weg, die mehr sind als nur gut fürs Image: mehr Sein 
als Schein.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Ekin 
Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Bauer. – Und nun hat das 

Wort die Kollegin Dr. Gesine Lötzsch, Fraktion Die Lin-
ke.
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(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Familien, Senioren, Frauen und Ju-
gend, das sind verdammt viele Menschen, Frau Giffey, 
die von Ihrem Ministerium Unterstützung erwarten. Da-
für hat die Bundesregierung nur knapp 12 Milliarden Eu-
ro eingestellt. Wir finden, das ist entschieden zu wenig.

(Beifall bei der LINKEN)
Nur eine Vergleichszahl: Für Rüstung und Militär will die 
Bundesregierung im kommenden Jahr 50 Milliarden Euro 
ausgeben. Das ist ein grobes Missverhältnis.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])
Uns sind Familien, Senioren, Frauen und Jugend mehr 
wert, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Mehr als 2,7 Millionen Kinder in unserem Land wach-

sen in Armut auf, und das ist für unser reiches Land ein 
absolut unhaltbarer Zustand. 41,5 Prozent der Alleiner-
ziehenden in Deutschland sind arm. Das ist eine erschre-
ckend hohe Zahl. Das dürfen Sie als Familienministerin 
doch nicht hinnehmen, Frau Giffey.

(Beifall bei der LINKEN)
Auch kinderreiche Familien mit drei oder mehr Kindern 
sind besonders häufig arm. Die Armutsquote liegt in die-
sem Bereich bei 30 Prozent. Das Kindergeld ist erhöht 
worden – das ist gut –, jedoch geht die Erhöhung am 
tatsächlichen Bedarf vieler Familien vorbei. Familien, 
die Hartz IV bekommen, sind nach wie vor von der Er-
höhung des Kindergeldes faktisch ausgeschlossen, und 
das ist grob ungerecht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Gleichzeitig werden Familien mit hohen Einkommen 

über den Kinderfreibetrag nach wie vor um bis zu 100 Eu-
ro stärker entlastet als Familien im unteren und mittleren 
Einkommensbereich über das Kindergeld. Ich finde, das 
ist Klientelpolitik für die Besserverdienenden in unserem 
Land. Das muss sich ändern.

(Beifall bei der LINKEN)
Ein Kind aus einer armen Familie darf vom Staat nicht 
schlechter gestellt werden als ein Kind aus einer reichen 
Familie. Wir brauchen endlich eine wirksame Kinder-
grundsicherung, die verhindert, dass Kinder in Armut 
aufwachsen müssen;

(Beifall bei der LINKEN)
denn Armut demütigt, Armut grenzt aus, und durch Ar-
mut verschwendet unsere Gesellschaft auch Talente. Und 
nichts davon dürfen wir zulassen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

500 Millionen Euro haben Sie für das Sondervermögen 
„Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote 
für Kinder im Grundschulalter“ eingestellt. Das ist gut. 
Doch vergessen wir nicht: Uns fehlen bis zum Jahr 2025 

circa 26 000 Grundschullehrerinnen und Grund-
schullehrer. Wir haben jetzt schon einen dramatischen 
Lehrernotstand. Wir brauchen also ein Bund-Länder-Pro-
gramm für unsere Kinder. Bund und Länder müssen 
kooperieren; denn die schönste Schule nutzt unseren Kin-
dern nichts, wenn dort keine Lehrerinnen und Lehrer 
sind, die unterrichten.

(Beifall bei der LINKEN)
Dass es für Bund und Länder nicht einfach ist, zu koope-
rieren, wissen alle, die schon mal im Vermittlungsaus-
schuss gesessen haben. Aber für unsere Kinder lohnt sich 
diese Anstrengung.

Stichwort „Demokratieförderung“. Die Landtagswah-
len in Sachsen und Brandenburg haben wieder deutlich 
gemacht, wie dringend wir ein Demokratiefördergesetz 
brauchen.

(Martin Reichardt [AfD]: Wieso? Weil Ihr un-
tergegangen seid? Oder warum? Der Stalinis-
mus wurde zurückgedrängt! Das ist ein gutes 
Zeichen!)

Schon in der vergangenen Legislaturperiode haben wir 
darüber diskutiert. Das Vorhaben ist an CDU und CSU 
gescheitert. – Sie können brüllen. Wer brüllt, hat unrecht, 
meine Damen und Herren. -

(Beifall bei der LINKEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Ja, das stimmt! Da gebe ich Ihnen 
recht!)

Demokratieförderung ist kein Projekt, sondern eine 
Daueraufgabe. Ich frage mich: Wann wollen die Unions-
parteien endlich damit beginnen, unsere Demokratie 
wirklich wirksam zu schützen? Das geht nämlich nicht 
mit mehr Polizei, sondern nur mit mehr Menschen, die 
sich mit Zivilcourage gegen Nazis zur Wehr setzen.

(Beifall bei der LINKEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Das sagt die Mauermörderpartei! Das 
finde ich ja großartig!)

Es ist gut, dass das Bundesprogramm „Demokratie le-
ben!“ nun entfristet werden soll. Allerdings kann Die 
Linke nicht akzeptieren, dass die Mittel für die Maßnah-
men zur Stärkung von Vielfalt, Toleranz und Demokratie 
gekürzt werden sollen. Sind für das Jahr 2020, also das 
kommende Haushaltsjahr, noch 107,5 Millionen Euro 
eingeplant, stehen für 2023 nur noch 30,5 Millionen Euro 
für diese Maßnahmen bereit. Das entspricht einer Kür-
zung um zwei Drittel. Das ist nicht hinnehmbar, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich glaube, alle Menschen, die sich in der ganzen Repu-
blik gegen Nazis zur Wehr setzen, die sich für Toleranz, 
Vielfalt und Demokratie einsetzen, gehören unterstützt 
und gefördert. Wir dürfen sie nicht alleine lassen. Nutzen 
wir die Haushaltsberatungen, um diesen Haushalt solida-
rischer, gerechter und sicherer zu machen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ekin 
Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Als nächste Rednerin 

hat das Wort die Kollegin Ekin Deligöz, Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ekin Deligöz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-

be Frau Ministerin, wir haben schon sehr viel über die 
Maßnahmen der Bundesregierung gehört. Ja, es ist rich-
tig: In vielen Punkten gehen Sie in die richtige Richtung; 
aber de facto bleiben Sie zumeist auf halber Strecke ste-
hen. Damit, dass Sie uns hier Hochglanzbroschüren zei-
gen, können Sie nicht die Tatsache verdecken, dass Sie 
ganz viele Leerstellen in Ihrem Programm haben. Das 
wurde auch in Ihrer Rede hier deutlich, und das zeigt 
uns auch Ihre Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich fange an mit dem Thema „Kinderzuschlag/Bil-

dungs- und Teilhabepaket“. Dieses Paket haben Sie beim 
letzten Mal groß angekündigt. Jetzt haben Sie es uns zu-
sammen mit Ihrem Kollegen Hubertus Heil vorgestellt. 
Ich kenne den entsprechenden Etat. Daher sage ich: Wir 
können von allem reden, aber nicht von einem großen 
Wurf. Damit wird Kinderarmut nicht entschieden be-
kämpft. Sie schreiben in Ihrem Bericht zur Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhältnisse“, den Sie in diesem 
Sommer vorgestellt haben, selbst – ich zitiere daraus –: 
„Wir empfehlen, perspektivisch die Zusammenführung 
der bestehenden Leistungen anzustreben, damit Kinder-
armut wirksamer bekämpft wird.“ Was machen Sie? Sie 
machen eine Politik der kleinen Schritte, Sie machen eine 
bürokratische Politik, eine Politik des ganz kleinen Ka-
ros; aber von umfassender Armutsbekämpfung können 
wir hier wahrhaftig nicht reden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
20 Prozent der Kinder – jedes fünfte Kind – ist in 

diesem Land von Armut bedroht. Wir haben Kinder, die 
in Hartz IV aufwachsen. Diese Armut hat viele Gesichter. 
Ja, sie fängt manchmal bei einem fehlenden Schulranzen 
oder einem fehlenden Stift an. Deshalb müssen wir ent-
schlossen handeln. Und deshalb wird meine Fraktion 
Ihnen demnächst hier etwas vorlegen, aus dem hervor-
geht, wie Kindergrundsicherung funktionieren kann. Ja, 
das kostet Geld. Aber die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse, Lebenschancen für unsere Kinder, Bil-
dungschancen sollten uns das Geld, das wir dafür zur 
Verfügung stellen müssen, wert sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Damit komme ich zu dem zweiten großen Vorhaben, 

dem Anspruch auf eine Ganztagsbetreuung für Schulkin-
der. Das war ja auch ein Vorhaben der CDU/CSU bei den 
Verhandlungen. Sie haben damals groß getönt; rausge-
kommen sind jetzt zweimal 1 Milliarde Euro, also je 
1 Milliarde in zwei Etats. Sie wissen in der Tat aber 
eigentlich gar nicht, wie Sie das Geld unters Volk bringen 
können. Ich höre aus vielen Bereichen, dass noch nicht 
einmal die Leute, die das umsetzen sollen, wissen, wie 
das Geld in Anspruch genommen werden soll.

Eines ist gewiss: Alles, was Sie machen, ist nicht ein-
mal ein Tropfen auf den heißen Stein, wenn Sie in diesem 
Land wirklich etwas verändern wollen. Sie machen hier 
Symbolpolitik und lassen vor allem die Bund-Länder- 
Verhandlungen zu einer Pokerrunde verkommen, weil 
wirklich keiner sagen kann – auch nicht aus den Bundes-
ländern –, was am Ende dabei rauskommen soll.

Noch schlimmer: Sie erwecken Erwartungen und tun 
so, als ob das schon morgen die Realität wäre. Aber Eltern 
wollen sich darauf verlassen. Es gibt in diesem Land 
nichts Schlimmeres, als den Menschen etwas zu verspre-
chen und dann all diese Erwartungen zu enttäuschen. Die-
sen Preis zahlen wir auch als Preis der Demokratie. Hören 
Sie auf damit, Sachen zu versprechen, die Sie ohnehin 
nicht einhalten können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Vor allem aber, Frau Ministerin: Machen Sie nicht die 

Fehler, die Sie beim Gute-KiTa-Gesetz gemacht haben. 
Ich will jetzt gar nichts zur Namensgebung des Gesetzes 
sagen – das haben ja schon die Kollegen gemacht –, son-
dern ich will zu einem anderen Thema etwas sagen: Sie 
haben einen Qualitätsausbau versprochen. Heraus kommt 
jetzt viel Beitragsfreiheit. Was passiert eigentlich, wenn 
die Mittel aufgebraucht sind? Geht es dann mit der Qua-
lität weiter? Wollen Sie die Mittel überhaupt fortführen, 
und, wenn ja, wo haben Sie das eingestellt? In der Finanz-
planung haben Sie das nämlich nicht getan. Auch hier 
haben Sie Erwartungen erweckt, und nicht einmal ein 
Bruchteil davon wird am Ende erfüllt werden. Auch das 
wird zu einer Enttäuschung in diesem Land führen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie haben hier von Frauenhäusern geredet. Ja, das ha-

ben Sie medial groß angekündigt. Das, was Sie machen, 
garantiert aber keine Plätze; das gibt keine Sicherheit. 
Von Verlässlichkeit und Bedarfsgerechtigkeit können 
wir noch lange nicht reden. Wenn Sie die Zeitung lesen, 
dann sehen Sie, wie die Betreiber von Frauenhäusern ge-
radezu nach mehr Verlässlichkeit rufen. Sie machen hier 
Symbolpolitik und wollen in der Öffentlichkeit gut da-
stehen. Mehr ist aber weder in Ihrem Etat noch in dem 
drin, was Sie uns hier vorlegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Thema Engagementpolitik. Selbst die Kanzlerin hat 
das jetzt in ihre Rede eingebaut. Ich dachte mir dann aber, 
ich höre nicht recht, weil sie offensichtlich nicht wirklich 
darüber informiert war, was im Etat steht.

Bei den Freiwilligendiensten haben Sie im letzten Jahr 
ein wenig Geld draufgelegt, um das Geld jetzt schon wie-
der einzusparen. Wie soll da irgendjemand verlässlich 
irgendetwas planen können, wenn es ein Vabanquespiel 
ist, das Geld überhaupt in Anspruch zu nehmen und sich 
darauf zu verlassen, dass sich die Ministerin daran hält, 
was sie groß nach draußen prophezeit? Das tut sie näm-
lich nicht.

Ich habe das Gefühl, dass wir bei der Deutschen Enga-
gement-Stiftung vor einem Jahr schon weiter waren, es 
liegt uns nämlich gar nichts vor, noch nicht mal mehr im 
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Etat. Es gibt noch nicht mal eine Vorlage, geschweige 
denn ein Gesetz.

Ich will gar nicht davon reden, dass Sie uns hier mal ein 
Demokratiegesetz versprochen haben. Auch das ist in den 
Kanälen der Kommunikation seltsamerweise irgendwie 
verschwunden. Offensichtlich wird auch nichts mehr da-
zu kommen. Also: Versprechen Sie nichts, was Sie nicht 
halten können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich könnte das weiter fortsetzen. Sie wollen eine Fach-

kräfteoffensive, aber das Geld dafür ist nur zu einem 
Bruchteil vorhanden. Sie wollen die „Gute KiTa“-Mittel 
verstetigen, in der Finanzplanung findet sich dazu aber 
gar nichts. Sie wollen die Sprach-Kitas fortsetzen und 
haben von einer dreistelligen Millionenhöhe geredet, in 
der Finanzplanung ist aber noch nicht einmal 1 Euro dafür 
eingestellt.

Frau Ministerin, Ihnen ist eine gute Presse wichtiger als 
eine verlässliche Planung, und so funktioniert Haushalts-
politik nicht; so funktioniert auch Familienpolitik nicht. 
Die Menschen in diesem Land haben einen Anspruch 
darauf, dass sie sich auf Sie verlassen können, und das 
können sie derzeit nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Deligöz. – Als nächste 

Rednerin spricht zu uns die Kollegin Svenja Stadler, 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Svenja Stadler (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gäste auf den Tribünen! Die Ministerin 
hat die wesentlichen Schwerpunkte des Haushaltes be-
reits vorgestellt. Es ist klar erkennbar: Die Große Koali-
tion und allen voran das SPD-geführte Familienministe-
rium arbeiten engagiert und zielgerichtet an einer starken 
Unterstützung für die Familien, an mehr und fairen Chan-
cen auf Teilhabe für Kinder, an der Verbesserung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf und an den Strukturen 
des bürgerschaftlichen Engagements. Es geht vor allem 
um die Stärkung unserer Demokratie; das ist heute wich-
tiger denn je.

Wir wollen die Menschen in unserem Land unterstüt-
zen, die sich ehrenamtlich, unentgeltlich, freiwillig, ge-
meinwohlorientiert jeden Tag aufs Neue für Zusammen-
halt, sozialen Frieden, Respekt und Toleranz sowie für ein 
solidarisches Miteinander einsetzen. Deshalb ist es rich-
tig, dass das Programm „Demokratie leben!“ fortgeführt 
wird, dass wir die Jugendfreiwilligendienste sowie die 
Jugendverbandsarbeit stärken.

Wissen Sie, ich war Ende August auf einem Fußball-
lehrgang. Dort waren 25 Menschen unterschiedlicher Al-
tersstruktur, auch einige mit Migrationshintergrund wa-
ren anwesend, und vier Frauen. Da dachte ich: Na ja, bei 
der nächsten praktischen Prüfung – das ist ja beim Fuß-
ball der Fall – stehen die Frauen am Rand, und die Män-

ner kicken dann den Ball. – Ich wurde eines Besseren 
belehrt. Es war bei der Prüfung völlig egal, ob Frau oder 
Mann. Es ging ums Fußballspielen. Es ging darum, das 
Runde ins Eckige zu bekommen.

Das, was auf dem Grün ganz selbstverständlich war, ist 
in unserer Gesellschaft leider nicht der Fall. Wir sind ganz 
weit weg von Gleichstellung. Deshalb brauchen wir eine 
übergreifende Gleichstellungsstrategie. Deshalb brau-
chen wir ein Institut für Gleichstellung, das durch For-
schung, Projekte und Beratung das Thema in die Gesell-
schaft trägt.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Doris 
Achelwilm [DIE LINKE])

Ein weiterer Bestandteil unserer Gleichstellungspolitik 
muss zudem die Umsetzung der Istanbul-Konvention 
sein. Mit der gesetzlichen Anerkennung der Konvention 
hat sich Deutschland verpflichtet, alles dafür zu tun, um 
Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen, Frauen zu schützen, 
ihnen Hilfe und Unterstützung zu bieten. Zudem soll über 
die Umsetzungsmaßnahmen immer wieder kontinuierlich 
berichtet werden. Dafür brauchen wir eine unabhängige 
Monitoringstelle.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen – es sind ja heute einige da –, Sie 
stimmen mir doch zu, dass wir mehr Lohngerechtigkeit 
brauchen, dass wir mehr Frauen in Führungspositionen 
brauchen, und auch mehr Frauen in den Parlamenten, 
oder? Ich finde ja, Frauen können das, wir können das. 
Deshalb ist es auch gut, dass wir uns hier im Bundestag 
mit der Frage der Parität beschäftigen. Ich bin äußerst 
dankbar, dass wir auch Unterstützung von den männli-
chen Kollegen bekommen; also vielen Dank dafür. Sie 
dürfen weiter dafür kämpfen.

Es ist auch gut, dass sich das Bundeskabinett laut un-
serer Frauenministerin noch in diesem Herbst mit der 
Novellierung der Frauenquote für Aufsichtsräte befassen 
wird. Börsennotierte Unternehmen, die für den Frauen-
anteil ihrer Vorstände die Zielgröße null angeben, sollen 
künftig Bußgelder zahlen. Ich finde das gut und richtig so. 
Das müssen wir anpacken.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Silvia 
Breher [CDU/CSU])

Mit dem Haushaltsentwurf haben wir eine gute Grund-
lage für die anstehenden Beratungen. 11,8 Milliarden Eu-
ro investieren wir in Familie, Ältere, Gleichstellung, Kin-
der und Jugend sowie bürgerschaftliches Engagement – 
wichtige Investitionen, richtige Investitionen.

Einige Dinge werden wir jetzt in den anstehenden Be-
ratungen noch besser machen, natürlich gemeinsam mit 
unserem Koalitionspartner. Ich freue mich auf die komm-
enden Gespräche. Packen wir es an. Es wird Zeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin hat das Wort die 

Kollegin Mariana Harder-Kühnel, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Auch in diesem Jahr war es wieder deprimierend, 
den Haushaltsplan des Bundesministeriums für Familie 
zu studieren. Naiv hoffte man, dass endlich wirksame 
Maßnahmen für Familien und gegen die verheerende de-
mografische Entwicklung in Deutschland getroffen wer-
den. Aber dann stellte man fest, dass die Prioritäten der 
Bundesregierung erneut woanders liegen.

Es sind enorme Ausgaben in Höhe von 11,8 Milliarden 
Euro vorgesehen, das Geld hart arbeitender Steuerzahler, 
mit dem sorgsam umgegangen werden muss. Deshalb 
stellen sich hier die entscheidenden Fragen: Wird durch 
diese Ausgaben jungen Paaren mehr Mut zur Familie ge-
macht, und werden mehr Kinder geboren? Wird die de-
mografische Katastrophe, auf die wir zusteuern, aufge-
halten? Wird die wachsende Kinder- und Altersarmut 
gestoppt? Werden Gleichberechtigung und Demokratie 
gefördert? Ich sage Ihnen: Nein! Denn die Bürger in 
Deutschland unterliegen nach wie vor einer erdrückenden 
Steuer- und Abgabenlast,

(Beifall bei der AfD)
laut der OECD der zweithöchsten weltweit.

Dadurch werden Mütter und Väter in die doppelte Be-
rufstätigkeit gezwungen, um sich ihre Familien überhaupt 
noch leisten zu können. Kinder sind durch Ihre jahrzehn-
telange Politik zu einem Armutsrisiko geworden. Das 
fangen Sie nicht durch ein paar Euro mehr beim Eltern-
geld oder beim Kinderzuschlag ab. Das ist lediglich ein 
erbärmlicher Versuch, die Bürger zu sedieren.

(Beifall bei der AfD)
Wenn Sie den Familien in Deutschland helfen wollen, 

dann senken Sie endlich signifikant die Steuern und Ab-
gaben! Versetzen Sie dadurch mehr Väter und Mütter in 
die Lage, sich selbst um ihre Kinder kümmern zu können, 
wenn sie das wünschen! Geben Sie die Kinder ihren El-
tern und die Eltern ihren Kindern zurück! Dann muss 
auch nicht immer mehr und mehr Geld in die staatliche 
Fremdbetreuung investiert werden. Oder ist diese staat-
lich finanzierte Fremdbetreuung in diesen sozialistischen 
Ausmaßen genau das Ziel, das Sie verfolgen?

(Marianne Schieder [SPD]: Oje, oje! – Monika 
Lazar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: In wel-
cher Welt leben Sie?)

Kitas, Ganztagsschulen, Kinderrechte gegen die eige-
nen Eltern, der Staat als sozialistische Super-Nanny, die 
die Kinder ihren Eltern entfremdet und in die Familien 
hineinregiert:

(Gabriele Hiller-Ohm [SPD]: So ein Quatsch!)
Ist das Ihr eigentliches Ziel, Untertanen zu schaffen, die 
nicht von ihren Eltern, sondern vom Staat erzogen wur-
den und damit leichter lenkbar sind?

(Beifall bei der AfD – Maik Beermann [CDU/ 
CSU]: Wer hat Ihnen diesen Quatsch denn auf-
geschrieben?)

Wir wollen stattdessen starke Familien, indem Kinder 
zu mündigen, freien Bürgern erzogen werden, und Fami-
lien zu stärken heißt, Familien spürbar zu entlasten. Also 
senken Sie endlich die Steuern und Abgaben! Führen Sie 
das Familiensplitting ein!

(Katja Dörner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Überhaupt keine Ahnung!)

Schaffen Sie alltägliche Sonderbelastungen wie das EEG 
und den Rundfunkbeitrag ab! Nehmen Sie den Eltern so 
den Druck zur doppelten Berufstätigkeit! Und schaffen 
Sie eine Willkommenskultur für Kinder, damit Deutsch-
land sich nicht abschafft!

(Beifall bei der AfD)
Und kümmern Sie sich endlich auch um die Senioren! 

Die zunehmende Verarmung älterer Menschen, vor allem 
von Frauen, die sich um ihre Kinder gekümmert haben, ist 
ein trauriges Zeugnis für Ihr jahrzehntelanges Versagen in 
der Rentenpolitik.

Aber statt sich dieser Probleme ernsthaft anzunehmen, 
fabulieren Sie im Haushaltsplan lieber von den Chancen 
des demografischen Wandels. Ist das Ihr Ernst? Worin 
sehen Sie diese Chancen?

(Maik Beermann [CDU/CSU]: Wie sieht denn 
Ihr Rentenkonzept aus?)

Wir haben seit Jahrzehnten eine Geburtenrate von nur 1,4 
Kindern pro Frau. Dummerweise ist unser Rentensystem 
aber auf einen Generationenvertrag aufgebaut, der darauf 
beruht, dass die Jungen die Älteren versorgen.

1964 haben 6 Arbeitnehmer einen Rentner versorgt. 
2050 werden nur noch 1,5 Arbeitnehmer einen Rentner 
versorgen. Das System steht also kurz vor dem Kollaps.

(Dr. Anna Christmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was ist denn Ihr Rentenkonzept?)

Jemand, der unter diesen Umständen ernsthaft von den 
Chancen des demografischen Wandels fabuliert, der ver-
sucht, die Bürger für dumm zu verkaufen.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Dumm ist diese Rede auch!)

Oder er erweckt den Eindruck, dass ihm die demografi-
sche Krise gerade recht kommt, lässt sie sich doch wun-
derbar als Rechtfertigung für eine Politik der offenen 
Grenzen missbrauchen.

(Katja Mast [SPD]: Sie haben doch gar kein 
Konzept für die Rente! – Gegenruf von der 
AfD: Ihr doch auch nicht!)

Aber das ist der falsche Weg.

Der richtige Weg lautet: Grenzen sichern, Leistung be-
lohnen, Senioren wertschätzen, Familien entlasten. Das 
wäre mal Politik für das eigene Volk, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)
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Aber was macht diese Regierung stattdessen? Mit vie-
len Millionen Euro wird die sogenannte Gleichstellungs-
politik gefördert. Merke: Gleichstellung, nicht Gleichbe-
rechtigung. Sie wollen entgegen der menschlichen Natur 
gleichstellen, was glücklicherweise grundverschieden ist. 
Sie wollen aus Männern Frauen und aus Frauen Männern 
machen.

(Widerspruch bei der CDU/CSU – Lachen bei 
der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Sönke Rix [SPD]: Da muss sie selber 
lachen!)

In Ihren eigenen Reihen können Sie ja gerne damit he-
rumexperimentieren, aber als gesamtgesellschaftliches 
Projekt muss und wird es scheitern.

(Beifall bei der AfD)
Eben für diese Gleichstellungspolitik sieht der Haus-

haltsplan höhere Ausgaben vor als für die Stärkung der 
Familienpolitik, der Politik für ältere Menschen und der 
Politik des demografischen Wandels.

(Maik Beermann [CDU/CSU]: Nicht ernst zu 
nehmen!)

Falscher kann man Prioritäten nicht setzen.

(Beifall bei der AfD)
Zudem werden Unsummen für Ihre sogenannten Maß-

nahmen zur Stärkung von Vielfalt, Toleranz und Demo-
kratie verschwendet. Aber Ihre Vielfalt ist linke Einfalt, 
und Ihre Toleranz gilt nur den Gleichgesinnten.

(Beifall bei der AfD)
Besonders deutlich sieht man das beim vom Familien-

ministerium geförderten Programm „Demokratie leben!“. 
Dieses Programm ist vor allem eines: eine politische Waf-
fe gegen Andersdenkende. Statt Projekte für eine mög-
lichst breite demokratische Willensbildung zu fördern, 
wird hier vor allem der Kampf gegen den politischen 
Gegner betrieben. Denn mit diesem Programm wird 
zum Beispiel auch die Amadeu-Antonio-Stiftung massiv 
gefördert, und genau diese Stiftung sah sich kurz vor den 
Landtagswahlen in Brandenburg und Sachsen dazu be-
rufen, ein Pamphlet über die AfD zu veröffentlichen. 
Ausgerechnet am Jahrestag des Mauerbaus und ausge-
rechnet unter der Leitung der ehemaligen Stasimitarbeite-
rin Kahane

(Zurufe von der AfD: Pfui!)
wird eine Broschüre mit dem Titel „Demokratie in Ge-
fahr. Handlungsempfehlungen zum Umgang mit der 
AfD“ herausgegeben, eine Broschüre, die nur ein Ziel 
verfolgt, nämlich die einzige wirkliche politische Oppo-
sition in diesem Land zu dämonisieren. Das ist ein Skan-
dal.

(Beifall bei der AfD – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Das schaffen Sie ganz 
alleine!)

Hier wird in geradezu grotesker Weise gegen das Neutra-
litätsgebot verstoßen und der politische Gegner unter 
Missbrauch von Steuergeldern scharmlos diffamiert.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Streichen Sie die Mittel für linke Propagandainstitute 

wie die Amadeu-Antonio-Stiftung, und hören Sie auf, das 
Land zu spalten! Richten Sie die Familienpolitik endlich 
an der Realität und nicht länger an sozialistischen Ideo-
logien aus! Denn diese sind das Opium der Linksintellek-
tuellen. Sie dürfen nicht zum Opium der Bundesregierung 
werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Selten so viel Schmarren auf einmal ge-
hört!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als nächste Rednerin erhält das Wort die Kollegin 

Sylvia Pantel, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sylvia Pantel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die Familie war, ist und bleibt der wichtigste Grund-
baustein unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie sorgt für soziale Stabilität und ist eine unverzichtbare 
Solidar- und Wirtschaftsgemeinschaft. Gerade heute be-
darf sie unseres besonderen Schutzes. Gute Rahmenbe-
dingungen helfen Familien bei ihrem Erziehungsauftrag, 
der Pflege und Betreuung ihrer Angehörigen und der Ver-
mittlung unserer Werte. Sie ist also wesentlich mehr als 
nur der kurze Part in den ersten Jahren der Erziehung der 
Kinder. Es ist eine zentrale Aufgabe einer guten Familien-
politik, Voraussetzungen zu schaffen, die unsere Familien 
stärken, und sie bei der Wahrnehmung dieser wichtigen 
Aufgaben zu unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zu den Voraussetzungen, die wir als Politiker und Po-

litikerinnen schaffen müssen, gehört neben der finanziel-
len Absicherung auch die Wahlmöglichkeit – die haben 
wir – für die Gestaltung des eigenen Familienlebens. Es 
ist ein gutes Signal, die Ausgaben für familienpolitische 
Leistungen für das Haushaltsjahr 2020 erneut zu erhöhen. 
Es werden 1,36 Milliarden Euro mehr zur Verfügung ste-
hen, und der Haushaltsansatz wird, wie eben schon mehr-
fach gesagt, auf 11,8 Milliarden Euro erhöht.

Trotz der gezielten Erhöhungen in verschiedenen Be-
reichen werden wir den siebten ausgeglichenen Haushalt 
beschließen und nun erstmals seit 2002 auch das Maas-
tricht-Kriterium von maximal 60 Prozent Gesamtver-
schuldung einhalten. Auch das ist nachhaltige Politik, ge-
rade für unsere Kinder und Enkelkinder.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Jetzt komme ich zu den gezielten Leistungen gerade 

für die Familien. Da geben wir gezielt 7,25 Milliarden 
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Euro für das Elterngeld aus. Wir erhöhen die Mittel dafür 
um 395 Millionen Euro. Das ist gezielte Familienpolitik, 
die direkt ankommt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Auch die Elternzeitinanspruchnahme von Vätern 

steigt, und ich werde mich weiterhin für die Anerkennung 
der Erziehungsarbeit und der Erziehungsleistung einset-
zen. Die Flexibilisierung des Elterngeldes Plus im Jahre 
2015 führte zu einer verstärkten Nachfrage. Es hilft, Be-
ruf und Familie besser miteinander zu kombinieren.

Im Etat stehen für die Erhöhung des Kindergeldes und 
des Kinderzuschlages – wieder eine Maßnahme, die so-
fort zur Verbesserung der Lage der Familien führt – rund 
1,2 Milliarden Euro zur Verfügung; damit erhöhen wir 
den Betrag um 403 Millionen Euro. Sie alle wissen, dass 
dies nur der Betrag in unserem Haushalt ist. Insgesamt 
belaufen sich die Kindergeldbeiträge in Deutschland auf 
über 36 Milliarden Euro. Also, das darf man bitte schön 
auch nicht vergessen.

Die Absicherung und Unterstützung der Alleinerzieh-
enden ist uns ein besonderes Anliegen, zumal wenn der 
andere Elternteil für den Kindesunterhalt nicht auf-
kommt; darüber haben wir eben schon gesprochen. Wir 
müssen weiter dafür sorgen, dass das Geld von säumigen 
Elternteilen – in der Mehrzahl sind es Väter – zurückge-
holt wird. Auch hier haben wir Erziehungs- und Familien-
arbeit unterstützt. Derzeit steigt der Ansatz für die Aus-
gaben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz – es kostet 
eben auch wieder alles Geld – um 77 Millionen Euro. 
Wir haben 795 Millionen Euro in unserem Etat dafür vor-
gesehen.

(Beifall der Abg. Bettina Margarethe 
Wiesmann [CDU/CSU] – Gabriele Hiller- 
Ohm [SPD]: Ja, das ist gut!)

– Richtig.

Ja, wir leisten viel für unsere Familien. Wie arm wäre 
unsere Gesellschaft ohne unsere freiwilligen oder ehren-
amtlichen Helfer. Wir haben so viele tolle junge Leute, 
die auch im Rahmen ihres Freiwilligendienstes ihre so-
zialen, persönlichen und beruflichen Kompetenzen aus-
bauen und die lernen, Verantwortung für sich selbst und 
andere Menschen in unserer Gesellschaft zu übernehmen.

Für die Freiwilligendienste sind 2020 110 Millionen Euro 
vorgesehen und für den Bundesfreiwilligendienst 
167 Millionen Euro. Die Reduzierung, Frau Giffey, in 
diesen beiden Bereichen gegenüber dem laufenden Haus-
halt ist nicht das, was wir versprochen haben. Hier müs-
sen wir erneut darüber reden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir müssen so viel Geld einsetzen, dass die jungen Leute, 
die wirklich im Ehrenamt, in den Freiwilligendiensten 
arbeiten wollen, unsere Unterstützung erfahren. Das Geld 
muss zur Verfügung gestellt werden. Wir können nicht 
sagen: „Wir möchten das gern“, und dann haben wir nicht 
genug Geld dafür im Haushalt. Das ist etwas, was für 
meine Begriffe nicht geht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Seit vielen Jahren beschäftigen wir uns mit dem 
schwierigen Thema „Gewalt innerhalb der Familie“. Be-
troffen sind meist Frauen und Kinder. Das bundesweite 
Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ ist ein niederschwel-
liges wichtiges Angebot, das wir ausgebaut und nun in 17 
Sprachen als Hilfsangebot in schwierigen Gewaltsituatio-
nen installiert haben.

Um auch in dem Bereich, in dem der Bund keine Zu-
ständigkeit hat, bei der Schaffung intelligenter Lösungen 
zu helfen, wurde der Ansatz für das Bundesprogramm zur 
Förderung von Innovationen im Hilfesystem zur Unter-
stützung gewaltbetroffener Frauen mit ihren Kindern um 
sage und schreibe 29 Millionen Euro auf 35 Millionen 
Euro erhöht.

Der Bund kann das begonnene Aktionsprogramm zur 
Prävention und Unterstützung von durch Gewalt betrof-
fene Frauen und Kinder nur gemeinsam mit den Ländern 
und den Kommunen durchführen. Deshalb ist der „Runde 
Tisch gegen Gewalt an Frauen“ genau der richtige Weg. 
Wir können nichts gegen die Länder und gegen die Kom-
munen machen. Hier gibt es eben unterschiedliche Kom-
petenzen, und die müssen wir beachten. Deshalb geht das 
nur im Miteinander und mit Goodwill. 35 Millionen Euro 
dafür einzusetzen, finde ich, ist einen Applaus wert; darü-
ber sollte man nicht noch schimpfen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Fassungslos macht mich immer wieder Kindesmiss-
brauch. Deshalb ist es wichtig, an unterschiedlichen Stel-
len eine verbesserte und effiziente Strafverfolgung und 
einen besseren Opferschutz zu erarbeiten. Damit Betrof-
fene von sexualisierter Gewalt im Kindes- und Jugend-
alter Hilfen erhalten, wird die Finanzierung des Fonds 
Sexueller Missbrauch 2020 fortgesetzt und im Vergleich 
zu 2019 um 28,4 Millionen Euro auf 45,4 Millionen Euro 
aufgestockt.

Wir haben ein neues Kapitel mit der finanziellen Aus-
stattung von 5,9 Millionen Euro für den Unabhängigen 
Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmiss-
brauchs geschaffen.

Wie wichtig ein gutes Wohnumfeld für unsere Familien 
ist, versteht sich von selbst. Deshalb freue ich mich, dass 
sich der Einsatz für das Baukindergeld und die stetige 
Erhöhung des Wohngeldes gelohnt hat. Erst vor rund ei-
nem Jahr haben wir das Baukindergeld eingeführt. Dazu 
hat es heute Morgen schon viele gute Beiträge gegeben; 
ich will nichts wiederholen.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen.

Sylvia Pantel (CDU/CSU):
Ich weiß. – Die CDU/CSU hat aber auch weitere Vor-

schläge zur Eigentumsförderung und zur Förderung an-
derer Wohnformen erarbeitet. Hier wird die Bürgschaft 
des Staates für fehlendes Eigenkapital eine wichtige Vo-
raussetzung für Eigentumsbildung sein.
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Wir setzen als CDU/CSU-Fraktion die richtigen Ak-
zente. Wir wollen eigenständige Familien, starke Fami-
lien haben. Ich finde, dass wir trotz der Kritik, die ich 
eben geäußert habe, einen sehr guten Weg beschreiten.

Wenn Sie von der AfD glauben, dass wir mit dem – –

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Jetzt, Kollegin, kommen Sie bitte wirklich zum 

Schluss. Sie haben zwei Minuten überzogen.

Sylvia Pantel (CDU/CSU):
Alles klar; gut.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Mein Kollege Kubicki hätte Ihnen schon vor einer Mi-

nute das Wort entzogen.

Sylvia Pantel (CDU/CSU):
Okay. Alles klar.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Ich bin ein toleranter Vorsitzender, aber man darf die 

Geduld auch nicht überstrapazieren.

Deshalb machen wir jetzt weiter in der Debatte. Ich 
rufe für die Fraktion der FDP den Kollegen Grigorios 
Aggelidis auf. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Grigorios Aggelidis (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Minis-

terin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Damen 
und Herren! Menschen zu befähigen, ihnen den Freiraum 
zu lassen, ihren eigenen Weg zu gehen – das ist unser Bild 
und unser Kompass. Sie hatten das einmal versprochen, 
als Sie als Familienministerin begonnen haben, Frau 
Dr. Giffey. „Nicht einengen, nicht bevormunden und 
nicht gängeln“ sollte genauso unser Kompass sein. Leider 
tut die Regierung allzu häufig das Gegenteil bzw. über-
sieht diesen Kompass.

(Beifall bei der FDP)
Kollege Weinberg, Sie sind auf das Thema Ehrenamt 

eingegangen, Frau Pantel auch. Es ist gerade beim Ehren-
amt leider Gottes saurer Wein, den Sie haben. Frau 
Deligöz hat es gesagt. Frau Merkel ist zum Schluss ihrer 
Rede auf das Ehrenamt eingegangen, ungefähr 60 Sekun-
den lang. Da war ich mir aber nicht sicher: Verwechselt 
sie jetzt das Ehrenamt mit dem Programm „Demokratie 
leben und fördern“?

(Maik Beermann [CDU/CSU]: Keine Unter-
stellungen hier!)

– Sie müssen es nur nachlesen; Sie können es im Proto-
koll nachlesen. – Frau Merkel sagte auch, das Ehrenamt 
würde Pars pro Toto für vieles mehr stehen, was diese 
Regierung macht. – Wie wahr: einen Schritt vor, einen 

Schritt zurück, ohne Plan. Für 2019 hieß es in den ent-
sprechenden Entwürfen: rund 30 Millionen Euro mehr, 
wegen der Gründung der Engagement-Stiftung und der 
Fortsetzung von Programmen. Für 2020 wiederum müs-
sen wir lesen: rund 30 Millionen Euro weniger, unter 
anderem, weil die Etatisierung der Engagement-Stiftung 
noch geklärt werden muss.

Was mich als jemanden, der aus dem Ehrenamt kommt, 
aber besonders aufregt, ist, dass diese Regierung nicht 
Schluss macht mit der Einengung und der Belastung 
und der Gängelung von Menschen, die sich ehrenamtlich 
engagieren.

(Beifall bei der FDP)

Nur hier, ab und zu, finden Sie ein tolles Wort für das 
Ehrenamt. In der Praxis konfrontieren Sie das Ehrenamt 
mit immer mehr Bürokratie, immer neuen Vorgaben und 
steuerlichen Belastungen und immer neuen, zusätzlichen 
Haftungsrisiken für Menschen, die sich im Ehrenamt en-
gagieren. Im Unterausschuss „Bürgerschaftliches Enga-
gement“ sind wir uns da alle einig, auch die Kollegen von 
der Koalition. Aber offensichtlich nimmt das in der Re-
gierung niemand zur Kenntnis.

Und Sie, Frau Ministerin, machen, um genau das zu-
rückzufahren, leider nichts. Setzen Sie sich endlich ein-
mal mit Ihren Kollegen Scholz und Heil zusammen und 
setzen Sie durch, dass die Belastungen aus dem Familien-
ministerium, dass die Belastungen aus dem Ministerium 
für Arbeit und Soziales, was das Ehrenamt angeht, end-
lich einmal weniger werden; das ist das, was wir fordern.

(Beifall bei der FDP – Marianne Schieder 
[SPD]: Was soll denn da weniger werden? 
Was meinen Sie?)

– Sie können ja eine Zwischenfrage stellen; dann erkläre 
ich Ihnen das.

Im Gegenteil, ich bekomme mit: Das BAFzA braucht 
mehr Personal, weil der Bundesrechnungshof das gefor-
dert und angemahnt hat, aber Sie, das Familienministe-
rium, lehnen das ab. Gleichzeitig leistet sich das Fami-
lienministerium aber elf neue Leitungsstellen. Wir 
finden, das ist die falsche Priorität. Sie sollten lieber das 
Ehrenamt entlasten, statt bei Ihnen für mehr Leitung zu 
sorgen.

(Beifall bei der FDP)

Aber kommen wir zum Thema Elterngeld und Partner-
monate. Am 17. Januar 2018 hat Frau Barley hier ver-
sprochen, dass es zu einer Reform der Partnermonate 
kommt. Am 17. Oktober 2018 haben wir einen Antrag 
dazu eingebracht. Am 16. Januar 2019 haben Sie es in 
Ihre Vorhabenplanung mit aufgenommen. Für das erste 
Halbjahr 2019 wurde uns das angekündigt. Und was müs-
sen wir am 15. Juli 2019 in der Antwort des Familien-
ministeriums lesen? Die angekündigte Reform befindet 
sich in der Konzeptionsphase. – Im Ernst? Das ist schließ-
lich so, als ob Sie sagen würden: Wir fangen gerade erst 
an. – Die Familien brauchen hier Besseres.

(Beifall bei der FDP)
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Deswegen fordern wir Sie auf: Sorgen Sie endlich für 
eine Flexibilisierung der Arbeitszeitkorridore! Verbes-
sern Sie vor allem auch die Situation von Eltern und 
Familien, wenn der Arbeitgeber in die Insolvenz gerät 
und der Familie finanzielle Schwierigkeiten drohen. 
Und berücksichtigen Sie angemessen die Situation von 
Eltern, wenn es sich um Frühgeborene handelt, bei den 
Kindern natürlich – falls sich da jemand nicht ganz so 
sicher ist.

(Heiterkeit)
Ich will einen letzten Satz sagen, Herr Präsident, zum 

Thema „Chancenumfeld für Kinder“. Sie haben auch 
groß über das Thema „Kinderrechte ins Grundgesetz“ 
geschrieben. Wie wäre es denn, wenn Sie einmal in klei-
nen Schritten anfangen würden, konkret etwas zu verbes-
sern, zum Beispiel bei Careleavern – jungen Menschen, 
die in Heimen groß werden oder bei Pflegefamilien –; bei 
diesen jungen Menschen greift der Staat 75 Prozent des 
selbstverdienten Einkommens ab. Wie wäre es, wenn Sie 
da einmal für Gerechtigkeit sorgen und diese Regelung 
abschaffen? Das fordern wir unter anderem.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Genau das Gleiche können Sie fortsetzen bei Familien, 
die auf den Kinderzuschlag oder andere Sozialleistungen 
angewiesen sind, oder bei Kindern aus Hartz-IV-Fami-
lien. Geben Sie diesen Kindern doch die Chance, sich 
zu entwickeln, und bestrafen Sie sie als Regierung in 
einem Sozialstaat am Ende des Tages nicht dafür, dass 
ihre Eltern nicht genug verdienen! Auch das wäre fair, gut 
und im Zweifel für die betroffenen Kinder viel wichtiger, 
als hier über das Grundgesetz zu fabulieren, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Sie müssen jetzt Ihren Schlusssatz formulieren.

Grigorios Aggelidis (FDP):
Das mache ich. – Deswegen: Sorgen Sie dafür, dass 

Bildung, Teilhabe und Chancen der Kinder eben nicht 
Notnagel im Haushalt sind, sondern eine der tragende 
Säulen; dafür stehen wir. Setzen Sie die richtigen Priori-
täten; dann geht es Familien, Kindern und auch dem Eh-
renamt besser.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist für die Fraktion 

Die Linke die Kollegin Doris Achelwilm.

(Beifall bei der LINKEN)

Doris Achelwilm (DIE LINKE):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe Anwesende! 

Mit dieser Haushaltsdebatte sind wir zeitlich ziemlich 
genau in der Mitte der Legislaturperiode angekommen. 

Für Eltern mit geringem Einkommen, Alleinerziehende 
und deren Kinder wurde kaum etwas erreicht. Meine 
Fraktion und ich halten das für ein Riesenproblem.

(Beifall bei der LINKEN – Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: Wo waren Sie denn die letzten 
Jahre?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was für eine Per-
spektive bietet die Große Koalition zum Beispiel Fami-
lien, denen der Kinderzuschlag auf Hartz IV angerechnet 
wird, der bürokratisch ohnehin eine Zumutung darstellt? 
Wie sollen alle, die am dringlichsten auf Elterngeld an-
gewiesen sind, mit dem für sie geltenden Mindestbetrag 
von 300 Euro auskommen? Als Linke wollen wir, dass 
das Mindestelterngeld, nachdem es über zehn Jahre ein-
gefroren war, klar angehoben wird. Die Elterngeldstellen 
in den Ländern müssen so unterstützt werden, dass sie 
Anträge ohne Durststrecke für die Betroffenen bewilligen 
können.

(Beifall bei der LINKEN)

Ja, im Bereich des Familienministeriums wird mehr 
ausgegeben. Das liegt aber vor allem daran, dass der Be-
darf an gesetzlichen Leistungen steigt. Er steigt, weil un-
gleiche politische Rahmenbedingungen für reich und 
arm, für Männer, Frauen, Stadt, Land, West, Ost nicht 
endlich in großem Stil gerecht geregelt werden. Klima-
politisch kommt auf Regierungsebene so langsam die Er-
kenntnis an, dass uns die Kosten heute versäumter Maß-
nahmen morgen überrollen. Diesen Lerneffekt braucht es 
auch für die nötigen Instrumente der Kinder-, Jugend-, 
Familien-, Senioren- und Frauenpolitik, wenn der gesell-
schaftliche Zusammenhalt wieder besser werden soll.

(Beifall bei der LINKEN)

Demokratie und inklusive Teilhabe für alle sind kein 
Selbstläufer. Deshalb müssen die Mittel für engagement-
fördernde Freiwilligendienste ohne Abzüge verstetigt 
werden, und deshalb darf auch nicht an dem wichtigen 
Bundesprogramm „Demokratie leben!“ gekratzt werden. 
Für die Programmphase 2020 bis 2024 soll es nach der-
zeitigem Stand zwar weiterlaufen, aber an kompliziertere 
Förderbedingungen gekoppelt und um Millionen stark 
gekürzt werden – leider. Diese Einschränkungen sind 
für Die Linke absolut nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der LINKEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Dann braucht ihr noch ein paar Millio-
nen mehr Unterstützung, damit ihr aus der Kri-
se kommt!)

Die Projektelandschaft von „Demokratie leben!“ ist 
wichtig. Ja, sie besteht aus guter sozialer Arbeit, die an-
sonsten zu wenig finanziert wird, aus politischer Bildung, 
aus Beratungsangeboten für Betroffene rassistischer und 
antisemitischer Gewalt. Für mein Bundesland Bremen 
kann ich sagen, dass dort jede einzelne Stelle dringend 
benötigt wird und wichtige Arbeit macht.

(Martin Reichardt [AfD]: In Bremen klappt ja 
auch sonst nichts!)

„Demokratie leben!“ und die dazugehörigen Dachver-
bände müssen finanziell deutlich abgesichert und poli-
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tisch gestärkt werden, unter anderem auch wegen Ihnen 
von der AfD; ja, dazu können wir ganz offen stehen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zum Bereich Queerpolitik: Wir begrüßen die tatsäch-
lich neue Finanzierung des Bundesnetzwerks für Bera-
tung von trans- und intergeschlechtlichen Menschen 
und ihrer Angehörigen. 120 000 Euro für das gesamte 
Bundesgebiet sind nun beileibe kein Paukenschlag, aber 
ein Anfang immerhin. Auch die Förderung des Dachver-
bands Lesben und Alter e. V. ist unentbehrlich, um eine 
queerpolitische Leerstelle zu schließen. Die verbandliche 
Interessenvertretung unterstützt zum Beispiel Wohnpro-
jekte und hat unsere Unterstützung verdient und bitter 
nötig.

(Beifall bei der LINKEN)
Frauen- und gleichstellungspolitisch herrschen hier 

weitgehend Stagnation und teilweise sogar Kapitulation 
vor mancherlei rechter Stimmungsmache. Sanierungs-
mittel für das Hilfesystem zur Unterstützung gewaltbet-
roffener Frauen werden jetzt in kleinem Maße anerkannt, 
okay. Gleichzeitig bräuchte es aber eine wirklich flächen-
deckende Stärkung der Frauenhäuser und die anonyme 
Spurensicherung für Opfer häuslicher Gewalt.

(Beifall bei der LINKEN)
Was es definitiv nicht braucht, sind Studien zur Ab-

schätzung seelischer Folgen von Schwangerschaftsab-
brüchen. Dafür ist Geld da; eigentlich kaum zu glauben, 
absurd. Im Übrigen sei an dieser Stelle auch gesagt: 
§ 219a muss weg!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Dann wäre die Debatte, die Herr Spahn gerade wieder 
vom Stapel lässt, jetzt nicht notwendig.

Die unterlassene Gleichstellungspolitik der Bundesre-
gierung ist in jeder Hinsicht unfassbar teuer. Das Ehe-
gattensplitting mindert die Steuereinnahmen von Bund 
und Ländern um rund 21 Milliarden Euro. Es wäre ein 
großer Schritt, wenn dieses Geld für eine kinderbezogene 
Familiengrundsicherung

(Bettina Margarethe Wiesmann [CDU/CSU]: 
Haben wir schon!)

zur Verfügung stehen würde. Gehen Sie diesen Schritt!

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen die Kollegin Monika Lazar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 

geehrte Frau Ministerin! Ich möchte mich in meiner Re-

dezeit den aktuellen Problemen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“ widmen; denn es ist leider nicht 
so, wie Sie, Frau Ministerin, es uns in blumigen Worten 
geschildert haben.

Zuerst wundert man sich, dass trotz guter Auslastung in 
diesem Jahr der Etatansatz um 8 Millionen Euro gekürzt 
wurde. Das ist ein völlig falscher Ansatz, und ich kann Sie 
von den Koalitionsfraktionen nur auffordern, diese Kür-
zung zurückzunehmen; denn der Bedarf ist auf alle Fälle 
da.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Offenkundig gibt es auch an anderen Stellen sehr unter-
schiedliche Meinungen darüber, wie es bei diesem Bun-
desprogramm weitergehen soll. Wir brauchen jedenfalls 
mehr denn je eine ausreichende und dauerhafte Bundes-
förderung für bewährte zivilgesellschaftliche Initiativen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Doch leider ist das Gegenteil der Fall. Die Dachverbände 
der mobilen Beratung und der Opferberatung wurden be-
reits beim Interessenbekundungsverfahren vom Ministe-
rium abgelehnt und dürfen folglich nicht einmal mehr 
einen Förderantrag stellen, obwohl diese Dachverbände 
seit nun mittlerweile 20 Jahren ein bundesweites Moni-
toring rechter Gewalt entwickeln, Qualitätsstandards 
weiter bearbeiten und auch die Vernetzung vorantreiben. 
Sie sind auch ein gutes Beispiel dafür, wie westdeutsche 
Verbände von ostdeutschen Projekten lernen konnten; 
denn die Bundesprogramme sind vor 20 Jahren in Ost-
deutschland eingerichtet worden. Aber trotz dieser jahre-
lang nachgewiesenen Qualitätsstandards werden sie nicht 
weiter gefördert. Ich fordere das Ministerium auf, das 
noch einmal zu überdenken und die Förderung dieser 
bewährten Projekte wieder möglich zu machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Auch die Anzahl der finanzierten Modellprojekte soll 
im nächsten Jahr drastisch zurückgefahren werden; auch 
das ist ein Fehler.

Ein weiteres Beispiel: Bei den vom Bund geförderten 
Kompetenznetzwerken gibt es das Problem, dass im In-
teressenbekundungsverfahren bewährte Träger abgelehnt 
wurden. Das betrifft zum Beispiel das Netzwerk für De-
mokratie und Courage im Saarland – und das, liebe Frau 
Ministerin, wo Sie erst vor zwei Wochen in Leipzig bei 
der 20-Jahr-Feier des bundesweiten Netzwerks Demokra-
tie und Courage waren und sich von der Qualität der 
Arbeit überzeugen konnten. Für mich ist das jedenfalls 
nicht nachvollziehbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Die war dann wohl 
nicht so gut!)

Das Bundesprogramm krankt leider an der nicht vorhan-
denen Planungssicherheit. Wir brauchen aber Sicherheit 
für die Expertinnen und Experten für unsere Demokratie 
und sollten die Förderung deshalb weiter unkompliziert 
gestalten.
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Weiterhin stellen wir fest, dass die Daueraufgabe De-
mokratieförderung, obwohl dies in beiden Abschlussbe-
richten der NSU-Untersuchungsausschüsse des Bundes-
tages gefordert wurde, immer noch nicht umgesetzt ist. 
Deshalb fordern wir als Bündnis 90/Die Grünen ein De-
mokratiefördergesetz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Susann Rüthrich [SPD])

Meines Wissens fordert das die SPD auch.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Koalition, 
wir haben noch einige Wochen Zeit, um in den Haushalts-
beratungen wirklich die richtigen Signale zu setzen, in-
dem wir die Kürzung der Mittel für „Demokratie leben!“ 
zurücknehmen und den Weg freimachen für ein Demo-
kratiefördergesetz, damit die zivilgesellschaftlichen 
Strukturen endlich dauerhaft finanziell und strukturell ab-
gesichert werden.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächste spricht für die Fraktion der 

SPD die Kollegin Leni Breymaier.

(Beifall bei der SPD)

Leni Breymaier (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-

be Frau Ministerin! Ich möchte meine Redezeit zum 
Haushalt 2020 verwenden, indem ich einen Blick auf 
das Thema „Gewalt an Frauen“ werfe. Ich denke, das 
ist auch nötig.

Mich empört – ich denke, Sie auch –, dass wir im Jahr 
138 000 Opfer von häuslicher Gewalt zu verzeichnen 
haben; das ist die Zahl von 2017. 147-mal wurden Frauen 
von ihrem Partner oder Ex-Partner getötet; das sind drei 
Frauen pro Woche. Nur jede fünfte Frau, die Gewalt er-
lebt, geht zur Polizei. Deshalb muss das Ziel sein, auch 
das Ziel dieser Haushaltsberatungen, betroffene Frauen 
zu schützen und Gewalt zu verhindern, Gewalt vorzubeu-
gen.

Frauenhäuser sind hier ein wichtiger Baustein. An die-
ser Stelle will ich Danke sagen: Danke all den Frauen, die 
vor über 40 Jahren und die ganze Strecke lang diese 
Frauenhäuser gefordert haben, diese aufgebaut haben, 
diese betrieben haben im Ehrenamt und im Hauptamt. 
Das ist alles nicht selbstverständlich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und der LINKEN)

Viele Frauenhäuser, die Schutzräume für Frauen und 
Kinder, sind in diesen 40 Jahren in die Jahre gekommen. 
Dort, wo Frauen Schutz suchen, sich stabilisieren, mög-
lichst ihre Zukunft planen sollen, dort, wo sie ihr Leben 
zurückgewinnen wollen, fehlt es oftmals an einem Min-
destmaß an Privatsphäre. Ich war in Frauenhäusern, die 
zwei, drei Frauen mit ihren Kindern in ein Zimmer ste-
cken. Das führt dazu, dass sich Frauen oft stundenlang im 

Bad einsperren oder sich die Kinder in Schränken ver-
stecken.

Wir müssen schauen, dass Frauen mit Behinderungen 
einen Zugang zu Frauenhäusern kriegen – im wahrsten 
Sinne des Wortes. Es geht auch darum, bislang unerreich-
ten Gruppen einen Zugang zu Hilfesystemen zu ermögli-
chen. 30 Millionen Euro, meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen, sind hier mehr als sinnvoll.

(Beifall bei der SPD)

Alleine in diesem Jahr fließen 6 Millionen Euro in 
innovative Praxismodelle. Es geht um die Fortentwick-
lung der Qualität. In den kommenden drei Jahren kom-
men nochmals jeweils 5 Millionen Euro dazu. 2019 sind 
schon modellhafte Projekte gestartet, die für das gesamte 
Hilfe- und Beratungssystem relevant sind. Zum Beispiel 
hatte ich kürzlich die Gelegenheit, eine Gewaltambulanz 
in Heidelberg zu besuchen, wo man die Möglichkeit hat, 
zeitnah nach einem Übergriff, auch anonym, Beweise zu 
sichern – ob eine Anzeige später erfolgt oder nicht.

Man kann sich hier viel vorstellen. Gewalt bleibt, die 
Formen von Gewalt ändern sich. Teilweise Überwunde-
nes verstärkt sich wieder. Es geht auch um digitale Ge-
walt, zum Beispiel, wenn Männer Macht ausüben, indem 
sie WhatsApp, Facebook, SMS, den Kalender der Part-
nerin kontrollieren. Es geht um Datensicherheit im 
Frauenhaus. Es geht um Sicherheitskonzepte der Frauen-
häuser. Was kommt, Kolleginnen und Kollegen, eigent-
lich auf uns zu, wenn heutzutage bereits Elfjährige Por-
nofilme konsumieren? Was wird da für eine Gesellschaft 
heranwachsen?

An die deutsche EU-Ratspräsidentschaft im nächsten 
Jahr habe ich auch in Sachen Gleichstellungspolitik eine 
hohe Erwartungshaltung. Unser Hilfetelefon – Frau 
Pantel hat es schon gesagt –, das 365 Tage im Jahr, 
24 Stunden lang erreichbar ist – kostenfrei für Anrufer-
innen und mehrsprachig –, kann sich sehen lassen, wenn 
über die Umsetzung der Istanbul-Konvention gesprochen 
wird, wenn es darum geht, zu bilanzieren, wie die EU- 
Länder gegen alle Formen der geschlechtsspezifischen 
Gewalt vorgehen.

Wir als SPD-Parlamentarierinnen und -Parlamentarier 
setzen uns hier für eine Monitoringstelle an, die die unter-
schiedlichen Maßnahmen bewertet. Auch eine staatliche 
Koordinierungsstelle halten wir für sinnvoll.

(Beifall bei der SPD)

Das Bündnis „Istanbul-Konvention“ spricht von einem 
Flickenteppich bei der Bekämpfung von Gewalt an 
Frauen. Das ist wohl richtig; aber das Problem ist: Ganz 
Deutschland ist ein Flickenteppich, und der Name ist Fö-
deralismus.

Wir geben 30 Millionen Euro in die Modernisierung 
der Frauenhäuser. Das kann man verbuchen unter der 
Schaffung von einheitlichen Lebensverhältnissen. Das 
möchten wir machen. Das Ziel ist eine gewaltfreie Ge-
sellschaft, eine Gesellschaft, in der klar ist: Gewalt gegen 
Frauen ist unmännlich.

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist für die Fraktion 

der CDU/CSU die Kollegin Bettina Margarethe 
Wiesmann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bettina Margarethe Wiesmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Sehr geehrte Damen und Herren auf den Tribünen! 
Im Vordergrund der Haushaltsdebatte dieser Woche stan-
den bisher Themen wie der Schutz unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen, die Digitalisierung, die Sicherheitsla-
ge in einer globalisierten Welt. Der Einzelplan 17 – jetzt 
zu diskutieren – betrifft mit der Familie nicht nur das 
Fundament unserer Gesellschaft und ihres Zusammen-
halts. Er betrifft in besonderem Maße auch unser Verhält-
nis zur personifizierten Zukunft, nämlich zur Jugend in 
unserem Land, die sich, ganz nebenbei, auch sehr für die 
genannten großen Zukunftsthemen interessiert.

Deshalb will ich heute mit einem Appell beginnen, der, 
glaube ich, so noch nicht gesagt worden ist: Die Jugend 
muss in ihren Bedürfnissen und Anliegen ernst genom-
men werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Grigorios 
Aggelidis [FDP])

Weniger Sorgen mache ich mir dabei über materielle Ent-
behrungen; denn nach eigener Auskunft sind 8- bis 18- 
Jährige hierzulande erstaunlich gut ausgestattet: Über 
97 Prozent haben einen eigenen Internetzugang, genug 
Geld für Klassenfahrten, haben alles, was sie für die 
Schule brauchen, genug zu essen und ein Bad in der Woh-
nung. Das ermittelte Bertelsmann 2019.

Ernst genommen werden müssen die Jugendlichen, 
teilweise auch Kinder aber in ihren immateriellen Wün-
schen und Bedürfnissen; sie werden es noch zu wenig. Sie 
finden zu wenig Gehör, wenn sich ihre Eltern trennen 
oder wenn sie aus ihrer Familie herausgenommen wer-
den, weil ihr Wohl gefährdet ist. Heim- und Pflegekinder – 
es sind viele – müssen derzeit zumeist drei Viertel ihres 
selbstverdienten Geldes abgeben, ohne Rücksicht auf die 
Folgen für ihre Motivation; das wurde angesprochen. Sie 
dürfen nur selten mitwirken, wenn ihre Umgebung, ihr 
Lebensbereich umgestaltet wird. Es fehlt ihnen zuneh-
mend an Freiraum zur individuellen Lebensgestaltung.

Zugleich wünschen sie sich aber schon lange und wei-
terhin mehr Zeit für Familie und Freunde. Sie brauchen 
Vorbilder für Eigenständigkeit und Selbstverantwortung, 
und sie brauchen attraktive Angebote zur kulturellen Teil-
habe und Bildung, besonders auch außerhalb urbaner 
Zentren. In der digitalen Welt werden sie einem Stakkato 
ausgesetzt von Kaufverführungen, Hate Speechs, nervi-
gen Posts bis hin zu getarnter Anmache. Sie sagen selbst, 
es reiche ihnen damit und sie wünschten sich in diesem 
Bereich Unterstützung. Das alles sagen aktuelle Studien. 

Wenn sie sich sozial, kulturell oder ökologisch engagie-
ren wollen – das ist natürlich wichtig –, gibt es nicht 
immer passende Plätze; es sollen ja weniger bezahlt wer-
den.

Ich wünsche mir, dass wir in all diesen acht Punkten 
etwas ändern. Vieles davon wird mit diesem Etat und den 
Absichten und Maßnahmen dieser Regierung auf den 
Weg gebracht.

Erstens: Gehör. Von der Reform der Kinder- und Ju-
gendhilfe des SGB VIII erwarte ich mir, erwarten wir uns 
mehr Rechte und Chancen für junge Menschen und ihre 
Familien, mehr Beteiligungselemente und mehr Koope-
ration zwischen den einzelnen Professionen. Gehört wer-
den setzt übrigens gutes Hören voraus. Alle Professionen 
der Familiengerichtsbarkeit, um die es hier häufig geht, 
müssen besser qualifiziert werden; auch die Abläufe müs-
sen verbessert werden. Das stand und steht in der Stel-
lungnahme der Kinderkommission von November.

Zweitens – hier nur kurz; es wurde schon angespro-
chen –: Motivation. Auch wir in der Union sind der Mei-
nung, dass Kinder und Jugendliche im Heim oder bei 
Pflegefamilien selbstverdientes Geld aus Ferienjobs etc. 
überwiegend selbst behalten sollen dürfen. Es ist richtig, 
dass sie sich an den Kosten für Fremdunterbringung be-
teiligen, aber nicht in dem Maße, wie es heute ist. Des-
halb: Runter mit der Selbstbeteiligung!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Drittens: Beteiligung. Wir haben uns vorgenommen, 
Kinderrechte im Grundgesetz zu verankern; Bund und 
Länder arbeiten daran. Mir ist dabei wichtig, dass wir 
die altersgerechte Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen an Entscheidungen, die sie betreffen, stärken: in 
der Schule, in der Gemeinde vor Ort. Denn nur so wird 
Demokratie – davon war schon viel die Rede, aber nicht 
im Hinblick auf diesen Punkt – in der Praxis früh erfahren 
und selbstverständlich erlernt. Da haben wir noch Luft 
nach oben.

Viertens: Freiheitsdrang. Der schon angesprochene 
Rechtsanspruch auf Betreuung für Grundschulkinder ist 
in der Mache. Dafür wollen wir im nächsten Jahr aus 
diesem Etat 500 Millionen Euro ausgeben. Dieses Geld 
muss aber klug ausgegeben werden; denn Kinder wie 
Jugendliche wollen keinen komplett verplanten Nachmit-
tag. Sie brauchen neben festen Pflichten auch Freiraum 
zur Entfaltung. Das sagen uns auch zunehmend Fachleute 
und weichen vom bisherigen Mantra einer voll ausgebau-
ten verbindlichen Ganztagsschule ab.

(Beifall der Abg. Sylvia Pantel [CDU/CSU])

Ich habe nicht die Zeit, es auszuführen; aber ich möchte 
das hessische Modell, den „Pakt für den Nachmittag“, 
empfehlen,

(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[Bündnis 90/Die Grünen])

das Lernen mit Entdecken, Spiel und Selbstbestimmung 
in einer Vielzahl von Angeboten im lokalen Netzwerk 
verbindet. Solch eine Nachmittagsgestaltung nimmt Kin-
der ernst.
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(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Stichwort „Freiheit“: Auch mehr Zeit für Freunde und 
Familie ist seit Jahren eine Forderung, eine Top-Priorität – 
erstaunlicherweise auch von Jugendlichen. Mehr Zeit für 
das Familienleben, also eine Voraussetzung, diese Frei-
heit wahrzunehmen, wird neben anderen positiven Effek-
ten auch die von der Koalition vereinbarte Förderung 
haushaltsnaher Dienstleistungen bringen. Das ist eine 
Riesenchance für ganz viele Bereiche wie die Stärkung 
der Familie als wirtschaftliche und soziale Gemeinschaft, 
die bessere Vereinbarkeit von Familie bzw. Pflege und 
Beruf, die Eindämmung der Schwarzarbeit und für mehr 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung von wenig 
qualifizierten Arbeitnehmern.

(Beifall der Abg. Nadine Schön [CDU/CSU])

Stichwort „gute Vorbilder“: Das kürzlich in Kraft ge-
tretene Familienstärkungsgesetz schützt vor Dauerabhän-
gigkeit und erhält Vorbilder, nämlich in Person der Eltern, 
für Kinder und Jugendliche, die ein selbstverantwortetes 
Leben lernen sollen. Es ist deshalb ganz richtig, dass da-
für im kommenden Jahr 870 Millionen Euro im Haushalt 
vorgesehen sind.

Und es braucht – das kann ich Ihnen nicht ersparen – 
keine pauschale Kindergrundsicherung; denn die Kinder 
und Jugendlichen, um die es uns zu Recht besonders geht, 
werden sehr gründlich abgesichert. Mehr braucht es nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Kerstin Kassner 
[DIE LINKE]: Aber eben nicht alle!)

Ich gehe über den Punkt „Teilhabe“ aus Zeitgründen 
hinweg, komme aber noch zu einem letzten Thema: 
Schutz und Unterstützung in der digitalen Welt. Jugend-
liche wünschen sich mehr staatliches Eingreifen gegen 
die Auswüchse des Internets – nicht gegen das Internet. 
Das müssen wir beachten. Da müssen wir handeln und 
Kinder und Jugendliche dabei auch einbeziehen; denn sie 
sind Profis, sie kennen sich dort aus, sie kennen auch die 
Gefahren und machen viele leidvolle Erfahrungen mit 
ihnen. Deshalb sollten wir die anstehende Reform des 
Jugendmedienschutzes dazu nutzen, die Empfehlungen 
der Kinderkommission, die wir übergreifend verabschie-
den konnten, umzusetzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Vorhaben dieser 
Koalition rücken Bedürfnisse und Erwartungen von Ju-
gendlichen stärker in den Fokus; das ist gut so. Wir müs-
sen sie ernst nehmen. Wir erwarten von ihnen ja auch viel 
für die Zukunft unseres Landes.

Danke, dass Sie mir zugehört haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

SPD der Kollege Sönke Rix.

(Beifall bei der SPD)

Sönke Rix (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mei-

ne Damen und Herren! Hier wurde gesagt: Der Etat ist 
eigentlich viel zu klein. – Ich glaube, jeder Fachpolitiker 
hält seinen eigenen Etat für viel zu klein, weil man immer 
viel, viel mehr machen könnte.

(Marcus Weinberg [Hamburg] [CDU/CSU]: 
Aber bei uns stimmt es!)

Was aber nicht geht, ist, so zu tun, als ob unser Etat für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend allein Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend fördert. Frau Lötzsch, ich 
spreche Sie an: Wenn Sie ganz pauschal sagen, wir wür-
den viel weniger Geld für Familien als für den Wehretat 
ausgeben,

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Für Rüs-
tung!)

sage ich Ihnen zwar, dass man dafür nicht unbedingt so 
viel ausgeben, den Etat zumindest nicht um so viel stei-
gern müsste. Ich sage aber auch, dass wir insgesamt na-
türlich noch viel mehr Geld für Familien, Senioren, 
Frauen und Jugend ausgeben. Das wissen auch Sie. Wenn 
Sie sich die Etats der Ministerien für Arbeit und Soziales 
bzw. Gesundheit usw. angucken, wissen Sie, dass wir ins-
gesamt sehr viel für Familien, Senioren, Frauen und Ju-
gend mit der Koalition auf den Weg gebracht haben und 
bringen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Eine Erfolgsgeschichte ist das Starke-Familien-Gesetz. 
Zu behaupten, es würde nicht wirken, finde ich, ist ein 
Hohn gegenüber über 2 Millionen Familien, die davon 
profitieren. Ihnen nützt nämlich genau dieses Geld. Zu 
denken, dieses Geld würde nicht ankommen, ist ein 
Hohn. Über 2 Millionen Menschen profitieren von der 
Erweiterung des Kinderzuschlags. Das ist eine gute 
Nachricht.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Martin Reichardt [AfD]: Was kriegen die denn 
monatlich?)

Wir haben sogar Forderungen der Opposition, der Grü-
nen und der Linken, aufgenommen. Wir haben gesagt: 
Beim Schulessen soll keine Eigenleistung mehr nötig 
sein. Die Nachhilfe soll für Sozialhilfeempfänger kosten-
los sein. Die Schülerbeförderung soll kostenfrei sein. Das 
Schulstarterpaket haben wir eingeführt. Das sind Forde-
rungen von Grünen und Linken, die wir übernommen 
haben, und Sie sagen: Das ganze Gesetz ist gar nichts 
wert. Ich finde, Sie sollten sich auch an Ihren eigenen 
Forderungen messen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ich kann Ihnen an dieser Stelle auch sagen: Für uns ist 
das ein riesiger Schritt. Er reicht aber noch lange nicht 
aus. Das ist nicht die einzige Maßnahme gegen Kinder- 
und Familienarmut. Wir wollen auch eine Kindergrund-
sicherung, sagen aber im Unterschied zu bisher diskutier-
ten Modellen: Nicht nur eine direkte finanzielle Förde-
rung gehört zu einer Grundsicherung für Kinder, sondern 
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es muss auch um die Frage von freiem Zugang zu Bil-
dung, Betreuung und Freizeitangeboten gehen.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Natürlich!)

Das muss man auf zwei Säulen stellen. Sie können uns 
glauben: Dafür stehen wir Sozialdemokraten.

(Beifall bei der SPD)

Auch am Gute-Kita-Gesetz wurde Kritik geäußert. 
Frau Bauer sagte, das Geld würde so vor sich hindüm-
peln. Ich sage Ihnen einmal: Ich werde Herrn Garg in 
Schleswig-Holstein – in Klammern: FDP – mit schönen 
Grüßen von Ihnen rückmelden, dass Sie das denken. Das 
ist nämlich nicht der Fall. Der FDP-Sozialminister in 
Schleswig-Holstein gibt das Geld nämlich aus. Wir geben 
den Ländern Geld, das eigentlich von ihnen selbst kom-
men sollte, und sie nehmen es dankenswerterweise an. 
Egal ob die Grünen mitregieren, egal ob die FDP mitre-
giert, egal ob Die Linke mitregiert, das Geld wird gerne 
angenommen. In den allermeisten Ländern wird das Geld 
wirklich sinnvoll ausgegeben. Wir sollten da den Ländern 
und den Kommunen auch mehr zutrauen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Das Gleiche gilt übrigens für Berlin, liebe Ekin 
Deligöz. Wenn die Grünen dort mitentscheiden, dass 
die Beitragsfreiheit kommt, dann kann man sich nicht hier 
hinstellen und sagen, das Geld sei falsch ausgegeben. 
Man muss sich insgesamt einig sein und kann das dann 
auch zugeben.

Letzte Bemerkung zu den Freiwilligendiensten. Ich bin 
auch der Auffassung, dass wir insgesamt mehr Geld für 
Freiwilligendienste ausgeben sollten. Ich glaube nicht, 
dass es unbedingt um die Zahl der Plätze geht. Die Minis-
terin hat heute noch einmal deutlich gemacht, so gut wie 
jeder, der einen Platz wollte, habe einen Platz bekommen. 
Man kann an der einen oder anderen Stelle noch besser 
werden, aber ich würde mir wünschen, wir würden auch 
über Inhalte der Freiwilligendienste diskutieren, wie wir 
tatsächlich bessere Konzeptionen bekommen. Da sind die 
Länder übrigens auch mit im Boot; sie finanzieren an 
dieser Stelle nämlich auch mit.

An dieser Stelle ein Satz an Frau Wiesmann: Die Ju-
gend ernst nehmen.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Herr Rix, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau 

Deligöz?

Sönke Rix (SPD):
Wenn ich diesen Satz zu Ende gesprochen habe, dann 

gerne. – Sie haben gesagt, man müsse die Jugend ernst 
nehmen. Ich finde, dann sollten Sie die Überlegung ein-
dampfen, einen Pflichtdienst für Jugendliche einführen 
zu wollen, die es in der Union – insbesondere von Frau 
Kramp-Karrenbauer – gibt. Wenn wir die Jugend wirklich 
ernst nehmen wollen und ihre Freiheit erhalten wollen, 
dann dürfen wir sie nicht zu Diensten verpflichten, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ekin Deligöz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege, nachdem Sie mich direkt angesprochen 

haben, würde ich gerne darauf erwidern. Zum einen war 
es so, dass die Grünen andere Prioritäten gesetzt hätten. 
Zum Zweiten wüssten Sie, wenn Sie den Kolleginnen und 
Kollegen aus dem Haushaltsausschuss zugehört hätten, 
dass Kommunen und Länder inzwischen 30 Milliarden 
Euro mehr aus dem Bundesetat erhalten. Warum kann 
man ihnen nicht zumuten, einen Teil davon für die Zu-
kunft der Kinder in ihrem Land auszugeben? Warum 
muss der Bund deren originäre Aufgaben auch noch mit-
finanzieren? Selbstverständlich hätte der Bund darauf 
drängen können, mehr Geld in die Qualität zu investieren, 
anstatt in die originären Länderaufgaben, nämlich in die 
Finanzierung der Elternbeiträge.

Sönke Rix (SPD):
Nur so viel: Wir vom Bund geben freiwillig Geld an die 

Länder genau für Qualität, genau für – –

(Ekin Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Eben nicht!)

– Natürlich geben wir es für Qualität.

(Ekin Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein!)

– Natürlich.

(Ekin Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Für die Elternbeiträge!)

Es ist doch einfach nicht wahr, dass die Länder die zur 
Verfügung stehenden Mittel nicht für Qualität ausgeben.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Frau Deligöz!

Sönke Rix (SPD):
Gucken Sie bitte in die Verträge, die die Bundesländer 

mit dem Familienministerium geschlossen haben. Da 
wird von einzelnen Bundesländern ganz dezidiert sehr 
deutlich gemacht, dass sie das Geld auch für Qualität 
ausgeben, und das ist gut so, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der SPD – Ekin Deligöz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Schauen Sie mal in die 
Verträge rein! Da werden Sie enttäuscht sein!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Frau Deligöz, wenn Sie eine Zwischenfrage stellen, 

dann bleiben Sie bitte so lange stehen, bis die Antwort 
zu Ende gegeben ist.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das war doch zu Ende!)

Sönke Rix (SPD):
Sie ist zu Ende.
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Vizepräsident Thomas Oppermann:
Dann ist Ihre Rede auch zu Ende; denn Ihre Redezeit ist 

reichlich überschritten.

Sönke Rix (SPD):
Schade. Ich habe gedacht, Sie lassen noch eine Zwi-

schenfrage zu.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Nein, ich lasse jetzt noch eine Schlussbemerkung zu.

Sönke Rix (SPD):
Noch eine Schlussbemerkung zum Programm „Demo-

kratie leben!“. Wir sind alle gemeinsam – mit Ausnahme 
von ganz rechts – der Auffassung gewesen, dass wir ein 
solches Programm brauchen. Das haben wir gemeinsam 
im NSU-Untersuchungsausschuss und im Abschlussbe-
richt festgehalten. Jetzt sollten wir gemeinsam dafür sor-
gen, dass das Geld auch zielgenau vor Ort ankommt. Das 
kann man in den Haushaltsberatungen auch noch errei-
chen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist für die Fraktion 

der CDU/CSU die Kollegin Silvia Breher.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Silvia Breher (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Gegen Ende 
der Debatte möchte ich den Blick noch auf einige Punkte 
im Haushalt richten, die insbesondere den ländlichen 
Raum angehen. Mitte Juli hat die Kommission „Gleich-
wertige Lebensverhältnisse“ ihren Abschlussbericht vor-
gelegt. Frau Ministerin Giffey, Sie hatten den Co-Vorsitz. 
Die beschlossenen Umsetzungsmaßnahmen haben jetzt 
teilweise auch Bedeutung für Ihren Haushalt.

Ich möchte insbesondere auf das Thema bürgerschaft-
liches Engagement und Ehrenamt eingehen, das gerade 
im ländlichen Raum nicht nur eine lange Tradition, son-
dern auch eine ganz besondere Bedeutung hat. Wenn ich 
in meinen Wahlkreis schaue – das wird vielen anderen 
genauso gehen –, muss ich feststellen, dass die riesen-
große Zahl von Ehrenamtlichen aus dem normalen Leben 
gar nicht mehr wegzudenken ist. Die Ehrenamtlichen sind 
wesentlicher Bestandteil und halten am Ende unsere Ge-
sellschaft zusammen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Dazu gehören insbesondere die Freiwilligendienste. 

Die haben eine ganz besondere Bedeutung. Darin waren 
wir uns bei den Beratungen des Haushalts für 2019 einig 
und haben den Haushaltsansatz für die Freiwilligendiens-
te entsprechend um 65 Millionen Euro erhöht.

Umso unverständlicher ist es jetzt für mich und für 
meine Fraktion, dass im aktuellen Entwurf im Vergleich 

zum aktuellen Haushalt 50 Millionen Euro fehlen. Frau 
Ministerin Giffey, in Ihrer letzten Haushaltsrede haben 
Sie selber hervorgehoben, wie wichtig die Freiwilligen-
dienste sind. Sie wollten sie weiter ausbauen, und Sie 
haben sogar gesagt, dass Sie einen Rechtsanspruch auf 
einen Platz einführen wollen. Jetzt wächst der Etat auf, 
nur bei den Freiwilligendiensten kürzen Sie massiv. Wir 
haben Sie im Juni dieses Jahres sogar schriftlich aufge-
fordert, bitte dafür zu sorgen, dass die Mittel für die Frei-
willigendienste fortgeschrieben werden. Denn Ehrenamt-
liche wie Freiwillige brauchen eines: Planungssicherheit 
und Verlässlichkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Ich höre aus Ihrem Haus: Die Mittel 2019 fließen nicht 
ab. – Ja, aber wie denn auch? Die Freiwilligendienste 
laufen nicht von Januar bis Dezember. Sie starten in der 
Regel im Sommer mit dem Beginn des Schuljahres und 
gehen dann eben bis zum Sommer des nächsten Jahres. 
Die Träger vor Ort in meinem Wahlkreis sagen mir, dass 
sie aufgrund der fehlenden überjährigen Finanzierungs-
sicherheit eben das, was sie eigentlich angestrebt haben, 
nämlich die pädagogische Begleitung oder auch die As-
sistenzen für die Freiwilligen mit Beeinträchtigungen, gar 
nicht anbieten können. Wie sollen denn Verträge ge-
schlossen werden, wenn die Finanzierung nur von August 
bis Dezember gesichert ist? Es funktioniert einfach nicht, 
wenn die Mittel im nächsten Jahr nicht zur Verfügung 
stehen.

Wie soll es im Sommer des nächsten Jahres weiter-
gehen mit den 5 000 zusätzlichen Stellen, die wir jetzt 
drinhaben und die jetzt zu Ende finanziert werden? Wie 
geht es denn nächstes Jahr, von 2020 auf 2021, weiter? 
Dann fehlt das Geld doch wieder. Planungssicherheit und 
Verlässlichkeit sehen für uns einfach anders aus. Ehe Sie 
immer neue Ideen ankündigen wie zum Beispiel den 
Rechtsanspruch, finanzieren Sie doch erst einmal das 
aus, was Sie schon versprochen haben! Hier werden wir 
in den parlamentarischen Beratungen rangehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD und der FDP)

Ein weiteres wichtiges Thema für uns – wie im Koali-
tionsvertrag vereinbart und jetzt eben auch im Kabinett 
beschlossen – ist die Errichtung und die Ausgestaltung 
der „Deutschen Stiftung für Engagement und Ehrenamt“. 
Die Stiftung soll die Strukturen gerade in den struktur-
schwachen und in den ländlichen Räumen für das Ehren-
amt stärken. Deshalb gehört für uns die Stiftung auch 
nicht in eine Großstadt, sondern in den ländlichen Raum. 
Wir wollen die Stiftung in einer Kleinstadt oder in einem 
Mittelzentrum ansiedeln. Das wäre ein starkes Signal für 
die Stärkung des ländlichen Raums.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen keine Stiftung zum Selbstzweck, keine 
Doppelstrukturen und keine Bürokratiemonster, die sich 
selbst verwalten. Wir wollen die Ehrenamtlichen vor Ort 
stärken. Die Ehrenamtlichen brauchen Ansprechpartner. 
Das sind Menschen, die ihnen zur Verfügung stehen, die 
ihnen Know-how geben und sie begleiten. Dafür werden 
wir sorgen.
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Gut finde ich, dass hier ein Schwerpunkt auf das The-
ma Digitalisierung gesetzt wird. Denn es ist wichtig, 
Tools für die Ehrenamtlichen zu entwickeln, die diese 
dann abrufen können. Ich kann Ihnen versprechen: Wir 
werden uns bei der Ausgestaltung der Stiftung sehr genau 
und sehr intensiv einbringen.

Zum Thema „Engagement und Ehrenamt“ gehören für 
mich zum Beispiel auch unsere Mehrgenerationenhäuser. 
Ungefähr 540 nehmen am Bundesprogramm teil, und 
auch bei mir im Wahlkreis haben wir zwei. Das sind nicht 
nur Häuser, das sind Treffpunkte für Jung und Alt mit 
einem unfassbar tollen Angebot – das ist natürlich je nach 
Ort unterschiedlich –: Ferienbetreuung, Kinderbetreu-
ung, Kleinkindergruppen, Seniorengruppen und vieles 
andere mehr. Das alles wird geleistet mit unzähligen eh-
renamtlichen Stunden vor Ort.

Aber auch dort reicht Ehrenamt alleine eben nicht aus. 
Wenn die Finanzierung jetzt verstetigt wird, dann ist das 
gut, und dann ist das richtig. Aber diese Häuser haben seit 
zwölf Jahren denselben Etat zur Verfügung. Es gibt keine 
Erhöhung. Mieten steigen, Personalkosten steigen, Sach-
kosten steigen. Das alleine kann Ehrenamt nicht auffan-
gen. Deshalb braucht es auch hier Planungssicherheit und 
Verlässlichkeit. Finanzieren Sie diese Häuser langfristig!

Noch einmal mein grundsätzlicher Appell – ähnlich 
wie es mein Kollege schon gemacht hat –: Wir müssen 
die Welt nicht mit jedem Haushalt neu erfinden. Lassen 
Sie uns doch auf das schauen, was es schon gibt und wo 
schon eine hervorragende Arbeit geleistet wird. Das las-
sen Sie uns ausbauen und stärken und sicher und ehrlich 
finanzieren. Das ist für mich der richtige Weg. In diesem 
Sinne freue ich mich auf unsere parlamentarischen Bera-
tungen. Ich denke, dass wir an der einen oder anderen 
Stelle das Gute noch ein bisschen besser machen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Letzter Redner in der Debatte ist der 

Kollege Alois Rainer für die Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alois Rainer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der Haushalt des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend – meines Erachtens 
eine Querschnittsaufgabe in unserem Land – wurde von 
der Bundesregierung vorgelegt. Erneut sind die familien-
politischen Leistungen gegenüber 2019 gestiegen, um 
circa 1,35 Milliarden Euro auf nunmehr 11,8 Milliarden 
Euro. Meine Damen und Herren, schauen wir ein Stück 
weiter zurück. Seit 2013, seit Beginn dieser großen Koa-
lition, hat sich dieser Etat um 73,5 Prozent erhöht. Ich 
finde, auf diese Zahl kann man stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Die gesetzlichen Leistungen für 2020 sind im Ver-
gleich zum vorigen Haushaltsjahr um circa 1 Milliarde 
Euro mehr geworden. Die wichtigste Familienleistung ist 
und bleibt das Elterngeld. Für die Jahre bis 2023 sind 
Ausgaben von rund 30 Milliarden Euro kumuliert vorge-
sehen. Das zeigt mehr denn je, dass die Einführung des 
Elterngeldes eine grundlegende und richtige Entschei-
dung gewesen ist.

Meine Damen und Herren, heute ist schon angespro-
chen worden, eine weitere wichtige gesetzliche Leistung, 
die vor einigen Jahren verbessert worden ist, war der 
Unterhaltsvorschuss. Gerade mit dem Unterhaltsvor-
schussgesetz konnte man Alleinstehenden große Hilfe 
leisten. Meine Damen und Herren, auch in diesem Haus-
haltsjahr steigen die Mittel beim Unterhaltsvorschuss 
wieder. Frau Ministerin, ich habe letzte Woche sehr wohl 
vernommen, Sie sind unserer freundlichen Bitte nachge-
kommen und ließen prüfen, wie viele Unterhaltspflichti-
ge überhaupt Unterhalt zahlen können. Das sind 39 Pro-
zent, aber 61 Prozent können bezahlen.

(Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin: 
Nicht!)

– Ja, das wollte ich so sagen. Sie haben mich jetzt aber 
verbessert. – Also: 61 Prozent können nicht bezahlen und 
39 Prozent können bezahlen. Ich bitte Sie in diesem Ho-
hen Hause darum, dass wir bei diesen 39 Prozent die 
Rückholquote effizient verbessern. Es kann nicht sein, 
dass man sich aus seiner Verantwortung stiehlt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Meine Damen und Herren, mit dem Familienentlas-

tungsgesetz entlasten wir die Familien um rund 10 Mil-
liarden Euro in den nächsten Jahren. Es kann doch nicht 
sein, dass dies nichts wert ist. Es ist am 1. Juli in Kraft 
getreten. Das war wichtiger als die Hochzeit von Heidi 
Klum, das kann für manche auch schön sein. Für mich ist 
das Familienentlastungsgesetz wesentlich wichtiger ge-
wesen, und zwar durch die Erhöhung des Kindergeldes, 
des Kinderzuschlages, des Grundfreibetrages.

Sehr geehrte Frau Kollegin Harder-Kühnel, ich will 
Ihre Rede nicht kommentieren, aber eines stößt mir im-
mer sauer auf, und zwar wenn jemand sagt: Kinder sind 
ein Armutsrisiko. – Ich spreche dagegen: Kinder sind ein 
Glücksfall, Kinder bereichern das Leben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Kinder sind schlichtweg unsere Zukunft. Zu sagen, sie 
sind ein Armutsrisiko, geht in diesem Hause überhaupt 
nicht. Sie können sich hier aufregen, wie Sie wollen, aber 
es ist so, dass Kinder unsere Zukunft sind.

Meine Damen und Herren, auch die Mittel für vielfäl-
tige Programme im Einzelplan erhöhen wir um 151 Mil-
lionen Euro auf insgesamt 1,2 Milliarden Euro. Ja, man 
darf über alles reden, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch wir dürfen dann über alles reden, wenn uns etwas 
nicht schmeckt. Ich denke, das muss auch erlaubt sein. 
Mit den geplanten Ausgaben finanzieren wir die Fach-
kräfteoffensive, die Freiwilligendienste, „Demokratie le-
ben!“ und Aufgaben der freien Jugendhilfe. Ich habe mir 
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vor Kurzem selbst ein Bild von der Arbeit beim Hilfe-
telefon „Gewalt gegen Frauen“ beim Bundesamt für Fa-
milie und zivilgesellschaftliche Aufgaben in Köln ma-
chen können. Ich kann Ihnen versichern, dass die 
Ansprechpartner beim Hilfetelefon eine hervorragende, 
ja, beste Arbeit leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Meine Damen und Herren, wir müssen auch nachbessern. 
Gerade die Öffentlichkeitsarbeit leidet im kommenden 
Jahr wahrscheinlich unter weniger Mitteln. Wir, die Be-
richterstatterinnen und Berichterstatter, werden im Haus-
haltsberatungsverfahren versuchen, Verbesserungen her-
beizuführen.

Heute ist viel über die Mittel gesprochen worden, die 
man in den einzelnen Bereichen noch braucht. Es hieß, 
selbst Grundschullehrer sollten aus dem Etat gefördert 
werden. Ich kann nur sagen: Wir leben in einem födera-
listisch aufgebauten Staat. Es gibt Zuständigkeiten, und 
die Zuständigkeit für die Schulen liegt ganz klar bei den 
Ländern. Gerade wenn es um die Lehrer geht, dann wol-
len und dürfen sie selbst entscheiden. Wir übernehmen im 
Bundesetat schon seit vielen Jahren Länderaufgaben; 
nicht zur Gänze, aber wir unterstützen mit hohen Milliar-
densummen.

Wenn ich eines noch sagen darf: Aus dem Kita-Auf-
baufonds, der seit 2017 mit einem Volumen von 1,1 Mil-
liarden Euro gefüllt ist, sind bis 30. Juni 2019 225 Millio-
nen Euro abgeflossen. Das ist etwas wenig, es könnte 
mehr sein. Der Bund stellt die Mittel zur Verfügung, die 
Länder müssen sie nur abrufen.

Abschließend möchte ich mich bei allen bedanken, die 
sich im Ehrenamt und im Hauptamt dafür einsetzen, dass 
es unserer Gesellschaft so gut geht und alles gut funk-
tioniert. Ich freue mich auf die Beratungen über den künf-
tigen Haushalt 2020.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 

vor.

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung, Einzel-
plan 30.

Als erste Rednerin hat das Wort die Bundesministerin 
Anja Karliczek. – Frau Karliczek, warten Sie vielleicht 
noch einen kurzen Moment, bis alle ihren Platz gefunden 
haben. – Würden diejenigen, die rausgehen wollen, das 
bitte auch tun?

Wir beginnen mit der Debatte. Frau Ministerin, Sie 
haben das Wort.

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung:

Sehr geehrter Herr Bundestagspräsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir stehen inmitten großer Herausforderungen. 

Wir müssen das Klima schützen, die Digitalisierung ge-
stalten, Wohlstand und Zusammenhalt bewahren, und das 
alles gleichzeitig, und zwar in Zeiten, in denen die Ein-
nahmen nicht mehr so üppig steigen wie bisher, in Zeiten, 
in denen der Brexit und internationale Handelskonflikte 
unsere Konjunktur zu bremsen drohen.

Die Bundesregierung setzt mit dem vorliegenden 
Haushalt die richtigen Prioritäten. Wir investieren in Bil-
dung und Forschung, wir investieren in die Menschen in 
unserem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Eine gute Aus- und Weiterbildung, exzellente Forschung 
und eine hohe Innovationskraft bleiben entscheidend für 
unser Land. Sie bleiben entscheidend für ein gutes Leben 
jedes Einzelnen, für den Zusammenhalt unserer Gesell-
schaft und für die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt-
schaft. Deswegen investieren wir auch im kommenden 
Jahr mehr als 18 Milliarden Euro in Bildung und For-
schung. Hinzu kommen die Milliarden für den digitalen 
Wandel an unseren Schulen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
An dieser Stelle möchte ich auch die steuerliche For-

schungsförderung erwähnen. Mit ihr stärken wir die In-
novationskraft unserer Unternehmen, insbesondere der 
mittelständischen Wirtschaft. Damit sind wir gut aufge-
stellt, um den Wandel in unserer Arbeitswelt und den Weg 
hin zu einer nachhaltigen sozialen Marktwirtschaft tat-
kräftig unterstützen zu können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich als 
Bildungsministerin sagen: Ich bin sehr froh, dass unsere 
jungen Menschen sich wieder politisch engagieren. Sie 
engagieren sich für ein Menschheitsthema.

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD])

Das freut mich besonders; denn die Schöpfung zu bewah-
ren, den natürlichen Lebensraum zu erhalten, dem Klima-
wandel entgegenzutreten – das sind Kernthemen meines 
Hauses.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Aus Deutschland heraus, von der Bundeskanzlerin ini-
tiiert, treiben wir die Forschung seit Jahren entscheidend 
voran. Ohne die Unterstützung der deutschen Klimafor-
schung hätte es den Prozess für das Weltklimaabkommen 
von Paris in dieser Form nicht gegeben.

In der nächsten Woche fahre ich nach Tromsø in Nor-
wegen. Von dort wird unser deutsches Forschungsschiff 
„Polarstern“ zu einer internationalen Arktisexpedition 
aufbrechen. Auf diese größte Arktisexpedition aller Zei-
ten haben wir seit Jahren hingearbeitet. Die Arktis ist die 
Klimaküche der Welt. Dürre, Stürme und Starkregen, 
auch hier in Deutschland, werden wesentlich von dort 
mit beeinflusst. Es ist die Arktis, die uns einen tiefen 
Blick hinein in die Zukunft unseres Klimas und des Wet-
ters erlaubt.

Wir wissen heute schon viel, um heute zu handeln. Wir 
möchten aber auch, dass wir morgen genug wissen, um 
morgen zu handeln. Wir sind uns unserer Verantwortung 
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für unsere Erde bewusst. Sie ist und bleibt unsere Lebens-
grundlage. Deshalb treiben wir die technologischen Inno-
vationen zum Schutz unseres Klimas voran. Wir denken 
Ökologie, Wirtschaft, Soziales und Technologie zusam-
men. Wir sind diejenigen, die in einem gereiften demo-
kratischen und rechtsstaatlichen System leben. Deshalb 
haben wir die Kraft. Wir können deshalb das Klimainno-
vationsland Deutschland bauen; denn Klimaschutz ist 
auch Technologiepolitik, ist auch Innovationspolitik. 
Umwelttechnik „Made in Germany“ ist schon heute ein 
Exportschlager, und Klimainnovationen „Made in Ger-
many“ sollen auch zukünftig unser Markenzeichen sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir setzen auf die CO2-Reduktion in industriellen 

Prozessen und auf speicherbare grüne Energieträger.

Nehmen wir das Projekt Carbon2Chem. Dort wird 
Hüttengas in chemische Grundstoffe umgewandelt. Car-
bon2Chem kann den CO2-Ausstoß eines Stahlstandortes 
um bis zu 70 Prozent verringern. Wir wollen die Industrie 
in Deutschland halten. Wir unterstützen die Industrie, 
CO2-frei zu werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Bei den Energieträgern setzen wir auf speicherbaren 
grünen Wasserstoff; denn grüner Wasserstoff wird zent-
raler Energieträger der Zukunft.

(Zurufe von der AfD)
Wir wollen die Voraussetzungen für eine wasserstoffba-
sierte Wirtschaft schaffen. Dafür müssen wir noch einige 
Fragen beantworten: Wie können wir grünen Wasserstoff 
wirtschaftlich in großen Mengen erzeugen? Wie können 
wir ihn speichern? Wie können wir ihn transportieren?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere zweite He-
rausforderung, unsere zweite Herkulesaufgabe ist der di-
gitale Wandel. Digitale Technologien ermöglichen es uns, 
die Zukunft zu gestalten; denn Digitalisierung, gut ge-
macht, ermöglicht bessere Bildung, bessere Gesundheit, 
bessere Mobilität, bessere Energie. Für diesen digitalen 
Wandel wollen wir uns technologisch rüsten. Unser Ziel 
ist es, Deutschland zum führenden Standort für KI in der 
Welt zu machen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Wir bauen dafür aktuell das Deutsche Forschungszent-
rum für Künstliche Intelligenz und die KI-Zentren aus. 
Zudem schaffen wir eine exzellente sichere Dateninfra-
struktur nach europäischen Standards. Gaia-X ist Ihnen ja 
mittlerweile ein Begriff. Ein europäisches Cloudsystem 
nach dem Vorbild des International Data Space aufzu-
bauen – das ist unser Programm, um gerade auch der 
mittelständischen Wirtschaft eine leistungsfähige Infra-
struktur zur Verfügung zu stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Last, but not least: Wir gründen gerade die Agentur zur 

Förderung von Sprunginnovationen. Sie soll bahnbre-
chende Ideen in Deutschland aufspüren und daraus Pro-
dukte machen und damit neue Märkte erschließen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, wir kön-
nen sagen: Wir gestalten dieses Land, unser Land, unsere 
Zukunft. Das ist unsere Gestaltungsaufgabe. Und diesen 
Weg können wir nur gemeinsam gehen. Auf diesem Weg 
brauchen wir jeden in unserer Gesellschaft, jeden Men-
schen mit seinen Talenten, jeden Menschen an seinem 
Ort, Menschen, die Lust haben, sich auf Neues einzulas-
sen, Menschen, die lernen wollen, Menschen, die diese 
Welt verstehen und gestalten wollen, Großmütter, die mit 
ihren Enkeln per WhatsApp chatten, fünfzigjährige Fach-
kräfte, die sich in neuen KI-Technologien fortbilden, aber 
auch junge Menschen, die wissen, dass man das Smart-
phone mal weglegen muss. Lassen Sie uns ein Land wer-
den, das optimistisch in die Zukunft geht. Wir haben sehr 
gute Voraussetzungen dafür.

Ich bin froh, dass uns die OECD in dieser Woche be-
stätigt hat, dass Deutschland in der Bildung im interna-
tionalen Vergleich gut aufgestellt ist. Gerade in der Aus- 
und Weiterbildung sowie in der MINT-Bildung sind wir 
spitze.

(Martin Hebner [AfD]: Wie bitte?)

Trotzdem haben wir noch Luft nach oben. Wir brauchen 
noch mehr Fachkräfte. Im 50. Jahr des Berufsbildungs-
gesetzes sind die berufliche Bildung und die duale Aus-
bildung wichtiger denn je, und mit der BBiG-Novelle 
unterstreichen wir das.

Auch beim DigitalPakt für Schulen geht es vorwärts; 
die ersten Gelder werden gerade abgerufen.

Auch mit den Wissenschaftspakten haben wir in die-
sem Jahr finanzielle Sicherheit und Planbarkeit für unsere 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen, für die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft und für die Hoch-
schulen geschaffen – im Übrigen für längere Zeit als je 
zuvor.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und – ganz aktuell – mit dem Tenure-Track-Programm 
haben wir gerade heute Mittag unser Ziel erreicht. Der 
zentrale Impuls für mehr Planbarkeit und Transparenz im 
Karriereverlauf von jungen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern ist gesetzt. So locken wir die Besten 
der Besten zu uns, und so machen wir Deutschland stark 
für die Zukunft.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, genau vor einer Wo-
che haben wir das Futurium eröffnet. Dieses spektakuläre 
Zukunftshaus liegt gleich hier um die Ecke. Im Futurium 
kann jeder sehen: Bildung und Forschung sind unsere 
Stärke. Deutschland ist und Deutschland bleibt das Land 
der Erfinder, Tüftler und Denker. Wie groß die Heraus-
forderungen auch sein mögen – wir gehen sie an.

In diesem Haushalt können Sie erkennen: Eine nach-
haltige soziale Marktwirtschaft, gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt und Zukunftschancen für jeden – das alles 
liegt uns am Herzen, und diese Aufgaben gehen wir an.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner in der Debatte ist für 

die Fraktion der AfD der Kollege Dr. Götz Frömming.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Frau Ministerin, als ich Ihnen eben gelauscht 
habe – das ging ja runter wie Öl –, habe ich mich nur 
gefragt: Wo ist dieses Land eigentlich, das Sie da be-
schrieben haben?

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)
Das klingt wie eine Utopie, aber mit der Realität hat das 
leider noch nicht so viel zu tun.

Über die Hälfte Ihres Etats, Frau Ministerin, ist inzwi-
schen in sogenannten Bund-Länder-Vereinbarungen ge-
bunden. Der Bundesrechnungshof kritisiert das in seinem 
uns vorliegenden aktuellen Bericht. Warum eigentlich? 
Weil wir damit immer tiefer in Kernbereiche eindringen, 
für die in unserer vom Grundgesetz ja besonders ge-
schützten föderalen Ordnung die Länder zuständig sind, 
Frau Ministerin. Beim DigitalPakt und auch durch den 
Einstieg des Bundes in die Grundfinanzierung der Hoch-
schulen bewegen Sie sich am Rande des Verfassungs-
bruchs.

(Beifall bei der AfD)
Unabhängig von dieser verfassungsrechtlichen Proble-

matik sind die Bund-Länder-Vereinbarungen noch in an-
derer Hinsicht äußerst bedenklich: Zum einen zwingen 
sie mithilfe eines goldenen Zügels den Ländern und auch 
den Kommunen bildungspolitische Ziele auf, die diese 
ohne die Millionen des Bundes nicht oder mit einer ande-
ren Priorisierung verfolgen würden. Ich nenne als Bei-
spiele den Ausbau von Ganztagsschulen sowie die Digi-
talisierung des Lehrens und Lernens. Zum anderen 
werden durch diese teilweise in Sondervermögen lang-
fristig gebundenen Mittel die Gestaltungsmöglichkeiten 
für die eigentlichen Aufgaben des Bundes, beispielsweise 
die Förderung der Spitzentechnologie, kleiner. Übrigens 
auch für zukünftige Parlamente, die erst noch zu wählen 
sind.

Um es einmal mit deutlichen Worten zu sagen, Frau 
Ministerin: Es ist nicht Aufgabe des Bundes, Tablets oder 
iPhones in die Schulen zu bringen oder Software dafür zu 
kaufen. Aufgabe des Bundes ist es, dafür zu sorgen, dass 
es in Deutschland wieder Firmen gibt, die dies entwickeln 
und herstellen können.

(Beifall bei der AfD)
Der Bundesrechnungshof, meine Damen und Herren, 

kritisiert zu Recht, dass der Bund mit dem vorliegenden 
Haushalt zum ersten Mal in der Geschichte dauerhaft in 
die Grundfinanzierung – ich sagte es bereits – der Hoch-
schulen und auch anderer Landeseinrichtungen einsteigt. 
Dadurch werde die einst klar getrennte Verantwortlich-
keit zwischen Bund, Ländern und auch Kommunen ver-
wischt. Der Bürger kann nicht mehr nachvollziehen, wer 
eigentlich für genau was zuständig und damit auch ver-
antwortlich ist.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

– Ich kann mir schon vorstellen, dass Sie das nicht hören 
wollen. – Ein wichtiges Prinzip der Demokratie, nämlich 
dass der Bürger weiß, wen er abwählen muss, wenn etwas 
schiefgeht, ist nicht mehr gegeben.

(Beifall bei der AfD – Kai Gehring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: AfD abwählen ist im-
mer richtig!)

Bund und Länder, meine Damen und Herren, werden 
sich beim vorhersehbaren Scheitern des DigitalPakts 
dann gegenseitig den Schwarzen Peter zuschieben. Aber 
vielleicht ist das ja auch Sinn der Übung, hier die Verant-
wortlichkeiten schon von vornherein zu verwischen.

Meine Damen und Herren, lassen Sie es mich ganz 
deutlich sagen: Digitale Bildung gibt es nicht, und kein 
Computer der Welt wird unseren Kindern die Anstren-
gungen des Lernens abnehmen können.

(Beifall bei der AfD – Zurufe des Abg. René 
Röspel [SPD])

Insgesamt, so der Bundesrechnungshof dazu abschlie-
ßend – ich zitiere –, lassen die Vereinbarungen, die der 
Bund mit den Ländern geschlossen hat, ein schlüssiges 
Gesamtkonzept vermissen.

Meine Damen und Herren, ich möchte an dieser Stelle 
den Bundesrechnungshof einmal ausdrücklich loben. 
Dort gibt es offenkundig unabhängige, mutige Beamte 
im besten Sinne des Wortes, die der Sache und damit 
unserem Staat verpflichtet sind und nicht irgendeiner Par-
tei.

(Beifall bei der AfD – Swen Schulz [Spandau] 
[SPD]: Das überrascht Sie? – Stephan Brandner 
[AfD]: Da klatscht nur die AfD!)

Dass das in diesen Zeiten gefährlich sein kann, haben wir 
im Fall Maaßen gesehen.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, in den nächsten zehn Jah-

ren, von 2020 bis 2030, sollen 109 Milliarden Euro an die 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen wie die 
Max-Planck-Gesellschaft oder die Fraunhofer-Gesell-
schaft fließen. Das ist eine gewaltige Summe. Neben 
dem Pakt für Forschung und Innovation wird sich der 
Bund auch bei der Förderung der Hochschulen engagie-
ren. Im gleichen Zeitraum sind hierfür 40 Milliarden Euro 
vorgesehen, insgesamt also rund 150 Milliarden Euro für 
die Forschungseinrichtungen und Hochschulen – 150 Mil-
liarden Euro, die vom Steuerzahler, von den Bürgern und 
den produzierenden Unternehmen erst einmal aufge-
bracht werden müssen, meine Damen und Herren. Der 
Steuerzahler hat deshalb ein Recht darauf, zu erfahren, 
was mit diesem Geld genau geschieht und ob es auch gut 
angelegt ist. Darüber, Frau Ministerin, habe ich leider in 
Ihrer Rede wenig Konkretes gehört, und zu Recht hat der 
Bundesrechnungshof mehrfach darauf hingewiesen, dass 
hier nachgebessert werden muss und die Zielvereinbarun-
gen und die Kontrollfunktion des Bundes sehr zu wün-
schen übrig lassen.
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(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, während der Sommerpause 

musste der Ausschuss für Bildung und Forschung eine 
Sondersitzung abhalten; vielleicht gehen die Kollegen 
später noch darauf ein. Dabei ging es um den Versuch, 
das merkwürdige Zustandekommen einer millionen-
schweren Standortentscheidung zu erhellen. Es ging um 
die geplante Errichtung eines Zentrums für Batteriefor-
schung, das eng mit der Wirtschaft kooperieren soll. Ob-
wohl aus dem Kreise der externen Berater zunächst Ulm 
favorisiert worden war, fiel die Entscheidung später auf 
Münster bzw. Ibbenbüren – zufällig die Wahlkreise der 
Ministerin und der stellvertretenden Ausschussvorsitzen-
den. Die leerausgegangenen Standorte, meine Damen und 
Herren, erhalten übrigens Kompensationszahlungen, so-
zusagen eine Art Schweigegeld.

(Widerspruch des Abg. René Röspel [SPD])
Frau Ministerin, ich muss Ihnen sagen, Ihr Agieren in 
dieser Angelegenheit war nicht nur intransparent, es 
war auch ungeschickt, um es höflich auszudrücken. So 
darf man mit dem Geld der Steuerzahler nicht umgehen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Aber, meine Damen und Herren, es gibt auch Positives 

zu vermelden in diesen Tagen. Gestern wurde der Bil-
dungsvergleich der Länder vorgestellt. Daraus geht her-
vor, dass die Menschen in Ostdeutschland, also da, wo 
man verstärkt AfD wählt, höher qualifiziert und besser 
gebildet sind als die Bürger im Westen.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner [AfD]: 
Na, logisch!)

Damit werden im Übrigen auch die Befunde des nationa-
len Bildungsberichts von 2018 bestätigt. Demnach sind in 
Ostdeutschland nur 7 Prozent der Erwachsenen im er-
werbsfähigen Alter ohne Berufsabschluss. In Ländern 
wie Bremen oder Nordrhein-Westfalen sind es über 
20 Prozent. Und was unterscheidet Ost- und West-
deutschland? Richtig: Westdeutschland hat über Jahre 
hinweg eine Migration aus überwiegend bildungsfernen 
Schichten hinter sich. Deshalb fordern wir, meine Damen 
und Herren, dass der Bildungsstand und auch die Bil-
dungsfähigkeit zum zentralen Kriterium für die Entschei-
dung werden muss, wer in unser Land kommen und auch 
bleiben darf.

(Beifall bei der AfD – Dr. Karamba Diaby 
[SPD]: Skandal, was Sie da erzählen! So einen 
Unsinn habe ich lange nicht mehr gehört!)

Aus Sicht der AfD ist es ein unhaltbarer Zustand, dass die 
Fleißigen, die Wohlhabenden und die Klugen unser Land 
verlassen, während wir im Gegenzug das Bildungspreka-
riat der Welt bei uns aufnehmen.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 

Aus Sicht der Alternative für Deutschland dürfen wir 
unser bewährtes nationales und föderales Bildungssystem 
nicht aufgeben. Wir dürfen es nicht an vom Ausland ge-
steuerte Lobbyisten ausliefern, die von Bildungsgerech-

tigkeit reden, in Wahrheit aber Bildung zur Ware machen 
wollen.

Die AfD hat als einzige Fraktion in diesem Hause er-
kannt, welche Gefahren von einer Ökonomisierung und 
Globalisierung des Bildungswesens ausgehen. Wir jeden-
falls werden unser nationales Bildungssystem verteidi-
gen, und koste es auch unsere letzten Anstrengungen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeordne-
ten der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht der Kollege Swen 

Schulz für die Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Swen Schulz (Spandau) (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist immer wie-
der zu hören – auch gestern in der Generaldebatte zum 
Kanzlerinnenetat –, die Bundesregierung kürze bei Bil-
dung und Forschung. Als Haushaltspolitiker kann ich 
Ihnen sagen: Das ist falsch. Es ist schlicht und einfach 
sachlich falsch. Ich will das auch kurz erläutern.

Der Haushaltsplanentwurf der Bundesregierung sieht 
für den Etat des Ministeriums für Bildung und Forschung 
für das nächste Jahr 18,2 Milliarden Euro vor. Das ist 
gegenüber dem laufenden Jahr 2019 zwar ein Minus 
von 69 Millionen Euro, aber nur auf den ersten Blick. 
Denn auf den zweiten Blick fällt auf: Die größte Ver-
änderung ist der verabredungsgemäße Wegfall der 
Kompensationsmittel für die Bundesländer im Zusam-
menhang mit der Föderalismusreform. Das sind 715 Mil-
lionen Euro: Geld, das dem Bundesministerium gar nicht 
zur Verfügung stand, weil es ohne Zweckbindung an die 
Länder überwiesen wurde. Diese 715 Millionen Euro sind 
nun aus der Haushaltsplanrechnung weggefallen, aber der 
Etat sinkt lediglich um 69 Millionen Euro.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber er steigt nicht!)

Das bedeutet unter dem Strich rund 650 Millionen Euro 
mehr, die das Ministerium für Bildung und Forschung zur 
Verfügung hat. Das ist eine starke Ansage, meine sehr 
verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dann gibt es noch ein Zweites: Nicht alle Ausgaben für 
Bildung und Forschung stehen im Einzelplan des Minis-
teriums. Manches ist auch im Energie- und Klimafonds 
veranschlagt. Knapp 100 Millionen Euro davon werden 
2020 vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung genutzt. Hinzu werden Strukturmittel aus dem 
Kohlekompromiss kommen. Nicht zu vergessen das Son-
dervermögen für den DigitalPakt Schule: 5 Milliarden 
Euro werden wir insgesamt in den Schulen investieren. 
Und es läuft bereits das Schulsanierungsprogramm im 
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Umfang von 3,5 Milliarden Euro. Weiter gibt es zusätz-
liche 500 Millionen Euro für den Bereich „künstliche 
Intelligenz“, die noch auf die einzelnen Ressorts verteilt 
werden. Die Gesamtausgaben, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, des Bundes für Bildung und Forschung 
belaufen sich addiert auf über 25 Milliarden Euro. Das ist 
ein historischer Höchststand: über 25 Milliarden Euro!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es gab noch keine Koalition, die so viel für Bildung und 
Forschung getan hat wie diese.

Jetzt ist natürlich die blanke Höhe der vorgesehenen 
Ausgaben für Bildung und Forschung gar nicht das Ent-
scheidende, sondern es kommt darauf an, wofür die 
Steuermittel im Einzelnen eingesetzt werden.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Beides!)

Auch da setzt dieser Haushaltsplanentwurf richtige Ak-
zente, die wir Sozialdemokraten begrüßen und unterstüt-
zen.

Zum einen werden die langen Linien, die wir im 
Grunde bereits in rot-grüner Regierungszeit angelegt ha-
ben, fortgeschrieben. Die großen Projekte der Zusam-
menarbeit zwischen Bund und Ländern, um Hochschulen 
zu stärken,

(Karlheinz Busen [FDP]: Das haben wir gese-
hen in NRW!)

Studienplätze zu schaffen, die Qualität des Studiums zu 
verbessern, exzellente Forschung an den Hochschulen 
und an den außeruniversitären Einrichtungen zu unter-
stützen – das alles wird fortgeführt und in der Finanz-
planung auch mit jeweils höheren Mitteln.

Hinzu kommen die neuen Anstrengungen dieser Koa-
lition. Der DigitalPakt Schule startet endlich, und auch 
die Ganztagsbetreuung an den Schulen war der SPD 
schon in den Koalitionsverhandlungen besonders wich-
tig. Auch dafür gibt es nun das Geld, und das ist auch gut 
so, Herr Frömming.

(Beifall bei der SPD)
Das sind wesentliche Vorhaben, die nicht ernsthaft kri-

tisiert werden können, und wenn sie doch kritisiert wer-
den, dann halten wir das aus, weil wir wissen, dass die 
Bürgerinnen und Bürger diese zusätzlichen Anstrengun-
gen für Bildung auch begrüßen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir Sozialdemokraten legen immer auch ein besonde-
res Augenmerk auf das BAföG für Schüler und Studie-
rende. Die beschlossene Reform mit deutlichen Leis-
tungsverbesserungen wird natürlich auch zu erheblich 
höheren Ausgaben als in den letzten Jahren führen.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Steht aber nicht im Haushalt!)

Und: Wir kümmern uns darüber hinaus um die berufliche 
Bildung. Das Aufstiegs-BAföG erhöhen wir um sage und 

schreibe 50 Prozent. Das ist wohl beispiellos, meine sehr 
geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mit dem Haushalt 2020 wird der Bund noch aktiver 
in der Forschungsförderung. Die Bundesministerin 
Karliczek hat schon einiges dazu gesagt; ich will das 
nur kurz andeuten. Es geht darum, drängende Probleme 
zu lösen. Da sind zum einen die Klima- und Energiepo-
litik und die Klima- und Energiefragen zu nennen, aber 
auch die Gesundheitsforschung, etwa der Kampf gegen 
Krebs. Die Bundesregierung hat eine erfolgreiche High-
tech-Strategie aufgelegt und kümmert sich um Zukunfts-
fragen rund um Digitalisierung und künstliche Intelli-
genz.

Wir wollen mit Forschung Impulse setzen für die Un-
ternehmen, für Wirtschaftswachstum und für Arbeitsplät-
ze, und es geht uns darüber hinaus auch darum, die For-
schung in den Dienst der Gesellschaft und der einzelnen 
Menschen zu stellen, damit Leben und Arbeiten gesün-
der, besser, nachhaltiger werden und die Gesellschaft ge-
rechter, sozialer und friedlicher wird.

Nur einige Themen will ich hier kurz exemplarisch 
beleuchten, die uns Sozialdemokraten besonders wichtig 
sind und die wir uns in den Haushaltsberatungen, die jetzt 
ja kommen, noch genauer anschauen werden.

In den vergangenen Jahren haben wir bereits die Bun-
desförderung für die Fachhochschulen Schritt für Schritt 
hochgefahren. Die Fachhochschulen haben internationa-
les Renommee und sind als anwendungsorientierte Hoch-
schulen auch wichtige Partner vor Ort. Der Entwurf der 
Bundesregierung sieht da auch schon Verbesserungen 
vor. Gleichwohl sollten wir überlegen, ob es nicht mög-
lich ist, die Fachhochschulen gerade mit Blick auf die 
kleineren und mittleren Unternehmen und als wichtige 
Akteure auch in Regionen mit Strukturproblemen noch 
mehr zu stärken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dann ist uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-
ten die Arbeits-, Produktions- und Dienstleistungsfor-
schung besonders wichtig. Digitalisierung, künstliche In-
telligenz, Arbeit 4.0, das sind wichtige Themen, nicht nur 
aus ökonomischer Perspektive, sondern ganz konkret für 
die Kolleginnen und Kollegen in den Betrieben. Da brau-
chen wir kluge Wissenschaft, die uns Hinweise gibt, wie 
wir die neuen Technologien zum Wohle der Menschen 
nutzen. Die Arbeitswelt der Zukunft – ein ganz wichtiges 
Feld, wirtschaftlich wie auch sozial –: Wir werden 
schauen, ob es da im Haushalt noch Verbesserungsmög-
lichkeiten gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Last, but not least will ich auf die Friedens- und Kon-
fliktforschung zu sprechen kommen.

(Zuruf von der AfD: Besonders wichtig!)

– Ja, das ist besonders wichtig; ganz richtig. -
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir wissen alle, wie schwierig die Lage in der Welt ist. 
Auch da benötigen wir Impulse, wie Konflikte vermieden 
und beigelegt werden können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich sehe, 
meine Redezeit läuft ab. Ich habe also nicht die Möglich-
keit, auf weitere wichtige und interessante Punkte des 
Etats einzugehen. Ich glaube, die Bundesregierung hat 
einen starken Haushaltsplanentwurf vorgelegt. Jetzt lie-
gen die parlamentarischen Beratungen vor uns, und wir 
werden wie in den letzten Jahren schauen, ob wir nicht an 
der einen oder anderen Stelle diesen guten Etat noch ein 
Stück weit besser machen können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin Katja 

Suding für die Fraktion der FDP.

(Beifall bei der FDP)

Katja Suding (FDP):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau 

Ministerin Karliczek, immer wieder zu betonen, wie 
wichtig Bildung ist, dann aber in Ihrem Einzelplan schon 
wieder Kürzungen zuzulassen, das ist wirklich Ihre Ka-
pitulationserklärung als Ministerin.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Wird doch 
nicht gemacht! – Dr. Karamba Diaby [SPD]: 
Nicht zugehört! Hat doch gerade Herr Schulz 
alles erklärt!)

Ihren Gestaltungsanspruch haben Sie auf jeden Fall schon 
aufgegeben. Herr Schulz, da haben mich Ihre langen Aus-
führungen wirklich nicht überzeugen können.

(Dr. Karamba Diaby [SPD]: Das war alles rich-
tig! – Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Sie haben 
es nicht verstanden! Ich erkläre es Ihnen noch 
einmal!)

Das klang alles nur nach Ausrede.

Hier wird gekürzt,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und zwar 70 Millionen Euro wollen Sie im Einzelplan 30 
kürzen: bei den zentralen Zukunftsaufgaben Bildung und 
Forschung. Das ist ja schon schlimm genug. Aber eine 
noch größere Lücke – dazu haben Sie nichts gesagt – 
klafft ein bisschen besser versteckt, aber trotzdem sicht-
bar beim DigitalPakt Schule. Den wollen Sie nämlich aus 
einem Sondervermögen finanzieren, das sich aus den Er-
lösen aus der Versteigerung der 5G-Lizenzen speist.

(Dr. Stefan Kaufmann [CDU/CSU]: Zusätzli-
ches Geld, Frau Kollegin!)

Die reichen aber bei Weitem nicht aus; das wissen wir 
jetzt. Das Prinzip Hoffnung ist hier gescheitert. Es fehlen 
über 800 Millionen Euro allein in dieser Legislaturperio-
de. Von Ihnen, Frau Karliczek, haben wir kein Wort darü-
ber gehört, woher Sie die denn nehmen wollen. Das aber 
sind Sie den Schülern, Lehrern und Eltern in unserem 
Land schuldig.

(Beifall bei der FDP)

Die Herausforderungen beim DigitalPakt sind noch 
viel größer. Damit unsere Kinder die Chancen der digita-
len Bildung wirklich nutzen können, kann und darf der 
DigitalPakt, der vorwiegend auf die technische Ausstat-
tung setzt, nur der Anfang sein. Um die Technik über-
haupt sinnvoll einzusetzen, und zwar bevor sie veraltet 
ist, brauchen unsere Schulen noch mehr. Sie brauchen IT- 
Administratoren, Weiterbildung für Lehrkräfte, digitale 
Schulbücher und klare Datenschutzstandards. Wir for-
dern deshalb einen DigitalPakt 2.0. Wir haben Ihnen dazu 
auch schon ein Konzept vorgelegt. Ich fordere Sie noch 
mal auf, Frau Karliczek: Beginnen Sie jetzt endlich mit 
den Verhandlungen dafür!

(Beifall bei der FDP)

Das Problem ist ja nicht nur, dass Ihnen als Ministerin 
offenbar Ideen, Ehrgeiz und auch Durchsetzungsstärke 
fehlen; Ihnen ist offenbar auch egal, was mit den Mitteln 
passiert, die Sie investieren. Die Mittel des DigitalPakts 
müssen laut Artikel 104c des Grundgesetzes die Leis-
tungsfähigkeit der Schulen vor Ort steigern, und das ist 
keine unverbindliche Empfehlung; das ist Verfassungs-
auftrag. Aber Sie stellen noch nicht mal Kriterien auf, 
an denen die Leistungsfähigkeit der Schulen überhaupt 
gemessen werden kann. Wie wollen Sie denn überhaupt 
garantieren, dass die Schulen nach dem DigitalPakt 
besser sind als vorher, wenn Sie nicht mal einen Maßstab 
dafür haben?

(Zuruf des Abg. René Röspel [SPD])

Hier müssen Sie ganz schnell nachsteuern, Frau 
Karliczek.

(Beifall bei der FDP)

Auch beim Hochschulpakt schütten Sie das Geld mit 
der Gießkanne aus. Ihnen fällt nichts Besseres ein, als die 
Mittel schlicht und einfach pro Kopf zu verteilen. Damit 
bleibt aber der Anreiz für die Hochschulen, auf Masse 
statt auf Qualität zu setzen. Mehr Qualität bekommen 
Sie nur, wenn Sie die Auszahlung der Paktmittel daran 
knüpfen, dass die Hochschulen die Betreuungsrelation 
verbessern,

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Hat die FDP in 
den Ländern zugestimmt?)

innovative Lehrkonzepte ausbauen und sich für das le-
benslange Lernen öffnen. Es reicht doch nicht aus, das 
Geld einfach nur auszugeben. Viel hilft nicht viel. Sie 
müssen dafür sorgen, dass das Geld bei den Hochschulen 
auch tatsächlich ankommt, dass es sie besser macht. Das 
müssen Sie tun, Frau Karliczek.
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(Beifall bei der FDP – Dr. Stefan Kaufmann 
[CDU/CSU]: Lesen Sie einfach noch mal nach, 
Frau Kollegin! Das steht da alles!)

Auch beim BAföG scheint es Ihnen egal zu sein, ob die 
Mittel wirklich helfen. Immer weniger Studierende haben 
einen Anspruch auf BAföG, und das nimmt den jungen 
Menschen jedes Jahr ihre Bildungschancen.

(Zuruf der Abg. Marianne Schieder [SPD])
Ihre Antwort darauf ist ein längst überfälliger Inflations-
ausgleich. Das ist viel zu wenig. Wir haben Ihnen vor-
gerechnet, was heute schon mit den aktuellen Haushalts-
mitteln möglich wäre, nämlich ein elternunabhängiges 
BAföG im Baukastenmodell:

(Norbert Maria Altenkamp [CDU/CSU]: Ohne 
Bedürftigkeitsprüfung? – René Röspel [SPD]: 
Millionären Gelder hinterherwerfen!)

200 Euro für jeden Studierenden als Sockelbetrag, 
200 Euro für jeden Studierenden, der neben dem Studium 
einen Job hat oder sich in einem Ehrenamt engagiert, und 
dann noch bis zu 1 000 Euro pro Monat als Darlehen, das 
nach dem Studium zurückgezahlt wird. So geht BAföG 
fair und ohne Bürokratie, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP – Kai Gehring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber mit einem 
Schuldenberg danach!)

Wir haben das Grundgesetz gemeinsam geändert, da-
mit der Bund jetzt eine stärkere Rolle in der Bildung 
spielen kann. Jetzt kann und muss aber mehr passieren. 
Da Ihnen offenbar die Ideen fehlen, sagen wir mal, was 
für die Bildung geht. Wir wollen mit einer MINT-Offen-
sive mehr junge Menschen für MINT-Fächer begeistern. 
Wir wollen mehr Berufsorientierung – die wollen wir 
gerade an den Gymnasien – und die Chancen der beruf-
lichen Bildung aufzeigen. Wir wollen die Inklusion för-
dern und die Prävention von Mobbing verbessern. Das 
alles ist dringend nötig, und das müssen Sie jetzt angehen.

Zum Schluss: 90 Prozent der Bundesbürger wollen ein 
Zentralabitur. Wir Freien Demokraten wollen das auch. 
Wir wollen den Schulen vor Ort mehr Freiheiten geben, 
verbunden mit bundesweit einheitlichen und ehrgeizigen 
Bildungsstandards. Wir wollen vergleichbare Abschluss-
prüfungen bis hin zu einem Zentralabitur. Die Zukunfts-
chancen unserer Kinder dürfen nicht länger davon abhän-
gen, ob sie in Bremen oder in Bayern zur Schule gehen.

(Zuruf des Abg. René Röspel [SPD])
Deutschlands Bildungs- und Forschungspolitik könnte 

so viel mehr. Die Chancen sind riesig. Nutzen Sie sie, 
Frau Karliczek!

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist für die Fraktion 

Die Linke die Kollegin Dr. Gesine Lötzsch.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Die Koalition hat ihr Schicksal an 
die schwarze Null gekettet, und das ist fatal. Das Dogma 
lautet: Es ist eine Frage der Generationengerechtigkeit, 
keine neuen Schulden zu machen.

(Norbert Maria Altenkamp [CDU/CSU]: Ge-
nau!)

In diesem Standardsatz stecken aber gravierende Denk-
fehler. Denn wer heute nicht in die Bildung der Jugend 
investiert,

(Zuruf von der SPD: Machen wir doch!)
der verspielt die Zukunft der nächsten Generation, und 
das darf nicht sein.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich frage Sie: Ist es denn gerecht, wenn sich die Ausbil-
dung unserer Kinder und Enkel verschlechtert, wenn an 
allen Ecken und Enden Lehrpersonal fehlt, wenn Schulen, 
Universitäten überfüllt sind? Das hat mit Generationen-
gerechtigkeit nichts zu tun, das ist doch das genaue Ge-
genteil.

(Beifall bei der LINKEN)
Kleine Nebenbemerkung: Die Bundeskanzlerin konnte 

in der DDR studieren und promovieren. Offensichtlich 
war das Bildungssystem gut genug, um eine Kanzlerin 
auszubilden.

(Stephan Brandner [AfD]: Ein sehr schlechtes 
Beispiel! – Lachen bei der AfD)

Die Kinder konnten sogar nach der ersten Klasse lesen 
und schreiben. Das ist heute leider die Ausnahme. In der 
reichen Bundesrepublik droht das Bildungssystem zu kol-
labieren. Ich sage Ihnen: Das dürfen wir nicht zulassen, 
da müssen wir gegensteuern!

(Beifall bei der LINKEN)
Meine Damen und Herren, auch an diesem Etat sieht 

man: Bildung hat für die Koalition, den schönen Reden 
der Vorredner zum Trotz, keine Priorität. Noch einmal 
eine Vergleichszahl: 50 Milliarden Euro sollen im komm-
enden Jahr für das militärische Wettrüsten bezahlt wer-
den.

(Zuruf von der FDP: Noch zu wenig!)
Für den Haushalt für Bildung und Wissenschaft sind ge-
rade einmal 18,2 Milliarden Euro eingestellt. Ich finde, 
das ist eine grobe Schieflage, die zulasten der künftigen 
Generationen geht.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich sage Ihnen: Wir brauchen auch gar keine neuen 

Schulden aufzunehmen, es würde schon reichen, wenn 
wir die großen Vermögen in unserem Land endlich ge-
recht besteuern würden.

(Zuruf von der FDP: Weg damit!)
Das wäre eine Frage der Zukunft und der Gerechtigkeit, 
meine Damen und Herren.
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(Beifall bei der LINKEN)
Das wenige Geld, das die Regierung für Bildung und 

Wissenschaft ausgeben will, wird auch noch ungerecht 
verteilt: Sie stecken viel Geld in die sogenannte Spitzen-
forschung. Dagegen wäre auch gar nichts zu sagen, wenn 
Sie nicht gleichzeitig in der Lehre den Rotstift ansetzen 
würden. Spitzenforschung, meine Damen und Herren, 
wird scheitern, wenn nicht ausreichend Geld in die breite 
Forschung und in die Lehre gesteckt wird.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der SPD)
Die Bundesregierung, insbesondere die neue Ministe-

rin der Verteidigung, will die Bundeswehr attraktiver ma-
chen als Arbeitgeber; es geht um Kindergärten, um kos-
tenloses Bahnfahren. Was tut die Bundesregierung 
eigentlich dafür, dass der Wissenschaftsberuf attraktiver 
wird? Warum wird das nicht zum Thema in unserer Ge-
sellschaft gemacht? Immer mehr Hochschulen weichen 
aus Geldmangel auf kostengünstiges Personal aus. Lehr-
beauftragte sind das Prekariat der Wissenschaft. Hoch-
qualifizierte Menschen werden mit Niedriglöhnen abge-
speist. Hinzu kommt, dass ein großer Teil der Stellen nur 
noch befristet ausgeschrieben wird. Ich finde, dieser Ver-
schwendung von geistigem Potenzial müssen wir etwas 
entgegensetzen; das ist höchst ungerecht, auch für kom-
mende Generationen.

(Beifall bei der LINKEN – Marianne Schieder 
[SPD]: Sehr undifferenziert und deswegen sehr 
wenig hilfreich!)

Die Zahl der Studierenden steigt seit Jahren in 
Deutschland

(Dr. Karamba Diaby [SPD]: Ist doch gut!)
und wird laut Schätzung der Kultusministerkonferenz 
auch in Zukunft auf hohem Niveau verbleiben. Die Zahl 
der Wohnheimplätze bei den Studierendenwerken bleibt 
hinter diesem Anstieg allerdings weit zurück: Aktuell 
stehen den knapp 2,9 Millionen Studierenden bundesweit 
nur 240 000 öffentlich geförderte Wohnheimplätze zur 
Verfügung. Jugendliche aus ganz normalen Familien kön-
nen sich die explodierenden Mieten in den Großstädten 
nicht leisten. Ich sage Ihnen: Es kann doch nicht sein, dass 
Miethaie darüber entscheiden, ob Jugendliche studieren 
können!

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Marianne Schieder [SPD]: Tun sie auch nicht!)

Damit können wir uns niemals zufriedengeben!

Wir fordern also, meine Damen und Herren, einen 
Hochschulsozialpakt. Wir wollen im Laufe der nächsten 
vier Jahre 50 000 neue bezahlbare Wohnheimplätze aus 
Bundesmitteln finanzieren. Ich hoffe, dass möglichst vie-
le von Ihnen diesem guten Vorhaben zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)
Frau Ministerin Karliczek, Ihr Ministerium müsste 

doch eigentlich eine Ideenwerkstatt für die Zukunft der 
Arbeit, für den Umbau unserer Gesellschaft, für den Kli-
ma- und den Artenschutz sein. Doch ich habe den Ein-
druck, dass Sie Dienst nach Vorschrift machen. Leider 

gibt es keine Vorschrift, wie man zu guten Ideen kommt. 
Eine Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen zu 
gründen, ist wirklich eine Schnapsidee. 1 Milliarde Euro 
in zehn Jahren, das ist viel Geld; damit könnten Sie viele 
Lehrkräfte gerecht bezahlen.

Meine Damen und Herren, wir müssen in diesem Haus-
halt viel umgestalten, im Gesamthaushalt übrigens; man 
kann auch zwischen den Einzelplänen umschichten, das 
dürfen wir nicht vergessen. Wir als Linke setzen uns dafür 
ein, dass dieses Land gerechter, solidarischer und sicherer 
wird. Ich hoffe, dass viele von Ihnen mitmachen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege Kai 

Gehring für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bil-

dung und Forschung sind Quellen künftigen Wohlstandes 
und Treiber für Gerechtigkeit und Innovation. Daher ist es 
hochproblematisch, dass dieser Einzelplan 30 im Ver-
gleich zum Vorjahr ein Minus aufweist. Das ist auf jeden 
Fall keine Dynamik, um das 3,5- oder 7-Prozent-Ziel 
zackig zu erreichen. Das ist zukunftsvergessen, Frau 
Karliczek.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Diesen Fehler sollten wir als Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier dringend korrigieren.

(Zuruf des Abg. René Röspel [SPD])

– Bitte?

(René Röspel [SPD]: Deine Rechnung stimmt 
nicht!)

– Ja, doch. Ich habe den Haushalt gelesen, und was die 
SPD dazu gesagt hat, reichte als Erklärung nicht aus.

(Dr. Karamba Diaby [SPD]: Swen hat das doch 
sehr deutlich erklärt!)

Uns ist wichtig: Chancen für alle und Forschung for 
Future gibt es nicht zum Nulltarif, sondern wir müssen 
deutlich drauflegen. Sie treten auf die Schuldenbremse; 
wir wollen einen Investitionsmotor für Bildung und For-
schung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Investieren in Zukunft heißt, Infrastrukturen zu moder-
nisieren, und da sind marode Schulen ein Mahnmal für 
eine Bildungsrepublik. Ob Grundschulen in Brennpunkt-
quartieren

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Was sind denn 
„Brennpunktquartiere“? – Martin Reichardt 
[AfD]: Das ist ja AfD-Sprech! Sehr gut!)
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oder Berufsschulen im ländlichen Raum: Schulen müssen 
bundesweit Kathedralen des Wissens sein; das ist im In-
teresse aller Kinder und im gesamtstaatlichen Interesse, 
Frau Karliczek.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Investieren in Zukunft heißt, gleichwertige Lebensver-

hältnisse zu befördern. Bildungschancen dürfen nicht nur 
nicht von der Herkunft abhängen, sondern auch nicht von 
der Region, in der man lebt. Ob Stadt oder Land, ob Ost 
oder West: Kinderbetreuung und Ganztagsschulplätze 
dürfen nicht fehlen. Der Rechtsanspruch gehört endlich 
erfüllt, mit Qualität und bald gebührenfrei. Hier muss 
auch eine Bundesbildungsministerin ordentlich mit an-
schieben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Investieren in Zukunft heißt auch, den Fachkräfteman-

gel zu bekämpfen. Ich gebe Ihnen als Beispiel aus dem 
Haushalt das Thema Alphabetisierung: Wieso ist Ihnen 
das so wenig wert?

(Kerstin Radomski [CDU/CSU]: Was?)
30 Millionen Euro in Ihrem Etat für 7,5 Millionen funk-
tionale Analphabeten im Land, das sind knapp 4 Euro pro 
Person. Das reicht einfach nicht, um gut lesen, schreiben 
und Deutsch sprechen zu können. Da würden wir mehr 
Mittel drauflegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Das ist ja Selbsthilfe!)

Und landauf, landab fehlen Handwerker, fehlen Erzie-
herinnen und Erzieher und Lehrkräfte.

(Dr. Karamba Diaby [SPD]: Da hat er recht!)
Was tun Sie hiergegen, außer unbeteiligt am Spielfeld-
rand zu stehen, Frau Karliczek? Sie verschließen die Au-
gen auch vor den steigenden Schulabbrecherzahlen. Un-
ser Land braucht weniger Abbrecher, mehr Meister und 
mehr Master und endlich auch ein Recht auf Weiterbil-
dung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Die Abbrecher finden 
doch bei den Grünen eine Stelle!)

Wer sich bildet, braucht auch eine sichere Finanzie-
rung, gerade auch Einkommensarme. Studierende – das 
sagen wir ganz klar – sollen sich aufs Studium konzent-
rieren und nicht nebenher noch kellnern müssen, um über 
die Runden zu kommen. Deshalb wollen wir beim BAföG 
auch eine echte Trendwende. Sie rechnen anscheinend in 
Ihrem Etat, dass die Ausgaben fürs BAföG drastisch sin-
ken. Schauen Sie sich die Zahlen an; das heißt, Sie glau-
ben nicht an Ihre eigene Reform. Tun Sie endlich mehr für 
Bildungsgerechtigkeit!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Landauf, landab demonstrieren Fridays-for-Future- 

Kids, um das Klima zu retten. Weltweit wollen Jung 
und Alt endlich Ergebnisse in der Klimapolitik und keine 
Vorwürfe und keine Drohungen. Uns irritiert, wie teil-
nahmslos und uninspiriert Sie bei dieser Überlebensfrage 

der Menschheit und unseres Planeten agieren. Sie haben 
eben viel grün gesprochen; aber in Ihrem Haushalt han-
deln und finanzieren Sie wenig grün. Warum greifen Sie 
die Impulse nicht auf, um Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung in allen Bildungseinrichtungen zu fördern? Wa-
rum gibt es kein Programm für nachhaltige, für klima-
neutrale Hochschulen? In Nairobi konnte ich neulich die 
erste CO2-neutrale Spitzenuniversität kennenlernen. Das 
wären auch echte Leuchttürme für den Hochtechnologie-
standort Deutschland.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir fordern Forschung for Future. Sie haben das grüne 

Klimaforschungs-Rahmenprogramm immer wieder ab-
gelehnt. Bei der Mobilitätsforschung handeln Sie wenig 
innovativ und verheddern sich bei der Standortauswahl 
von Forschungsfabriken für Batteriezellen in Widersprü-
che und Intransparenzen. So geht es nicht!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir wollen Lücken in der Energieforschung schließen. 

Sie überlassen diesen Job komplett Ihrem Wirtschaftsmi-
nister, der schon mit der Energiewende komplett über-
fordert ist. Wir wollen, dass die Hightech-Strategie auf 
Nachhaltigkeit ausgerichtet wird und sie viel stärker auf 
soziale und ökologische Innovationen orientiert. Das ma-
chen Sie nur verbal, aber leider nicht real. Deshalb muss 
noch viel in Ihrem Haushalt umgesteuert werden. Sie 
überzeugen nicht. Vieles muss umgesetzt werden, auch 
im Paket Ihres Klimakabinetts, dem Sie ja leider nicht 
angehören.

Frau Karliczek, Ihr Etat ist eine doppelte Null: null 
Zukunftsplan, null Aufwuchs. Das müssen wir ändern – 
für mehr Chancen und für mehr Innovation.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

CDU/CSU der Kollege Tankred Schipanski.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Tankred Schipanski (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber Kai 

Gehring, eigentlich ist es für einen Koalitionsredner heute 
die beste Ausgangssituation für eine Haushaltsrede: Die 
drei Wissenschaftspakte sind ausverhandelt, alle Betrof-
fenen sind zufrieden; der DigitalPakt Schule befindet sich 
in der Umsetzung; der Bund ist starker Impulsgeber beim 
Thema „digitales Lernen“ – die Schwarzmalerei der FDP 
kann man überhaupt nicht nachvollziehen –; die OECD 
bescheinigt Deutschland plötzlich und unerwartet, dass 
wir in der MINT-Bildung, also bei Mathematik, Informa-
tik, Naturwissenschaften und Technik, besonders gut 
sind;

(Dr. h. c. Thomas Sattelberger [FDP]: Das hat 
aber nicht die Politik gemacht! Das war die 
Zivilgesellschaft!)

und, liebe Kolleginnen und Kollegen, der Bundesrech-
nungshof erklärt uns noch in seinem jüngsten Bericht 
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zum Einzelplan 30, warum die Senkung des Haushaltes 
um 69 Millionen Euro richtig ist. Also alles Vorausset-
zungen für eine gute Debatte heute.

Es gilt, anzuerkennen, dass unsere jahrzehntelangen 
hohen Investitionen in Bildung und Forschung Früchte 
tragen – das ist erfreulich –, und es ist unsere Aufgabe 
als Parlamentarier, diesen Haushalt mit einem Volumen 
von 18 Milliarden Euro zu verteidigen und als politischen 
Schwerpunkt zu halten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Swen Schulz [Spandau] [SPD])

So richtig es war und ist, Forschung und Bildung als 
gesamtstaatliche Aufgabe zu begreifen, so deutlich stellt 
der Bundesrechnungshof wie auch das Grundgesetz und 
der gesunde Menschenverstand fest, dass es klare Zustän-
digkeiten und somit Verantwortlichkeiten gibt.

(Zuruf von der AfD: Hört! Hört!)

Der Haushalt des Ministeriums ist – es wurde angespro-
chen – zu 50 Prozent über diverse Bund-Länder-Verein-
barungen gebunden. Das ist eine Grenze, für mich eine 
Schallmauer, die wir nicht überschreiten wollen und nicht 
überschreiten dürfen, gerade angesichts der Tatsache, 
dass sich die Länderhaushalte wesentlich besser entwi-
ckeln als der Bundeshaushalt. Ich empfehle jedem die 
Lektüre des Protokolls der Plenardebatte am Dienstag, 
der allgemeinen Finanzdebatte zur Einbringung des 
Haushaltes. Der Kollege Rehberg hat dort die Zahlen 
ganz klar benannt, und ich möchte das noch einmal unter-
mauern: Ab 2020 wird das Umsatzsteueraufkommen der 
Länder höher sein als das des Bundes. Zwischen 2019 und 
2023 tritt der Bund insgesamt Umsatzsteuermittel in Hö-
he von 72,5 Milliarden Euro an die Länder ab. Dennoch 
ist der Bund im Bereich der Bildung ein finanzieller und 
inhaltlicher Impulsgeber. Aber die Impulse dürfen keine 
Ersatzvornahme sein, allen voran in Bereichen, wo die 
Länder finanziell zuständig sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Von daher lehnt die Koalition eine weitere Unterstüt-
zung der Länder in deren Verantwortungsbereichen ganz 
klar ab. Wenn es um Lehrermangel und Unterrichtsausfall 
geht, kann ich nur feststellen: Da sind die Kultusminister 
der Länder zuständig. Wenn es um den Sanierungsbedarf 
an den Schulen geht, kann ich nur feststellen: Die Kom-
munen sind da gefordert. Lieber Kai Gehring, wir haben 
die Kommunen um 19 Milliarden Euro entlastet. Da muss 
es doch drin sein, eine Schule zu sanieren.

(Zuruf des Abg. Kai Gehring [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir haben im letzten Jahr sogar noch ein Sonderpro-
gramm für die kommunale Bildungsinfrastruktur aufge-
legt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diese Zahlen mögen sich bitte alle bisherigen und weite-
ren Redner in dieser Debatte vor Augen halten, wenn sie 
hier weitere Wünsche äußern, die in den Zuständigkeits-
bereich der Länder oder der Kommunen fallen.

Meine Damen und Herren, zur OECD-Studie. Dass 
Deutschland jetzt so wahnsinnig gut bei MINT sein soll, 
kann ich persönlich kaum glauben. Ich besuche regelmä-
ßig das Nationale MINT Forum und weiß um die Proble-
me in unseren Schulen. Herr Schleicher von der OECD 
hat uns immer wieder mehr Studierende empfohlen und 
die duale Ausbildung in Deutschland lange sehr verkannt. 
Von daher möchte ich trotz dieser schönen Ergebnisse 
daran festhalten, dass wir uns als Bund stark im Bereich 
MINT engagieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Aktionsplan der Ministerin vom Frühsommer die-

ses Jahres ist das richtige Signal. Liebe Frau Karliczek, 
wir erwarten jetzt dringend die Förderrichtlinien. Die 
Mittel stehen bereit, und die Akteure in Deutschland war-
ten darauf, dass diese Mittel ausgekehrt werden.

(Marianne Schieder [SPD]: Frauen brauchen 
wir da!)

Meine Damen und Herren, ich bleibe beim Bildungs-
bereich, extra für die FDP. Der FDP ist es anscheinend 
entgangen, dass wir einen neuen Haushaltstitel mit einem 
Volumen von 43 Millionen Euro haben, der da heißt: 
„Digitaler Wandel in der Bildung“. Dabei sind eben auch 
fachliche Begleitmaßnahmen zur Umsetzung des Digital-
Pakts eingestellt, was wir ausdrücklich begrüßen. Aber, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen natürlich 
auch die Länder beim Thema „digitale Bildung“ als Part-
ner an unserer Seite.

(Marianne Schieder [SPD]: Ja!)
Gerade in Bezug auf die digitalen Lernmittel kommt der 
Bund an seine Grenzen. Auf dem Bildungsmarkt gibt es 
fantastische, qualitativ hochwertige, adaptive Lernsyste-
me, intelligente Tutorensysteme, die einen unwahrschein-
lichen Mehrwert bringen. Die Kultusministerkonferenz 
ist dringend gefordert, eine einheitliche Stellung für die 
Zulassung dieser digitalen Bildungsmedien einzurichten 
und diese Bildungsmedien endlich zuzulassen. Die Fi-
nanzierungsimpulse des Bundes sind das eine. Das andere 
ist, dass die Länder unterstützen müssen. Daher brauchen 
wir keinen DigitalPakt II.

(Beifall bei der CDU/CSU – Kerstin Radomski 
[CDU/CSU]: Sehr richtig! – Zuruf des Abg. 
Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, ein großer Schwerpunkt des 
Haushaltes liegt auf der beruflichen Bildung, aber auch 
auf der Hightech-Strategie; Kollege Schulz hat es ange-
sprochen. Der Haushalt setzt beim Thema „künstliche 
Intelligenz“ an. Richtig ist, dass wir im Vergleich zu Chi-
na und den USA noch zu wenig investieren. Der Finanz-
minister Olaf Scholz hat lediglich 1 Milliarde Euro fri-
sches Geld dafür zur Verfügung gestellt. Die erste 
Tranche wurde im letzten Haushaltsjahr verteilt. Jetzt 
steht die zweite Tranche an. Ich bin der Meinung, dass 
wiederum ein Hauptteil des Geldes an das BMBF gehen 
muss. Daher hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion in 
ihrer Vorstandsklausur ganz konkrete Maßnahmen be-
nannt. Ich denke an 70 weitere KI-Exzellenz-Professuren, 
an die Weiterentwicklung des Industrial Data Space zu 
der europäischen Cloud Gaia-X – die Ministerin hat es 
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genannt –, aber auch an die Einrichtung der weiteren KI- 
Transferzentren, was im engen Zusammenschluss mit 
dem Wirtschaftsministerium geschehen muss.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich abschlie-
ßend auf einen sehr wichtigen Umstand mit Blick auf 
unsere zukünftige Mittelverteilung eingehen. Im Juli 
2019 hat die Regierungskommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ ihren Bericht vorgelegt und klar fest-
gestellt, dass wir in die regionalen Zentren investieren 
müssen und nicht nur in die urbanen Zentren investieren 
dürfen. Deutschland lebt von seiner Dezentralität, von der 
Vielfalt der Regionen, von der Produktivität des ländli-
chen Raumes. Von daher war die Entscheidung für Müns-
ter bei der Batterieforschungsfabrik mit Sicherheit eine 
richtige Entscheidung.

Bei jeder Mittelvergabe sind die Vorgaben der Regie-
rungskommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
zu beachten. Dies gilt auch bei der Entscheidung, wo 
der Sitz der Agentur für Sprunginnovationen hinkommt; 
meines Erachtens nicht nach Berlin.

(Zuruf des Abg. Swen Schulz [Spandau] 
[SPD])

Das gilt für die Entscheidungen zu den KI-Transferzent-
ren, die meines Erachtens gerade in den neuen Ländern 
angesiedelt werden müssen.

Wenn wir sehen wollen, wie Dezentralität funktioniert, 
müssen wir nach Bayern zu Ministerpräsident Söder 
schauen, der für 1,2 Milliarden Euro in Nürnberg, in Fran-
ken, investiert und dort eine neue TU eröffnet.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Zeit ist es geworden!)

Auch das BMBF muss mit Blick auf die gleichwertigen 
Lebensverhältnisse ganz klar in die Regionen investieren.

Ich darf mit Kollegen Sattelberger enden: Es darf nicht 
darum gehen, die bereits fetten Standorte fett zu füttern. – 
In diesem Sinne freue ich mich auf die anstehenden Haus-
haltsberatungen und die anstehenden Standortentschei-
dungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist für die Fraktion 

der AfD die Kollegin Nicole Höchst.

(Beifall bei der AfD)

Nicole Höchst (AfD):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Werte Kollegen! 

Hochgeschätzte Bürger! Wir sind uns alle einig, dass 
wir die berufliche Bildung stärken müssen. Frau Minis-
terin Karliczek, Sie verdienen in diesem Bereich unsere 
Anerkennung. Sie haben sich redlich bemüht, unser Cre-
do „Mehr Meister als Master“ anzuerkennen und dem 
Taten folgen zu lassen. So erhöhen Sie zum Beispiel die 
von der AfD geforderten Posten wie die Stiftung „Begab-

tenförderung berufliche Bildung“. Das ist folgerichtig, 
gut und lobenswert.

(Beifall bei der AfD)
Aber bei grundsätzlicher Betrachtung ist das allenfalls 
Feintuning. Frau Karliczek, mit Mut und Kampfgeist 
könnten Sie bei den jetzigen bürgerlichen und freiheit-
lichen Mehrheitsverhältnissen in diesem Parlament

(Lachen bei der LINKEN)
als die Bildungsministerin in die deutsche Geschichte ein-
gehen, die die ideologische Bildungswende schafft.

(Beifall bei der AfD)
Sie könnten die Abiturschwemme bei gleichzeitigem 
Fachkräftemangel beenden. Leider fehlt es Ihnen im vor-
gelegten Haushalt nach wie vor an Entschlossenheit, ein 
großes Gesamtkonzept vorzulegen, das geeignet ist, das 
Ruder herumzureißen.

Es ist klar, dass dieses Gesamtkonzept zur Stärkung der 
beruflichen Bildung eine gemeinsame Aufgabe von Bund 
und Ländern sein wird. Berufliche Bildung muss bereits 
im Vorfeld gestärkt werden, indem ausbildungsfähige und 
-bereite junge Menschen in den Ausbildungsmarkt drän-
gen. Das ist originär Ländersache und mit dem Digital-
Pakt sicherlich nicht zu bewerkstelligen.

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hatte 2018 fest-
gestellt, dass das betriebliche Ausbildungsplatzangebot 
so hoch war wie nie seit 2009. Leider stand einem wach-
senden Ausbildungsangebot eine steigende Anzahl an Ju-
gendlichen ohne Berufsabschluss gegenüber. Das ist der 
Trend, der sich seit 2009 abzeichnet. Wo sind denn die 
erfolgreichen Bemühungen der Bundesregierung, wo die 
der Länder? Alle bislang getroffenen Maßnahmen laufen 
ins Leere. Wir werfen Geld zum Fenster heraus.

(Beifall bei der AfD)
Das deutsche Bildungssystem bricht Rekorde: im Stu-

dienabbruch, in den unbesetzten Ausbildungsplätzen, bei 
Jugendlichen ohne Berufsabschluss. Sie haben jetzt ein 
paar Millionen Euro von hier nach da umgeschichtet und 
erwarten nun ernsthaft, dass sich das ändert. Das werden 
Sie so nicht erreichen; denn die heißersehnten Fachkräfte 
der Zukunft, die durch unser Bildungssystem bis zum 
Abitur geschleust werden, können weder auskömmlich 
Dreisatz, das Einmaleins noch unfallfrei Deutsch.

(Marianne Schieder [SPD]: Das ist eine Un-
verschämtheit!)

Aber – ganz wichtig, Achtung! – sie können an der Hum-
boldt-Universität Pornowissenschaften studieren. Das 
glauben Sie nicht, meine Damen und Herren, ist aber 
so. Recherchieren Sie selbst, und Sie finden zukunftswei-
sende Veranstaltungen wie „Konsens und Vielfalt – Faire 
Pornographie“. Wissen Sie, wir von der AfD sind sehr für 
die Freiheit von Forschung und Lehre. Die Frage ist: Was 
werden denn die Absolventen solcher Studien? Wie viele 
studierte Pornospezialisten kann sich ein Wirtschafts-
standort wie Deutschland denn leisten,

(Heiterkeit bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Peinlich!)
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wie viel mehr als über 230 Lehrstühle für Gender und 
Gedöns? Regelt da tatsächlich die Nachfrage den Markt? 
Ein ideologiefreies Deutschland hätte längst zig Alterna-
tiven zum Verbrennungsmotor erfunden.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Weil Sie so 
ideologiefrei sind!)

Deutschland darf das nicht. Wir müssen uns deindustria-
lisieren, verblöden, durchgendern und verarmen. Warum 
denn eigentlich?

(Beifall bei der AfD – Dr. Karamba Diaby 
[SPD]: Warum sind Sie so aggressiv? Woher 
kommen Ihre Aggressionen?)

Liebe Frau Karliczek, bitte lassen Sie sich nicht von 
links-grün einlullen.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Von braun aber erst recht nicht!)

Bitte streichen Sie alle ideologischen Posten in diesem 
Bundeshaushalt. Es ist viel, viel wichtiger, in berufliche 
Bildung zu investieren, noch mehr, als Sie das bisher ge-
tan haben. Legen Sie ein großes Gesamtkonzept vor, das 
den Leuten von morgens bis abends erklärt, von der Zei-
tungsannonce bis hin zur „Tagesschau“, wie wichtig be-
rufliche Bildung für den Wirtschaftsstandort Deutschland 
ist. Sie sichert Wohlstand für alle, ist das Rezept gegen 
Fachkräftemangel, ist die Zukunftsgarantie des Standor-
tes Deutschland.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner in der Debatte ist für 

die Fraktion der SPD der Kollege Ernst Dieter Rossmann.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Ich lasse den Schmus am 

Anfang weg. – Ich möchte auf die Behauptung eingehen, 
die – wie gestern auch – Herr Lindner und andere ständig 
wieder in die Öffentlichkeit tragen: dass der Gestaltungs-
rahmen für Bildung, Wissenschaft und Forschung mit 
diesem Haushalt gesunken ist. Nein, das ist er nicht!

Was ist passiert? Tatsächlich stehen unterm Strich mi-
nus 70 Millionen Euro. Das hat aber mit einer Vorge-
schichte zu tun, die 2014 begonnen hat: Der Bund ist 
aus der Finanzierung des Hochschulbaus und der Bil-
dungsplanung ausgestiegen und musste den Ländern da-
für zugestehen, Kompensationsmittel zur Verfügung zu 
stellen, bis zu dem Zeitpunkt, an dem der neue Bund- 
Länder-Finanzverteilungsrahmen in Kraft tritt. Das wa-
ren Mittel in Höhe von 720 Millionen Euro, sie waren 
nicht mal auf Bildung spezifiziert; sie konnten für alles 
ausgegeben werden. Und das endet jetzt. Deshalb steht im 
Gesamtbetrag minus 70 Millionen Euro; aber der Gestal-
tungsspielraum der Ministerin ist um 650 Millionen Euro 
gewachsen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Darüber jammern Sie? Darüber lamentieren Sie? Sie ha-
ben nicht mal in den Haushalt reingeschaut. Sie geben 
sich gar nicht die Mühe, diese Zusammenhänge aufzu-
nehmen. Sie zeigen damit im schlechten Sinne ein Bei-
spiel, wie Parlamentarismus nicht sein sollte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Die Ministerpräsidenten der Länder haben es begriffen. 

Wenn man ihnen die Mittel einfach so weggenommen 
hätte, ohne die 9,7 Milliarden Euro, die sie über die neue 
Bund-Länder-Finanzverteilung dazugewonnen haben, 
dann hätten sie hier alle mit Protesten das Parlament ge-
stürmt.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das Verteidigungsministerium hat Milliarden 
Euro mehr gekriegt!)

Das haben sie aber nicht; denn sie lesen die Haushalte und 
machen nicht den billigen kleinen Punkt, den Sie an die-
ser Stelle machen wollen.

Deshalb ist es gut, dass wir dort jetzt spezifiziert diesen 
zusätzlichen Finanzspielraum haben, und es ist auch gut, 
dass die Länder in ihrer Finanzkraft gestärkt worden sind; 
denn wir erkennen ja an, dass die Länder, wenn es um 
Bildung in Deutschland geht, über 50 Prozent der Leis-
tung erbringen. Wenn dieser Spielraum noch wächst, 
dann können sie – die OECD bescheinigt Deutschland 
ein gutes Bildungssystem – noch mehr tun, nämlich mehr 
ausgeben für frühkindliche Bildung, schulische Bildung, 
berufliche Bildung und anderes. Wir sind sehr dafür, dass 
die Länder diesen Spielraum bekommen.

Ich will eine grundsätzliche Bemerkung dazu machen, 
weshalb es trotzdem Bund-Länder-Vereinbarungen, eine 
gemeinsame Anstrengung für die Bildungsleistungsfä-
higkeit des ganzen Landes, geben muss. Hätten wir einen 
reinen Wettbewerbsföderalismus, hätten wir eben auch 
unterschiedliche Bildungs- und Lebensbedingungen. 
Bund-Länder-Vereinbarungen verpflichten – bis hin zur 
Einstimmigkeit der Länder –, in bestimmter und in auf die 
Zukunft ausgerichteter Weise zusammenzuarbeiten. Das 
macht das ganze Land stark und verhindert, dass ein ein-
zelnes Land hinten runterfällt, während ein anderes aus 
eigener Kraft davoneilt. Kurzum: Bund-Länder-Verein-
barungen stützen die Gleichwertigkeit der Bildungs- 
und Lebensbedingungen in unserem Land.

(Beifall bei der SPD)
Ich möchte eine zweite grundsätzliche Bemerkung 

machen; diese soll durchaus auch zum Nachdenken an-
regen. Es geht um ein Merkmal, das wir in Bezug auf die 
Struktur des Haushaltes schon sehen sollten. Wenn wir 
die Big Five, von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
bis hin zur Leibniz-Gemeinschaft, betrachten, sehen wir, 
dass diese in diesem Haushalt mit rund 7 Milliarden Euro 
und mit einer Steigerung von 3 Prozent Jahr für Jahr in 
den nächsten zehn Jahren gefördert werden. Ich glaube, 
dass das richtig ist, weil sie ihre Arbeit mit besonderer 
Verantwortung machen. Sie werden sich aber auch der 
politischen Verantwortung in den Diskussionen zu stellen 
haben und die Frage beantworten müssen, wie sie sich 
beim Bemühen um Kohäsion und Gleichwertigkeit mit 
Blick auf den Zugang zu Forschung und Exzellenz in 
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ganz Deutschland einbringen. Das muss auch im Zusam-
menhang mit dem betrachtet werden, was wir als politi-
sche Mission haben. Das soll kein Schurigeln sein. Es 
bedeutet nur: Wer diese große Förderung mit Haushalts-
zuwächsen von jährlich 3 Prozent über zehn Jahre zuge-
standen bekommt – ein Kollege hat vorhin die Summe 
von über 140 Milliarden Euro genannt –, steht in der 
Verantwortung für das Ganze. Das erwarten wir; denn 
der Bund braucht auch noch die Kraft für Impulse.

Der Bund hat diese Impulse, Frau Karliczek, ja gesetzt; 
diese werden von der Opposition hier aber gar nicht an-
gesprochen. Über Schulen in besonderen sozialen Lagen, 
über die Exzellenz bei der beruflichen Bildung und die 
digitale Ertüchtigung in der Bildung oder die Allianz für 
Meeresforschung haben wir von Ihnen kein Wort gehört. 
Sie verschweigen, welche Impulse gesetzt werden, und 
toppen das Ganze, indem Sie von den zusätzlichen Im-
pulsen sprechen, die Sie sich wünschen. Auch die SPD- 
und die CDU/CSU-Fraktion wünschen sich manches. 
Man darf aber deshalb doch nicht verschweigen, welche 
strukturell wichtigen Maßnahmen in Bezug auf die Stär-
kung der Bildung, speziell der beruflichen Bildung, ein-
geleitet sind.

Ich wiederhole das noch mal: 50 Prozent Steigerung 
bei der Aufstiegsfortbildung sind ein Zeichen für die 
Gleichwertigkeit und die Anerkennung von höherer, 
höher qualifizierender Berufsbildung und ein Zeichen da-
für, dass wir Forschungspotenziale und Umsetzungspo-
tenziale in Deutschland zusammendenken müssen, um 
beispielsweise die Energiewende zu schaffen, die indust-
rielle Ertüchtigung voranzubringen oder bessere Dienst-
leistungen zu erreichen. Das ist doch durch diesen Haus-
haltsplan und durch die Gesetzgebung mit angelegt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Sie müssen zum Schluss kommen, Herr Kollege.

Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD):
Wir haben einen Wunsch: Schauen Sie nicht nur auf 

das Materielle, sondern auch auf das Konzeptionelle. 
Frau Ministerin, machen Sie aus dem Gesellenstück noch 
ein Meisterstück! Bringen Sie auch den Bildungsrat so 
über die Hürde, dass wir in Zukunft von dort auch gute 
Impulse bekommen können!

Der Finanzminister hat gestern gesagt: Wir können 
das. – Wir sagen: Wir machen das.

Danke. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Nächster Redner in der Debatte ist der Kollege 

Dr. Thomas Sattelberger für die Fraktion der FDP.

(Beifall bei der FDP)

Dr. h. c. Thomas Sattelberger (FDP):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Meine Damen und 

Herren! Liebe Gäste auf den Tribünen! „Entscheidend 

ist, was hinten rauskommt.“ Das ist ein Zitat von Helmut 
Kohl, das Sie, Frau Karliczek, sich wirklich zu Herzen 
nehmen sollten. Sie prahlen ja damit, wie viele Milliarden 
Euro Sie vorne reinstecken. Aber bei dem, was hinten 
rauskommt, stellen wir fest: Das ist dichter Nebel beim 
Thema „Forschung und Innovation“.

(Beifall bei der FDP)
Beispiel eins: Strategie zur künstlichen Intelligenz. Im 

November 2018 wurde diese vorgestellt. Sie ist angeblich 
3 Milliarden Euro schwer. Selbst Kollege Tankred 
Schipanski befürchtet, dass es sich nicht um frisches Geld 
handelt, sondern um eine schöngerechnete Summe be-
reits bestehender Projekte, wie ich Sie zitieren darf.

Lassen Sie mich ein paar Worte sagen zu den 100 zu-
sätzlichen KI-Professuren. Ich höre auf Nachfrage: Bis 
jetzt gibt es keine einzige. Laut Staatssekretär Meister 
besetzen Sie die ersten Professuren 2020. Jetzt soll die 
Alexander-von-Humboldt-Stiftung aushelfen mit 30 KI- 
Spitzenforschern bis 2024. Ich sehe nicht im Geringsten, 
wie das in der Finanzplanung abgebildet ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Und für die noch fehlenden 70 Professuren kommt Albert 
Rupprecht von der CSU mit der rettenden Idee um die 
Ecke, schon in Deutschland tätigen KI-Professoren 
200 000 Euro mehr Jahresgehalt zu zahlen,

(Beifall des Abg. Tankred Schipanski [CDU/ 
CSU])

damit von denen keiner ins Silicon Valley abhaut. Stand-
ortattraktivität auf Geld reduziert und kein zusätzlicher 
Professor gewonnen! Der liebe Kollege Rupprecht sollte 
bei Boris Johnson anheuern als Hilfssheriff für Etiketten-
schwindel.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Als ich im Jahr 2018 hier im Plenum den Braindrain 
deutscher Wissenschaftler angeprangert habe, war die 
Kollegin Staffler ja noch lauthals der Meinung, dank 
CSU-Politik sei alles in Butter. Pustekuchen! Hören Sie 
lieber auf die Expertenkommission Forschung und Inno-
vation. Die hat schon im Februar Zweifel angemeldet und 
stattdessen Promotionsstipendien für internationale KI- 
Experten empfohlen, und zwar 1 000. Was ist passiert? 
Nichts! Ran an den Speck, Frau Karliczek.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Jetzt wollen Sie das Geld für die KI-Kompetenzzentren 
verdoppeln. Dass diese Zentren je Talentmagnete werden, 
sehe ich nicht. Dafür bräuchte es wenige erstklassige, 
nicht viele mittelprächtige. Die Realität Ihrer KI-Strate-
gie ist erbärmlich. Jahre zu spät zusammengeschustert, 
ein Projektsammelsurium anstelle einer Strategie. Und 
jetzt vergehen noch weitere sieben, acht Jahre, bis die 
ersten KI-Absolventen ausgebildet worden sind.

Beispiel zwei: Hightech-Strategie. Während Länder 
wie die Schweiz, Norwegen und Dänemark uns beim 
Thema Innovation davoneilen, verplempern Sie das Geld 
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mit nichtssagenden Fortschrittsberichten. Mein Rat an 
Sie, Frau Karliczek: Papier schreddern und stattdessen 
die Ärmel hochkrempeln.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Das „Handelsblatt“ formuliert dazu sehr treffend, dass 
bei dieser Hightech-Strategie alle Ressorts aufschreiben, 
was sie ohnehin machen, und im Kanzleramt heftet das 
dann jemand zusammen und macht ein Bändchen darum.

(Heiterkeit bei der FDP)

Was bitte ist das Strategische an dieser Strategie? Wo 
sind die Stärken-Schwächen-Analyse, der Wettbewerbs-
vergleich, die Erfolgsindikatoren, die Ziele? Fehlanzeige! 
Hausaufgaben machen, Frau Ministerin!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Beispiel drei: zubetoniertes Budget. Mit Hochschul-
pakt und Pakt für Forschung und Innovation ist das Bud-
get derartig zugeschnürt, dass bei spontanen und aktuel-
len Entwicklungen kaum noch Platz für Reaktion ist – 
und das bei schrumpfenden Spielräumen im Haushalt.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Sie haben es 
überhaupt nicht verstanden!)

– Ich verstehe es wahrscheinlich besser als Sie.

Lineare Aufwüchse, Gießkannenprinzip, eingefrorene 
Budgets, das kritisiert inzwischen sogar der Bundesrech-
nungshof, und zwar völlig zu Recht. Schauen Sie in die 
gesamte angelsächsische Welt, von Oxford bis nach Stan-
ford: regelmäßige Leistungsanalysen, Performanceindi-
katoren, variable Budgetanteile, gekoppelt an den Nutzen 
für Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Politik. Ich weiß: Da 
fällt den Gießkannenfreunden der Forschung die Kinnla-
de runter.

(Beifall des Abg. Dr. Jens Brandenburg [Rhein- 
Neckar] [FDP])

Beispiel vier: Agentur für Sprunginnovationen. Heute 
nur ein Punkt dazu: ein Aufsichtsrat, zur Hälfte politisch 
besetzt, sodass die Politik gegen alles, was diese Agentur 
unkonventionell plant, ihr Veto einlegen kann! Herr 
Staatssekretär Meister, gucken Sie her: Ihr Credo, diese 
Agentur solle frei und unabhängig sein, das Sie hier im 
Plenum und auch im Ausschuss adressiert haben, ist eine 
Luftnummer.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Sattelberger.

Dr. h. c. Thomas Sattelberger (FDP):
Entpolitisieren Sie den Aufsichtsrat, und bitte verbie-

ten Sie der SPD, im Aufsichtsrat Wahlkreisarbeit zu ma-
chen. Dort muss eine neutrale Aufsichtsratstätigkeit 
wahrgenommen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Sattelberger.

Dr. h. c. Thomas Sattelberger (FDP):
Ich komme wunderbar zum Schluss.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Nein. Sie kommen schnell zum Schluss.

Dr. h. c. Thomas Sattelberger (FDP):
Sie sehen, Frau Bundestagspräsidentin: Ich folge Ihnen 

aufs Wort.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke schön.

Dr. h. c. Thomas Sattelberger (FDP):
Ich könnte jetzt noch über den – –

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Nein! Das können Sie nicht.

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. h. c. Thomas Sattelberger (FDP):
Ich bedanke mich.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen herzlichen Dank, Dr. Sattelberger. – Schönen 

Nachmittag von mir, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Nächste Rednerin für die Fraktion Die Linke: Nicole 
Gohlke.

(Beifall bei der LINKEN)

Nicole Gohlke (DIE LINKE):
Liebe Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! 

Frau Ministerin, es sind jetzt bald zwei Jahre vergangen, 
seitdem die Große Koalition wieder am Ruder ist. Es ist 
jetzt also mindestens Halbzeit für diese Regierung. Ihre 
Bildungs- und Wissenschaftspolitik ist immer noch ein 
Dahinplätschern ohne Ziel und ohne Richtung: keine 
neuen Ideen, keine neuen Impulse. Auch dieser Bildungs-
haushalt ist von Verwaltungsdenken geprägt und nicht 
von dem Willen, die sozialen Probleme und die großen 
gesellschaftlichen Herausforderungen, vor denen wir ste-
hen, anzugehen. Das ist ein riesiges politisches Versäum-
nis.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir wissen doch alle, dass Bildung eine der zentralen 

Stellschrauben für Chancengleichheit, für sozialen Aus-
gleich ist. Bildung ist eine große Gerechtigkeitsfrage für 
unsere Gesellschaft, und deswegen darf man sie nicht so 
schmählich und so unzureichend behandeln, wie Sie das 
hier tun.
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(Beifall bei der LINKEN)
Die Große Koalition, allen voran die SPD, hat uns 

schon bei der letzten BAföG-Reform versprochen, dass 
jetzt endlich die Trendwende kommt. Die ist nicht einge-
treten. Die Empfängerzahlen befinden sich im konstanten 
Sinkflug. Und jetzt sagt die Koalition wieder eine Trend-
wende voraus. Dabei ist aber auch die aktuelle Erhöhung 
eben gerade einmal ein Inflationsausgleich.

Für studentischen Wohnraum tut die Bundesregierung 
konkret gar nichts. Deshalb hat es diese Regierung auch 
zu verantworten, dass es wieder eine Frage der sozialen 
Herkunft und des Geldbeutels der Eltern geworden ist, ob 
und wo man studieren kann.

Wir haben inzwischen ein Maß an sozialer Schieflage 
in unserem Bildungssystem erreicht, das uns wirklich alle 
alarmieren sollte und das uns auch alle nervös machen 
sollte. Wir brauchen endlich ein bedarfsdeckendes 
BAföG und Investitionen in Studierendenwohnheime.

(Beifall bei der LINKEN)
Ein gesellschaftlicher Bildungsaufschwung kann eben 

auch nicht mit einer Politik funktionieren, die vor allem 
auf Leuchttürme fokussiert. Das, was wir brauchen, sind 
eben gute Bedingungen und hohe Qualität in der Breite. 
Da ist die Exzellenzstrategie die falsche Antwort. Denn 
sie verstärkt aktuell – unter den aktuellen Bedingungen 
zumindest – das Auseinanderdriften unter den Hochschu-
len. Wir haben jetzt auf der einen Seite eine erste Liga von 
Universitäten, die noch zusätzlich Mittel für einzelne Vor-
haben erhalten, und dann haben wir auf der anderen Seite 
den großen Rest, der sich mit chronischer Unterfinanzie-
rung herumschlägt.

(Dr. Stefan Kaufmann [CDU/CSU]: Das ist zu 
pauschal, Frau Kollegin!)

Schließlich haben wir noch die HAWs, die Hochschu-
len für Angewandte Wissenschaften, die mittlerweile ein 
Drittel aller Studierenden betreuen, aber anscheinend völ-
lig unter dem Radar der Bundesregierung bleiben. Die 
Fachhochschulen leisten einen wichtigen Beitrag zum 
Bildungswesen und verdienen auch endlich Anerken-
nung.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD – Dr. Karamba Diaby [SPD]: Da 
hat sie recht!)

Die Bundesregierung setzt weiter auf Wettbewerb und 
auf kurzatmige Projektförderung statt auf Verlässlichkeit, 
auf bedarfsgerechte Finanzierung und auf sozialen Aus-
gleich. Die Studierenden und die Beschäftigten, vor allem 
die Beschäftigten im Mittelbau, sind die Leidtragenden. 
Von ihnen wird Exzellenz gefordert, aber die Arbeits-, die 
Lehr- und die Lernbedingungen sind das glatte Gegenteil. 
Was wir brauchen, sind endlich Dauerstellen für Dauer-
aufgaben.

(Beifall bei der LINKEN)
Kolleginnen und Kollegen, ich finde, es ist Zeit für 

einen wirklichen Bildungsaufschwung. Bildung und Wis-
senschaft, Schulen und Hochschulen müssen in die Lage 
versetzt werden, den sozialen Zusammenhalt in unserer 

Gesellschaft zu stärken, um Lösungen für die drängenden 
Probleme der Zukunft zu entwickeln: für den Klima-
schutz und die dringend nötige Verkehrswende. Es 
braucht Antworten auf die Fragen in den Bereichen Di-
gitalisierung, Transformation in der Arbeitswelt, zuneh-
mende Verstädterung und Beseitigung von Fluchtursa-
chen. Dieses Bewusstsein muss ein Bildungshaushalt 
ausstrahlen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dieses politische Verständnis braucht eine heutige Regie-
rung. Die Große Koalition leistet das leider nicht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Nicole Gohlke. – Nächste Rednerin für 

Bündnis 90/Die Grünen: Dr. Anna Christmann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Anna Christmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir sind uns offenbar in einer Sache einig: Wissenschaft 
und Forschung sind das Fundament unseres Wohlstands 
und tragen dazu bei, die großen Herausforderungen, die 
vor uns stehen, zu meistern. Wir sind uns offenbar aber 
nicht einig, wie dieser Haushalt dazu beiträgt, das zu 
untermauern. Ich kann zu keiner anderen Einschätzung 
kommen, als dass dieser Haushalt dieser Aufgabe nicht 
gerecht wird. In einer Zeit, in der wir dringend investieren 
müssen, hält der Finanzminister das Geld zusammen, und 
Sie, Frau Ministerin, können oder wollen sich leider nicht 
ausreichend durchsetzen, um die nötigen Investitionen in 
Wissenschaft und Forschung zu sichern. Kämpfen Sie 
endlich für mutige Schritte statt für Stillstand!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Kanzlerin hat gestern selber das Motto ausgege-
ben. Wir müssen dringend dafür sorgen, dass wir techno-
logisch mit dem Weltmaßstab mithalten können. Ich frage 
mich aber ernsthaft, wer in dieser Bundesregierung 
eigentlich an diesem Ziel arbeitet. Nehmen wir die künst-
liche Intelligenz. Bei der sogenannten nationalen KI-Stra-
tegie könnten Anspruch und Wirklichkeit kaum weiter 
auseinanderliegen. Sie haben gerade noch einmal er-
wähnt, Sie wollen führender KI-Standort werden, aber 
Sie bekommen nicht einmal die Mittel verteilt. Wo sind 
denn die angekündigten 3 Milliarden Euro? Ich sehe da-
von nichts. Seit Monaten beschäftigen Sie sich damit, 
diese kleinteilig in erste Millionenpakete aufzuteilen. 
Das Forschungsministerium hat bisher ganze 170 Millio-
nen Euro für mehrere Jahre bekommen. Das ist doch 
ziemlich weit weg von dem Anspruch, den Sie haben. 
Zum Teil decken Sie damit Kürzungen aus den Vorjahren. 
Damit werden wir europäische Werte bei der Entwick-
lung von KI nicht sichern können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 112. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 12. September 2019                                                                                                                                                                                          13817 

Nicole Gohlke 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
21052024 ()



Die Kanzlerin hat das gestern durchaus angesprochen. 
Sie hat gesagt: Wir müssen die europäische Zusammen-
arbeit in diesem Bereich stärken. – Das ist völlig richtig. 
Aber diese Zusammenarbeit wird im Haushalt praktisch 
versteckt, sie kommt gar nicht vor. Als Einziges sind 
500 000 Euro für ein deutsch-französisches Zentrum für 
KI vorgesehen, das auch noch virtuell sein soll. Ich glau-
be, virtuell steht in dem Fall eher dafür, dass es gar nicht 
existiert. Wir sehen jedenfalls davon nichts.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie beschränken sich anscheinend lieber auf Schlag-
worte, ohne sie wirklich ernsthaft mit Geld zu unterfüt-
tern. Anfang dieses Jahres haben Sie eine Offensive zur 
Wissenschaftskommunikation angekündigt. Das begrü-
ßen wir; denn angesichts der großen gesellschaftlichen 
Debatten, wie über KI, wie über den Klimawandel, wäre 
es ein wichtiger Schritt, hier voranzukommen, ganz zu 
schweigen von den zunehmenden Desinformationen 
durch Fake News, mit denen wir es zu tun haben, und 
einer Wissenschaftsskepsis, die sich zunehmend breit-
macht. Konkrete Maßnahmen zur Stärkung der Wissen-
schaftskommunikation haben wir seitdem aber von Ihnen 
nicht gesehen. Es gab, glaube ich, einen Workshop, es 
sind aber keinerlei konkrete Schritte erkennbar. Im Haus-
halt wird das Ganze jetzt mit sozialen Innovationen 
zusammengelegt. Zusammen stehen dann 17 Millionen 
Euro zur Verfügung. Das eine, Wissenschaftskommuni-
kation, ist Ihnen offenbar genauso unwichtig wie das an-
dere, nämlich die sozialen Innovationen. Dabei bedeutet 
soziale Innovation eben nicht kleine Innovationen. Das 
scheint mir ein Missverständnis zu sein. Es bedeutet, dass 
wir Innovationen fördern, die vielleicht nicht so gewinn-
versprechend sind, dafür aber ein großer Gewinn für un-
sere Gesellschaft sein können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da kommt man mit einem abgezweigten Taschengeld 
von der Wissenschaftskommunikation nicht aus. Dafür 
muss man sich etwas trauen. Ich nenne nur die Agentur 
für Sprunginnovationen, die offenbar vorankommt, auch 
wenn es noch kein sichtbares Konzept gibt. Diese Stif-
tung könnte man doch einmal an den globalen Nachhal-
tigkeitszielen ausrichten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da würden wir doch einen großen Schritt bezüglich so-
zialer Innovationen gehen und wären nicht so kleinteilig, 
wie Sie das vorschlagen.

Ich möchte die steuerliche Forschungsförderung an 
dieser Stelle nur noch ganz kurz erwähnen. Hier haben 
Sie sich im Moment leider auch noch nicht gegenüber 
dem Finanzministerium durchsetzen können, sodass auch 
die Wissenschaftseinrichtungen zum Zuge kommen und 
davon partizipieren könnten. Wir hoffen dringend auf 
Verbesserung. Ansonsten kann ich nur sagen: Wir brau-
chen endlich eine kraftvolle Stimme für die nötigen In-
vestitionen in Wissenschaft und Forschung. Dieser Haus-
halt ist zu wenig für die Zukunft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Anna Christmann. – Nächster Redner für 

die CDU/CSU-Fraktion: Norbert Altenkamp.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Norbert Maria Altenkamp.

Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU):
Heute ist Namenstag von Maria.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Dann alles Gute zum Namenstag, liebe Maria.

Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU):
Danke für die Glückwünsche. – Frau Präsidentin! Mei-

ne sehr geehrten Damen und Herren! Wenn ich die De-
batten der letzten Tage, aber auch die aktuelle Revue 
passieren lasse, fällt mir auf, dass einige Kolleginnen 
und Kollegen anscheinend in einer sehr depressiven Stim-
mungslage gefangen sind. Sie haben die Sommerpause 
wohl nicht dazu genutzt, positiven Beispielen in unserem 
Land nachzugehen, um Zuversicht zu erlangen und Chan-
cen für die Herausforderungen unserer Zeit zu erkennen.

Gerade im Bereich Klimaschutz ist die Stimmungslage 
häufig von Schwarz-Weiß-Denken geprägt. Dabei gibt es 
tolle technologische Ansätze, die gerade aus dem For-
schungsetat massiv gefördert werden. So habe ich im 
Sommer das Unternehmen thyssenkrupp in Duisburg be-
sucht. Ich wollte wissen, wie dort das neue Klimaschutz-
projekt in der Pilotanlage „Carbon2Chem“ funktioniert. 
Sie wurde von einer thyssenkrupp-Tochter aus meinem 
Wahlkreis mitgeplant, und das BMBF fördert diese An-
lage mit 60 Millionen Euro. Mit Carbon2Chem will thys-
senkrupp die CO2-Emissionen und den Rohstoffver-
brauch im größten integrierten Stahlwerk in Europa 
durch das Recycling von Hüttengasen drastisch reduzie-
ren. Es entstehen am Ende Chemikalien wie Methanol für 
synthetische Kraftstoffe oder Ammoniak für die Dünge-
mittelproduktion. Damit können die bisherigen energie-
intensiven Produktionsverfahren für diese Stoffe substi-
tuiert werden. thyssenkrupp ist hier Technologieführer. 
Das Vermarktungspotenzial ist groß; denn die neue Tech-
nologie kann auch in anderen CO2-intensiven Bereichen 
wie Zementfabriken und Müllverbrennungsanlagen ge-
nutzt werden, eine wirklich intelligente Lösung für den 
Klima- und Umweltschutz. An dieser Stelle sei mir die 
Bemerkung gestattet: Das ist sicherlich intelligenter, als 
Luftballons zu verbieten, wie eine aktuelle Forderung der 
Grünen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katja Dörner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Will ja auch 
keiner! Langweilig! – Zuruf)

– Vor allem technisch anspruchsvoller, genau. – Insge-
samt erhöht das BMBF 2020 die Mittel für die Klima-, 
Energie- und Nachhaltigkeitsforschung auf 477 Millionen 
Euro. Das hat Signalwirkung für weitere Zukunftsinves-
titionen der Wirtschaft.

Der Haushalt 2020 ist nicht nur ein wichtiger Schritt 
auf dem Weg zu mehr Klimaschutz, sondern auch auf 
dem Weg zum 3,5-Prozent-Ziel. Nur wenn wir unsere 
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Forschungsausgaben bis 2025 auf 3,5 Prozent des BIP 
erhöhen, können wir international wettbewerbsfähig blei-
ben. Es führt einer Studie zufolge auch zu einem zusätz-
lichen BIP-Wachstum von 1,3 Prozent, und damit ist es 
ein gutes Mittel für neuen Schwung in konjunkturschwa-
chen Zeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
2020 bleiben die Mittel stabil – die haushaltstechnische 

Lage ist von den Kollegen Schulz und Rossmann bereits 
beschrieben worden –, aber man muss sich vergegenwär-
tigen, dass im ursprünglichen Ansatz wesentlich weniger 
Mittel im Etat vorhanden waren. Es ist aus meiner Sicht 
der Ministerin zu verdanken, dass die eigentlich geplante 
Absenkung verhindert werden konnte.

Welche Hebel setzen wir nun mit den Mitteln in Bewe-
gung, um das 3,5-Prozent-Ziel zu erreichen und um inno-
vationsstärker zu werden?

Erstens. Um die Zahl der Tech-Start-ups zu erhöhen, 
baut der Fünfpunkteplan des BMBF für eine neue Gründ-
erzeit die Instrumente der Gründerförderung weiter aus 
und bezieht Start-ups zum Beispiel stärker in die Cluster-
förderung ein. Gerade Cluster, in denen Wirtschaft und 
Wissenschaft eng vernetzt zusammenarbeiten, sind ideale 
Brutstätten für Start-ups und Innovation.

Zweitens. Aber trotz bester und vorbildlicher staatli-
cher Gründerförderung, gerade mit dem erfolgreichen 
Hightech-Gründerfonds des BMWi: Ein deutsches Sili-
con Valley, das Welterfolge fast wie am Fließband produ-
ziert, ist damit noch nicht in Sicht. Ein wichtiger Grund 
dafür, gerade im Biotechbereich, wo Gründungen beson-
ders teuer sind: der Mangel an privaten Wagniskapitalin-
vestitionen für die Wachstumsfinanzierung. Hier müssen 
wir nachsteuern. Wir müssen vor allem unser Verspre-
chen aus dem Koalitionsvertrag einlösen und steuerliche 
Anreize für die Mobilisierung von Wagniskapital setzen. 
Das geht an die Adresse des Finanzministers.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Drittens. Wir alle kennen die große Bedeutung unseres 

innovativen Mittelstands für unseren Standort. Dabei 
geht es nicht nur um die Hidden Champions auf den Welt-
märkten wie die Sto-Gruppe in meinem Wahlkreis. Sie ist 
Technologieführer für Wärmedämmverbundsysteme, in-
vestiert viel in Forschung und treibt den aktiven Klima-
schutz beim Bau voran. Für das 3,5-Prozent-Ziel müssen 
wir aber Innovationen in die ganze Breite des Mittel-
stands tragen. Die Förderprogramme des Bundes sind 
hier vorbildlich und müssen weiter gestärkt werden, allen 
voran das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand des 
BMWi und die Förderinitiative KMU-innovativ des 
BMBF.

(Beifall des Abg. René Röspel [SPD])
– Genau. Danke schön.

Aber nicht jede Zukunftsidee passt in ein spezielles 
Förderkonzept. Daher, viertens, ist es gut, dass nach lang-
wierigen Diskussionen endlich der Gesetzentwurf zur 
Einführung der steuerlichen Forschungsförderung auf 
dem Tisch liegt. Das ist ein ganz wichtiges Signal für 
die Unternehmen und für unseren Innovationsstandort. 

Wie die Expertenanhörung am Montag gezeigt hat, gibt 
es aber noch Nachbesserungsbedarf bei der Auftragsfor-
schung. Hier sollte unbedingt der Auftraggeber, also ein 
KMU, gefördert werden; denn die enge Zusammenarbeit 
zwischen KMUs und der Wissenschaft macht Innova-
tionserfolge meist überhaupt erst möglich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mein Fazit.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Denken Sie bitte an Ihre Redezeit, auch wenn Sie Na-

menstag haben.

Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU):
Ja, ich komme zum Schluss. – Der Haushalt 2020 und 

viele praktische Beispiele zeigen, dass wir auf einem gu-
ten Weg sind. Der Forschungsetat ist keine trockene Zah-
lenwüste der Verzagtheit, sondern die Quelle, aus der eine 
Menge Innovationen für eine gute Zukunft unseres 
Landes gespeist werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Norbert Altenkamp. – Nächste Rednerin: 

Ulrike Bahr für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Ulrike Bahr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Mi-

nisterin! Liebe Kollegen und Kolleginnen! Bildung ist 
und bleibt der zentrale Schlüssel für eine gesicherte Zu-
kunft. Darum werde ich auch nicht müde, diesen Satz in 
unseren bewegten Zeiten des strukturellen Wandels einer-
seits, aber auch des politischen Populismus andererseits 
zu erwähnen. Ich meine, Bildung ermöglicht gleiche 
Chancen und Teilhabe. Mit Bildung erreichen wir gesell-
schaftlichen Zusammenhalt. Durch Bildung erkennen wir 
Zusammenhänge und erhalten die Möglichkeit, über den 
eigenen Tellerrand hinauszuschauen, und können dabei 
zwischen Wahrheit und Wahrhaftigkeit unterscheiden.

Bildung ist die Voraussetzung für den sozialen und 
beruflichen Aufstieg und gibt uns damit die Möglichkeit, 
ein besseres Leben zu führen. Das war schon immer das 
sozialdemokratische Versprechen.

(Beifall bei der SPD – Dr. Karamba Diaby 
[SPD]: Jawohl!)

Dem Einzelplan 30 möchte ich daher eine gute Note aus-
stellen, gerade im Themenbereich der Aus- und Weiter-
bildung. Uns allen ist klar, dass in Zeiten des demografi-
schen Wandels und des Fachkräftemangels der Dreiklang 
aus akademischer und beruflicher Ausbildung sowie be-
ruflicher Weiterbildung einen enormen Stellenwert hat. 
Lebensbegleitendes Lernen ist die Parole. Und genau da-
ran arbeiten wir hier.
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Mit sehr viel mehr Haushaltsmitteln als noch 2019 er-
möglichen wir, dass die individuelle Entscheidung für 
Aus- und Weiterbildungen leichter fällt. Denken wir an 
die bereits umgesetzte BAföG-Novelle. Unsere Studie-
renden können sich damit schon ab dem kommenden 
Wintersemester auf einen neuen Förderhöchstsatz sowie 
auf einen gestiegenen Wohnzuschlag verlassen. Übri-
gens, auch wenn dieser Topf leer sein sollte, bekommen 
alle Studierenden das BAföG natürlich dennoch ausge-
zahlt, sofern sie berechtigt sind.

(Beifall bei der SPD)
Das regelt schon allein der Rechtsanspruch. Wir haben im 
Parlament beschlossen, bis zum Ende der Legislaturpe-
riode 1,3 Milliarden Euro mehr für die Leistungsverbes-
serungen beim BAföG in die Hand zu nehmen. Wir So-
zialdemokratinnen und Sozialdemokraten werden genau 
hinschauen, damit das auch passiert.

(Beifall bei der SPD)
Auch in der beruflichen Ausbildung gehen wir einen 

deutlichen Schritt nach vorne. Die Mindestausbildungs-
vergütung hat zwar nicht direkt mit Ausgaben des Ein-
zelplans 30 zu tun, dennoch möchte ich eine Lanze für sie 
brechen und sie hier erwähnen, denn sie gehört ins Kon-
zept. Mit ihr erkennen wir die Leistung derjenigen an, die 
wir in Zukunft immer mehr benötigen, unserer Auszu-
bildenden. Sie leisten schon heute einen wichtigen Bei-
trag als Fachkräfte von morgen. Es ist also Zeit, sich bei 
ihnen dafür zu bedanken und eine ordentliche Vergütung 
bereitzustellen.

(Beifall bei der SPD)
Ich bitte daher meine geschätzten Kolleginnen und Kol-
legen der Unionsfraktion, mit uns nun gemeinsam den 
Weg zu einem guten Abschluss der Reform des Berufs-
bildungsgesetzes zu gehen.

Für das neue Aufstiegs-BAföG, das gleich nach der 
Novelle zum Berufsbildungsgesetz umgesetzt werden 
soll, stehen – das ist erwähnt worden – künftig knapp 
392 Millionen Euro zur Verfügung, also knapp 50 Prozent 
mehr als noch in diesem Jahr.

(Beifall bei der SPD)
Das ist ein gutes Zeichen für alle, die sich überlegen, eine 
Aufstiegsfortbildung zum Techniker, Meister, Fach- oder 
Betriebswirt zu machen. Das sind gute Zeichen für alle, 
die bisher vor den Kosten einer Aufstiegsfortbildung zu-
rückgeschreckt sind. Die Zahlen geben es vor: Der Staat 
wird ihnen kräftig unter die Arme greifen, beispielsweise 
mit einem Vollzuschuss zu den Unterhaltskosten für die-
jenigen, die ihre Fortbildung in Vollzeit absolvieren wol-
len, oder mit höheren Zuschüssen zu den Lehrgangs- und 
Prüfungsgebühren. Mit der Mindestausbildungsvergü-
tung und dem neuen Aufstiegs-BAföG kommen wir der 
Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bil-
dung ein erhebliches Stück näher. Darüber freue ich mich. 
Diesen Meilenstein darf man auch feiern.

(Beifall bei der SPD)
Grund zum Feiern ist aber auch ein anderer Titel, mit 

dem eine neue Dimension der Chancen- und Bildungs-

gerechtigkeit eröffnet wird. Wir beginnen, die Mittel für 
den von der SPD geforderten und im Koalitionsvertrag 
verankerten Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für 
Kinder im Grundschulalter bereitzustellen. Das ist ein 
logischer Schritt, der auf den Kitaausbau folgen muss. 
Er ist zentral für die bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf und bietet Chancengerechtigkeit in der 
schulischen Bildung.

(Beifall bei der SPD)
Gemeinsam mit dem Familienministerium wird das 

Bildungsministerium im nächsten Jahr 1 Milliarde Euro 
zurückstellen, und eine weitere Milliarde wird folgen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Bahr!

Ulrike Bahr (SPD):
Mir ist natürlich auch klar, dass hier noch viele Steine 

aus dem Weg geräumt werden müssen und wir bis 2025 – 
dem vereinbarten Beginn des Rechtsanspruchs – noch so 
manches Gespräch mit den Ländern und Kommunen füh-
ren müssen.

In die Zukunft gesehen: Ja, das ist nicht nur eine Auf-
gabe für eine Legislaturperiode. Deswegen: Packen wir 
es an!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, liebe Kollegin Bahr. – Wir sind heute ein 

bisschen gnädiger.

(Katrin Staffler [CDU/CSU]: Das ist gut zu 
wissen! – Dr. h. c. Thomas Sattelberger 
[FDP]: Na ja, es geht!)

– Herr Sattelberger hat vorgelegt. – Nächste Rednerin: 
Katrin Staffler für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn man die Debatte heute verfolgt, kann man im Prin-
zip einen Minimalkonsens festhalten, nämlich, dass die 
Themen Bildung, Forschung und Innovation absolut ent-
scheidend für die Zukunft unseres Landes sind.

Gleichzeitig beschweren Sie sich, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der Opposition, darüber, dass wir feh-
lende Finanzmittel hätten und dass in dem Bereich an-
geblich zu wenig getan würde.

(Beifall bei der FDP)
So weit, so gut. Um ehrlich zu sein: Das erwartet man von 
der Opposition in gewisser Weise ja auch.

Da Sie sich jetzt schon so vehement über fehlende Fi-
nanzmittel in unserem Bereich beschweren, sage ich 
Ihnen eines: Ich habe gestern bei der Generaldebatte sehr 
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genau zugehört, und ich habe mir mal aufgeschrieben, 
wie oft das Thema „Bildung und Forschung“ angespro-
chen worden ist. Bei Ihren Rednern, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der Opposition, hat es da ganz schön 
mau ausgeschaut.

(Marianne Schieder [SPD]: Ja!)
Bei den Linken und bei der AfD: komplette Fehlanzei-

ge! Man muss jetzt natürlich ehrlicherweise sagen, dass 
ein Zukunftsthema wie „Forschung und Innovation“ nicht 
unbedingt in Ihr Weltbild passt, weil man sich, wenn man 
den Menschen in diesem Land permanent einredet, dass 
Deutschland kurz vor dem Untergang steht, über die Zu-
kunft ja auch keine Gedanken mehr zu machen braucht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Aber auch bei den Grünen – da habe ich mehr erwar-
tet –: leider nichts! Dabei würde es sich gerade beim 
Thema Klima anbieten, dass man auch mal darüber 
spricht, wie man mit Innovationen made in Germany 
weltweit etwas für unser Klima leisten kann.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dann fehlt noch die FDP – Herr Sattelberger, passen 

Sie gut auf –, also die selbsternannte Partei der digitalen 
Bildung und Innovation. Kurz gesagt: Ich habe von Ihrem 
Vorsitzenden, dem Christian Lindner, in dem Bereich 
gestern wirklich viel erwartet, und siehe da: Das Thema 
Bildung ist in seiner Rede genau einmal vorgekommen. 
Zum Inhalt muss man aber sagen: leider wieder Fehlan-
zeige!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. h. c. Thomas Sattelberger 
[FDP]: Dafür haben wir das heute ganz toll ge-
macht!)

Und ja, ich bin da ganz ehrlich: Natürlich hätten auch 
wir uns vorstellen können, dass wir noch mehr Mittel für 
das Thema „Bildung und Forschung“ ausgeben; im Üb-
rigen genauso wie für viele andere Themenbereiche auch. 
Aber man kann auch feststellen, dass unsere Ministerin 
im Rahmen der Verhandlungen erreichen konnte, dass 
unsere Mittel auf dem gleichen Niveau bleiben bzw. de 
facto sogar steigen; der Kollege Schulz von der SPD hat 
das schon angemerkt.

(Marianne Schieder [SPD]: Der kann rechnen!)
Ich finde, auch das muss man einmal sagen dürfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Jetzt zu den konkreten Inhalten: Wenn man sich die 
bisherigen Haushaltsberatungen näher anschaut, dann 
sieht man, dass sich ein Thema wie ein roter Faden durch 
all diese Beratungen zieht, nämlich die Bewältigung der 
Digitalisierung in allen Lebensbereichen. Auch die Bun-
deskanzlerin hat das in ihrer Rede gestern sehr zentral 
angesprochen. Es stimmt, wenn sie sagt: Die Bewältigung 
der Digitalisierung ist entscheidend für die Zukunftsfä-
higkeit unseres Landes, für unseren Wohlstand und für 
die Prosperität. – Die Debatte heute hat gezeigt, dass die 

Digitalisierung auch für unseren Bereich, also für den 
Bereich „Bildung und Forschung“ zukunftsentscheidend 
ist.

Die künstliche Intelligenz ist heute mehrfach angespro-
chen worden. Die Digitalisierung wirkt sich aber eben 
nicht nur auf die KI oder die Entwicklung von anderen 
technologischen Innovationen aus, sondern sie reicht 
mittlerweile in alle Bereiche unseres Bildungs- und Wis-
senschaftssystems. Deswegen finden wir sie auch überall 
in unserem Haushaltsplan wieder.

Besonders erfreulich ist zum Beispiel, dass es im Haus-
haltsentwurf jetzt einen eigenen Titel zur Digitalisierung 
im Hochschul- und Wissenschaftssystem gibt; denn die 
Digitalisierung verändert auch die Art und Weise, wie wir 
an den Hochschulen lehren, wie wir dort lernen und wie 
wir forschen.

Auch die Digitalisierung der beruflichen Bildung fin-
det sich im Haushaltsentwurf wieder. Da wir gerade bei 
dem Thema berufliche Bildung sind, meine Damen und 
Herren: Dieses Jahr ist der Innovationswettbewerb Inno-
VET gestartet. Dort werden Konzepte für eine innovative, 
zukunftsfeste und exzellente berufliche Bildung erarbei-
tet. Auch das haben wir im Haushalt für das kommende 
Jahr wieder abgebildet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
René Röspel [SPD])

Bildung endet aber nicht mit einem Berufs- oder Stu-
dienabschluss, sondern sie ist ein lebensbegleitender Pro-
zess. Deswegen ist die kontinuierliche Weiterbildung un-
erlässlich, wenn wir mit dem technologischen Wandel 
Schritt halten wollen. Die Digitalisierung erhöht eben 
nicht nur die Notwendigkeit für das lebensbegleitende 
Lernen, sondern sie ermöglicht auch völlig neue Formen 
der Weiterbildung, zum Beispiel durch die Anwendung 
von virtueller Realität. Die berufliche Weiterbildung – 
das ist, glaube ich, klar – ist das Zukunftsthema. Natürlich 
spiegelt sich auch das in unserem Haushalt wider.

Sie sehen also: Von der beruflichen Bildung über das 
Hochschul- und Wissenschaftssystem bis hin zum lebens-
begleitenden Lernen – in allen Bereichen findet sich die 
Digitalisierung im Haushalt wieder. Ich finde das wichtig 
und gut. Dabei müssen wir die Menschen mitnehmen. 
Wir müssen ihnen die Ängste und Sorgen, die sie haben, 
nehmen. Vor allem müssen wir die zentrale Botschaft 
senden, dass wir die Herausforderungen meistern können, 
die eine digitale Welt mit sich bringt.

„Lust auf Zukunft“ muss unser Motto sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns mit gu-
tem Beispiel vorangehen. Lassen Sie uns diese Lust an 
der Zukunft bei den Menschen verbreiten. Dafür brau-
chen wir noch nicht mal mehr Mittel im Bildungsetat, 
sondern nur den Willen, dass wir für die Menschen in 
diesem Land etwas zum Positiven bewirken.

Danke schön.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Katrin Staffler. – Nächster Redner: für 

die SPD-Fraktion Dr. Karamba Diaby.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Karamba Diaby (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! „Ich wollte schon immer anderen 
Menschen helfen“, das sagte Joseph Yateem. Joseph ist 
in Aleppo in Syrien geboren, musste seine Stadt verlassen 
und flüchtete 2015 nach Deutschland. Joseph gab seinen 
Traum nicht auf, Medizin zu studieren. In Deutschland 
angekommen, lernte er Deutsch, nahm an einem Pro-
gramm teil, das durch den Deutschen Akademischen 
Austauschdienst gefördert wurde. Dieses Programm er-
möglichte ihm eine umfassende Vorbereitung auf das Me-
dizinstudium, das er im vergangenen Sommer begann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie Sie sehen: Wir 
beraten nicht nur über Zahlen, sondern entscheiden mit 
über die Zukunft von Menschen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir wissen alle, dass eine gute und gerechte Bildung 
Zukunftschancen eröffnet und Teilhabe ermöglicht. Das 
Ziel ist es, mehr Chancengerechtigkeit in der Bildung zu 
schaffen und die Entfaltung individueller Potenziale zu 
fördern und dadurch den Aufstieg durch Bildung zu er-
möglichen.

Ich darf daran erinnern: Dafür hat sich die Sozialdemo-
kratie immer eingesetzt.

(Beifall bei der SPD)
Dabei ist völlig egal, ob jemand aus Aleppo, aus Halle an 
der Saale oder aus Lauscha in Thüringen kommt. Für uns 
als SPD-Fraktion steht fest: Die beste Investition ist die 
Investition in Bildung.

(Beifall bei der SPD)
Wir geben viel und bekommen noch mehr zurück. Was 
hier gilt, gilt natürlich auch in der ganzen Welt.

Sinn entsteht, wenn man Verantwortung für die Gesell-
schaft übernimmt. Fest steht: Wir leben in einer Welt, in 
der durch Armut, Krieg und Krisen mehr als 250 Millio-
nen Kinder, vor allem Mädchen, keinen Zugang zu Bil-
dung haben. „Bildung ist die mächtigste Waffe, um die 
Welt zu verändern“, sagte bereits der Nobelpreisträger 
Nelson Mandela.

(René Röspel [SPD]: Guter Mann!)
Deshalb ist es wichtig, dass wir mit unseren Mittler-

organisationen wie dem DAAD, der Alexander-von- 
Humboldt-Stiftung und anderen Menschen vor Ort för-
dern. Die Förderung der Internationalisierung von Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung ist darüber hinaus 
auch ein Plädoyer für Weltoffenheit, Gemeinsamkeit 

und die Freiheit des Denkens im internationalen Kontext. 
Gerade in dieser Zeit von Hass und Hetze ist das ein ent-
scheidender Beitrag.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich freue mich, dass 
der Bildungshaushalt über 18 Milliarden Euro beträgt und 
dass wir mit dem Geld unter anderem den DigitalPakt, das 
BAföG und die Finanzierung der Hochschulen verbes-
sern. Damit Menschen wie Joseph Yateem und viele an-
dere auch ihre Träume verwirklichen können, lassen Sie 
uns weiter für Chancengerechtigkeit in der Bildung 
kämpfen. Ich bin fest davon überzeugt: Mit diesem Haus-
halt sind wir auf einem guten Weg.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Dr. Karamba Diaby. – Letzte Rednerin in 

dieser Debatte: Kerstin Radomski für die CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Kerstin Radomski (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Vorredner haben bereits viele Aspekte angespro-
chen, von denen auch mir zahlreiche am Herzen liegen, 
etwa die Förderung der MINT-Fächer.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zu Beginn möchte ich aber noch einmal auf das ein-

gehen, was schon mehrfach hier angesprochen wurde, 
nämlich dass dieser Einzelplan 69 Millionen Euro weni-
ger aufweist als letztes Jahr, und die Tatsache ansprechen, 
dass er eigentlich um 715 Millionen Euro hätte abschmel-
zen müssen, wenn sich unsere Bundesbildungsministerin 
nicht am Kabinettstisch wie eine Löwin dafür eingesetzt 
hätte,

(Zurufe von der LINKEN: Ui!)

dass 650 Millionen Euro mehr in diesen Einzelplan ein-
gestellt worden sind. Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Als letzte Rednerin in dieser Debatte möchte ich aber 
gerne erst mal etwas Grundsätzliches sagen. Wir leben in 
einer Zeit bedeutender Weichenstellungen weltweit für 
das Leben und die Wettbewerbsfähigkeit in der Zukunft. 
Dem Einzelplan für Bildung und Forschung kommt dabei 
eine entscheidende Rolle zu.

Mit dem Blick auf diesen Bereich möchte ich ein Bei-
spiel nennen, das derzeit wie kaum ein anderes die Situa-
tion beschreibt und sagt, warum wir über so etwas Be-
deutendes sprechen. Im März wurde veröffentlicht, dass 
mit der Zahl seiner europäischen Patentanmeldungen das 
deutsche Unternehmen Siemens das chinesische Unter-
nehmen Huawei von Platz eins in Europa verdrängt hat. 
In der Jahresstatistik gelangte mit Siemens und dessen 
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knapp 2 500 Patenten erstmals seit sieben Jahren wieder 
ein deutsches Unternehmen an die europäische Spitze.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Viele dieser Patente zielen auf die Zukunftstechnolo-
gien wie künstliche Intelligenz, das Internet der Dinge 
und Cybersecurity ab. Auf solche Erfolge, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, können wir stolz sein.

In diesen wichtigen Jahren dürfen wir Europäer uns 
nicht von den Innovationszentren in den USA und China 
abhängen lassen. Wir müssen uns, wie Kollegin Staffler 
das auch sagte, Lust auf die Zukunft machen, aber wir 
müssen auch überlegen, wie diese Zukunft für uns aus-
sehen soll.

Wir wollen vor allen Dingen nicht den völlig gläsernen 
und überwachten Konsumenten, zu dem gerade 1 Milliar-
de chinesischer Onlinekunden gemacht werden, sondern 
wir wollen einen starken europäischen Gegenentwurf, bei 
dem unsere besten Köpfe die Welt der Zukunft entwi-
ckeln.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
René Röspel [SPD])

Genau das ist das Ziel, das die Bundesbildungs-
ministerin mit ihrem Entwurf von 18,2 Milliarden Euro 
vorantreiben möchte. Das ist eine Menge Geld, vor allem 
verglichen mit dem Niveau, auf dem wir beim Kanzler-
wechsel 2005 gestartet sind.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Das war schon 
1998! Davor schon!)

Inzwischen macht der Einzelplan 30 rund 5 Prozent des 
Gesamtbudgets aus.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte kurz 
noch einige Schwerpunkte nennen. Für die Digitalisie-
rung in den Schulen geben wir 3,5 Milliarden Euro aus. 
Zur Veranschaulichung: Für die Kommunen in meinem 
Wahlkreis bedeutet dies konkret eine Förderung von 

18,7 Millionen Euro für die digitale Infrastruktur und 
Ausstattung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Für die Zukunftstechnologie „künstliche Intelligenz“ 

haben wir bereits 500 Millionen Euro im letzten Haushalt 
eingestellt. Weitere 500 Millionen Euro sind im Entwurf 
vorgesehen. Insbesondere lokale Kompetenzzentren sol-
len damit gefördert werden.

Unter den vielen Einzelvorhaben möchte ich die Natio-
nale Dekade gegen Krebs hervorheben. In ihrem Zu-
sammenhang werden wir 140 Millionen Euro über die 
nächsten drei Jahre verteilen, um einen Beitrag zur Be-
kämpfung von Krebs zu leisten. Das Ziel soll sein, neue 
Forschungsergebnisse in der Prävention, Diagnose und 
Therapie rasch zu den Menschen zu bringen.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusammen-
fassen: Wir sind mit dem Haushalt auf einem guten Weg. 
Wir werden nun engagierte Haushaltsberatungen führen. 
Ich freue mich auf die Zusammenarbeit, die in den letzten 
Jahren immer sehr konstruktiv war, und sehe positiv in 
die nächsten Wochen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Kerstin Radomski. – Weitere Wortmel-

dungen zu diesem Einzelplan liegen nicht vor.

Wir sind damit nicht nur am Ende dieser Debatte, son-
dern auch am Schluss unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Freitag, den 13. September 2019, 
9 Uhr, ein.

Ich wünsche Ihnen einen schönen, erquicklichen Rest-
donnerstag und sage: Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 17.40)
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Anlage zum Stenografischen Bericht 

Anlage 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Bär, Dorothee CDU/CSU

Dassler, Britta Katharina FDP

Esken, Saskia SPD

Gabelmann, Sylvia DIE LINKE

Gabriel, Sigmar SPD

Gerdes, Michael SPD

Hagl-Kehl, Rita SPD

Heßenkemper, Dr. Heiko AfD

Holtz, Ottmar von BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Houben, Reinhard FDP

Jensen, Gyde * FDP

Kamann, Uwe fraktionslos

Kemmerich, Thomas L. FDP

Kühn (Tübingen), Christian BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Leutert, Michael DIE LINKE

Maizière, Dr. Thomas de CDU/CSU

Abgeordnete(r)

Marwitz, Hans-Georg von der CDU/CSU

Meyer, Christoph FDP

Nahles, Andrea SPD

Pellmann, Sören DIE LINKE

Petry, Dr. Frauke fraktionslos

Rabanus, Martin SPD

Rupprecht, Albert CDU/CSU

Schäfer (Saalstadt), Anita CDU/CSU

Schiefner, Udo SPD

Schmid, Dr. Nils SPD

Schüle, Dr. Manja SPD

Schulz, Jimmy FDP

Weber, Gabi SPD

Weiler, Albert H. CDU/CSU

Werner, Katrin DIE LINKE

*aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes
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